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				Die mehrfach ausgezeichnete Journalistin und Bestseller-Autorin Katja Gloger arbeitet seit über 30 Jahren vor allem zu Russland und internationaler Sicherheitspolitik. Die Osteuropahistorikerin berichtete viele Jahre für den Stern aus Moskau und Washington. Sie interviewte Michail Gorbatschow, Boris Jelzin und Wladimir Putin.
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				Georg Mascolo gehört seit langer Zeit zu den führenden investigativen Journalisten des Landes. Der Bestseller-Autor war Spiegel-Chefredakteur und leitete die Recherchekooperation von NDR, WDR und Süddeutscher Zeitung. Seine Reportage über den Fall der Berliner Mauer wurde von der Unesco ins Weltdokumentenerbe aufgenommen.

			
		

	

	
		

		
			Sie haben so viel gewusst. Und so wenig getan. Wegsehen, beschwichtigen, verdrängen, das galt viel zu oft und viel zu lange im Verhältnis zu Putins Russland. Die Bestseller-Autoren Katja Gloger und Georg Mascolo beleuchten mit bisher geheim gehaltenen Akten und Aussagen entscheidender Zeitzeugen die Bruchpunkte deutscher Russlandpolitik. Sie legen weggesperrte Erkenntnisse über Putins KGB-Zeit in Dresden offen, führen in den Verhandlungssaal des historischen Nato-Gipfels von Bukarest, enthüllen, was Bundesregierungen so früh über Putins hybriden Krieg gegen Deutschland wussten. Sie zeigen, warum dies alles folgenlos blieb und – gegen alle aktenkundigen Warnungen – die verhängnisvolle und am Ende enorm teure Abhängigkeit von russischem Gas immer weiter anstieg.

Ein Buch, das zu jener unverzichtbaren Aufklärung beiträgt, die bisher alle Bundesregierungen verweigert haben.
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				ALTERNATIVE 
WIRKLICHKEITEN

			

			Dieser 25. September des Jahres 2001, so wird es viel zu lange heißen, ist einer der hoffnungsvollsten Momente der deutsch-russischen Beziehungen. Vergleichbar allenfalls mit jenem schon verblassten frühsommerlichen Vormittag des 12. Juni 1989, als auf dem Bonner Rathausplatz ein Mann, strahlend, selbstbewusst und visionär, die Herzen der (West-)Deutschen eroberte, einen kleinen Jungen auf dem Arm. »Gorbi, Gorbi« riefen die Menschen Michail Sergejewitsch Gorbatschow zu, Generalsekretär der Kommunistischen Partei der Sowjetunion. Es war einer jener glücklicheren Tage, an denen, noch unausgesprochen, der Weg bereitet wurde für die deutsche Wiedervereinigung.
An diesem Herbsttag des Jahres 2001 hingegen fühlt sich die Welt unberechenbar und gefährlich an. Der Terroranschlag des 11. September liegt gerade zwei Wochen zurück, von Krieg ist die Rede, Krieg gegen den Terror. Da tritt um 15:15 Uhr ein Gast aus Moskau an das Rednerpult des Deutschen Bundestages; für seinen ersten Staatsbesuch hat der Präsident der Russischen Föderation Wladimir Putin Berlin gewählt. Er bringt: Hoffnung, ein bisschen Zuversicht. Denn er verspricht eine neue Zeit, die geprägt sein soll von Frieden und Kooperation: »Der stabile Frieden auf dem Kontinent ist das Hauptziel«, sagt er. Und: »Russland ist ein freundlich gesinntes europäisches Land.«
Aber es ist nicht nur, was dieser Mann an diesem Nachmittag sagt. Wichtig ist auch, wie er es sagt. »Heute erlaube ich mir die Kühnheit, einen großen Teil meiner Ansprache in der Sprache von Goethe, Schiller und Kant, in der deutschen Sprache, zu halten«, sagt der russische Präsident und wechselt ins Deutsche. Leise spricht er, zurückhaltend, höflich, das verstärkt die Botschaft.
Im Parlament laufen die Abgeordneten an jedem Sitzungstag an jenen von einer deutsch-russischen Kommission ausgewählten und sorgsam konservierten Inschriften vorbei, die Soldaten der Roten Armee im Siegesmonat Mai 1945 in Hitlers Reichstag hinterlassen hatten, Graffiti ihrer Zeit, mit einem verkohlten Stück Holz oder farbiger Fettkreide gekritzelt. Die Namen ihrer Heimatstädte, auch in der Ukraine, Freude über den Triumph des Sieges. Die Wände und Säulen mit kyrillischen Botschaften stehen als mahnende Erinnerung an den Vernichtungskrieg der Deutschen gegen die Völker der Sowjetunion. Mitten im deutschen Parlament. »Na Berlin!«, hieß es in den letzten Kriegsmonaten, nach Berlin!
Im Kriegsjahr 2025 kursieren ähnliche Propagandabotschaften in russischen Städten, Schüler malen sie auf Plakate, manche kleben sie als Sticker auf ihr Auto: »Moschem powtorit!« – Wir können es wiederholen! Gemeint ist: Wir werden siegen. Koste es, was es wolle. Wir werden Euch besiegen.
Welche Welten sie und ihren Siegeskult-Präsidenten von denen auch in Russland trennen, für die über bittere Jahrzehnte eine andere, leise Botschaft galt, verbunden mit einer zarten Hoffnung auf Versöhnung: »Lisch ne bylo by wojny.« Alles, aber keinen Krieg mehr. Bloß keinen Krieg mehr. Niemals mehr.
Frieden in Europa sei nur mit, nicht gegen Russland zu erreichen, so lautet die deutsche politische Maxime seit dem Zerfall der Sowjetunion und der friedlichen Wiedervereinigung eines geteilten Landes. An diesem 25. September 2001 scheint dieser Moment zum Greifen nahe. Und tatsächlich, vielen scheint Putin als »Deutscher im Kreml«.
Immer wieder wird seine Ansprache von Applaus und freundlichem Lachen unterbrochen. Am Ende erheben sich die Abgeordneten und die gesamte versammelte Staatsspitze, Bundespräsident Johannes Rau und Bundeskanzler Gerhard Schröder. Finanzminister Theo Waigel macht einen »Kennedy-Effekt« aus. Der Beifall will nicht enden. Putin steht stumm, fast schüchtern hinter dem Pult, nur die Augen verraten seine Zufriedenheit. Es ist ein Triumph. Der russische Staatschef, Oberstleutnant außer Dienst des sowjetischen Komitees für Staatssicherheit KGB, hat einmal von sich gesagt, er sei ein Spezialist für den Umgang mit Menschen.
Dieser 25. September 2001 gehört zu seinen Meisterstücken.
Es gibt allerdings noch eine andere Geschichte dieses Auftritts zu erzählen. Früh hatte Putin den Wunsch übermitteln lassen, während seines Staatsbesuches im Bundestag zu sprechen. Aber monatelang wurde darum gerungen, ob Putin überhaupt »die Ehre erhalten« solle, die Ehre einer Rede vor dem Plenum.
Er hatte zur Jahreswende 2001 das Ehepaar Schröder zum orthodoxen Weihnachtsfest nach Moskau eingeladen, war mit Schröder Schlitten gefahren, buchstäblich. Jetzt ging es ihm darum, auch den Rest des Landes für sich einzunehmen, die Deutschen zu packen bei ihrer Verantwortung für die gemeinsame Geschichte und wohl auch bei ihrer verklärenden Russlandliebe.
»Einziger ›kritischer‹ Punkt derzeit: Rede Putins vor dem Bundestags-Plenum«, heißt es in einem Vermerk des Auswärtigen Amts. Die Frage sei dem Kanzler und dem Bundespräsidenten unterbreitet worden, die Vorlage an den Kanzler sei im Ton eher »zurückhaltend-negativ« geschrieben.1
Denn Auftritte ausländischer Staatsgäste vor dem deutschen Parlament werden grundsätzlich nur sehr selten gewährt. Die Protokollabteilung des Bundestages äußert Bedenken, offeriert gar eine diplomatisch-höfliche Ausrede: Man könnte darauf hinweisen, »dass am fraglichen Tag der Bundestag wohl gar keine Plenarsitzung hat«.
Dann interveniert der Kanzler selbst. Es kommt zu einem Kompromiss.
Das Parlament übermittelt dem russischen Botschafter in Berlin Ende August gleich zwei Bedingungen: Eine Ansprache Putins im Bundestag müsse »zu einem gewichtigen Teil auf Deutsch gehalten« werden, »um damit eine gewisse Besonderheit zu belegen«.
Und im Anschluss muss sich Putin mit Abgeordneten des Auswärtigen Ausschusses zu einer Aussprache treffen. Mit mindestens 45 Minuten wird sogar die Dauer vorgegeben. Es steht zu erwarten, dass dann auch der Krieg zur Sprache kommt, den Putin gerade in der Autonomen Republik Tschetschenien führt. Noch in der ersten Nacht seiner Präsidentschaft, nur wenige Stunden nach der nicht sehr demokratischen Machtübergabe durch Boris Jelzin am 31. Dezember 1999, war Putin nach Tschetschenien geflogen und hatte dort Orden und Jagdmesser an russische Soldaten überreicht. Im Westen ist er bereits durch besonders grobe, menschenverachtende Sprache aufgefallen: »Notfalls machen wir sie auf dem Scheißhaus kalt.« Oder: »Man muss sie wie Ungeziefer vernichten!«
Eine Gruppe von Bundestagsabgeordneten der Partei Bündnis 90/Die Grünen hat einen offenen Brief an Putin geschrieben: »Die Menschenrechte der Zivilbevölkerung in Tschetschenien und die Rechte der Flüchtlinge wurden grausam missachtet.«2
Jetzt, kurz nach dem 11. September, ist die Sorge groß, dass es noch schlimmer werden könnte. Dass Putin 9/11 nutzt, um im Kaukasus seinen eigenen, barbarischen Feldzug gegen den Terror zu führen, ohne dass er dafür verantwortlich gemacht wird. Von Anfang an sind Kriege sein politisches Mittel der Wahl.
Einer der Autoren des offenen Briefes ist der frühere DDR-Bürgerrechtler Werner Schulz: Deutsche Politiker hätten Putin wie einen »Enkel Gorbatschows gefeiert«, sagt er, ihn nicht als »Ziehsohn des KGB erkannt«. Genau diesen Typus Geheimdienstler kenne er und misstraue ihm zutiefst. Schulz beweist damit eine erstaunliche Menschenkenntnis.
Von Putins Rede im Bundestag existieren ein Wortprotokoll und hunderttausendfach geklickte YouTube-Videos. Die Diskussion mit den Abgeordneten des Auswärtigen Ausschusses ist in einer bis heute vertraulichen dreiseitigen »zusammenfassenden Mitschrift« archiviert, die es vor allem wegen Putins Antworten in sich hat. Da geht es nicht um Kant und Schiller und Goethe, sondern um Putins Vorgehen in Tschetschenien.3 Die Lage dort werde »in Deutschland weiter mit Sorge verfolgt«, sagt der CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende Friedrich Merz. Putin wiegelt ab, er habe doch gerade einen Friedensplan unterbreitet. Und: Seit dem 11. September »akzeptiere Russland keine Doppelstandards« mehr – unterschiedliche Maßstäbe, wenn es um den Krieg gegen den Terror geht.
Ein Spezialist für den Umgang mit Menschen
Früh zeigte sich: Putin ist ein Meister darin, unterschiedliche Botschaften zu senden, manchmal an ein und demselben Tag. Diese Befähigung perfektioniert er. Aber zu viele in der deutschen politischen Klasse hören und sehen nur, was sie hören und sehen wollen.
Putin überlässt nichts dem Zufall, auch nicht an diesem 25. September 2001. Denn entscheidende Gedanken dieser Rede, gar Grundsätzliches zu Russland, das geöffnet ist für gute Geschäfte, sind von einem ehemaligen deutschen Spitzenbeamten und einem deutschen Industriemanager, der Putin schon lange kennt, formuliert worden: Horst Teltschik, der mit Kanzler Kohl die deutsche Einheit verhandelte, und Klaus Mangold, Vorsitzender des Ost-Ausschusses der Deutschen Wirtschaft. Er war auf Bitte Putins zur Vorbereitung sogar eigens nach Moskau geflogen. Die Rede, die bis heute herhalten muss als Beweis für den »anderen Putin«, als geflissentlicher Nachweis seiner vermeintlich besseren europäischen Absichten, haben sich die Deutschen in gewisser Weise auch noch selbst geschrieben.
Wie am 25. September 2001 im Bundestag ist es oft, wenn man auf die vergangenen drei Jahrzehnte des deutsch-russischen Verhältnisses blickt. Vieles ist nicht so, wie es auf den ersten Blick schien oder es sich in der Erinnerung festgesetzt hat. Vieles wurde gesehen – und doch nicht ausreichend verstanden. Dazu gehört diese zweite Wirklichkeit, die Putin lebt.
Mit Beginn des europäischen Kriegsjahres 2022 stehen die Verantwortlichen vor den Trümmern der deutschen Russlandpolitik, genauer: ihrer Putin-Politik. Mehr noch: Mit der »Zeitenwende« stehen drei Jahrzehnte deutscher Außenpolitik, eine scheinbar beispiellose politische und wirtschaftliche Erfolgsgeschichte, auf dem Prüfstand. Hatte sich doch vor allem Deutschland als »Russland-Versteher« begriffen und empfohlen – dem Land seit Jahrhunderten in oft schrecklich eng verknoteter Beziehung verbunden. Das deutsche Gütesiegel »Ostpolitik« – was immer man darunter verstehen wollte – galt auch als moralische Grundfeste (west)deutscher Außenpolitik, unverrückbar schienen die Paradigmen von »Wandel durch Annäherung« bis zu »Modernisierungspartnerschaft«.
Aber genauer hinzusehen, sich nüchtern den Realitäten zu stellen, die der inzwischen ewig scheinende Putin geschaffen hat, den Ursachen und Folgen seiner Herrschaft, war – und bleibt – entscheidende Herausforderung deutscher Russlandpolitik, eine Zukunftsaufgabe.
Dieses Buch versucht genau das. Es füllt viele jener Lücken, die in den vergangenen Jahrzehnten durch Sperrfristen und Geheimhaltungsvorschriften entstanden sind, durch politischen Spin und auch aufgrund des schlichten Unwillens von Verantwortlichen zu vertiefter Diskussion. Zeitweilig war die offizielle Unterstützung von Ministerien und Regierungsbehörden ebenso großzügig wie verblüffend unbürokratisch. Akten wurden zügig entsperrt und zugänglich gemacht, etwa zu Putins Rede im Bundestag 2001 oder zum schicksalhaften Nato-Gipfel in Bukarest 2008.
Doch immer wieder schlug diese Offenheit ohne jede Erklärung ins Gegenteil um. Schließlich gelang es, Zehntausende Seiten Dokumente entscheidender Wegmarken zu sichten: Dazu gehören etwa Akten über den »Minsker Friedensprozess«, die Pipelines Nord Stream 1 und 2 – und auch über eines der abenteuerlichsten Kapitel der »Modernisierungspartnerschaft«, das man auch als »Wandel durch Wehrtechnik« beschreiben könnte: die nach dem Georgien-Krieg 2008 begonnene enge deutsch-russische militärische Zusammenarbeit, die erst mit der Annexion der Krim endete. Da war ein russischer Offizier schon abkommandiert, sein neues Büro in Strausberg, Brandenburg, zu beziehen – bei der Führung des deutschen Heeres. Im Fall der Ukraine aber ging es noch Wochen vor dem Großangriff in der Bundesregierung um die Frage, ob die Lieferung von 90 Scharfschützengewehren durch die Nato ein nicht zu akzeptierendes Eskalationsrisiko darstelle.
Dutzende der wichtigsten Zeitzeugen stellten persönliche Aufzeichnungen zur Verfügung und waren zu ausführlichen Gesprächen bereit, der ehemalige Kanzleramts- und Außenminister und heutige Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier dreimal. Zu den Gesprächspartnern gehörten ein Kanzler, Kanzlerberater, Minister, Diplomaten, Bundeswehr- und Nato-Offiziere und auch William Burns, einer der besten Putin-Kenner und renommiertesten US-Diplomaten seiner Zeit. Der langjährige Botschafter in Moskau und Direktor der CIA war Ende 2021 wesentlich daran beteiligt, Putins konkrete Kriegspläne gegen die Ukraine aufzudecken. Andere, ohne die dieses Buch nicht hätte entstehen können, baten um strikte Vertraulichkeit.
Absagen kamen von zweien, die bis heute keine Fehler in ihrer Russlandpolitik erkennen wollen, zumindest öffentlich nicht: Gerhard Schröder ließ unter Verweis auf seinen Gesundheitszustand ablehnen, Altkanzlerin Merkel verwies auf terminliche und auf »Gleichbehandlungsgründe«. Sie erhalte sehr viele Anfragen »aus aller Welt«.4
Wenn es um das Scheitern deutscher Russlandpolitik geht, fällt in der Regel zuerst der Name Schröder, dann wird die SPD genannt. Natürlich hat das mit Schröders ebenso beispielloser wie bestbezahlter Lobbytätigkeit für russisches Gas und seinen Freund Wladimir zu tun, den er bis heute trotzig verteidigt. Seine Geschichte ist auch die einer politischen Selbstzerstörung.
Gerhard Schröder war sieben Jahre Kanzler, Angela Merkel regierte mit ihrer CDU/CSU 16 lange Jahre, und auch bei ihr war Russlandpolitik immer Chefinnen-Sache. Anders als bei Schröder spricht nichts dafür, dass sie sich Illusionen über System und Person Putin machte. Umso drängender die Frage nach Aufarbeitung ihrer Russlandpolitik. »Wir wollten es nicht sehen«, sagte öffentlich und zu spät auch Wolfgang Schäuble.
Umso zwingender auch die Antwort auf die Frage nach deutscher Verantwortung: Hätte man sich Putin viel früher in den Weg stellen können, gar müssen? Warum glaubte man bis zuletzt, dass man Putin »saturieren« könne, wie es der Historiker Herfried Münkler formuliert? Ihn zufriedenstellen, gar befrieden könne?
Politik ist nicht allein von Personen abhängig. Und doch spielt Wladimir Putin für die Beurteilung jüngerer deutscher Russlandpolitik eine entscheidende Rolle. Wie ist zu erklären, dass man ihm – ausgerechnet ihm – Frieden und Willen zur politischen Modernisierung zutraute oder zumindest pragmatischen Umgang pflegen wollte? Warum wurde seine Herkunft, sein Beruf und seine Berufung, nämlich Geheimdienstoffizier zu sein, so systematisch ausgeblendet, dessen Methoden und Mission?
Der einstige »stellvertretende Operativbevollmächtigte« in der KGB-Außenstelle Dresden, Wladimir Putin, machte die steilste Karriere, die das postsowjetische Russland kennt. Erstaunlich, was deutsche Geheimdienste über diesen Mann wussten, als er sich am Silvesterabend 1999 im russischen Fernsehen als neuer Präsident zeigte, blass und schmächtig. Da hatte sein engster Freund aus Dresdner KGB-Zeiten beim Bundesamt für Verfassungsschutz schon ein langes Psychogramm Putins abgeliefert. Die Fallakte zum Decknamen »Pantaleon«, griechisch für »Der ganz Barmherzige«, beschreibt einen zynischen und zutiefst nationalistisch denkenden Geheimdienstoffizier. Neben Ermittlungsakten der Justiz zu Putins KGB-Zeit in Dresden wurden auch Akten des Verfassungsschutzes für dieses Buch freigegeben und ausgewertet.
Bemerkenswert, mit welcher Akribie sich vor allem das Kanzleramt lange darum bemühte, alle Informationen über Putins KGB-Vergangenheit wegzusperren. Noch 2020 berief man sich hierbei ausdrücklich auf das »Staatswohl«: Jede Freigabe könne »Auswirkungen auf die internationalen Beziehungen und das diplomatische Vertrauensverhältnis« haben und die »Verhandlungsfähigkeit der Bundesregierung« beeinträchtigen. Eine ›Lex Putin‹ von höchster Stelle.5
Gleichermaßen erstaunlich wie irritierend, wie präzise die Erkenntnisse und Einschätzungen zu Putin und dem von ihm perfektionierten Machtsystem der »Silowiki« immer wieder waren – nur, um dann die falschen oder keine Schlüsse daraus zu ziehen. Nach Putins zweiter historischer Rede in Deutschland – seiner harten Abrechnung mit dem Westen auf der Münchner Sicherheitskonferenz 2007 – entsteht im Planungsstab des Auswärtigen Amts ein geheimes Szenarien-Papier. Bis ins Detail sagt dessen Variante »Imperial-autoritäres Russland« eine sehr dunkle Zukunft voraus, einschließlich eines bewaffneten Konfliktes um die Krim und den Osten der Ukraine sowie einen engen Schulterschluss Russlands mit China.
Das Szenario wird als »wenig wahrscheinlich« bewertet.
Das Papier ist im Archiv des Auswärtigen Amts abgelegt und noch immer als »Verschlusssache« eingestuft.
Sein Russland kennt keine Grenzen
Wie ein Wetterleuchten liest sich auch das umfassende Dossier, das BND und Verfassungsschutz für Kanzlerin Merkel zu Desinformationsoperationen und russischer hybrider Kriegsführung gegen Deutschland bereits im Jahr 2017 verfassten. Viel zu wenig geschah, die frühen und mehrfach wiederholten Forderungen nach harter Reaktion – etwa durch die Ausweisung einer größeren Zahl von Geheimagenten sowie der Schließung russischer Generalkonsulate – werden stets abgelehnt. Eine eigens gegründete Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Bearbeitung der »hybriden Bedrohung« hatte sich zu einer »Auftaktsitzung« verabredet – für den Nachmittag des 24. Februar 2022.
»Zu spät« ist zu oft das deutsche Grundmuster.
Und: »Weiter so.« Trotz allem. Und Putins Appetit auf Risiko wuchs.
Selbst als aus dem schon 2007 beschriebenen »Krim-Szenario« Kriegswirklichkeit geworden ist, als die Unterdrückung der Opposition ebenso wie Giftanschläge und Mord – auch auf deutschem Boden – zur Politik Putins gehören. Als klar ist, dass sein Russland, Nation unter Waffen, den Krieg nicht nur gegen die Ukraine führt, sondern auch gegen den sittlich »verkommenen« Westen. Regierungen des Westens haben ihre eigenen Fehler im Umgang mit Russland gemacht, vor allem in den Neunzigerjahren. Aber das erklärt nicht das weitverbreitete Verständnis für Putins Meistererzählung vom Sicherheitsbedürfnis seines Landes, das der Westen angeblich so schmählich vernachlässigte. Vergessen wurde nachzufragen: Wer bedroht Russland eigentlich? Und wodurch und womit? Der von Putin martialisch heraufbeschworene Belagerungszustand ist selbst verschuldet.
Bis zum Ende ihrer letzten Amtszeit besteht Angela Merkel auf Dialog, auch um des Dialogs willen. Dies gilt auch für den »Minsker Prozess«, an dem man wegen »Alternativlosigkeit« halbherzig noch im Februar 2022 festhält.
Bis zuletzt glaubt man im Kanzleramt, dass die wirtschaftliche Verflechtung Russlands mit Deutschland zu groß, der Preis für militärische Aggression selbst für einen Putin zu hoch sei. In einem falschen Verständnis von der Natur von Person und System setzt man auf seine Rationalität, seine politische Kosten-Nutzen-Analyse, auch auf das Gewinnstreben eines, seines Gangsterregimes. Dabei geht es in einem mit radikalen Verschwörungstheorien aufgeladenen Machtsystem schon lange um viel mehr, ihnen, diesen selbst ernannten Verteidigern von Russlands Ehre und Geschichte, die am Ende nur Zerstörer sind:6 um Begründung und Expansion einer vermeintlich eigenständigen und einzigartigen »russischen Zivilisation«, die sich mit brutaler Gewalt zurückholt, was dem Imperium zusteht. »Russland kennt keine Grenzen«, sagt Putin 2025 mit dem gleichen gütigen Lächeln, mit dem er die Menschen seines Landes jetzt zu »meinen Kindern« erklärt und als Geisel nimmt.7 Er bezeichnet sein Wirken als »Schicksal«. Diese zu tödlicher Realität gewordenen alternativen Wirklichkeiten nicht wirklich ernst genommen, dieses Russland, Putins Russland, nicht früh genug als Bedrohung erkannt zu haben, gehört zu den eher unverzeihlichen Fehlern. Stattdessen spiegelte man die eigenen Illusionen.
Und die Europäer müssen sich von ihm sagen lassen, dass sie schon bald ihrem Besitzer Trump zu Füßen liegen und »freundlich mit dem Schwanz wedeln« werden. Jener Trump, der einem per Haftbefehl gesuchten mutmaßlichen Kriegsverbrecher im August 2025 in Anchorage, Alaska, den roten Teppich ausrollen lässt. Da hat Putin bereits mehr als eine Million Tote und Verletzte zu verantworten.
Als Erklärungsversuch für den Befehl zum Großangriff seiner Armeen müssen auch eine Pandemie und die – echte oder vermeintliche – Selbstisolation des russischen Präsidenten herhalten. »Hätte es ohne Pandemie diesen Krieg gegeben? Wenn wir uns öfter gesehen, mehr persönliche Gespräche hätten führen können?«, fragt die Altkanzlerin8. Ihre Erklärungen dazu jedenfalls lassen den Schluss zu, dass sie davon ausgeht, Methode Merkel – der stete, geduldige Dialog – hätte zumindest das Schlimmste verhindert. So, wie sie es nach Erinnerung eines Teilnehmers schon während des Nato-Gipfels in Bukarest 2008 formulierte: »Wladimir, darüber müssen wir noch einmal reden.«
Dieses Buch wagt den Blick hinter die Propagandafassade des Putinismus, aber es ist kein Buch über den späten, ewig scheinenden Putin und sein System. Vielmehr identifiziert es Bruchpunkte; chronologisch angelegt, kann und möchte es dennoch keine Chronologie deutscher Russlandpolitik sein. Vielmehr kann die Analyse dieser Wendepunkte dabei helfen, Entscheidungen nachzuvollziehen und ihre Beweggründe zu verstehen. Oft wurden sie in komplexen, dynamischen Situationen mit auch emotional komplizierten Akteuren und widerstreitenden Interessen getroffen – und vielleicht waren sie zum Teil auch wirklich »alternativlos«. »Das, was wir jetzt für Resilienz und Verteidigungsfähigkeit tun, hätten wir 15 Jahre früher beginnen sollen. Aber wer in Berlin, Brüssel und Washington war damals schon dazu bereit? Dies sollten sich auch diejenigen fragen, die seit jeher alles gewusst haben wollen«, fasst der Diplomat Markus Ederer zusammen, der als Staatssekretär im Auswärtigen Amt deutsche Russlandpolitik entscheidend mitgestaltete. Aber was gestern richtig war, kann sich heute doch als falsch herausgestellt haben.9
Es ist die Vorgeschichte einer heute so unberechenbaren und gefährlichen Gegenwart. 
Spürbar bis heute auch die Spannungen in der damaligen Ampel-Regierung. Während Alt-Kanzler Scholz für sich in Anspruch nimmt, dass sein abwägender Kurs dazu beigetragen habe »einen noch größeren Krieg zu verhindern«, nennt es sein ehemaliger Vize Robert Habeck »kläglich«, sich mit der großen Unterstützung »zu schmücken«. Stattdessen müsse man sich die Frage stellen, ob frühere Waffenlieferungen vielleicht dazu beigetragen hätten, »dem Krieg einen anderen Verlauf« zu geben.
Das Wort »Versagen« begegnet einem in der Recherche zu diesem Buch häufig, der Begriff wird ebenso leidenschaftlich verwendet, wie er bestritten wird. Er sei zu pauschal, er unterschätze den notwendigen, aber so schwierigen Prozess der Einbindung Russlands, eine Partnerschaft für den Frieden, wenigstens prekäre Stabilität in Krisen. Und auch die Bedeutung der besonderen Beziehung Deutschlands zu Russland, diesen Blick nach Osten. Tatsächlich unternahmen viele mit Russland befasste politische Akteure kluge und notwendige Anstrengungen, bemühten sich um vertrauensbildenden Dialog, verhandelten kleine und allerkleinste Schritte. Dieses Bemühen nicht anzuerkennen, wäre ebenso falsch wie ungerecht. Und doch bleibt in der Gesamtschau ein strategisches Versagen deutscher Russlandpolitik allerspätestens ab dem Krim-Jahr 2014. In der selbsterklärten deutschen Strategie von Dialog und Abschreckung verzichtete man auf die Abschreckung – zu der die eigene militärische Verteidigungsfähigkeit und die robuste Verteidigung der Demokratie gehören – von der bequemen Rücksicht auf die geschäftlichen Interessen der deutschen Industrie ganz abgesehen. Zeitenwenden, auch in Bezug auf die Ukraine, hätten viel früher beginnen können – und müssen. Vor allem aber unterschätzte man die Dynamik eines sich immer weiter radikalisierenden Regimes, eines gewaltbereiten Potentaten auf historischer Mission. Welch fatale Illusion, sich darauf zu verlassen, dass Wladimir Putin wenigstens die grundlegenden Normen gesamteuropäischer Sicherheit anerkennen würde.
Putin, der Putinismus: Von Anfang an war es ein Angriff auf die Freiheit.
Die Aufarbeitung deutscher Russlandpolitik ist Pflicht, unbedingt und immer wieder auch wegen unserer eigenen Geschichte. Gerade wir Deutschen, die so wissentlich und willentlich einen Vernichtungskrieg gegen die Völker der Sowjetunion führten, sind es vielen schuldig, den Leidtragenden von Putins Kriegen, den Opfern seiner Obsessionen. Ja, auch den Menschen in Russland, die früh und mutig vor den Verbrechen und seinem Weg in die totale Diktatur warnten. Die Geschichtsbewahrerinnen der – verbotenen – Menschenrechtsorganisation Memorial, die ihre Archive verstecken mussten. Die Journalisten, die den Krieg »Krieg« nennen, ihre Publikationen verboten. Die Studenten und Rechtsanwältinnen, oft sind sie so jung, die aufbegehren, weil sie nicht anders können. Und wissen, dass ihnen das Arbeitslager droht, das GULag. Es sind wenige, zu wenige. Und viele, zu viele, die sich in einer scheinbaren Normalität einrichten, willig verführt.
Vor allem aber schulden wir diese Aufarbeitung, wenigstens Ehrlichkeit, aufrichtige Aufmerksamkeit den Menschen in der Ukraine. Sie trotzen dem Krieg, seit vielen Jahren schon. Sie zahlen den höchsten Preis. Jeden Tag. Im Sommer 2025, im zwölften Kriegsjahr, sehen sie ihre Hoffnung schwinden, in einem unversehrten Land leben zu können. Und doch: Sie haben sich entschieden – gegen imperiale Dunkelheiten, sie widerstehen dem Sog böser Vergangenheiten, Putins Russischer Welt, aus der es kein Entkommen gibt. Sie sehen Europa, so zerbrechlich es sein mag, als letzte, beste Hoffnung. Sie haben eine Vorstellung von ihrer eigenen, souveränen Zukunft. Ihr Weg nach Westen ist holprig, voller Steine, kurvenreich, er führt an Abgründe, auch die der eigenen, furchtbaren und verdrängten Geschichte. Wer, wenn nicht wir, wissen, worum es geht.
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			Im Erdgeschoss des Kanzleramts an der Berliner Willy-Brandt-Straße, in der sogenannten Kryptobetriebsstelle, steht ein unscheinbarer Metallkasten. Kein Deutscher darf sich an dem Gerät zu schaffen machen, die Wartung ist allein russischen Technikern vorbehalten. Der Kasten sichert eine direkte und chiffrierte Verbindung zwischen Berlin und Moskau. Wenn es denn in diesen Zeiten etwas zu verbinden gibt.
Getestet wird die Verbindung dennoch regelmäßig, ursprünglich, laut zwischen Russland und Deutschland vereinbartem Procedere, pünktlich um 8:30 Uhr mitteleuropäischer Sommerzeit. »This is Berlin« hieß das verabredete Protokoll, und Moskau sollte mit einem Zahlencode Stärke und Klarheit der Verbindung bestätigen. Die »5« stand für perfekten Ton. In der Regierung wird über diese direkte Linie nicht gern gesprochen; als Kanzler Scholz einmal von Journalisten danach gefragt wurde, wie er eigentlich mit Putin spricht, reagierte er ausweichend: »Es ist nicht so, dass ich SMS schicke und frage: ›Wollen wir wieder?‹« Es gebe eine für diese Zwecke geeignete Verbindung.10
Der ständige Draht zwischen Kreml und Kanzleramt erinnert an bessere Zeiten. Im Februar 1989, die Mauer war noch nicht gefallen, die Sowjetunion noch nicht zerfallen, kam die sowjetische Regierung überraschend mit dem Vorschlag einer chiffrierten Direktverbindung auf die deutsche Botschaft in Moskau zu.
Einen solchen direkten Draht gab es bis dahin nur zwischen Nuklearmächten, zunächst nach der brandgefährlichen Kuba-Krise zwischen der Sowjetunion und den USA, später auch mit London und Paris. Es ging darum, einen Atomkrieg abzuwenden. Die Leitung zu den Deutschen dagegen sollte Vertrauen aufbauen. Gorbatschow wollte jederzeit mit Kohl sprechen können. Und dies auf einer sicheren Leitung, damit nicht jeder Geheimdienst mithören konnte. Auch nicht sein eigener. Gorbatschow wusste, dass er vom KGB abgehört wurde. Wirklich Vertrauliches besprach er mit seiner Ehefrau Raissa jeden Abend auf Spaziergängen.
Das »Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken über die Einrichtung einer direkten Nachrichtenverbindung zwischen dem Bundeskanzleramt in Bonn und dem Kreml in Moskau« wurde zügig abgeschlossen, am 13. Juni 1989 unterschrieben – und schaffte es sogar ins Bundesgesetzblatt.11
Zunächst ging es nur per Telefax, später kam eine Telefonverbindung hinzu. »Wenn sich Deutsche und Russen gut verstehen, dient das allen Völkern Europas«, erklärte Außenminister Hans-Dietrich Genscher.
Nach der Einrichtung des Heißen Drahtes hieß der Empfänger von Nachrichten aus Deutschland noch zwei Jahre lang Michail Gorbatschow, unterbrochen nur während dreier banger Tage, als im August 1991 – angeführt vom KGB – erfolglos gegen ihn geputscht wurde. Das Scheitern dieses Coups ist untrennbar mit einem russischen Politiker namens Boris Jelzin verbunden, erst Held, dann tragische Figur des Übergangs mit Hang zu autoritären Entscheidungen. Pünktlich zur Jahrtausendwende war dann Wladimir Putin am Apparat und blieb es in den kommenden 25 Jahren, unterbrochen durch die Amtszeit des Ersatzpräsidenten Dmitrij Medwedjew. Wobei die Bundesregierung – spät, aber immerhin – erkannte, dass Medwedjew zwar telefonieren durfte, aber nichts zu sagen hatte.
Bevor Putin an den Heißen Draht kommt, ist eine freundliche Frauenstimme zu hören, in der Leitung Putins Dolmetscherin, eine vorher in Berlin stationierte Diplomatin. »Dürfen wir den Präsidenten zu dem Gespräch einladen?«, fragt sie, dann wird Putin zugeschaltet. Putin beginnt immer auf Deutsch: »Guten Tag, es ist gut, dass wir die Gelegenheit haben, zu sprechen.« Dann wechselt er ins Russische. Gefällt ihm eine Übersetzung seiner Worte nicht, korrigiert er sie. Das geht schon seit Jahren so, berichten Gesprächspartner. Einmal korrigierte er das Wort »Vollpfosten« zu »Vollidiot«. Gemeint war der damalige ukrainische Präsident Wiktor Janukowitsch. Übersetzungen der deutschen Beiträge ins Russische wartet er in der Regel erst gar nicht ab. Wird Putin ungeduldig, was oft passiert, wechselt er ins Deutsche. Gefürchtet ist sein Hang zum Dozieren. Putin hört nicht gern zu.
Und er hat das Gefühl, dass ausgerechnet die Deutschen ihm nicht zuhören, zumindest nicht gut genug.
Hunderte von Botschaften sind über den Heißen Draht ausgetauscht worden, zu Hochzeiten wie an Tiefpunkten des deutsch-russischen Verhältnisses. Von Anfang an galt es, Krisen beizulegen: im April 1991 etwa, als sich Bundeswehr-Soldaten zweimal einem sowjetischen Lager für taktische Atomwaffen in Altengrabow in Sachsen-Anhalt näherten. Informationen über Kernwaffendepots und Zeitpläne für ihren Abtransport waren Priorität deutscher Aufklärung. Die Rotarmisten schossen, ein Bundeswehr-Major wurde am Arm getroffen, ein zweiter Offizier durch die Glassplitter der durchschossenen Heckscheibe verletzt.12
Die gefährlichste Krise, den drohenden Ausbruch des größten Landkrieges in Europa seit 1945, versucht Bundeskanzler Olaf Scholz noch am 21. Februar 2022 in einem Telefonat abzuwenden. Anders als etwa in den USA werden von solchen wichtigen Telefonaten offiziell keine Wortprotokolle erstellt, sondern nur zusammenfassende Gesprächsvermerke; einige Berater haben das Recht mitzuhören. Dieses von Putin erbetene Telefonat hält einer von ihnen in seinem Notizbuch fest: In auffallend freundlichem Ton erklärt Putin, dass der russische Staat die »Unabhängigkeitserklärungen« der »Volksrepubliken« Luhansk und Donezk anerkennen und er in einer Stunde den entsprechenden Erlass unterzeichnen werde. Es müsse Schluss sein mit dem »Genozid« an den russischen Menschen im Osten der Ukraine.
Es ist bereits das dritte Gespräch, das Scholz seit seinem Amtsantritt mit Putin führt, das persönliche Treffen an diesem legendären langen Tisch im Kreml liegt gerade erst eine Woche zurück. Immer hat Scholz »Deeskalation« gefordert und zugleich Bereitschaft zum Dialog gezeigt, sogar auf höchster Ebene, per Video oder persönlich, zusammen mit dem französischen Präsidenten Emmanuel Macron, vielleicht sogar mit US-Präsident Joe Biden. Auf Scholz’ Schreibtisch liegt eine umfassende Gesprächsvorbereitung, dazu Kartenmaterial. Seine Berater haben ihm nahegelegt, Putin »eindringlich« zu warnen. Denn die Lage ist mehr als bedrohlich. Der BND erklärt den russischen Aufmarsch entlang »der gesamten Grenze« für abgeschlossen. Putin wiederum hat verlauten lassen, dass Russland möglicherweise gezwungen sei, auf »zunehmende militärische Aktivitäten« der Nato zu reagieren, »auch durch die Realisierung militär-technischer Maßnahmen«.
Jetzt möchte Scholz von Putin wissen, ob es zu solchen »militärischen Maßnahmen« kommt.
Putin: »Das hängt von der Lage ab.«
Scholz: »Wir sind sehr besorgt darüber, was jetzt passieren kann. Wie soll es weitergehen?«
Putin: »Dialog ist aber möglich. Wir wollen keine Kampfhandlungen.«
Scholz: »Ich bin sehr enttäuscht. Kampfhandlungen gilt es zu verhindern. Dies ist ein sehr brenzliger Moment. Dies muss Ihnen bewusst sein.«
Putin: »Ich teile Ihre Besorgnis. Wir bleiben in Kontakt.«
Das Telefonat ist kurz. Es dauert exakt 30 Minuten, von 16.43 bis 17:13 Uhr deutscher Zeit.
Damit endet der vorerst letzte von so vielen deutschen Versuchen, Wladimir Putin einzuhegen, ihn davon zu überzeugen, nicht auch noch den Schritt in einen großen Angriffskrieg zu gehen. Der 21. Februar 2022, 17:13 Uhr, markiert das Ende dieser großen Hoffnung: dass Frieden in Europa mit Russland erreicht werden kann.
Nach 25 Jahren seiner Herrschaft kann niemand sagen, wie weit er und seine Machtträger noch gehen werden, um ihre Ziele zu erreichen.13
»Hohe menschliche und moralische Ansprüche«
Es hätte nicht viel gefehlt, und schon die Hoffnung auf ein demokratisches Russland hätte nur für einen kurzen Moment existiert. Im Jahr 1991 ist Deutschland vereint, die Staaten in der östlichen Hälfte Mitteleuropas und auch das Baltikum erneut unabhängig, der Warschauer Pakt aufgelöst. Die auch von Michail Gorbatschow unterzeichnete »Charta von Paris« beschreibt ein neues, demokratisches Europa, es soll reichen bis Wladiwostok. Doch Mitte August versuchen in Moskau acht ältere Männer, angeführt von Teilen des sowjetischen Militärs und des KGB, einen Putsch. In der Lubjanka, dem Hauptquartier des gefürchteten Geheimdienstes, sind Zellen freigemacht worden, Listen der zu Verhaftenden liegen bereit, Tausende Handschellen. Einer der Anführer des »Staatskomitees für den Ausnahmezustand« ist KGB-Chef Wladimir Krjutschkow.
Nur wenige Monate zuvor, am 10. April 1991, war er in Berlin, um mit dem deutschen Innenminister Wolfgang Schäuble in einem geheimen Treffen über das Ende des Kalten Krieges zwischen den Geheimdiensten zu verhandeln. Ohne Erfolg. Schäuble hat die Kälte und Härte dieses Gesprächspartners nie vergessen, diesen Typus KGB.14
Drei dramatische Tage lang hält die Welt buchstäblich den Atem an.15 Die Menschen erleben per Fernsehübertragung live, wie Demonstranten Barrikaden bauen, sich den aufgefahrenen Panzern in den Weg stellen; wie Gewerkschaften zum Streik aufrufen und der russische Präsident Boris Jelzin zum Helden des Widerstandes eines ganzen Landes wird – der Mann, der nur wenig später Gorbatschow erfolgreich die Macht streitig machen wird.
In diesen drei Hochsommertagen 1991 verliert ein Land seine Angst. Diese Tage – in den Akten des Auswärtigen Amts als »August-Revolution«16 beschrieben – beschleunigten die Implosion eines Imperiums und das politische Ende Michail Gorbatschows, des Mannes, der bis zuletzt an eine reformierte Sowjetunion glauben will.17
Am 22. August sind Tausende Menschen durch die Moskauer Innenstadt gezogen, vorbei am Roten Platz und dem Bolschoj Theater. Stolz und freudig ihre Gesichter.
Sie versammeln sich auf dem Lubjanka-Platz vor der KGB-Zentrale, heute Sitz des FSB, einer der Nachfolgeorganisationen des KGB. Die Lubjanka ist das steinerne Symbol sowjetischer Gewaltherrschaft; Terror als Staatsdoktrin. Unter Stalin wurden Tausende Todesurteile im Innenhof vollstreckt, durch Folter erzwungene Geständnisse und Urteile lagern hinter stählernen Tresortüren in den Kellerfluchten, Zehntausende Schicksale allein hier; Leben, in Pappschachteln sortiert, »Aufbewahren für immer« steht auf den Aktendeckeln.18 Gefürchtet war das Wort »Lubjanka« auch unter den deutschen Emigranten, die vor Hitler in die Sowjetunion geflohen waren; Herbert Wehner einer von ihnen, auch Walter Ulbricht und so viele andere. Die Überlebenden kehrten nach 1945 nach Deutschland zurück, die Angst in die verhärteten Herzen versenkt.
Vor der Lubjanka steht das Denkmal für den Gründer des KGB-Vorläufers »Tscheka«, Felix Dserschinskij. Der »eiserne Felix« war einer der Begründer des »Roten Terrors«, dem allein in den ersten vier Jahren nach der Oktoberrevolution 1917 mindestens 250.000 Menschen zum Opfer fielen. »Tschekist« war immer eine ebenso machtbewusste wie furchteinflößende Bezeichnung. Tschekisten gehörten zu einer Elite, »Schild und Schwert« der Partei, gefürchtet und privilegiert, über dem sowjetischen Elend schwebend, eine ganz besondere Kaste.19 Tschekisten waren Architekten absoluter Willkür.
Wladimir Putin war immer stolz darauf, Tschekist zu sein. Er ist es bis heute.
Einen Tag später, am 23. August 1991, heben zwei Kräne den tonnenschweren »eisernen Felix« vom Sockel, die Figur landet im Moskauer »Skulpturenpark«, einer Art Freilichtmuseum sowjetischer Geschichte. Der leere Sockel dient eine Weile als Hintergrund für Erinnerungsfotos, ein professioneller Fotograf verdient so sein Geld. Aber an diesem 22. August dringen die Demonstranten nicht ins Innere der Lubjanka vor. Ein Sturm wie etwa auf die Hauptquartiere der Stasi in der DDR bleibt aus. In Russland bleibt der Unterdrückungsapparat im Kern intakt, mit ihm Feindbilder und Ideologie eines Netzwerkes, das schon bald die Vorzüge des staatlichen Räuberkapitalismus entdeckt. Nur die Namen sind neu.
Nur wenige bemerken, dass am Eingang der Lubjanka eine kleine Gedenktafel fehlt, die gleich über Eingang Nr. 1 angebracht war. Vorsichtshalber hatten KGB-Mitarbeiter sie abmontiert und in Sicherheit gebracht.20 Sie erinnert an Jurij Andropow, den bis dahin einzigen KGB-Vorsitzenden, der es an die Spitze des Politbüros und damit der Sowjetunion geschafft hatte. Als sowjetischer Botschafter in Budapest war Andropow operativ verantwortlich gewesen für die Niederschlagung des Volksaufstandes 1956 in Ungarn. Anfang der Achtzigerjahre war er fest davon überzeugt, dass die USA einen vernichtenden nuklearen Erstschlag gegen die Sowjetunion planten, auch das US-Manöver »Able Archer« 1983 in Europa galt ihm als Beweis. Mit der Operation »RJaN«, der größten Operation des KGB jemals, sollten Hinweise auf konkrete Planungen beschafft werden, um den USA zuvorzukommen. KGB-Agenten in Washington mussten die Zahl der Autos auf den Parkplätzen des Pentagon zählen, sollten überprüfen, ob in Krankenhäusern Blutkonserven gehortet würden und wenn ja, wie viele. Vor Andropows Obsessionen fürchtete sich selbst die Stasi. Der Chef der Auslandsaufklärung, Werner Großmann, wurde in Moskau abgekanzelt, nachdem seine Agenten keinerlei Beweise ausfindig machen konnten: »Aber sie waren überzeugt, sie waren nicht davon abzubringen«, erinnerte der 2022 verstorbene Stasi-Generaloberst.21 Damals fürchtete Großmann die eigenen Genossen in Moskau mehr als den Klassenfeind.
Andropows Stationierung von SS-20-Mittelstreckenraketen in der DDR brachte der Bundesrepublik die politische Großkrise um die Nachrüstung ein. Dass die Welt damals zum ersten Mal seit der Kuba-Krise erneut am Rand eines Nuklearkrieges stand, wurde klar, als in der Ukraine die Bestände des dortigen KGB-Archivs für Wissenschaftler zugänglich wurden.22
Im Dezember 1999 kommt zum »Ehrentag der Mitarbeiter der Sicherheitsorgane« hoher Besuch in die Lubjanka. Der Mann kennt sich auffallend gut aus im Inneren des Gebäudes. Ministerpräsident Wladimir Putin war bis vor Kurzem selbst noch Vorsitzender des KGB-Nachfolgers FSB; und er weiß schon, dass er der nächste Präsident Russlands sein wird. Putin lässt keinen Zweifel an seinen Überzeugungen. Er hat verfügt, die Erinnerungsplakette zu Ehren seines ehemaligen Dienstherren Jurij Andropow wieder anzubringen. Beim festlichen Abendessen sagt Putin, manche wollen es noch als Scherz verstehen: »Das Vorauskommando, das Sie zur verdeckten Arbeit in die Regierung delegiert haben, hat die Etappe Eins seiner Mission erfolgreich absolviert.«23 Damit vollzieht er schon 1999 einen der ersten Schritte einer systematischen Rehabilitierung der Geheimdienste. Fortan nicht mehr »Schild und Schwert« der Kommunistischen Partei, sondern eines starken, großrussischen Staates mit dem Geheimdienstoffizier Putin an der Spitze, der sich offen zum Erbe des KGB bekennt. Felix Dserschinskij – inszeniert als Vorbild für eiserne Disziplin und Haltung. Jurij Andropow – präsentiert als bescheidener Reformer und Kämpfer gegen Korruption, der den Verfall der Sowjetunion aufhalten wollte.
Zum Ehrentag der Mitarbeiter der Sicherheitsorgane meldet sich Putin jedes Jahr verlässlich zu Wort, er hält eine Rede oder beglückwünscht per Video zum Galaabend. Er erklärt, der Dienst verlange »hohe menschliche und moralische Ansprüche und den tiefen Glauben an unser Land«, und lobt, die Mitarbeiter fänden »stets eine adäquate Antwort auf jede Bedrohung der Souveränität und Einheit unserer Gesellschaft«.24 Und steht mit durchgedrücktem Rücken vor dem riesigen Saal, bis auf den letzten Platz noch hoch in den Rängen gefüllt, hinter ihm mächtig die russische Nationalflagge, das Wappen mit dem Doppeladler. Nahezu klein scheint er, bescheiden der Sache dienend.
Immerhin, die ständigen Forderungen nach Wiederaufstellung des Dserschinskij-Denkmals wurden abgewehrt. Ebenso allerdings Forderungen nach Errichtung eines Denkmals für die Millionen Opfer Stalins und der Gewaltherrschaft. An den Massenterror erinnert allein ein kleines Mahnmal auf der gegenüberliegenden Seite des Lubjanka-Platzes, errichtet von der 2022 zwangsaufgelösten und damit verbotenen russischen Menschenrechtsorganisation Memorial, die mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet wurde. Es ist ein Findling von den Solowezki-Inseln im Weißen Meer, dort standen die ersten Lager des Archipel GULag.
Russlands Weg in Diktatur und Krieg ist nicht zu verstehen, ohne Putins Herkunft zu verstehen. Er ist nur der Letzte in einer ganzen Reihe von Geheimdienstoffizieren, die Jelzin zum Ende seiner Amtszeit in hohe und höchste Ämter befördert. Als Ministerpräsident ist er schon der dritte mit KGB-Vergangenheit. Aber Putin als Nachfolger Jelzins? »Der 47-jährige Putin, der über eine intensive Deutschland-Erfahrung verfügt, ist damit der fünfte russ. Premier in nur 17 Monaten«, urteilt die deutsche Botschaft im September 1999 skeptisch. »Allerdings bleibt abzuwarten, ob dieser Ritterschlag durch Jelzin, der in der Bevölkerung nur noch über minimalen Rückhalt verfügt, für Putin nicht eher negative Konsequenzen hat.«25
»Auffallend viele ›Tschekisten‹ (Angehörige der Machtressorts, die aus dem früheren KGB hervorgegangen sind) gelangten in den letzten Monaten in Schlüsselpositionen der Staatsführung«, beschreibt die deutsche Botschaft Moskau in ihrem Politischen Halbjahresbericht dieses beunruhigende russische Muster.26 Jelzin hat 1991 einen Putsch verhindert, händigt aber jetzt Stück für Stück genau diesen alten Kräften die Macht aus. Er vollzieht die autoritäre Wende; bald sind vier von fünf führenden Amtsträgern des Landes mit Militär oder den Geheimdiensten verbunden.27 Sie halten alle Hebel der Macht in der Hand.
Es müsste ein schrilles Alarmsignal sein: dass ein Geheimdienst so ungehindert die Macht übernimmt.
In Deutschland werden diese Entscheidungen aber auch mit der Hoffnung auf Stabilität und politischen Neuanfang verknüpft. Das »System Jelzin« komme an sein Ende, schreibt die deutsche Botschaft, der Präsident habe »an Autorität eingebüßt. Seine physische Verfassung ist labil; einer Lungenentzündung im November folgte ein Magengeschwür im Januar.« Hinzu komme der Alkohol. So besorgniserregend wie das medizinische Bulletin liest sich das politische: ein Amtsenthebungsverfahren in der Duma, Korruptionsvorwürfe, die sich gegen Jelzins Familie richten. Organisierte Kriminalität blüht, »Oligarchen« nennt man die Profiteure der sogenannten »Voucherisierung«, also der Privatisierung der Schlüsselindustrien. Eine Schulden-, Banken- und Währungskrise, Menschen verlieren über Nacht ihre gesamten Ersparnisse. Das Land taumelt seit beinahe zwei Jahren am Rande des »defaults«, des Staatsbankrotts.28 Die »dewjanostye«, die »Neunziger« werden zum Synonym für Chaos und Demütigung.
In diesen Jahren gelingt Wladimir Putin der Aufstieg ins Innerste der Macht.
»Ein zuverlässiger Mann«
Wer genau ist dieser Putin eigentlich? »Für welche Politik steht er?«, fragt die deutsche Botschaft Moskau – und gibt zwei sich diametral widersprechende Antworten: »Skeptiker orientieren sich vornehmlich an Putins KGB/FSB-Hintergrund, Optimisten eher an seiner Zeit als stellv. Bürgermeister in St. Petersburg unter dem kürzlich verstorbenen Anatolij Sobtschak.«29 Einem Reformer.
Ob hier Skeptiker oder Optimisten richtigliegen, müsste man in Deutschland eigentlich am besten beurteilen können. Schließlich hat Putin nicht nur eine »intensive Deutschlanderfahrung«, wie die Botschaft dessen KGB-Zeit in Dresden gewunden umschreibt. Die Deutschen haben auch eine intensive Putin-Erfahrung.
Die Optimisten finden sich vor allem in Hamburg, das eine besondere Geschichte mit Putins Geburts- und Heimatstadt St. Petersburg hat. Bereits seit den Fünfzigerjahren besteht eine Städtefreundschaft, die erste ihrer Art in Westdeutschland. Die Initiative kam aus dem damaligen Leningrad, die beiden »Seehäfen« hätten viel gemeinsam.
In den frühen Neunzigerjahren sind die Menschen in Deutschland dankbar für die Wiedervereinigung. Gorbatschow hat mit seiner Zustimmung zur Einheit viel riskiert; erst später wird klar, wie flehentlich und vergeblich Gorbatschow in Washington, London und auch Berlin um massive Wirtschaftshilfe gebeten hat. »Zum Teufel damit. Wir haben die Oberhand gewonnen und nicht sie. Wir können nicht zulassen, dass die Sowjets eine Niederlage in einen Sieg ummünzen«, bügelt US-Präsident George Bush Gorbatschows Ansinnen auf Augenhöhe schon früh ab.30
Ein ganzes Land bricht zusammen, Alarmmeldungen gehen im »Arbeitsstab GUS-Hilfe« im Auswärtigen Amt ein. In Leningrad stürben Kinder, weil es an medizinischem Gerät für Transplantationen fehle. Der Leiter GUS-Hilfe, ein junger Diplomat namens Christoph Heusgen, reicht die Bitte nach Hamburg weiter. Dort liegt schon ein weiterer Hilferuf vor, es geht um Unterstützung bei der Tuberkulose-Bekämpfung.
Die Hamburger engagieren sich besonders, die Lokalzeitung erklärt ihre Hilfsbereitschaft zum »Vorbild für den ganzen Kontinent«: Hilfsaktionen allenthalben, das NDR-Symphonieorchester veranstaltet Benefizkonzerte, gespielt wird Beethovens »Missa solemnis«. Die Menschen spenden Geld für Apfelsinen und Milchpulver, dazu Fleisch, Obst- und Gemüsekonserven und Einwegspritzen. Und allein bis Mitte 1992 packen Bürger mehr als 600.000 Pakete mit Lebensmitteln und Kleidung im Wert von 30 Millionen Mark. Tausende davon bleiben ungeöffnet in Schiffscontainern liegen, viele gehen »verloren« – und landen in St. Petersburg oft genug auf dem Schwarzmarkt. In diesem St. Petersburg ist Putin zu dieser Zeit bereits als stellvertretender Bürgermeister und zuständig für die Auslandsbeziehungen der Stadt zu beträchtlicher Macht gekommen. Alle Anträge auf Exportlizenzen gehen über seinen Schreibtisch. Und davon gibt es viele, vor allem für Öl und für Holz.
Für die Zeit seines Übergangs von Dresden nach St. Petersburg lässt Putin eine gewisse autobiografische Freihändigkeit walten. Er behauptet, beim KGB gekündigt zu haben – aber der Brief sei verloren gegangen. Zwischendurch sei er Taxi gefahren – zum ersten Mal allerdings fällt ihm dies 2021 ein. Nachweislich arbeitete er für Anatolij Sobtschak, Dekan der juristischen Fakultät der Universität St. Petersburg, dort zuständig für »internationale Fragen«. Das war – früher zumindest – ein klassischer KGB-Posten. Dann nahm ihn Sobtschak nach seiner Wahl zum Bürgermeister 1991 mit in die Stadtverwaltung. Er wird sein Problemlöser, neudeutsch: »fixer«.
Im Hamburger Staatsarchiv lagert ein Aktenbestand, der zu verstehen hilft, wie gezielt Putin bereits in den frühen Neunzigerjahren engste Verbindungen zu Politik und Wirtschaft in Deutschland aufbaut.31
Schon zum ersten Tag der Deutschen Einheit 1991 taucht er in Hamburg auf, Gast auch auf einem Empfang des Verlagshauses Gruner&Jahr. An der Seite von Sobtschak lernt Putin schnell die damaligen Größen der deutschen Politik kennen: Volker Rühe, Hans-Dietrich Genscher, auch Helmut Kohl. Hamburgs Erster Bürgermeister Henning Voscherau bezeichnet Putin als »eigentlichen Bürgermeister der Stadt«, »vorsichtig, illusionslos und immer auf der Hut und auf eine merkwürdige Weise furchtlos«.32
In diesen Jahren macht die »Kartoffelkrise« Schlagzeilen: Ob Soldaten der Roten Armee deutsche Kartoffeln für St. Petersburg auf Schiffe verladen würden? »Mit Spannung«, schreibt die ZEIT, »erwartet die Hamburger Öffentlichkeit die ersten russischen Soldaten in der Hansestadt seit 1813, der Befreiung von Napoleon.« Aber die Rote Armee kommt nicht. Am Ende helfen vor allem Studenten.33
Putin verlangt substanzielle Unterstützung bei der kapitalistischen Transformation der Wirtschaft. Etwa für ein »Zentrum für Patentrecht«, denn allein in der Region Petersburg gäbe es 370.000 Wissenschaftler, die bisher fast ausnahmslos in der Rüstungsindustrie beschäftigt seien. Im Geschäftsleben würden sie aufgrund ihrer Unerfahrenheit über den Tisch gezogen. Die »hochqualifizierten Mitarbeiter« könnten »Kommunikationstechnik und Haushaltsgeräte« produzieren. Hamburg soll beim Vertrieb helfen.
Um großes Geld geht es bei der Idee, seine Heimatstadt zum Finanzplatz zu machen: Im März 1993 kommt Putin für vier Tage nach Hamburg. Vor 100 Unternehmern in der Hamburger Zentrale der Dresdner Bank am Jungfernstieg wirbt er mit seinem Vortrag »St. Petersburg, ein Markt mit Chancen und Risiken für die Hamburger Wirtschaft« um »Vertrauen und Investitionen«.
Und die »Deutsche Entwicklungsgesellschaft« DEG, ein Bundesunternehmen zur Förderung der Privatwirtschaft in Entwicklungsländern, will sich in Osteuropa engagieren, insbesondere im neuen Russland. Putin schlägt die Gründung einer gemeinsamen »Investitionsgesellschaft« vor, an der sich auch neu gegründete russische Banken aus St. Petersburg beteiligen könnten. Bürgermeister Voscherau verwendet sich bei Kohl persönlich für die Unterstützung der ehrgeizigen Pläne. Petersburg gilt damals als wildeste der wilden russischen Städte, grassierende Korruption, organisierte Kriminalität auf höchster Ebene. Putin versichert, er habe sehr lange auf einen »konkreten Vorschlag« dieser Art gewartet, er empfiehlt eine der hiesigen Banken, die, wie er sagt, über ausreichend Finanzmittel verfügt.34 Wichtiger noch sei, dass sie über die notwendige »politische Absicherung« verfüge, heißt es in einem Vermerk des deutschen Konsulats.35
Putin hat sich bei den Deutschen den Ruf eines zuverlässigen Machers erarbeitet. Einer, der Hilfe anbietet, wenn man ein Problem lösen will. So wie die Familie von Lambsdorff, alter baltischer Adel. Ein Vorfahre war unter dem Zaren russischer Außenminister und liegt auf dem lutherischen Friedhof in St. Petersburg begraben. Die Ruhestätte muss saniert werden, die Lambsdorffs bitten Sobtschak bei einem Treffen um Hilfe. Da überreicht Putin seine Karte. In den Hamburger Akten finden sich Presseausschnitte aus dieser Zeit: »Repräsentant einer neuen Politiker-Generation« nennt ihn die Welt am Sonntag.
»Er erwies sich als Lichtblick«, sagt auch Barnim Foth, im Senat als Abteilungsleiter für Protokoll und Auswärtige Angelegenheiten zuständig auch für St. Petersburg und Putin. »Er war absolut zuverlässig, was er zusagte, wurde umgesetzt.«36 Putin, der Macher. Einerseits.
Andererseits wird Foth Zeuge zweier Auftritte Putins, von denen nur einer bekannt geworden ist. Im Februar 1994 bugsiert Foth den überraschend in Hamburg eingetroffenen Putin noch schnell an die Tafel des Hamburger Matthiae-Mahls. Das auf das Jahr 1356 zurückgehende Zusammenkommen gilt als das älteste noch begangene Festmahl weltweit; an den mit dem Senatssilber eingedeckten Tischen sitzen Hunderte Gäste aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. Ein Hamburger Hochamt.
Die Festrede hält an diesem Abend der estnische Präsident Lennart Meri. Annektiert von Stalin, waren die baltischen Staaten die ersten, die ihre Unabhängigkeit von der Sowjetunion erklärt hatten – ihre friedliche Menschenkette für die Unabhängigkeit zog sich 600 Kilometer lang durch die drei baltischen Staaten. Wie so viele Menschen hatte auch Meris Familie unter Stalins Terror gelitten, sie wurde, wie Zehntausende Balten, nach Sibirien deportiert. Schon als 12-jähriger Junge musste Lennart Meri als Holzfäller und Kartoffelschäler ums Überleben kämpfen. An diesem Abend warnt Meri im Hamburger Festsaal vor »russischer Expansionslust«. Er warnt die Gäste vor »gefährlichem Wunschdenken«.
Da donnert eine Tür ins Schloss. Inmitten der Ansprache ist Putin brüsk aufgestanden, seine Schritte laut zu hören. »Verlässt mit durchgedrückten Knien den Saal, jeder Schritt begleitet vom Knarzen des Eichenparketts.«37 Foth sieht noch, wie der russische Generalkonsul kurz zögert, dann Putin folgt.
Der Newsletter der Senatskanzlei beschreibt den Vorgang unter der Überschrift »Putin blieb nicht lange …« als »Eklat«.38
Putin behauptet später, die Tür sei ihm nur aus der Hand gerutscht.39
Dreißig Jahre später, am 20. 2. 2024, spricht die estnische Ministerpräsidentin Kaja Kallas zu den Gästen des Matthiae-Mahls. Zur Vorbereitung liest sie die Rede, die Lennart Meri gehalten hatte. »Ich bekam Gänsehaut«, sagt sie. Was Meri befürchtet hatte, ist Kriegsrealität geworden. »Was, wenn wir ihm damals zugehört hätten«, sagt sie, »wirklich zugehört?« Und fragt: »Hören wir jetzt zu?«40
Den damaligen Protokollchef Foth wundert der Putin-Eklat des Jahres 1994 nicht, er hat auch den anderen Putin kennengelernt. Den Mann, der sich über das Zelt aufregt, das für die Hamburger das Symbol ihrer Hilfsbereitschaft geworden ist: Auf dem Rathausmarkt sammelt der »Arbeiter-Samariter-Bund« in seinem »ASB-Zelt« Tausende Hilfspakete für St. Petersburg. Öffentlich erklärt Putin, »wir werden die Aktion immer unterstützen«.41
Intern beschimpft er es als »Bettelzelt«, verlangt von Bürgermeister Voscherau den Abbau. »Es war eine richtige Erpressung«, erinnert sich Foth. »Putin drohte definitiv mit dem Abbruch der Beziehungen zwischen St. Petersburg und Hamburg, wenn Bürgermeister Voscherau das Zelt nicht vom Rathausmarkt entfernen lässt. Putin dachte rein nationalistisch, die Hilfen für die Menschen waren ihm egal. Er empfand es so, dass mit dem ASB-Zelt das stolze Russland in aller Öffentlichkeit erniedrigt würde. Das konnte er nicht ertragen.«
Voscherau übrigens, der später ebenso wie sein Bruder Eggert im deutsch-russischen Gasgeschäft eine Schlüsselrolle spielen wird, erweist sich in Bezug auf Putins Charakter als weniger hellsichtig. 2004 protestieren in Hamburg Dutzende Professoren gegen die Verleihung einer Ehrendoktorwürde an Putin: Unter ihm verwandele sich die »junge russische Demokratie in ein persönliches Regiment des Präsidenten«. Außerdem seien bei Putin keine »ausreichenden wissenschaftlichen Leistungen« erkennbar, die Voraussetzung für die Ehrung seien.
Tatsächlich halten sich Gerüchte, dass Putin sich seine Doktorarbeit über die »staatliche Bewirtschaftung natürlicher Ressourcen« von seinem Doktorvater Wladimir Litwinenko hat schreiben lassen. Der Rektor der Bergbau-Universität zu St. Petersburg wird dann Milliardär und langjähriger Schirmherr des Deutsch-Russischen Rohstoff-Forums.
Voscherau aber fordert die Kritiker auf, das »Maul zu halten«.42
Zu Putins frühem deutschem Netzwerk gehört auch der Manager Klaus Mangold, »Mr. Russland«. Er ist lange Vorsitzender des Ost-Ausschusses der Deutschen Wirtschaft, die Initiative für die ab 2000 tagende »Deutsch-Russische Strategische Arbeitsgruppe« zur Förderung der Wirtschaftsbeziehungen stammt von ihm. Auch im »Petersburger Dialog« spielt er eine maßgebliche Rolle, und Mangold wird in so ziemlich jeder kleinen und vielen der kleinsten Runden sitzen, in denen es ums große Geschäft geht.
Sein Amt als russischer Honorarkonsul für Baden-Württemberg legt Mangold nach Putins Großangriff auf die Ukraine 2022 nieder. Und auch das nur nach anfänglichem Zögern.
Anfang der Neunziger ist Mangold als Chef des »Quelle«-Versandhauses auf der Suche nach neuen Märkten in Osteuropa unterwegs. Große Pläne hat er für St. Petersburg, ein Kaufhaus. Man habe keinerlei Geschäft in der Stadt, sagt Mangold zu Bürgermeister Sobtschak während eines Abendessens 1992.
Da meldet sich ein schmächtiger Mann in perfektem Deutsch zu Wort. Das stimme doch gar nicht. Er fahre an jedem Tag an einer »Quelle«-Niederlassung vorbei, sagt Putin. Und schlägt vor, sich am anderen Morgen, um Punkt 7:30 Uhr dort zu treffen. Mangold lässt die Sache noch am Abend überprüfen: Tatsächlich lässt ein geschäftstüchtiger Kleinunternehmer Interessierte für kleines Geld in alten Quelle-Katalogen blättern.
Mangold hat die Tischordnung aufbewahrt. Mit Putin an einem Tisch sitzen: der spätere Gazprom-Chef Alexej Miller, der spätere Staatspräsident Dmitrij Medwedjew, der spätere Wirtschaftsminister German Gref. Und Igor Setschin, ein ehemaliger KGB-Kollege, der spätere Vorstandsvorsitzende des Ölkonzerns »Rosneft«, für den Schröder in den Aufsichtsrat berufen wird.43
»Petersburger Kamarilla« nennt das Kanzleramt diese Verbindungen später – um zu versuchen, einen gefährlich Putin-freundlichen Kanzler namens Gerhard Schröder noch einmal zum Nachdenken zu bringen.44
In Petersburg formiert sich das Netzwerk unter dem Namen »Osero«, »der See«. Jene kleine Datschen-Kooperative an einem See außerhalb von St. Petersburg, in der sich auffallend viele wiederfinden, die mit Putin zu Macht und Milliarden aufsteigen, die Putin-Oligarchen. Auffallend viele unter ihnen mit Vergangenheit und Gegenwart in Geheimdienst- und Sicherheitsstrukturen. »Silowiki«, die Männer der Macht und der Machtministerien. Es ist der Nukleus eines Herrschaftssystems, das auf »prodaschnost« basiert – darauf, dass alles und alle käuflich sind, am Ende jeder seinen Preis hat – und nennt.45 Es wird der Modus Operandi eines Regimes.
Und da ist Matthias Warnig, ein langjähriger Offizier des Ministeriums für Staatssicherheit, DDR-Agent im Westeinsatz, ein »OibE«, »Offizier im besonderen Einsatz«. Zuletzt zuständig für die Spionage gegen alle großen deutschen Banken – von denen ihn dann eine, die Dresdner Bank, noch vor der deutschen Einheit bereits im Mai 1990 anheuern wird.46
Da hatte Warnig es schon geschafft – als offenbar nicht enttarnter Stasi-Mann –, als Referent der DDR-Wirtschaftsministerin Christa Luft am Verhandlungstisch ausgerechnet zur deutsch-deutschen Währungsunion Platz zu nehmen.
Viel ist darüber spekuliert worden, ob Putin und Warnig sich bereits aus DDR-Zeiten kannten und deshalb gemeinsam und früh damit begonnen haben könnten, für die Zeit nach dem Zusammenbruch des alten Systems Pläne zu schmieden. Belege dafür finden sich in Akten deutscher Nachrichtendienste nicht.47
Offenbar lernen sich die beiden tatsächlich erst im Herbst 1991 in St. Petersburg kennen, als Warnig, ausgerüstet mit Thermoskanne und Butterbroten, in Putins Vorzimmer auf einen Gesprächstermin wartet. Warnig ist von der Dresdner Bank nach St. Petersburg geschickt worden, um die Genehmigung für die Gründung einer Repräsentanz zu erhalten, für die erste westliche Bankniederlassung in der Stadt. »Wir hatten ähnliche Probleme, Sorgen, Ängste«, erklärt der Ex-Stasi-Offizier die Beziehung zu dem Ex-KGB-Offizier. »Er fragte sich, was nach dem Zusammenbruch des Systems kommt. Ich stand vor denselben Fragen.«48
In der Stasi-Kaderakte findet sich noch der Satz: »Genosse Warnig zeigt keine übertriebene materielle Interessiertheit. Er bewohnt eine bescheiden eingerichtete Altbauwohnung und besitzt einen PKW-Trabant.«49
Das ändert sich. Zwischen Putin und Warnig entwickelt sich eine ebenso enge wie lukrative Männerfreundschaft. Warnig wird einer der mächtigsten Männer im deutsch-russischen Energiegeschäft, verantwortlich für die Nord-Stream-Pipelines 1 und 2, obendrein agiert er als »Back Channel« mindestens für den Wirtschafts- und Außenminister Sigmar Gabriel. Warnig beschafft Termine bei Putin, er transportiert Nachrichten zu Pipeline-Fragen, zum Krieg im Osten der Ukraine und über Fluchtkorridore für die Bevölkerung im Kriegsland Syrien. Während des Corona-Lockdowns bittet ihn Ministerpräsidentin Manuela Schwesig um Vermittlung, ob der russische »Sputnik«-Impfstoff nicht auch in Mecklenburg-Vorpommern produziert werden könnte.50
Warnigs Geschichte ist eine der erstaunlichsten deutsch-deutschen Karrieren. Und er ist der einzige Deutsche, der nach dem 24. Februar 2022 auf einer Sanktionsliste der USA landet, seine Konten eingefroren oder von Banken gekündigt. Warnig steigt hoch. Und fällt tief. »Ich bin toxisch«, klagt er. Und hofft auf für ihn bessere Zeiten.51
Auch Warnig und Mangold werden Freunde. Und Nachbarn im Südschwarzwald, nur ein paar Kilometer voneinander entfernt. Mangold hat Warnig das Grundstück in Hanglage in Staufen empfohlen.
»Äußerste Zurückhaltung 
bis zur Neuorientierung in der Zentrale«
Zu den Putin-Skeptikern gehören von Anfang an und von Amts wegen die deutschen Geheimdienste. Für sie entspricht Putins Karriere einem bekannten, aber sehr beunruhigenden Muster: Im neuen Russland steckt zu viel alte Sowjetunion. Unter der Überschrift »Besetzung wichtiger Führungspositionen in Staat und Wirtschaft mit Nachrichtendienstoffizieren« findet sich im Verfassungsschutzbericht 1999 der Name Putin.52
Mit Putins Erzählungen über seine Vergangenheit kann etwas nicht stimmen. Eigentlich stimmt, soweit es sich von deutscher Seite aus überprüfen lässt, so gut wie gar nichts. Für die deutschen Sicherheitsbehörden reicht dafür ein Vergleich ihrer Erkenntnisse mit dem Inhalt eines schmalen Buches, das 2000 sofort auch in deutscher Übersetzung im Buchhandel ausliegt: Aus erster Hand – Gespräche mit Wladimir Putin erscheint im Heyne-Verlag. Wie es dazu kam, kann der Verlag nicht mehr nachvollziehen, es gäbe keine Aufzeichnungen mehr.53
Das Buch ist eine PR-Maßnahme, eingefädelt und finanziert vom Oligarchen Boris Beresowskij, der Putins Karriere bei Jelzin maßgeblich beförderte – und schnell einer seiner erbittertsten Gegner werden wird. Im Buch behauptet Putin, von der Unterdrückung der Menschen durch den KGB »keinen blassen Schimmer« gehabt zu haben. Auf die Frage, warum er als Chef des FSB in den Geheimdienst zurückgekehrt sei, antwortet er, es sei »gegen meinen Willen« geschehen. Eine Anordnung von Jelzin. Im Kapitel »Der Demokrat« darf sein Jugendfreund Sergej Roldugin auftreten, Cellist und Patenonkel einer der beiden Töchter Putins. Die »Panama Papers« enthüllen 2016 auch seinen enormen Reichtum, der Bürge für Putins Redlichkeit ist tatsächlich einer der Profiteure des von Putin geschaffenen mafiosen Systems.54 Immerhin gibt Roldugin einen ehrlichen Satz zu Protokoll: »Ehemalige Geheimdienstler gibt es nicht.« Und das ist Programm.
Ausführlich schildert Putin seine Zeit beim KGB in Dresden. Er zählt Beförderungen auf und korrigiert die Bezeichnung eines Ordens, den ihm die Stasi verliehen hatte: Es sei nicht um »Verdienste«, sondern um »hervorragende Verdienste« gegangen. Ende 1989 habe man in der Dresdner Residentur in der Angelikastr. 4 die Arbeit endgültig eingestellt: »Es gibt uns nicht mehr. Ich selbst habe eine riesige Masse von Dokumenten verbrannt.« Und man habe »keineswegs gegen die Interessen« Deutschlands gearbeitet.55
Zwei Operationsakten des Verfassungsschutzes erzählen eine andere Geschichte über den KGB, Putins Arbeit und seinen Charakter: die Akten »Doris« und »Pantaleon«.
Hinter »Doris« verbirgt sich eine der schillerndsten Geschichten am Ende des Kalten Krieges, Stoff für einen Roman. Mit dem Ende der Staatssicherheit der DDR, einem der in der Spionage erfolgreichsten Geheimdienste weltweit, tobt eine regelrechte Schlacht der Dienste um deren Hinterlassenschaft. Und KGB-Offizier Putin steckt mit drin.
Der bundesdeutsche Verfassungsschutz muss herausfinden, wo Tausende DDR-Agenten in Politik, Wirtschaft und Militär in Westdeutschland sitzen. Sie spionieren vermutlich nicht mehr, aber sie sind nicht enttarnt. Auch der KGB hat an ihnen größtes Interesse: Denn die Stasi war ein sehr verlässlicher und erfolgreicher Untergebener, der KGB habe in »ungeheurem Maße« profitiert, urteilt der Verfassungsschutz.56
Wie groß die Not ist, zeigt sich bereits im Januar 1990: Da beschwert sich der KGB offiziell, dass die Abhörabteilungen der Stasi keine Abschriften abgehörter Telefonate westdeutscher Politiker mehr liefern. Als wäre dem KGB entgangen, dass Bürgerrechtler die Stasi-Zentralen längst besetzt hatten.
Wer soll in Zukunft Informationen über Deutschland liefern? Die Umbruchphase soll genutzt werden, um neue Agenten anzuwerben. Und zumindest einige der gut platzierten Stasi-Spione in Politik und Wirtschaft könnten jetzt für Moskau arbeiten. »Du musst Deine besten Quellen jetzt hergeben«, fordern KGB-Offiziere von einem Stasi-Genossen.
Diese neuen Spionage-Strukturen sollen auch in Dresden etabliert werden. Allerdings stellt sich die KGB-Residentur unter Leitung von Putins direktem Vorgesetzten General Wladimir Schirokow nicht sonderlich geschickt an. Wie in allen DDR-Bezirken arbeitet auch in Dresden ein Ableger der Stasi-Auslandsaufklärung HVA. Sie gilt als besonders erfolgreich, eine ihrer Spitzenquellen heißt Karlheinz S. und spioniert als IM »Peter« bereits seit den Siebzigerjahren in Westdeutschland. Als Entwicklungsingenieur bei der Maschinen- und Turbinen-Union (MTU) hat er Zugriff auf die Baupläne für die neueste Motoren-Generation des Kampfpanzers »Leopard«. Mit den USA wird bei der MTU gemeinsam an hochmoderner Antriebstechnik gearbeitet. IM »Peter« ist ein echtes Juwel.
Der KGB hat regelmäßig die Erkenntnisse des Agenten bekommen – jetzt will er den ganzen Mann. IM »Peter« steht ganz oben auf der Liste von Quellen, die General Schirokow dem amtierenden Chef der Stasi-Auslandsaufklärung in Dresden, Oberstleutnant Dieter Schlapphof, vorlegt.57
Aber Stasi-Mann Schlapphof hat die Seiten gewechselt. Im Januar 1990 hat er sich über die Ständige Vertretung der Bundesrepublik in Ost-Berlin dem Verfassungsschutz als Agent angeboten – 20.000 Mark gibt es gleich zum Einstieg, dazu monatliche Prämien und Erfolgsprämien: Schlapphof wird beim Verfassungsschutz zur damals hochrangigsten Quelle: »Doris«.
So beginnt eine Geschichte, die selbst für die wilde Wendezeit außergewöhnlich ist, kompliziert und verschlungen. Und in der sich Oberstleutnant Putin verfängt.
Der Verfassungsschutz weiß jetzt, was der KGB in Dresden vorhat. Und will beobachten, wie Moskau beim Aufbau eines neuen Agentennetzes vorgeht. Schlapphof alias »Doris« wird angewiesen, den MTU-Ingenieur und IM »Peter« an den KGB zu übergeben.
Die Operation scheint ein echter Coup für den Verfassungsschutz zu werden – und wird das Gegenteil. Denn »Fallführer« für »Doris« beim Verfassungsschutz ist ausgerechnet ein Mann namens Klaus Kuron, Star der Abteilung Spionageabwehr – aber schon seit den Achtzigerjahren selbst Agent der Stasi. Die Aufarbeitung seines vernichtenden Verrats erfolgt beim Verfassungsschutz unter dem ziemlich treffenden Namen »Bankrott«.
Der Verfassungsschutz ist dem KGB in Dresden auf der Spur. Darüber informiert Kuron umgehend seine ehemaligen Stasi-Führungsoffiziere. Offiziell befindet sich die Spionagetruppe bereits in Selbstauflösung – aber für solche Vorgänge behält man ein offenes Ohr. HVA-Chef Generaloberst Werner Großmann sitzt schon arbeitslos zu Hause, als er vom Desaster in Dresden erfährt. Er setzt sich in sein Auto und fährt nach Berlin-Karlshorst ins riesige KGB-Hauptquartier.
Großmann behauptet später öffentlich, dass der verantwortliche Mitarbeiter für den Fehlschlag in Dresden »pikanterweise« Wladimir Putin gewesen sei. Er glaube nicht, dass Putin den KGB freiwillig verlassen habe. Wahrscheinlich habe das Scheitern in Dresden zu seiner Abberufung geführt.58
Der KGB übrigens wird Kuron neben Erich Honecker, Markus Wolf und wenigen anderen anbieten, ihn nach Moskau auszufliegen – aus Dankbarkeit und auch, um ihn vor der drohenden Enttarnung in Sicherheit zu bringen. Die Plätze für ihn und seine Frau in einer sowjetischen Militärmaschine sind bereits reserviert, der Abflug geplant für den 6. Oktober 1990, nur drei Tage nach der großen Einheitsfeier. Im letzten Moment springt Kuron ab, er gesteht.
Noch in der Untersuchungshaft schlägt er vor, man solle ihn doch zum Schein fliehen lassen. Dann werde er in Moskau für den BND spionieren.59
1992 verurteilt das Oberlandesgericht Düsseldorf Klaus Kuron wegen schweren Landesverrats zu zwölf Jahren Haft.60
Ebenso desaströs und untrennbar mit Putin verbunden ist ein zweiter Fall in Dresden, die Akte »Pantaleon«. Putin ist 1985 nach Dresden abgeordnet worden; auf dem Fußballplatz hat er den Stasi-Genossen Klaus Zuchold kennengelernt. Zuchold spielt Abwehr, Putin stürmt. Es kommt zu groben Fouls, beide entschuldigen sich, werden Freunde. Ende 1989 rekrutiert »Wolodja«, wie Putin genannt wird, Zuchold als Agenten. Im bald wohl vereinten Deutschland soll Zuchold als Teil eines Spionagerings für den KGB spionieren. Die Dresdner Methode eben.
Ein Jahr später, am zweiten Weihnachtsfeiertag des Jahres 1990, steht Zuchold vor dem Tor der Verfassungsschutz-Zentrale in Köln-Chorweiler. Er will aussagen. Im Januar 1990 habe er Putin zuletzt gesehen, der habe letzte Anweisungen erteilt: »Äußerste Zurückhaltung bis zur Neuorientierung in der Zentrale.« Und: »Verhalte dich still, wir melden uns zum geeigneten Zeitpunkt.«
Putin habe nicht nur ihn, sondern auch einen hochrangigen Beamten in der sächsischen Polizei rekrutiert. Dieser Georg Schneider arbeite schon seit Jahren für den KGB. Putin habe ihn stets als seinen »besten Mann« gelobt. Schneider hingegen habe seinen Führungsoffizier »Wolodja, dieser Trottel« genannt. Aber man werde schon noch einen »richtigen Tschekisten« aus ihm machen. Seit der Einheit ist Schneider im Freistaat Sachsen für die sensiblen Bereiche Organisierte Kriminalität, Links- und Rechtsextremismus zuständig.
Am 16. Februar 1992 geht der Fall, nachdem der Verfassungsschutz ermittelt hat, an den Generalbundesanwalt: So wird der »KGB-FO Vladimir PUTIN« zum ersten Mal im wiedervereinigten Deutschland aktenkundig. »FO« steht für »Führungsoffizier«.61 Ein Führungsoffizier, dessen Agent Zuchold zum Verfassungsschutz übergelaufen ist und dessen mutmaßlicher Agent Schneider ihn angeblich für einen Trottel hält.
Schneider streitet alles ab. Er sei kein Agent, auch ein »Vladimir Putin« sei ihm »vom Namen her nicht bekannt«. Er habe als DDR-Polizist ganz offiziell zu sowjetischen Stellen Kontakt gehabt. Aber das gehöre doch zu der ihm vom KGB diktierten »Rückzugslegende«, halten die Vernehmer dagegen.62
Schneider bleibt bei seiner Version. Das Verfahren wird 1995 eingestellt.63
In der deutschen Justiz hat man in diesem Jahr anderes zu tun. Nicht den deutschen, sondern den US-Geheimdiensten ist es gelungen, einen Schlussstrich unter die toxische Stasi-Hinterlassenschaft zu ziehen. Die CIA ist in den Besitz einer Kopie der Kartei der Stasi-Auslandsagenten gekommen.64
Jetzt rollt eine Welle auch politisch brisantester Spionageverfahren über das Land. Niemand will sich da mit gescheiterten Operationen des KGB in Dresden und seines Operativbevollmächtigten Wladimir Putin herumschlagen. So wichtig ist der Mann nun auch nicht. Noch nicht.
Zynismus und derbe Witze
Neun Jahre später füllen sich die Verfassungsschutzakten mit Erkenntnissen über den neuen russischen Ministerpräsidenten Putin schnell. Am 16. August 1999, Putin hat gerade sein Kabinett vorgestellt, klingelt bei der Spionageabwehr in Köln ein spezieller Apparat: Die letzten drei Ziffern der Einwahlnummer leiten Agenten auf einen Anschluss in der Abteilung Spionageabwehr. Zuchold ist dran. Der Stasi-KGB-Verfassungsschutz-Mann hat die Nummer nie weggeworfen. Und er hat Neuigkeiten.
Bei seiner Befragung 1991 habe er von diesem »Wolodja« erzählt, der Fußballfreund, der ihn angeworben habe, für den KGB zu spionieren. Gerade habe er diesen »Wolodja« im Fernsehen gesehen – es ist der neue Ministerpräsident Russlands. Er könne viel über Wladimir Putin berichten. So wird Quelle »Pantaleon« reaktiviert. Am 8. Dezember 1999 treffen sich Experten der Spionageabwehr mit Zuchold, der bringt Tonbänder mit, die er bereits mit Informationen über Putin besprochen hat: Wer ist dieser Mann? Wie denkt er? Was treibt ihn an?
Zuchold erzählt, er habe Putin auch in jener Nacht vom 5. auf den 6. Dezember 1989 gesehen, als sich Bürgerrechtler in Dresden nach dem Sturm auf die dortige Stasi-Zentrale auch vor der KGB-Residentur in der Angelikastraße 4 versammelten und Zutritt begehrten. Um 2:30 Uhr morgens sei Putin mit einem Wachsoldaten vor die Demonstranten getreten: »Ein kurzes Klicken der MP reichte jedoch, um die Machtverhältnisse klarzustellen.«65
Grundsätzlich, so Zuchold, ist Putin »zielorientiert und kann nur in außergewöhnlichen Situationen zum Lachen gebracht werden«. Er habe zwar zu erkennen gegeben, dass er Gorbatschows Perestrojka »nahestand«. Doch sein Urteil über die Sowjetunion sei »sehr negativ« ausgefallen: »Er schätzte die Russen im Allgemeinen als faul ein und dem Alkohol zugeneigt.«
Vor allem sei er ständig durch Zynismus und derbe Witze aufgefallen: »Warum gehen russische Polizisten immer zu zweit auf die Straße? Damit sie beide zusammen 8. Klasse haben.« Seine Ehefrau sei insgesamt regelrecht »erschüttert« gewesen. Putin habe dem Bild des »edlen Sowjetmenschen« nicht entsprochen.
In seinem Wesen sei Putin: »Großrusse und Nationalist«.
Am verstörendsten liest sich Zucholds Behauptung über Putins angeblichen Antisemitismus. Er habe antisemitische Witze erzählt und erklärt, im einfachen russischen Volk sei »Hass« entstanden, da Sowjetbürger mit jüdischem Hintergrund durch ihre Verbindungen nach Israel materielle Vorteile erhielten.
Der Verfassungsschutz verabschiedet Zuchold alias Quelle »Pantaleon« mit 1500 Mark Sonderprämie. Er habe »wertvolle Hinweise und Ansätze für Ermittlungen« geliefert. »Bemerkenswert« sei, dass Putin »dem Reformkurs Gorbatschows nahegestanden habe«, irritierend »eine ausgeprägte antisemitische Haltung. Putin bediente … Vorurteile und Argumentationslinien aus den schlimmsten Zeiten unserer eigenen Geschichte.«
Viele Beschreibungen Zucholds über Putin erweisen sich als zutreffend: Großrussentum, Nationalismus, Zynismus. Belege für Antisemitismus finden sich hingegen nicht.
Und mit Quelle Zuchold geht in den kommenden Jahren viel schief. Der Verfassungsschutz hatte ihm zu einer Ausbildung bei einem Sicherheitsdienst verholfen, zeitweise arbeitete er als Wachmann beim ZDF in Mainz. Zuchold sucht Kontakt zu Medien, wird Quelle mehr oder weniger zutreffender Geschichten über den KGB-Mann Wladimir Putin, über den jetzt alle mehr wissen wollen.66
Zucholds spezieller Wahrheitsbegriff trägt dazu bei, dass die Darstellungen über Putins KGB-Tätigkeit lange eine sonderbare Mischung aus naiver Verharmlosung und maßloser Übertreibung bleiben. Ein unter anderem wegen Diebstahls, Falschaussage und Bankraub vielfach vorbestrafter Saarländer etwa tritt als mysteriöse Quelle auf und erklärt Putin zum Verbindungsmann für die RAF. Er habe die Terroristen der »Rote Armee Fraktion« mit Instruktionen und Waffen versorgt und Treffen zwischen RAF, Stasi und KGB geleitet, während derer Terroranschläge besprochen worden seien, etwa der auf den Vorstandssprecher der Deutschen Bank Alfred Herrhausen 1989. Diese unbewiesenen und aus Sicht jeder deutschen Sicherheitsbehörde absurden Behauptungen schaffen es sogar in zwei der Standardwerke über Putin.67
Klar ist jedenfalls eines: Die Erfahrungen der Revolution in der DDR prägen Putin tief und dauerhaft. Im Buch Aus erster Hand beschreibt er die verzweifelten Versuche, Unterstützung der sowjetischen Streitkräfte für den Schutz des KGB in Dresden anzufordern: »Ich hatte damals ein Gefühl, als ob das Land nicht mehr existierte. Mir war klar geworden, dass auch die Sowjetunion krankte: Und zwar an einer tödlichen, unheilbaren Krankheit: der Paralyse der Macht.« Er beschreibt seine ganz persönliche Variante des »Zusammenbruchs der Sowjetunion als größte geopolitische Katastrophe des 21. Jahrhunderts«.
Als ein deutscher Gesprächspartner ihn einmal nach dem wichtigsten Ereignis seiner Zeit in der DDR fragt, nennt Putin ohne Zögern den 9. November 1989, die Nacht des Mauerfalls. Da habe er am Telex-Apparat gesessen und auf Instruktionen aus Moskau gewartet. Auf den Befehl, zusammen mit Tausenden weiterer Genossen von KGB und Roter Armee zu marschieren. Na Berlin. Nach Berlin.
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			Im Januar 2000 machen sich zwei Männer auf den Weg nach Moskau, Bundesaußenminister Joschka Fischer und der Politische Direktor des Amts, Klaus Scharioth. Eine rot-grüne Koalition hat nach 16 Jahren die Kohl-Regierung abgelöst, und Fischer war dabei, als Kanzler Gerhard Schröder im Februar 1999 seine ersten Gespräche mit US-Präsident Bill Clinton führte. »Deutschland ist in einer einzigartigen Rolle, ein Partner Russlands zu sein«, erklärte ihm Clinton. Sie sprachen über den zerrütteten Zustand des Landes; sie teilten die Sorge über Russlands Zukunft. Auch die Namen potenzieller Nachfolger Jelzins fielen. Der von Putin war nicht dabei.
»Natürlich wird es Putin«, sagt Jelzin nur wenige Monate später zu Clinton über den Mann, der sein Nachfolger sein und die Jelzin-Familie schützen wird.68 »Er ist ein Demokrat, und er kennt den Westen. Er ist hart. Er ist unnachgiebig. Und er wird gewinnen.«
Vor allem sprachen Clinton und Schröder, Präsident und Kanzler, über die grassierende Korruption. »Russland ist in ernsten Schwierigkeiten«, sagte Clinton, wenn sich nichts ändere, »verschwindet das ganze Geld auf Schweizer Konten«. Schröder ergänzte: »Oder in Villen an der Côte d’Azur.« Der Kanzler kannte noch einen weiteren Ort: »Ich war zu Weihnachten in Marbella, die Speisekarten waren da einmal auf Spanisch, Englisch, Französisch und Deutsch. Jetzt sind sie auch auf Russisch. Dafür gibt es einen Grund.«69
Schröder hat Wahlkampf gegen Kohls russische Sauna-Diplomatie geführt und einen nüchternen, eher distanzierten Kurs der deutschen Russlandpolitik versprochen. Im Bundestag griff Schröder Kohl deswegen sogar persönlich an: »In der Ära Ihres Saunafreundes Jelzin hat es eine ganz bestimmte Entwicklung in Russland gegeben. Diese Entwicklung ist dadurch gekennzeichnet, dass in unvorstellbar kurzer Zeit märchenhafter Reichtum in den Händen einiger Weniger – übrigens, nicht wenige von ihnen sitzen in der Regierung selbst – gelandet ist.«70
Nach seiner Wahl erfährt Schröder, welches Ausmaß die russische Korruption tatsächlich erreicht hat: Laut BND ist sie epidemisch und reicht bis in die höchsten Kreise. Im Kanzleramt liegt bereits seit einiger Zeit ein 46-seitiges geheimes Dossier vor. Es gebe eine enge Verbindung zwischen den russischen Geheimdiensten und der Organisierten Kriminalität – »symbiotische Beziehungen zum gegenseitigen Nutzen«. Auch die Spitze des Kreml sei eingeweiht, die Zusammenarbeit mit »mafiosen Strukturen« geschehe mit »ausdrücklicher Unterstützung der russischen Regierung«. Es ist nichts anderes als die Beschreibung eines Mafia-Staates.71
In diesem System ist Putin seit Jahren eine feste Größe. Als Direktor des Geheimdienstes FSB, als Chef des Sicherheitsrates, als Ministerpräsident und jetzt als Jelzins Nachfolger, von ihm ernannt. Das lässt nichts Gutes ahnen.
»Mit so jemandem möchte man nicht befreundet sein«
Außenminister Fischer und Diplomat Scharioth reisen nach Moskau, um möglichst viel über den neuen starken Mann herauszufinden. Putin hat dem eigentlich nicht protokollgerechten Besuch sofort zugestimmt. Das Treffen findet am 21. Januar 2000 statt und dauert anderthalb Stunden. Beim Gesprächspunkt Wirtschaft zieht Putin einen Stapel Karteikarten aus seiner Jacketttasche. Dies entwickelt sich über die kommenden 22 Jahre zum Ritual: Putin, seine Karteikarten und der stetig besser werdende Zustand der deutsch-russischen Wirtschaftsbeziehungen. Es sei denn, die Deutschen erlassen Sanktionen – auf Druck der USA natürlich.
Zum zweiten Großthema spricht Putin frei und ausführlich, sehr ausführlich. Es geht um Tschetschenien. Das Entsetzen über die brutale Kriegsführung in der autonomen Kaukasus-Republik ist groß, es ist der zweite Krieg gegen Tschetschenien innerhalb weniger Jahre; in Europa wird sogar über mögliche Sanktionen debattiert. Auch sind Zweifel an der offiziellen russischen Darstellung über Explosionen russischer Wohnhäuser aufgekommen, bei denen 367 Menschen starben. Angeblich von tschetschenischen Terroristen verübt – aber früh gibt es Hinweise auf eine Inszenierung der Anschläge durch den eigenen Geheimdienst FSB. Die Angst und die Wut der Menschen jedenfalls tragen dazu bei, dass Putins Popularität in Russland als Kämpfer gegen den Terror wächst.
Fischer fragt ihn, ob er nicht internationale Beobachter zulassen könne, dies sende ein wichtiges Signal. Die Rebellen müssten »vernichtet werden, es ist nötig, dass wir ganz hart zuschlagen«, antwortet Putin. Diese Terroristen seien auch »nicht besser als bin Laden«. Scharioth trägt in der Innentasche seines Jacketts stets einen Notizblock, um Wichtiges festzuhalten. Auf dem Rückflug notiert er Stichpunkte zu Putin: »Hochintelligent, hart, skrupellos. Kalter, entschlossener Operateur.«
Und schreibt, dass man mit so jemandem nicht befreundet sein möchte.72
So kühl wie Scharioth blickt ein weiterer Berufsdiplomat auf Putin, es ist Schröders außenpolitischer Berater im Kanzleramt, Michael Steiner. Als ihn britische Kollegen einmal nach Putin fragen, meint Steiner, dessen Geheimdienst-Herkunft sei »hardly reassuring«. Alles andere als beruhigend.73
Heute sagt Steiner: »Ich gehörte und gehöre zu denen, die nie daran glaubten, dass es einen anderen Putin gab. Es gab in der Bundesregierung solche, die seine Verbindung zu Deutschland, seinen Aufenthalt in Dresden als Vorteil sahen. Dass er so lange in Deutschland gewesen sei, dass er Deutschland liebe. Und sie übersahen dabei, was sein Beruf war und was er in der DDR getan hat.«74
Solche Bedenken spielen schon bald keine Rolle mehr. Ausgerechnet der anfängliche Russland-Skeptiker Gerhard Schröder wird zum größten Putin-Optimisten – zu einem Kanzler, der Warnungen seines eigenen Apparats ignoriert und persönlich interveniert, wenn Kritik an Putin und seinen Machtmethoden geübt wird. Schröder wird zum Gewährsmann einer neuen Ära der deutsch-russischen Beziehungen, in der sich eigentlich alles entschuldigen, mindestens aber erklären lässt. Und sich immer ein Grund findet, nicht mit harten Konsequenzen auf die schon damals sichtbare Aggression zu reagieren. Schröder führt Putin in die deutsche politische Gesellschaft ein. Und wie kein anderer in der deutschen Politik verteidigt der Altkanzler Putin auch dann noch, als es schon lange nichts mehr zu verteidigen gibt. Von »menschlicher Loyalität« unter Männern spricht er dann.75 Und wie kein anderer aus der deutschen Politik kommt Schröder auch über seine Männerfreundschaft mit Putin zu großem persönlichem Reichtum.
Michael Steiner ist bis heute davon überzeugt, dass es Putin vom ersten Moment an darauf angelegt hat, Schröder zu manipulieren. Er nennt es die »wohldosierte Verführung eines allzu willig Verführten«, ein »vielschichtiges Verführungsdrama mit dem Ergebnis einer für Deutschland und Europa verhängnisvollen Politik und einem gebrochenen ehemaligen Bundeskanzler.«. Emily Haber, die damals an der deutschen Botschaft in Moskau arbeitet und bis 2023 zahlreiche Spitzenpositionen im deutschen Regierungsapparat einnimmt, sagt: »Alle Indizien sprechen dafür, dass uns Putin sehr früh getäuscht hat. Und sich viele von ihm täuschen ließen.«76
Der erste Akt dieses Verführungsdramas spielt im Juni 2000 in Berlin, es ist Putins Antrittsbesuch. Der droht schiefzugehen, bevor er auch nur beginnt. Das hat mit Putins KGB-Vergangenheit zu tun. Am 26. Mai meldet die Nachrichtenagentur Reuters unter Berufung auf den Sprecher der Stasi-Unterlagenbehörde von Joachim Gauck: »Putin vermasselte letzten Spionage-Auftrag.« Gemeint ist die Anwerbung seines Dresdner Fußballfreundes Klaus Zuchold, der dann zum Verfassungsschutz überlief und auspackte. Eine echte Pleite. Aber aus Sorge um die guten deutsch-russischen Beziehungen schweige die Bundesregierung dazu, wird der Sprecher der Behörde zitiert. Spiegel-Online greift die Geschichte umgehend auf: »Bislang galt der neue russische Präsident Wladimir Putin, der früher KGB-Offizier in der DDR war, als gewiefter und erfolgreicher Spion. Nun sagt die Gauck-Behörde: Falsch! Putin sei mit seinem letzten und möglicherweise wichtigsten Auftrag in Deutschland als Agent gescheitert.«77
Die Meldung stimmt ja, aber dennoch bricht ein kleiner Sturm los. Im Kanzleramt fürchtet man, dass der Kreml dies als gezielte Attacke auf den neuen Präsidenten wertet – ein Affront, lanciert ausgerechnet von einer Behörde zur Aufarbeitung von Geheimdienst-Verbrechen. Die Staatssekretärin im Innenministerium Brigitte Zypries ruft Gauck an. Der reagiert verwundert: »Kriegen Sie Druck?« Zypries antwortet: Nein, aber der könnte noch kommen.
Die Behörde versucht Schadensbegrenzung, die Presseabteilung verschickt eine »Klarstellung: Missverständliche Agentur-Meldung zu Putin«. Man habe »keine neuen Erkenntnisse oder gar Unterlagen zur Tätigkeit des früheren KGB-Offiziers Wladimir Putin in Dresden«.78 Neue Erkenntnisse hat hingegen der BND: Eine Quelle aus der russischen Regierung meldet, Putin suche nach einer besonderen, einer ganz persönlichen Nähe zu Schröder. Schließlich sei Deutschland der lukrativste Absatzmarkt für russisches Gas und Öl.79
Am 15. Juni 2000 trifft Putin auf Schröder. Der Kanzler hat ihn eigens ein bisschen warten lassen; Verspätung als politisches Druckmittel ist eigentlich Putins Domäne. Dafür ist auf Schröders Bitte zum Abendessen Radeberger Pilsner beschafft worden, Putins Lieblingsbier seit Dresdner Tagen. Später liefert man es ihm bei Deutschland-Besuchen direkt in seine Suite. Etwa während des G8-Gipfels in Heiligendamm 2007. Da lässt Putin seine deutsche Gesprächspartnerin und Gastgeberin, Kanzlerin Merkel, eine knappe Stunde lang warten.80
Der Diplomat Rolf Nikel ist der Note-Taker während dieser ersten Begegnung im Kanzleramt. »Putins Wangenmuskeln zitterten vor Nervosität«, fällt ihm auf. Schröder gibt sich jovial, er ist der Ältere, erfahrener im Amt. »Aber Putin gelang es sofort, eine emotionale Nähe zu erzeugen«, erinnert sich Nikel, »er spielte auf dieser Klaviatur, die unsere großen russischen Herzen öffnete. Es lag eine gewisse Ironie darin, dass Schröder, der von der Sauna-Diplomatie wegwollte, ein engeres Verhältnis zu Putin entwickelte, als es Kohl zu Jelzin je hatte. Es hatten sich zwei Menschen getroffen, die sich gegen alle Widerstände nach oben gekämpft hatten.«81
Das würde Schröder für sich selbst kaum anders sehen: sich durchgeboxt haben, hochgeboxt, von ganz unten nach ganz oben. Einer, der »Fensterkitt fraß«, um satt zu werden, wie er über seine Kindheit in tiefer Armut erzählte.82 So wie auch Putin seine raue Kindheit in Leningrader Hinterhöfen beschrieb, das Leben in der Kommunalka, den ärmlichen, oft heruntergekommenen Gemeinschaftswohnungen der Nachkriegszeit, in denen sich eine Familie ein Zimmer teilen musste, einen Herd auf dem Flur.
In diesem Juni, während dieser ersten Begegnung, so sehen sie es im Kanzleramt, geht es zwischen den beiden »von null auf 100«. Und noch in Berlin lädt Putin die Schröders zum orthodoxen Weihnachtsfest ein, das nach dem gregorianischen Kalender in der ersten Januarwoche gefeiert wird. Die Schröders sind begeistert und sagen sofort zu. Sie empfinden es als Ehre, wie eine »Eins mit Sternchen«, wie sie später vor Vertrauten sagen.
Drei Tage bevor das Ehepaar zu diesem als »privat« deklarierten Weihnachtsbesuch eintrifft, schickt der deutsche Botschafter in Moskau, Ernst-Jörg von Studnitz, ein langes Kabel nach Berlin. Das Dokument trägt die Überschrift »Putins Motive – des Kanzlers Reaktion«.
»Präsident Putin öffnet sich mit der Einladung des Bundeskanzlers und seiner Familie zu einem Familienbesuch auf bisher einzigartige Weise«, heißt es. »Hiermit bietet er dem Bundeskanzler eine Chance, die er niemandem sonst gewährt hat. Der Bundeskanzler erhält die Gelegenheit, Putins Programmgestaltung, die das historische Russland herausstellt, zu hinterfragen und mit Putin gemeinsam auf eine Zukunft Russlands in Europa zu schauen. … Russische Medien sprechen ein Jahr nach Amtsantritt von Präsident Putin immer noch von Putin, dem unbekannten Wesen. Man sieht ihn als hart-entschlossen, ehrlich und prinzipienfest, weiß aber nicht, was er wirklich will. Man erlebt ihn als janusköpfig, einerseits ›gewinnend und überzeugend‹, andererseits als ›hart und kompromisslos‹ und selbst in seiner Diktion nicht vor menschenverachtendem Slang zurückschreckend«.
Sichtbar seien erste »Ansätze für einen neuen Personenkult«. Und allem Anschein nach empfänden Putin und seine Leute Kritik an »ihrer Amtsführung als prinzipiell staatsgefährdend«.
Wohl wahr. Schon in den ersten Monaten dieser Präsidentschaft zeigt sich, dass mit Putin jetzt sein Geheimdienst an Macht und Pfründe drängt, die alten Petersburger KGB-Freunde auch. Das Denken, die Strukturen, Kriege sind von Anfang an das Mittel der Wahl.83 Die eigens neu geschaffenen »General-Gouverneursposten« etwa sind vor allem durch »Putin-Vertraute aus dem FSB besetzt worden«.84 Schon bald ist euphemistisch die Rede von einer »gelenkten Demokratie«. Oder, eindeutiger: der »Vertikale der Macht«.
Der entsetzliche Untergang des Atom-U-Bootes »Kursk« im August 2000 in der arktischen Barentssee hat gezeigt, wie gefährlich öffentliche Kritik dem Präsidenten werden kann. Putin bleibt zunächst im Sommerurlaub in Sotschi. Das russische Militär verbreitet Verschwörungserzählungen, ein US-Boot könnte die »Kursk« gerammt haben. Um mögliche Überlebende zu retten, hat die Nato Hilfe angeboten, auch das deutsche Verteidigungsministerium könnte Taucherärzte und eine Dekompressionskapsel nach Murmansk fliegen. Westliche Hilfe wird abgelehnt. Als Putin sich schließlich doch noch mit den verzweifelten Frauen der Seeleute trifft, kritisiert er vor allem die Medien, die Fernsehsender in den Händen zweier ihm inzwischen nicht mehr wohlgesonnener Oligarchen. Der Untergang der »Kursk« liefert Anlass und Vorwand, weiter gegen Medien vorzugehen und sie der Kontrolle des Kreml zu unterstellen. Es gelingt innerhalb weniger Monate.
Den Untergang der »Kursk« überleben zunächst 23 Besatzungsmitglieder, sie hätten womöglich aus dem havarierten Boot gerettet werden können. »Grüße an alle. Man soll nicht verzweifeln«, schreibt Kapitänleutnant Dmitrij Kolesnikow, 30, in völliger Dunkelheit auf einen Zettel, den man nach der Bergung neben seiner Leiche findet.
Dies ist der Wladimir Putin, den man als »hart und kompromisslos« beschreibt.
Die Einladung an das Ehepaar Schröder sei absolut einmalig, Putin halte seine Familie üblicherweise aus der Politik heraus, schreibt der deutsche Botschafter. Putin verfolge weitreichende politische Absichten. »Putin sucht, Deutschland als vorrangigen Verbündeten zu gewinnen. Er weiß, dass er für die Politik der Wiederherstellung der Stärke Russlands einen Verbündeten braucht.« Alles drehe sich um das mächtige Russland, die Erinnerung an Peter den Großen, an die Siege im Zweiten Weltkrieg, die Wiedereinführung der schon unter Stalin gesungenen Hymne, wenn auch mit neuem Text. »Der Sinn für ein demokratisches Russland ist bei Putin allenfalls anfänglich entwickelt«, folgert von Studnitz. »Es scheint ihm nicht bewusst zu sein, dass die bloße Fortschreibung imperialer Traditionen Russland nicht voranbringt, sondern weiter in die Selbstmarginalisierung treibt.« Für die Realisierung seines Traums von einem starken Russland brauche Putin eine starke Wirtschaft – und dafür Deutschland. Ja, die deutsche Wirtschaft dränge jetzt »auf politische Unterstützung und Absicherung. Aber das Firmeninteresse fragt nicht nach den demokratischen und menschenrechtlichen Verhältnissen im Lande, ebenso wenig, wie es dies angesichts einer kritischen Menschenrechtslage in China früher getan hat.«
Was der Botschafter nicht weiß oder zumindest nicht schreibt: So einmalig und außergewöhnlich ist diese Weihnachts-Einladung nun auch wieder nicht. Vor den Schröders war – Putin setzt Prioritäten – schon das »Firmeninteresse« in Person von Klaus Mangold da, der umtriebige »Mr. Russland«, den Putin kennenlernte, kaum dass er aus Dresden zurück in St. Petersburg war.
Putin fährt mit Schröder Schlitten
Bereits im Februar 2000, Putin war gerade zwei Monate im Amt, hatte Mangold am Wochenende zu Hause im Südschwarzwald ein Anruf aus Moskau erreicht. Putins Büroleiter war dran. Er bat, Mangold möge umgehend zum Präsidenten kommen; ja, nach Moskau. Mangold besorgte noch schnell einen Schinken beim örtlichen Metzger – auch in der Wirtschaft weiß man um die Kunst der politischen Verführung. Dann saß er drei Stunden mit Putin zusammen und erörterte die goldene Zukunft der deutsch-russischen Wirtschaftsbeziehungen.
Am 12. Dezember 2000 darf Mangold die Putins zu Hause in der Residenz in Nowo-Ogarjowo besuchen, man ist per Du. »Eine ergreifende Situation«, sagt er: Da stehen die Putins mit ihren beiden Töchtern Marija und Jekaterina vor einem typisch deutschen Weihnachtsbaum, Kugeln und Lametta und all das. Sie singen deutsche Weihnachtslieder, und sie kennen und singen – im Gegensatz zu Mangold – alle Strophen. Auswendig.
Auf Mangolds Initiative tagt bereits ab Sommer 2000 die »Deutsch-Russische Strategische Arbeitsgruppe für Wirtschaft und Finanzen«. Dort sprechen hochrangige Politiker, Beamte und Wirtschaftsgrößen übers Geschäft, spinnen diskret ihre Fäden. Rund 20 Teilnehmer, man trifft sich mehrmals im Jahr, immer für einen Abend und einen Tag, wenn auch ohne Saunabesuch. Putin nimmt manchmal persönlich teil, zeigt sich gerne als Macher. Als sich während einer Sitzung in Moskau ein Vorgang nicht sofort klären lässt, schickt Putin seinen Finanzminister noch in der Mittagspause los: Er solle mit den Akten und Zahlen wiederkommen.
Schröder ist bei der Sitzung dabei – und beeindruckt. »So mach’ ich das mit Euch jetzt auch«, sagt er zu seinen Mitarbeitern abends an der Hotelbar.85
Ganz Diplomat, vergisst von Studnitz die Positivagenda der Einladung nicht, die »vielleicht historische Chance« auf Dialog. Und »bis zum Beweis des Gegenteils müssen wir im eigenen Interesse davon ausgehen, dass Putins … gewinnendes und überzeugendes Auftreten nicht nur Fassade bzw. Mittel zum Zweck, sondern real und substanziell ist.«
»Real und substanziell«. So wird es dann auch.
Von null auf hundert. Vollgepackt mit russischer Seele das Programm an diesem historischen 6. und 7. Januar 2001 in Moskau. Kreml-Besichtigung und Spaziergang über den Roten Platz, dort spontane Gespräche mit Bürgern und Gästen der Hauptstadt, meldet der Pressedienst des Präsidenten. Putin erläutert Journalisten die Details des Meinungsaustausches über die »bedeutsamsten Fragen« der bilateralen Beziehungen und überhaupt des Verhältnisses zwischen Ost und West – und, ach so, nein, er wolle keine Nuklearraketen in Kaliningrad stationieren. Diese romantisch inszenierte Schlittenfahrt in der eigentlich so touristischen Parkanlage, dem Freilichtmuseum Kolomenskoje mit der alten Zarenresidenz. Am frühen Abend ins Bolschoj, es wird »Giselle« getanzt; später der Gottesdienst in der Christus-Erlöser-Kathedrale;86 und dann zu den Putins nach Hause, und in die Sauna gehen die beiden Männer dann später auch. Schnell ist man beim Du, sie sitzen bis sechs Uhr morgens, es geht zu wie an einem WG-Tisch. »Bafög, Bausparverträge, Genossenschaftsmodelle im Wohnungsbau«, erinnert Doris Schröder-Köpf die Gesprächsthemen. »Er wollte von einer normalen Bürgerin wissen, so habe ich das wahrgenommen, wie eine breite Mittelschicht entstehen kann.« Später bezeichnet Schröders Ex-Frau die Beziehungen als »Straße im Sonnenschein«, die man Merkel hinterlassen habe.
Bei aller Inszenierung, dem Geld, der später so flapsig zelebrierten Männerfreundschaft – zumindest Schröder geht es durchaus auch um Größeres, Nicht-Materielles: um die historische Verantwortung der Deutschen für den ab 1941 geführten deutschen Vernichtungskrieg und der daraus folgenden moralischen Verpflichtung zu Frieden und Freundschaft. Vielleicht hat es auch mit seiner eigenen Biografie zu tun: Schröder hatte seinen Vater nie kennengelernt, der im Oktober 1944 in Rumänien gefallen war. Lange wusste die Familie nicht, wo er begraben war. Sein Vater hatte den Krieg an der Ostfront mitgemacht, wohl Opfer und Täter zugleich. Als er zum ersten Mal ein Foto seines Vaters in der Hand hatte, ein junger Mann mit Wehrmachtshelm, da habe er in sein eigenes Gesicht gesehen, erzählte Schröder einmal.87 Und wenn Schröder sich in einer sozialdemokratischen Tradition sieht, dann ist es die von Willy Brandt. Es ist das Versprechen einer ganzen Politikergeneration: Nie wieder Krieg.
Schon als Juso-Vorsitzender war er 1978 in der Schlucht von Babyn Jar nahe Kyjiw, dort, wo die Nazis 1941 innerhalb von nur 36 Stunden mehr als 33.000 Juden ermordeten, es war die größte Massenerschießung der NS-Zeit. Babyn Jar gehört zu den vielen Orten in der Ukraine, in Belarus und in Russland, die Jahrzehnte im Schatten der deutschen Erinnerung lagen.
Aber diese Orte und ihre wahre Geschichte als Zentren des Holocaust wurden auch in der Sowjetunion beschwiegen; so wie die menschenverachtende eigene Kriegsführung beschwiegen und verdrängt wurde, die Millionen junger Männer und Frauen, die Stalins Kanonenfutter waren. Eine ganze Gesellschaft musste stumm bleiben.88 Nie kam es zu einer aufrichtigen Aufarbeitung, heute legt sich eine propagandistisch aggressiv aufgeladene Glorifizierung des Sieges auch über diese Vergangenheit. Und in der Moskauer Metro, für alle sichtbar, steht ein 2025 neu errichtetes Denkmal Stalins, stolz steht er, umgeben von glücklichen, zu ihm aufschauenden jungen Menschen.89
»Überwältigend« und »zutiefst berührend« nennt Doris Schröder-Köpf die Einladung zum 60. Jahrestag des Sieges im Großen Vaterländischen Krieg am 9. Mai 2005 nach Moskau. Da sitzt das deutsche Ehepaar neben den ehemaligen Alliierten im Kampf gegen Nazi-Deutschland in der, ja, ersten Reihe auf der Tribüne am Roten Platz. Da sprechen sie später mit Veteranen des Krieges, gemeinsam am langen Tisch, hören von ihrem Wunsch nach Verständigung, von ihrer Bereitschaft, zu verzeihen. Für Gerhard Schröder bedeutet dies weit mehr als eine Geste Putins: Daraus spreche sein ehrliches Bemühen, die Aussöhnung mit Deutschland zu vollenden.90 Von Anfang an aber dient dem System Putin auch Erinnerung als Herrschaftsinstrument – und was könnte mächtiger sein als die Erinnerung an den Sieg im »Großen Vaterländischen Krieg«?
Gerhard und Wladimir brauchen keinen Dolmetscher. Bis heute erstaunt Putin mit seinem noch immer perfekten, wenn auch etwas altbackenen Deutsch. Jahrelang hat er sich mit seinem ebenfalls perfekt Deutsch sprechenden Protokollchef auf Deutsch unterhalten, jeden Abend die Nachrichten bei ARD und ZDF verfolgt. Sein Deutsch ist höflich, zurückhaltend, schmeichelnd – was so wenig zur Grobheit der Positionen passt. Steinmeier nennt es ein »Goethe-Deutsch«. Außenminister Heiko Maas erinnert, bisweilen spreche Putin so leise, dass man ihn kaum verstehe. Ihn habe das immer an einen »Mafioso« erinnert, sagt ein Merkel-Berater, »immer ganz das Unschuldslamm«. Putin spricht das Deutsch, das man auf der KGB-Schule lernt, dabei geht es nie nur um Vokabeln und Grammatik. Sondern darum, zu werben, zu locken, zu verführen. »Er ist erfahren darin, sein Gegenüber für sich einzunehmen, wenn er dies möchte«, sagt Rüdiger von Fritsch, der als Botschafter in Moskau Putin öfter erlebte. »Er würde vermutlich sagen: So bin ich ausgebildet worden. Und dann, bruchlos, schlägt es um: Er beugt sich vor, fixiert sein Gegenüber, seine Ausführungen können schneidend werden, anklagend, scharf, bis hin zu grobem Zynismus, rüde fallen die Bezichtigungen aus. Unter der Oberfläche brodelt es.«91
Und wie. Einem französischen Journalisten empfiehlt Putin nach einer kritischen Frage zu Tschetschenien öffentlich, sich beschneiden zu lassen, »so dass nichts mehr bleibt«. Irritierend für seine deutschen Gesprächspartner ist vor allem Putins ausgeprägte und grobe Homophobie: Warum man einen Politiker wie Guido Westerwelle nicht einfach entlassen könne? Wieso ein Klaus Wowereit die deutsche Hauptstadt regieren dürfe? Warum man sich für LGBTQ-Rechte einsetze und zugleich die Bundeswehr immer weiter schwäche? Sein Freund, der italienische Premier Silvio Berlusconi, habe doch nur Probleme, weil er Frauen liebe. Und wie schwierig es sei, mit den »schwulen Holländern« Handel zu treiben.92 Die Schröders werden früh Ohrenzeugen. Doris Schröder-Köpf jedenfalls ist entsetzt. Heute sagt sie, eher beschönigend: »Er vertrat die Positionen seiner orthodoxen Kirche. Ich hab’ dann immer gesagt, lass’ die Menschen doch lieben, wen sie wollen, wo ist das Problem?«
Wladimir und Gerhard, das ist Politik von Mann zu Mann. Es gilt das Vier-Augen-Prinzip. Berater bleiben möglichst draußen, eigentlich sind sie eher überflüssig. In der deutschen Russlandpolitik gibt es so gut wie kein Außenministerium mehr. »Putin hat gezielt dafür gesorgt, dass es vor allem zu privaten oder zu Vier-Augen-Begegnungen kam«, erinnert sich Schröders sicherheitspolitischer Berater Michael Steiner. »Damit war ich raus, und das wollte Schröder auch.« Außenminister Fischer spielt in der Russlandpolitik ebenfalls keine große Rolle mehr. Die ist jetzt Chefsache.
Die Geschichte einer politischen Verführung
Dass sich Gespräche und Entscheidungen auf höchster deutscher Regierungsebene oft nur bruchstückhaft nachvollziehen lassen, ist schlechte deutsche Tradition. In Moskau treibt es Schröder auf die Spitze. Bei diesem für das künftige Verhältnis so entscheidenden und als »historische Chance« gewerteten Weihnachtsbesuch etwa ist noch nicht einmal zwischendurch einer seiner mitgereisten engsten Berater oder auch nur ein Protokollant dabei. Als während des Saunabesuches der beiden Männer plötzlich Rauch aus der Banja aufsteigt, weiß niemand, was los ist. Die deutschen Sicherheitsbeamten hatte man ins Hotel geschickt. Niemand im deutschen Regierungsapparat weiß, was zwischen den beiden genau besprochen wurde. Da muss man auf die Pressekonferenz der beiden Herren zurückgreifen. »Dienst ist Dienst, und Schnaps ist Schnaps«, sagt Wladimir Putin da, auf Deutsch. Tja.
In der deutschen Botschaft in Moskau und im Russland-Referat des Auswärtigen Amts löst dieses Vorgehen einen kleinen Aufstand aus. Man wisse von nichts, könne nicht einmal befreundete Regierungen unterrichten. Lebt die Sauna-Diplomatie à la Kohl und Jelzin wieder auf? Einer der damals beteiligten Diplomaten erinnert, wie groß die Sorge vor einem möglichen »Rapallo«-Vorwurf war, den man am besten sofort ersticken sollte. Nur wie – wenn man so gut wie nichts weiß?
Das Schreckenswort »Rapallo« kennt jeder Diplomat. Es ist untrennbar verbunden mit der angeblichen »Schande von Versailles«, dem Friedensvertrag, der die deutsche Niederlage im Ersten Weltkrieg besiegelt hatte. Im oberitalienischen Rapallo hatten sich 1922 mit dem besiegten Deutschen Reich und der kommunistischen Sowjetunion zwei vermeintlich international Geächtete zusammengefunden, gedemütigte Nationen. Mit dem Vertrag von Rapallo begann der massive Ausbau der Wirtschaftsbeziehungen, vor allem aber eine geheime militärische Zusammenarbeit, die deutsche Wiederaufrüstung ermöglichte. »Rapallo« wurde zum Inbegriff eines deutsch-russischen Sonderweges, der im Hitler-Stalin-Pakt 1939 seinen Höhepunkt fand.93 Mit dem Pakt teilten sich zwei Massenmörder den Osten Europas auf, er ebnete Hitler den raschen Weg in den Weltkrieg. »Rapallo« ist ein belastetes Wort. Und ein gefährlicher Verdacht.
Als sich die Deutschen eine russische Rede schreiben
Kein Ereignis muss so herhalten für die Legitimierung einer Hoffnungsagenda jüngerer deutscher Russlandpolitik wie dieser Staatsbesuch 2001, der in Wladimir Putins Rede im Deutschen Bundestag seinen Höhepunkt fand. Noch immer wird diese Rede als Beweis für die Existenz eines »anderen Putin« aufgeführt; als Zeugnis all der Chancen, die man später mutwillig verpasst habe. Es präsentierte sich der Putin, den die Deutschen gerne hören und sehen wollten, der »andere Putin«. Ein Reformer, der Demokratie zugeneigt. Ein Marktwirtschaftler mit sozialem Gewissen. Und ein Europäer. »Ich habe viel darüber nachgedacht, ob ich damals einer falschen Einschätzung unterlag«, sagt Doris Schröder-Köpf. »Ich denke, nein! Er wollte zu Europa gehören. Russland sollte zu Europa gehören.«
Es ist erstaunlich, wie wenig über das Zustandekommen dieser Rede tatsächlich bekannt geworden ist. Putin jedenfalls scheint es früh darauf anzulegen, nach Schröder auch den Rest der Deutschen von sich zu überzeugen. Bereits im Mai 2001 bittet die russische Regierung im Rahmen des geplanten Staatsbesuches um einen Auftritt Putins vor dem deutschen Parlament. Dies aber ist ein sehr sparsam vergebenes Privileg: Einige wenige französische und US-Präsidenten waren darunter, auch der Friedensnobelpreisträger Michail Gorbatschow. Aber dies geschah während eines Festaktes zum 10. Jahrestag des Falls der Mauer, da war Gorbatschow schon Polit-Pensionär. Protokollarisch zählt das nicht. Und in Berlin hat man nicht vergessen, dass Bundespräsident Roman Herzog 1997 nur vor einem Ausschuss und eben nicht vor der gesamten Duma in Moskau sprechen durfte.
Monatelang wird darum gerungen, ob Putin überhaupt »die Ehre erhalten« solle, die Ehre eines Auftritts vor den Abgeordneten. Die Protokollabteilung des Bundestages äußert Bedenken, bietet eine Ausrede: Man könnte darauf hinweisen, »dass am fraglichen Tag der Bundestag wohl gar keine Plenarsitzung hat«.
»Einziger ›kritischer‹ Punkt derzeit: Rede Putins vor dem Bundestags-Plenum«, heißt es in einem Vermerk des Auswärtigen Amts. Für einen Auftritt spreche Putins »Position als Präsident eines nach wie vor großen und wichtigen Landes«. Andererseits falle Putins »gemischte innenpolitische Bilanz – Stichworte Tschetschenien, Medien« ins Gewicht. Aber vor allem habe es sich der Bundestag wegen der vielen Anfragen »zur Regel gemacht, dass solche Reden nur zu besonderen und ausgesuchten Anlässen gehalten werden: Die Tatsache eines hochrangigen Staatsbesuchs reicht bei weitem nicht aus.« Die Frage sei dem Kanzler und dem Bundespräsidenten unterbreitet worden, die Vorlage an den Kanzler im Ton eher »zurückhaltend-negativ« geschrieben.
Aber der entscheidet. »Heute höre ich aus dem Bundeskanzleramt, dass BK ein persönliches Interesse daran bekundet haben soll, dass Präs. Putin im BT redet«, heißt es in einem Vermerk des Auswärtigen Amts über des Kanzlers Votum. Und der Verfasser fügt hinzu: »Das überrascht mich nicht.«94
Der Kanzler will. Unbedingt. In den Fraktionen ist die Begeisterung nicht ganz so groß. Bei der CDU/CSU spricht der Vorsitzende Friedrich Merz schon von den »ein oder anderen Bedenken«, die man gegen den Besuch haben könne.95 
Bei den Grünen ist der Widerstand hart, man ist gegen eine Rede vor dem Plenum – und fordert stattdessen, dass sich Putin einer Diskussion im Auswärtigen Ausschuss stellt, an der auch andere Abgeordnete teilnehmen können. Mehrere Abgeordnete kündigen an, seine Rede im Plenum boykottieren zu wollen.96
Aber dann sollten wenigstens einige Bedingungen erfüllt sein. Im Auftrag von Bundestagspräsident Wolfgang Thierse übermittelt die Protokollabteilung des Bundestages dem russischen Botschafter in Berlin schriftlich zwei Vorgaben für eine Ansprache. Da eine solche Rede »nicht üblicher Bestandteil eines jeden Staatsbesuchs« sei, »geschieht diese Zusage in der Ihnen bereits angekündigten Erwartung, dass die Rede zu einem gewichtigen Teil auf Deutsch gehalten wird, um damit eine gewisse Besonderheit zu belegen.« Und weiterhin: Putin solle sich bitte direkt im Anschluss »für ca. 45 Minuten zu einer Aussprache über die Rede und andere Themen« mit Mitgliedern des Auswärtigen Ausschusses des Bundestages treffen.97
Deutsch ist also in gewisser Weise des Gastes Pflicht.
In der Russland-Abteilung des Auswärtigen Amts ist man »gespannt«, wie der Kreml auf diese Bedingungen reagieren werde. Das russische Publikum »dürfte gespalten sein, das eigene Staatsoberhaupt eine so wichtige Rede in einer fremden Sprache reden zu hören. Es würde mich nicht wundern, wenn Russen es versuchten, den Redeteil auf Deutsch so weit wie möglich zu reduzieren.«98
Das zumindest kommt anders. Als der russische Staatspräsident am 25. September um kurz nach 15 Uhr unter Applaus der zu einer Sondersitzung zusammengetretenen Abgeordneten an das Rednerpult des Deutschen Bundestages tritt, gleich vor ihm sitzen Bundespräsident und Bundeskanzler, spricht er nur anfangs Russisch, dann wechselt Putin ins Deutsche. In sein Putin-Deutsch, so höflich und weich und leise und etwas altmodisch. Da steckt doch ein wenig Gorbatschow drin, denkt sich Steinmeier, so viele blumige Adjektive. Putins Rede ist ein Triumph, immer wieder unterbrochen von Applaus und Heiterkeit99, man ist sich einig: Diese Rede läutet eine neue Ära der Gemeinsamkeit ein. Und das nicht nur, weil Putin damals noch von der Mauer als »unheilvollem Symbol der tiefen Spaltung Europas« spricht.
Als Putin in Berlin eintrifft, liegt das Weltbeben des 11. September erst zwei Wochen zurück. Unmittelbar vor den Attentaten hatte Putin US-Präsident George W. Bush vor einem möglichen al-Qaida-Anschlag gewarnt.100
Am Tag des Anschlags war er der erste Regierungschef, der Bush anrief, sein Mitgefühl bekundete und sich als Partner im Krieg gegen den Terror anbot. Man wolle Geheimdiensterkenntnisse teilen, offeriert er in einem Fünf-Punkte-Plan, den russischen Luftraum für westliche Militärflugzeuge in Richtung Afghanistan öffnen, auch militärische Unterstützung leisten und sich an Rettungsaktionen für Nato-Soldaten beteiligen.
Der Staatsgast, der auch schon seine ersten deutschen Besucher im Januar 2000 vor Osama bin Laden warnte, steht gut da. Die Gastgeber eher nicht: Drei der vier Piloten in den für die Anschläge genutzten Flugzeugen kamen aus Hamburg-Harburg. Dort hatten sie sich über Jahre radikalisiert, bevor sie von al-Qaida den Auftrag erhielten. Einer, der jetzt viel zu erklären hat, ist der Hamburger Innensenator Olaf Scholz.
Auch im Bundestag bekräftigt Putin die Bereitschaft zur Zusammenarbeit bei der Terrorismusbekämpfung, stellt Russland als Bollwerk im Kampf gegen islamistischen Terrorismus dar – etwa in Tschetschenien. Entscheidend aber ist seine politische und emotionale Punktlandung bei den Deutschen, sein Verweis auf die enge, jahrhundertealte Verbindung der Kulturen und der beiden Völker. Er erwähnt Dostojewskij und Goethe, Katharina die Große: »Überhaupt spielten Frauen in unserer Geschichte eine besondere Rolle.« Er wirbt mit Russland als Markt, dem raschen Wirtschaftswachstum und einem der »liberalsten Steuersysteme in der Welt«.
Er sagt: »Russland ist ein freundlich gesinntes europäisches Land.«
Da steht einer, der den Deutschen in jeder Hinsicht aus dem Herzen spricht. Und für ebendiesen besonderen Moment auch nichts dem Zufall überlassen hat. Denn gleich zwei Deutsche ließ Putin vorab um Rat fragen, um Gedanken, Einschätzungen, konkrete Vorschläge für diese Rede: den langjährigen außenpolitischen Berater Helmut Kohls und Vorsitzenden der Münchner Sicherheitskonferenz Horst Teltschik und Klaus Mangold. Die beiden kennen einander aus vielen Begegnungen.
»Anfang Juni 2001 meldete sich Horst Teltschik, er habe einen Anruf aus Moskau bekommen«, sagt Klaus Mangold. »Ob wir Gedanken zu einer möglichen Rede des Präsidenten in Berlin beitragen könnten. Ich habe mir dann Gedanken über die gemeinsame wirtschaftliche Zukunft gemacht, Teltschik über die politische. Ich bin dann nach Moskau geflogen und habe im Kreml gut drei Stunden mit Putins Leiter der Präsidialkanzlei und einigen seiner Mitarbeiter diskutiert, Inhalte abgeklopft, auch über ganz konkrete Vorschläge gesprochen. Es ging darum, etwas Neues zu gestalten. Wir haben uns in Putins Rede dann auch wiedergefunden.«101
Den politischen Teil übernahm Horst Teltschik, ein Mann mit besten Beziehungen nach Russland, der schon die deutsche Einheit mit verhandelt hatte und beim historischen Kaukasus-Treffen 1990 zwischen Gorbatschow und Kohl dabei war. Teltschik hat Putin im November 2000 zum ersten Mal getroffen: »Matthias Warnig, ein persönlicher Vertrauter Putins, sprach mich an mit der Frage, ob ich dem Präsidenten ab und zu zum Gespräch zur Verfügung stehen würde«, sagt er im Gespräch in seinem Haus am Tegernsee. »Natürlich habe ich zugesagt. In der Vorbereitung des Staatsbesuches fragte mich ein Mitarbeiter Putins, ob ich bereit wäre, einige Vorschläge für seine Rede vor dem Deutschen Bundestag aufzuschreiben. Ich habe zugesagt und den Text nach Moskau übermittelt.« Er habe Diskretion gewahrt, so Teltschik, mit niemandem darüber gesprochen. »Schwerpunkt war Russlands zukünftige Position in der Welt. Meine Position war, Russland gehöre zu Europa. Meine Gedanken fanden sich dann auch in Putins Rede wieder, als er sagte: ›Russland ist ein freundliches europäisches Land‹.«102
So applaudieren die Abgeordneten des Deutschen Bundestages an diesem 25. September 2001 mit befreitem Lachen einer russischen Rede, die in entscheidenden Punkten von zwei Deutschen erdacht wurde, jeder ein bestvernetzter Lobbyist in eigener Sache. Anders ausgedrückt: In gewisser Weise applaudieren die Abgeordneten ihren Hoffnungen. Hoffnungen, die sich als Illusionen erweisen.
Bald gehören Teltschik und Mangold zum engeren deutschen Netzwerk Putins. »Ich bin dann mehrere Male zu weiteren Treffen mit Putin nach Moskau, St. Petersburg und Sotschi gereist«, so Teltschik. »Es entwickelte sich so etwas wie ein informeller Gesprächskreis zu den deutsch-russischen Beziehungen. Auch Matthias Warnig und Klaus Mangold gehörten dazu.«
Wie erbeten und verlangt geht Wladimir Putin an diesem 25. September aus dem Plenum zur Sitzung im Auswärtigen Ausschuss. Auch hier bedient er deutsches Sentiment: Er verspricht, »der Korruption die Grundlage zu entziehen«. Auch sei Michail Gorbatschow für das Amt des Vorsitzenden des Petersburger Dialogs vorgeschlagen. Putin weiß, wie sehr die Menschen in Deutschland Gorbatschow verehren, dankbar für die Wiedervereinigung. Aber auch aus diesem Grund wird er in Russland verachtet. Dort spricht man übrigens auch nicht von Wiedervereinigung. »Vereinigung« muss reichen.
Dann ist Unions-Fraktionschef Friedrich Merz an der Reihe: Was der 11. September »für die politische Architektur der Welt« bedeute, fragt er, für Tschetschenien und die Erweiterung der Nato. Das Protokoll der Sitzung umfasst drei Seiten, eine davon umfasst Putins Antwort allein auf Merz’ Frage. Der Hang zum Monolog zeigt sich früh. Ebenso wie Putins Anspruch auf Augenhöhe, die brüske Zurückweisung von Kritik und die bereits lange Liste angeblicher Demütigungen Russlands, die er vorträgt.
Immer entscheide der Westen ohne Russland, das müsse sich ändern. Über Tschetschenien solle man »jetzt nicht spekulieren«. Das Geld für die tschetschenischen Terroristen komme aus der »gleichen Quelle wie das Geld für die Attentäter in New York«. Immer würden für Russland »andere Maßstäbe« angelegt. »Wir akzeptieren keine Doppelstandards«. Die Nato als eher politisches Bündnis? »Wer aber hat Jugoslawien bombardiert?« Eine politische Organisation sei das nicht gewesen. Die Nato-Osterweiterung? Damit könne man sich abfinden: »Nato-Erweiterung, na gut, Gott segne die Nato«, vermerkt die Mitschrift. Aber ein gemeinsames Haus könne auf diesem Weg nicht entstehen. Schon 1954 habe die Sowjetunion um die Aufnahme in das Bündnis ersucht, doziert er.
Dann sagt Putin noch, als horche er in sich hinein: Er habe das alles gar nicht so völlig offen sagen wollen, nun habe er es doch getan.103 Die Worte »offen« und »ehrlich« gehören schon damals zum entwaffnenden Standardrepertoire.
Putins Sturm ins deutsche Herz endet in Dresden, eine delikate Angelegenheit. »Eine Erinnerung an die KGB-Zeit Putins in Dresden solle vermieden werden«, hatte die russische Botschaft der Bundesregierung während der Vorbereitung des Staatsbesuches erklärt. Man wolle keine »negativen Reminiszenzen« und werde »der Präsidialkanzlei abraten«.104
Aber Putin möchte nach Dresden, er nennt es »eine Rückkehr nach Hause«.105
Falsch liegt dann auch noch eine Sprecherin der sächsischen Landesregierung: Putin werde in Dresden »definitiv keine alten Freunde treffen«. Auch das hat Putin anders entschieden.106
Es taucht auf: Gabriele B. Der Name steht bis zuletzt auf keiner der Gästelisten, weder das deutsche Protokoll noch das Bundeskriminalamt haben je von dieser Frau gehört. Aber dann sitzt sie während des Mittagessens am Tisch und nimmt auch an der Dampferfahrt auf der Elbe teil. Auffallend herzlich ist sie von den Putins begrüßt worden, immer wieder umarmt von Ljudmila Putina. Gabriele B. ist die Ehefrau eines ehemaligen Stasi-Offiziers. Sie wohnten mit den Putins in dem für Geheimdienstler reservierten Plattenbau in der Radeberger Straße 101. Eigentlich wollten sie die alte Freundin unbemerkt besuchen, macht Putin wenig später öffentlich. »Ich wollte es ganz im Stillen tun, damit der Kanzler keine Probleme bekommt.« Ihm sei gesagt worden, dass »Schröder ein zugeknöpfter Mann ist«. Aber dann habe »Gerd« die alte Freundin kurzerhand eingeladen: »Ein gutes Zeichen«, findet Putin.107 Gabriele B. wird auch bei späteren Besuchen Putins in Deutschland eingeladen sein.
Auch seine erste Heimkehr nach Dresden wird ein großartiger Erfolg: »Herr und Frau Putin empfangen bei sich in Dresden Herrn und Frau Schröder«, schreibt die Frankfurter Allgemeine Zeitung.108
Zum Ende des ersten Amtsjahres von Wladimir Putin sendet die deutsche Botschaft unter der Überschrift »Russland und sein Platz in der Welt« eine Analyse nach Berlin: »RUS hat seinen Platz in der Welt noch nicht gefunden. In diesem Sinne kann es mit DEU nach dem 2. Weltkrieg verglichen werden, wo auch wir vor der Aufgabe standen, unseren Ort und unsere Rolle in der Welt neu zu bestimmen.«
Diese Rolle in der Welt bestimmt jetzt Putin. Im eigenen Land hat ihn sein Krieg in Tschetschenien populär gemacht, seine erste Wahl hat er souverän gewonnen. Die kommenden Jahre kennen für Russland mehr gute als schlechte Nachrichten. Putin bringt Russland zurück auf die Weltbühne, die Öl- und Gaspreise steigen; beim Pariser Club staatlicher Gläubiger werden die letzten sowjetischen Altschulden beglichen. Die russische Wirtschaft boomt. Und mit ihr die deutsch-russischen Wirtschaftsbeziehungen. Wie schnell da in Vergessenheit geraten kann, dass diese Herrschaft von Anfang an auf Gewalt und Blut gebaut ist.
Selbst das Verhältnis zur Nato scheint sich zu entspannen. 2002 reist Putin zur Gründung des Nato-Russland-Rats nach Pratica di Mare bei Rom. Der Nato-Generalsekretär nennt den Gipfel »historisch, wenn nicht sogar revolutionär«. Journalisten schreiben über den »Tag, an dem der Kalte Krieg endgültig zu Ende ging«.
In einem der ersten Abkommen, die unterzeichnet werden, geht es um – die Rettung von Seeleuten aus havarierten U-Booten. Als wolle man nun doch aus der Katastrophe von Kursk lernen.
Für einige Jahre wird »Pratica di Mare« zum Symbol für gute Absichten und bessere Zeiten, für Putins vermeintlichen Weg gen Westen. So schnell scheint er unterwegs, dass man im Kanzleramt zwischenzeitlich gar befürchtet, dass sich Putin mit »seinem Westkurs außenpolitisch erstmals stark exponiert«. Es gebe »zunehmende Vorbehalte in außenpolit. Elite« und eine »deutlicher werdende Kluft« zwischen dem russischen Außenministerium und dem Kreml, schreibt das Kanzleramt.
Putin – ein Mann, der regelrechte Risiken eingeht, um mit dem Westen zu kooperieren? Hatte nicht auch George W. Bush in Putins Augen geschaut und dessen Seele erahnt? »Ich vertraute ihm«.109 Wenn es je existierte, bei George W. Bush hält das Vertrauen nicht lange. Dies ist bei Gerhard Schröder anders.
Auch Respekt ist eine politische Währung. Und im Männerbündnis Schröder-Putin wachsen Respekt und Vertrauen, als es um Krieg und Frieden geht, nämlich um den auf Lügen gebauten US-Angriff auf den Irak 2003. Schröder hat seine Skepsis früh deutlich gemacht, dann seinen offenen Widerstand, und eine gehörige Portion skeptischer Distanz gegenüber den USA pflegte er ohnehin schon immer. Auch der französische Staatspräsident Jacques Chirac hält die geplante Intervention für einen Fehler. Putin sagt, ein Krieg wäre ein schwerer Fehler, 100 Millionen Muslime würden in Aufruhr geraten. Die USA würden sich schnell zurückziehen. Aber die Europäer würden mit den daraus entstehenden Problemen zu kämpfen haben.
Schröder geht ein enormes politisches Risiko ein, sich in dieser existenziellen Frage offen und womöglich allein gegen den wichtigsten Verbündeten zu stellen, die USA. Ein Risiko auch für Putin, der sich doch als strategischer Partner der USA positionieren will. Vor Kurzem war er bei Bush auf dessen Ranch in Crawford, ein großartiger Erfolg für die bilateralen Beziehungen, und auch persönlich, abends, als die Nationale Sicherheitsberaterin Condoleezza Rice am Klavier saß. Putin bleibt zunächst zurückhaltend, schließt sich aber dem Dreierbündnis gegen den Irakkrieg an. Er hat sich durchgerungen, heißt es in Berlin anerkennend über Putin. Der hat Stehvermögen, heißt es in Moskau anerkennend über Schröder.
Der gemeinsame Widerstand gegen den Krieg führt zu einer kurzen, aber ungewöhnlichen Kooperation zwischen dem BND und dem russischen Auslandsgeheimdienst SWR: Man erstellt gemeinsame Analysen – zum Thema Irak.
Nichts kann die Beziehung zwischen Putin und Schröder jetzt noch erschüttern, die sich über Dutzende Treffen festigt, auch über Geburtstagsfeiern in Hannover und St. Petersburg. Egal, was passiert, wenn es um seinen Freund Wladimir geht, ist Schröder nicht nur taub gegen jede Kritik. Er maßregelt auch die in seiner Regierung, die zu anderen Schlüssen kommen. So wie Klaus Scharioth, der Putin als »kalten Operateur« bezeichnete und inzwischen Staatssekretär im Auswärtigen Amt ist.
Im Oktober 2003 wird Michail Chodorkowskij nach der Landung seines Privatjets in Nowosibirsk verhaftet. Während der Raubzüge der russischen Neunzigerjahre wurde Chodorkowskij mit dem »Yukos«-Ölkonzern zum Vielfachmilliardär und reichsten Mann des Landes. »Enrichissez-vous« – Bereichert euch – ist auch im System Putin erlaubt, wenn nicht sogar vorgesehen. Aber im Beisein des Präsidenten und öffentlich Korruption und Rechtlosigkeit anzuprangern und dann auch noch ohne dessen Erlaubnis einen Yukos-Teilverkauf an den US-Riesen ExxonMobil zu erwägen, ist ein striktes Tabu. Eine Verhaftung, ein Exempel wird statuiert.
Das Auswärtige Amt kritisiert Chodorkowskijs Verhaftung per Pressemitteilung. Man verfolge »die Entwicklung mit großer Besorgnis, auch mit Blick auf die Auswirkungen auf das Wirtschaftsleben in Russland«.110 Noch am gleichen Abend klingelt bei Scharioth das Telefon, der Kanzler, Schröder persönlich ist am Apparat. Sehr ungewöhnlich. »Er beklagte sich über die eindeutige Sprache der Pressemitteilung«, erinnert Scharioth. »Chodorkowskij habe seine acht Milliarden nicht rechtmäßig verdient!« Scharioth hält dagegen. Es gehe um etwas anderes: Wer Putin widerspricht, werde anders behandelt als die, die ihm nicht widersprechen. Es sei eine Frage der Rechtsstaatlichkeit.
Die Pressemitteilung ist veröffentlicht, man kann nur noch Schadensbegrenzung versuchen. Das Kanzleramt lässt die Berliner Medien wissen, man sehe die Sache »gelassen«.111
Chodorkowskij wird zunächst zu neun Jahren Arbeitslager verurteilt, später kommen weitere sechs Jahre dazu, er hätte diese Zeit wohl nicht überlebt. Ende 2013 kommt er nach zehn Jahren Haft auf diskrete Vermittlung von Hans-Dietrich Genscher frei; Angela Merkel hatte den ehemaligen Außenminister darum gebeten.112 Im Exil lebend, gehört Chodorkowskij heute zu den wichtigen Stimmen der russischen Opposition. Die hat nur noch im Ausland eine Überlebenschance, buchstäblich.
Wenn es um Demokratie und Rechtsstaatlichkeit geht, ein Minimum an Fairness, hat es nie einen anderen Putin gegeben. Vom ersten Moment an, bereits 2001, haben größere Teile des deutschen Regierungsapparates den deutschen Bundeskanzler genau davor gewarnt: dass »Putin kein demokratischer Reformator« sei, »der nur durch die innenpolitischen Umstände gehindert wird«. Dass das Parlament »zunehmend zum Instrument der Umsetzung des Willens des Präsidenten« werde. Dass NGOs ein »Klima der Entmutigung« beklagen. Dass der »Grad der Demokratie« aus Putins Sicht »davon abhängt, dass Einigkeit, Entwicklung und Stärke des Landes dadurch nicht beeinträchtigt werden«. Dass er zur Durchsetzung des »starken Staates« inzwischen »Schlüsselpositionen mit Vertrauensleuten aus Geheimdiensten, St. Petersburg-›Kamarilla‹ und Militär« besetze.
Seine Zimmermänner sucht der Zar von Beginn an unter seinesgleichen. Es wird noch dauern, bis Putins Reise in die Diktatur vollendet ist. Aber ein »lupenreiner Demokrat« war er nie. Bis heute legt Schröder Wert darauf, dass er diesen fatal falschen Begriff nicht verwendet habe, was stimmt. Die Formulierung stammt vom Journalisten Reinhold Beckmann, der den Kanzler 2004 interviewte.113
Es mag eine gewisse Tragik darin liegen, dass Schröder diese Worte geradezu umarmt; Worte, die ihn noch 2022 zum Gewährsmann eines »wahren« Putin machen. So wie all die Begriffe, mit denen er Putins Verheerungen bis zum Ende legitimiert und darüber seine Ehre verliert: Grundvertrauen, Wahrheit, ordentliche Demokratie. Und: Loyalität zwischen Männern. Und: Freundschaft, über jeden Zweifel erhaben.
Schröder und Putin, Gerd und Wladimir. Eine vermeintlich romantische Moskauer Schlittenfahrt, eine angebliche Herzensrede im Bundestag. Es sind fünf kurze Jahre nur, in der sie gleichzeitig im Amt sind, aber sie prägen die deutsche Russlandpolitik auf nachhaltig fatale Art und Weise. Putin und Schröder, Wladimir und Gerd. Es ist die Geschichte einer Verführung mit enormen politischen Konsequenzen.
Im Weißen Haus haben sie ein Wort dafür gefunden: »Schroederism«.

		
	

	
	
			
				PIPELINES UND PROFITE

			

			2005 kommen zwei Männer in größere berufliche Schwierigkeiten. Der eine, Gerhard Schröder, hat im Herbst die Bundestagswahlen verloren, Angela Merkel wird Kanzlerin. Seit Monaten beschäftigt sich Schröder mit dem Gedanken, wie es nach einem möglichen Ende seiner politischen Karriere weitergehen kann, wie sich Geld verdienen lässt. Großes Geld wird im Gasgeschäft gemacht. Gas ist die neue Kohle – in jeder Hinsicht.
Unmittelbar vor der Wahl hat Schröder in Berlin Putin getroffen, es geht um letzte Details für den Bau einer neuen Pipeline, die bald als Nord Stream 1 bekannt werden wird. Der deutsche Staat bürgt mit bis zu 900 Millionen Euro für das Projekt. Zur Überraschung selbst engster Vertrauter übernimmt Schröder nur 15 Tage, nachdem er sein Parlamentsmandat aufgegeben hat, den Vorsitz des Aktionärsausschusses der Pipeline-Betreibergesellschaft NEGP Company.114 »Es war mir klar, dass es Kritik geben würde«, erklärt er später, »aber ich habe das gemacht, weil ich von der Notwendigkeit für Europa überzeugt bin.«115 Selbst Steinmeier, der jetzt in der ersten Großen Koalition das Außenministerium führt, wird von der riskanten Entscheidung überrascht, er erfährt davon durch einen kurzen Anruf von Schröder. Gegenüber Vertrauten sagt Steinmeier, Schröder riskiere damit sein politisches Erbe.
Wladimir Putin habe ihn persönlich darum gebeten, erklärt Schröder: »Und so etwas schlägt man nicht ab.« So beginnt eine hoch dotierte Karriere in der russischen Energiewirtschaft.116
Der andere heißt Matthias Warnig, das Wall Street Journal schreibt im Februar 2005 über den diskreten Mann, der der großen Öffentlichkeit bisher unbekannt ist.117
Und bleiben will. In Berlin und Moskau ist der ehemalige DDR-Spion Matthias Warnig unverzichtbar: Inzwischen ein langjähriger Vertrauter Putins, war er schon auf der Beerdigung von Vater Wladimir; Putin wiederum hat Warnigs Kindern in Davos das Skifahren beigebracht. Im Berliner Restaurant eines Sohnes von Warnig verabreden sich Gerd und Wladimir gern zum Abendessen.
Vor allem seine Diskretion weiß Putin zu schätzen: Als Ljudmila Putina 1993 bei einem Verkehrsunfall in St. Petersburg schwer verletzt wird, sorgt Warnig mit dafür, dass sie in Deutschland behandelt wird. Dass die Dresdner Bank dafür die Kosten übernimmt, wird erst zwölf Jahre später bekannt. Die Dresdner Bank wird 2009 von der Commerzbank übernommen. Zu dem Vorgang könne man nichts sagen, auch nicht, ob er jemals unter Compliance- oder Korruptionsgesichtspunkten geprüft worden sei, heißt es auf Anfrage. Im Firmenarchiv sei »intensiv und gewissenhaft geforscht« worden, aber ohne Erfolg.118
Der Artikel im Wall Street Journal beschreibt die enge Freundschaft zwischen Putin und Warnig und auch die guten Geschäfte der Ende 1991 gegründeten St. Petersburger Repräsentanz der Dresdner Bank AG. Warnig hat beim stellvertretenden Bürgermeister Putin um die Lizenz geworben. Warnig fädelt 1993 auch das Joint Venture zwischen der Dresdner Bank und der französischen »Banque Nationale de Paris« ein, dessen Abschluss Putin stolz während seines Auftritts vor Unternehmern am Hamburger Jungfernstieg verkündet – in der Filiale der Dresdner Bank. Warnig ist für die jetzt glänzend laufenden Russland-Geschäfte der Dresdner ein entscheidender Mann. Die Bank bewertet für die russische Regierung Privatisierungen im Öl- und Kohlegeschäft, 2003 bringt die Investment-Tochter »Dresdner Kleinwort Wasserstein« mit 1,75 Milliarden Dollar für Gazprom die bis dahin größte Anleihe aus einem Schwellenland auf den Markt.119
Nach der Veröffentlichung geben sich Vertreter der Bank überrascht. Warnigs Stasi-Vergangenheit sei bei seiner Einstellung nicht bekannt gewesen. Es ist allerdings auch nicht bekannt, dass man sich je für seine Vergangenheit interessiert hätte.
Eine deutsch-deutsche Karriere 
im »Besonderen Einsatz«
Den deutschen Behörden ist Matthias Warnig schon seit 1991 bekannt – dem Verfassungsschutz und dem Generalbundesanwalt. Aus gutem Grund.
Warnig ist ein Geheimdienst-Mann aus Überzeugung. Schon als Schüler hatte sich der Brandenburger als »Inoffizieller Mitarbeiter« verpflichtet, der DDR-Euphemismus für Spionage und Verrat. Für ein Handgeld hat Warnig seine Mitschüler ausspioniert. 1974 dient er im Wachregiment der Stasi, studiert an der Hochschule für Ökonomie und wird Offizier im »Sektor Wissenschaft und Technik« der DDR-Auslandsaufklärung HVA. Er betreibt Wirtschaftsspionage.
Wie Putin wird Warnig Mitte der Achtzigerjahre auf den ersten Auslandseinsatz geschickt: Warnig ist offiziell Handelsvertreter an der Handelsmission der DDR in Düsseldorf. Tatsächlich ist er ein »Offizier im besonderen Einsatz« an der »Residentur BRD« und kurz darauf auch schon der SED-Parteisekretär. Der Verfassungsschutz überprüft den Visa-Antrag Warnigs und erkennt seine wahre Funktion zunächst nicht.
Kurz vor der Wende kehrt »OibE« Warnig nach Ost-Berlin zurück. Am 40. und letzten Jahrestag der DDR, am 7. Oktober 1989, wird er mit der »Medaille für treue Dienste in der Nationalen Volksarmee in Gold« ausgezeichnet. Den Befehl hat Stasi-Chef Erich Mielke unterschrieben. An diesem Tag stehen Protestierende vor dem Berliner Palast der Republik und skandieren »Gorbi, hilf uns!«. Denn da drinnen liest der sowjetische Generalsekretär Michail Gorbatschow den ostdeutschen Genossen gerade die Leviten und fordert Perestrojka auch für die DDR: »Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben.« Diese Mahnung schafft es in die Geschichtsbücher, auch wenn es sich um die ziemlich freie Übersetzung des Dolmetschers handelte.
Nur einen Monat später fällt die Mauer.
1991 beschäftigt sich die Spionageabwehr des Verfassungsschutzes mit Matthias Warnig; der Generalbundesanwalt ermittelt wegen »geheimdienstlicher Agententätigkeit« gegen ihn. Man kann rekonstruieren, dass in einer Art elektronischem Auftragsbuch namens »SIRA« Dutzende Meldungen auf Warnigs Agententätigkeit zurückgehen: Mal geht es um »Analysen aus dem Chemieanlagenbau«, dann um die internen Unterlagen eines Treffens hochrangiger Wirtschaftsführer. Und immer wieder um Material aus der westdeutschen Atomindustrie, etwa aus dem Kernforschungszentrum Jülich. Besonders wertvoll die Unterlagen über »Schnellschlußschieber« in westlichen AKWs – sie werden umgehend an das DDR-Kernkraftwerk in Greifswald weitergeleitet. Und auch ein Bericht über die Dresdner Bank ist dabei.
Zuletzt, so zeigen die Ermittlungen, diente Warnig in der HVA ausgerechnet in jener Abteilung, die für Spionage gegen westliche Banken zuständig war, darunter die Deutsche Bank, die Commerzbank und die Dresdner Bank.
Wie es der Stasi-Mann als Referent der DDR-Wirtschaftsministerin Christa Luft an den Verhandlungstisch zur Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion geschafft hat, wird nie herausgefunden. Die Einführung der D-Mark auf dem Gebiet der damals noch existierenden DDR ist entscheidend auf dem Weg zur Einheit; wer am Verhandlungstisch sitzt, zusammen auch mit Vertretern der Bundesbank, erfährt vieles früh, auch sensible Informationen, kann mitentscheiden, Netzwerke flechten.
Am 1. Juli 1990 wird die D-Mark eingeführt, ewig lang die Schlangen für Umtausch und Auszahlung der neuen Währung vor den Bankfilialen. Dafür sind 440 Millionen neuer Geldscheine gedruckt und zum Teil per Flugzeug transportiert worden – nicht alle der maroden Straßen in der DDR waren für die schweren Geldtransporter geeignet. Da arbeitet Warnig schon seit zwei Monaten für die Dresdner Bank.
Das Ermittlungsverfahren gegen Warnig wird 1995 eingestellt. Ein Urteil des Bundesverfassungsgerichtes verfügt, dass für ehemalige DDR-Bürger Spionage für ihren eigenen Staat nicht strafbar ist. Strafbar ist sie nur für westdeutsche Agenten.120 Warnig kann in Ruhe in Russland seinen Geschäften nachgehen, 14 Jahre lang. Bis zum Erscheinen des Artikels im Wall Street Journal.
Bei der Dresdner Bank sorgt der Druck dieser Enthüllungen bei Warnig für einen Karriereknick, statt der einflussreiche CEO der Bank in Petersburg zu bleiben, wird er Vorsitzender, dann nur noch einfaches Mitglied des Aufsichtsrates. Im Sommer 2007 enden alle Verbindungen.
Aber Warnig hat längst Größeres im Blick, er arbeitet jetzt für das Projekt »Sewernyj Potok«, russisch für Nördlicher Strom. Eingedeutscht, mit englischem Touch wird daraus: Nord Stream. In der russischen Gaswelt ist eine Geheimdienst-Vergangenheit kein Hindernis, sondern fast schon Einstellungsvoraussetzung. Überall in den deutschen Ablegern des russischen Gas-Imperiums tummeln sich bald frühere SED-Funktionäre und Stasi-Mitarbeiter. Neue Geschäfte, fest in der Hand alter Kader. Seinen nächsten Orden erhält Warnig dann von Putin: »Für besondere Verdienste in der Förderung der bilateralen Beziehungen mit Russland.«121
Und auch in der deutschen Regierung weiß man sehr wohl, mit wem man es zu tun hat.
Bereits im März 2005 hat der Verfassungsschutz einen umfassenden Bericht für die wöchentliche »Nachrichtendienstliche Lage« des Kanzleramts vorbereitet. Thema: die Stasi-Karriere des Matthias Warnig. Kanzleramtschef Steinmeier sitzt der Runde vor. Schon im März 2005 also weiß auch Gerhard Schröder – oder kann es jedenfalls wissen, mit wem er nur Monate später seinen beruflichen Neustart beginnt.
Gerhard Schröder und Matthias Warnig werden anderthalb Jahrzehnte lang erfolgreich daran arbeiten, die Energieabhängigkeit Deutschlands von Russland zu vergrößern. Am Ende, 2021, erreicht sie so schwindelerregende Höhen, dass die Deutschen zwei Jahre lang fürchten müssen, ob ihre Wohnungen noch geheizt und die Fabriken arbeiten können. Die Reise in die gefährliche Abhängigkeit vom russischen Gas kennt viele Verantwortliche. Schröder und Warnig gehören zu den Hauptverantwortlichen.122
Beide werden sich nach Kräften an der ebenso andauernden wie falschen Erzählung beteiligen, dass Pipelines im Grunde nur »ein rein wirtschaftliches Projekt« seien und dass Russland stets ein verlässlicher Lieferant gewesen sei, der Gas nicht als Waffe einsetzt. Von diesen beiden Lebenslügen wird das System Putin profitieren und seine Kriege finanzieren.
Und für Deutschland, »Exportnation Nr. 1«, ist das preiswerte »Russengas« ein entscheidender Erfolgsfaktor. Das deutsche Wirtschaftswunder nach Ende des Kalten Krieges ist nicht denkbar ohne die Energie, die aus dem Osten kommt.
Das Dreißig-Prozent-Rätsel
Als »imperiale Infrastrukturen«123 beschreibt der Münchner Historiker Martin Schulze Wessel jene Wege und Räume, mit denen Russland Transport und Rohstoffhandel Richtung Westen kontrollieren will. Was kann politischer sein als Pipelines, die für Jahrzehnte gebaut werden und in denen sich, um Angela Merkel schon aus dem Jahr 2011 zu zitieren, »die Gasmoleküle schon anständig bewegen werden«? An »Wirtschaftsprojekten«124 dieser Art waren schon immer Zweifel angebracht, ein einfacher Blick etwa in die Akten des Auswärtigen Amts hätte genügt. Akribisch hat man dort vor allem im damaligen Referat 421 unter dem Sammelbegriff »Erdgaspolitik« über Jahrzehnte die geopolitischen Dimensionen von Erdgasgeschäften aus der damaligen Sowjetunion dokumentiert. Das »Russengas« hatte stets höchste Priorität für die deutsche Politik. Und führte – wie später bei Nord Stream 2 – zu größeren Konflikten mit den USA. Und einmal beinahe zu einem Wirtschaftskrieg.125
Für einen aufstrebenden Politikwissenschaftler der Harvard-Universität war das Thema jedenfalls wichtig genug, um sich bereits als Student mit der »sibirischen Pipelinekrise« der Achtzigerjahre zu beschäftigen.126 Antony J. Blinken machte danach Karriere als Diplomat. Zu seinen ersten Aufgaben als Außenminister unter Präsident Joe Biden gehörte die Beilegung einer neuen sibirischen Pipelinekrise zwischen den USA und Deutschland – die von Donald Trump verhängten Sanktionen wegen Nord Stream 2.
Der Mythos, dass Pipelines und Energie selbst in Zeiten größter Krisen zu Stabilität und damit zu Sicherheit beitragen, beginnt am Ende der heißesten Phase des Kalten Krieges. »Détente« zwischen den USA und der Sowjetunion, deutsche Ostpolitik und Ostverträge unter Willy Brandt führen zu gleich mehreren »Jahrhundertgeschäften« der westdeutschen »Osthändler«, etwa dem ersten Erdgas-Röhren-Geschäft von 1970. »Röhren gegen Gas« gilt bald als »Modell der deutsch-sowjetischen Zusammenarbeit«. Für das Moskauer Politbüro ist Erdgasexport die entscheidende Devisenquelle für Staatshaushalt und Militär.127 Goldene Zeiten brechen an, auch politisch. Die westdeutsche Großindustrie arbeitet mit Wissen und Unterstützung der Bundesregierung und des Kanzlers an einem strategischen Energiebündnis.128 Und ab 1978 geht es um ein neues Projekt, sozusagen das Jahrhundertgeschäft aller Jahrhundertgeschäfte: eine Pipeline direkt von der nordsibirischen Halbinsel Jamal, fast 4200Kilometer lang. Gigantisch die Dimension der geplanten »Jamal«-Pipeline: Bis zu 14 Milliarden DM sollen die sechs parallel verlaufenden Stränge kosten; 3,5 Milliarden129 Tonnen betonummantelte Großrohre müssen verbaut werden. Allein der Mannesmann-Konzern rechnet mit Lieferungen von rund zwei Milliarden Mark jährlich – was damals rund dreißig Prozent des jährlichen westdeutschen Gesamtexports in die Sowjetunion entspricht.130
Das Jamal-Projekt ist das zu diesem Zeitpunkt größte und ehrgeizigste Ost-West-Industrieabkommen aller Zeiten.
»Jamal« hat auch eine deutsch-deutsche Dimension: Ein Teil der Trasse wird von der DDR als »zentrales Jugendobjekt« übernommen, meldet das Neue Deutschland am 17. Februar 1982. Für den Bau will – und muss – die DDR bis zu 8000 Facharbeiter bereitstellen, Trassniki. Für diese »Investitionsbeteiligungen« soll es im Gegenzug Erdgas geben. Allerdings geht man in Ost-Berlin nur ungern auf dieses Angebot ein, das man nicht ablehnen kann. Arbeitskräfte sind auch in der DDR sehr knapp. Und in der Vergangenheit hatte Moskau versprochene Preisnachlässe ausgesetzt, auch wurden versprochene Gaslieferungen erst später als vereinbart aufgenommen.131 Jamal gilt damals als das größte je von der DDR vollbrachte Projekt.132
Für die Bundesregierung handelt es sich schon damals um ein »privatwirtschaftliches Geschäft«.133 Allerdings um eines in ausgesprochen gefährlichen Zeiten: Die Rote Armee ist in Afghanistan einmarschiert, die Olympischen Spiele in Moskau werden vom Westen boykottiert, die USA verhängen erste Sanktionen. In der DDR werden SS-20-Mittelstreckenraketen stationiert, worauf die Nato mit ihrem Doppelbeschluss reagiert. Als in Polen 1981 das Kriegsrecht ausgerufen und die Führer der Bürgerrechtsbewegung Solidarność verhaftet werden, beschließen die USA unter Präsident Ronald Reagan in der Folge umfangreiche Sanktionen mit extraterritorialer Wirkung. Der Bau der Pipeline soll gestoppt werden. Damit sind auch bereits geschlossene Verträge europäischer Unternehmen mit der Sowjetunion betroffen.134
Beinahe beginnt ein Wirtschaftskrieg. In einem offenen Akt transatlantischer Rebellion widersetzen sich die Westeuropäer den USA, auch Großbritannien.135 Auch Bonn vertritt eine harte Haltung: Abhängigkeit bestehe doch vor allem durch das Öl aus den Krisengebieten des Nahen und Mittleren Ostens. Diese müsse verringert werden. Man habe das sowjetische Pipeline-Geschäft »sorgfältig abgewogen« und sehe keine Veranlassung, diese Haltung zu ändern.136
Am 11. November 1981 tagt in Bonn der Bundessicherheitsrat über das neue Erdgas-Röhren-Geschäft und die Folgen. Die Bundesregierung bleibe bei ihrer positiven Haltung. Bekräftigt wird sie in einem Brief des Kanzlers an US-Präsident Reagan: »Dear Ron, … Es ist sehr bedauerlich, dass die Bedeutung dieses Geschäfts in den USA immer noch nicht im rechten Licht gesehen wird.«137
»Da können andere noch soviel quaken«, fasst Kanzler Schmidt die Anti-Sanktions-Stimmung im Bonner Kabinett zusammen, »es bleibt dabei.«138
Dann laufen erste mit Pipeline-Ausrüstung beladene Schiffe aus westeuropäischen Häfen Richtung Sowjetunion aus – ein Debakel für die USA, die westliche Allianz. Engste Verbündete werden zu Gegnern in einer öffentlich ausgetragenen »Familienfehde«.139 Eine Fehde, die einen fundamentalen Unterschied zwischen den USA und den Deutschen im Umgang mit der Sowjetunion offenbart: »Über Jahrhunderte haben wir Handel mit Russland betrieben«, erklärt Helmut Schmidt seine Haltung, »und am Ende ist es einfach: Wir werden es nicht zulassen, dass die USA diesen Teil unserer Wirtschaftspolitik diktieren.«140
Schließlich entscheidet sich Ronald Reagan gegen einen Showdown – ein eskalierender transatlantischer Konflikt würde der Sowjetunion auch sicherheitspolitisch in die Hände spielen. Im November 1982 verkündet er die Aufhebung der Sanktionen. Es ist auch als Geste des guten Willens gegenüber der sowjetischen Führung gemeint.
Mit der Jamal-Pipeline geht es bald gut voran: Bereits 2500 Kilometer der »Rekordtrasse« sind nach dem »Prinzip der Arbeitsstaffette« verlegt, meldet die Prawda am 24. Januar 1983: die Rekordtrasse, ein »Labor fortschrittlicher Arbeitsmethoden«.141
Tatsächlich aber hat die Regierung unter Kanzler Helmut Schmidt aus der ersten großen sibirischen Pipelinekrise noch einen anderen Schluss gezogen, förmlich per Kabinettsbeschluss. Die Abhängigkeit von Gaslieferungen aus der Sowjetunion soll bis zu dreißig Prozent betragen können. Nicht mehr – aber auch nicht weniger.
Als Hans-Detlev Rohwedder, Staatssekretär im Wirtschaftsministerium, die »Abhängigkeitsfrage« in einer Vorlage an Außenminister Genscher thematisiert, findet sich die Formulierung, dass man in Bezug auf die Sowjetunion eine »politische Marke« brauche. »Das Risiko, fast ein Drittel unseres Erdgasbedarfs aus der UdSSR zu beziehen, erscheint tragbar.«142 Für die Bundesrepublik sei eine Ausweitung der Rohstoffimporte aus der UdSSR auch aus preispolitischen Gründen erwünscht.
Es mag Zufall sein oder auch nicht: Dreißig Prozent – mit der geplanten Jamal-Pipeline würde sich der sowjetische Anteil am westdeutschen Erdgasverbrauch von 16 auf nahezu 30 Prozent verdoppeln.143
Dreißig Prozent wäre die Obergrenze, der Index für Abhängigkeit. Und zugleich ein Maßstab für Vorsicht.
Am 21. Mai 1980 fasst das Bundeskabinett unter Kanzler Helmut Schmidt nach kurzer Aussprache über die »geringe Repräsentanz der Frauen im Bundesdienst« einen Beschluss zur Pipelinefrage: »Solange der Bundessicherheitsrat nicht anders beschließt, ist die Bundesregierung an die selbst gesetzte Höchstgrenze von 30 % Importanteil aus der Sowjetunion am gesamten inländischen Erdgasverbrauch gebunden.«144
Ob dieser Beschluss jemals geändert oder außer Kraft gesetzt worden ist, lässt sich abschließend nicht rekonstruieren. Das Wirtschaftsministerium erklärt, man habe von einem derartigen Dreißig-Prozent-Beschluss in der Vergangenheit noch nie gehört, er habe auch in allen Überlegungen über künftige Gasgeschäfte keine Rolle gespielt.145
Im Auswärtigen Amt erinnern einige Spitzenbeamte der vergangenen beiden Jahrzehnte die »Dreißig-Prozent-Regel«, so etwa Emily Haber, die bis 2014 Staatssekretärin war. Klaus Scharioth, bis 2006 Staatssekretär des Amts, sagt, er habe von der Vorgabe gewusst, sie habe auch in vielen Diskussionen eine Rolle gespielt. »Mich würde schon interessieren, wann und weshalb diese Vorgabe später offenbar außer Kraft gesetzt wurde.«146 Andere wollen nie davon gehört haben.
1986 machen die Gasimporte aus der Sowjetunion 29 Prozent des (west)deutschen Verbrauchs aus. 2022 sind es 55 Prozent.
»Prominente Figur des politischen und 
öffentlichen Lebens«
1992 tritt Gazprom als Rechtsnachfolgerin der früher sowjetischen Gazprom auf den Plan. Der Konzern wird schon als Monopolist geboren. Unbedingt will man in das lukrative »downstream«-Geschäft mit Transport und Verkauf in Deutschland selbst einsteigen, erste Gespräche beginnen schon wenige Monate nach dem Fall der Mauer. Dies erläutert der Vorsitzende des neuen Gazprom-Verwaltungsrates und baldige russische Ministerpräsident Wiktor Tschernomyrdin in einem Gespräch mit Außenamts-Staatssekretär Lautenschlager am 20. Januar 1992 in Bonn. Bisher habe man frei deutsche Grenze an den de facto Monopolisten Ruhrgas AG geliefert.147 Dies reiche aber nicht mehr aus: »Gazprom will gut verdienen«.148
Deutschland bleibt sehr lange bevorzugter Kunde, Joint Ventures werden vor allem mit der BASF-Tochter Wintershall gegründet. Im September 1990 vereinbart Wintershall mit Gazprom die bisher größte Beteiligung eines russischen Unternehmens an Wirtschaftsprojekten im Westen.149 Und bereits 1993 soll ein gemeinsam betriebener Erdgasspeicher in Betrieb gehen, er liegt in Niedersachsen, nahe der Gemeinde Rehden.
Und »Gazprom Germania« setzt beim Personal auch auf alte Stasi- und DDR-Verbindungen, auf das Modell Warnig. Und auf ein gutes Image nicht nur als Garant sicherer Versorgung.
Dabei wird bereits Anfang der Neunzigerjahre das Muster russischer Energieaußenpolitik erkennbar, die bald Erpressung gleicht: Pipelines und Preise erzwingen Loyalität vor allem im postsowjetischen Raum. Mal ist es die Preisschraube gegenüber den »illoyalen« Staaten Georgien, der Republik Moldau und der Ukraine, mal Preisnachlässe gegenüber eher »loyalen« Regierungen in Belarus150 und Armenien. Und manchmal wird es auch im wiedervereinigten Deutschland versucht.151
Von Beginn seiner Präsidentschaft an gilt Putin als eigentlicher Gazprom-Chef. Er befördert loyale Begleiter aus Petersburger Zeiten in leitende Positionen, Dmitrij Medwedjew etwa oder Alexej Miller. Unter ihm wird Gazprom ein eigenes Imperium, weitverzweigt, mit komplexen Strukturen. Er kennt alle Zahlen, weiß im Detail Bescheid. Olaf Scholz kommt Putin bisweilen vor wie der CEO des Unternehmens, der alle Daten, der alles sofort parat hat, der nie nachfragen muss. Mit Gazprom will Wladimir Putin eine Weltmacht neu begründen, seine Weltmacht. Die russische Wirtschaft, dies dürfen russische Journalisten anfangs noch schreiben, entwickele sich zu einer »Gazpronomie«; kontrolliert und ausgebeutet von den »Silowiki der Energie«.152
2006 wird seine Geburtsstadt St. Petersburg gleich zweimal zur glanzvollen Bühne politischer Großereignisse: Im Juni etabliert sich das »Internationale Wirtschaftsforum« als eine Art »russisches Davos« unter Putins Schirmherrschaft; für die jungen Bürger der Stadt spielen die Scorpions im Kirow-Stadion Open Air. Und nur einen Sommermonat später, vom 15. bis 17. Juli, richtet Russland, nein, richtet er den G8-Gipfel aus. Zum ersten Mal hat Russland den Vorsitz. Goldglänzend der renovierte Konstantin-Palast vor den Toren der so europäisch, so aufklärerisch anmutenden Stadt. Wasserspiele, weiße Nächte; es ist auch Angela Merkels G8-Premiere. »Energiesicherheit«, eine globale Energieallianz nach russischen Vorstellungen, soll das wichtigste Thema des Gipfels sein.
Allerdings pochen dessen Teilnehmer mehrheitlich auf die seit Jahren ausstehende Ratifizierung des Europäischen Energiechartavertrags ECT von 1991 durch Russland. Darin geht es auch um nichtdiskriminierende Bedingungen beim Zugang Dritter zu Pipelines.153 Auch ist Russlands Ansehen als verlässlicher Energielieferant durch den jüngsten russischen »Gaskrieg« mit der Ukraine gestört: Am 1. Januar 2006 hatte Gazprom erneut die Lieferungen an die Ukraine eingestellt, es kam zeitweise zu Lieferengpässen in westeuropäischen Abnehmerländern. Putin scheitert mit seinem Plan einer globalen Energieallianz.
Umso wichtiger wird das Deutschland-Geschäft. Umso besser, einen Bundeskanzler a. D. als führenden russischen Gaslobbyisten verpflichtet zu haben, der weiterhin auch politisch den guten Ton setzen kann: »Die Russen sind auf dem Weg zu Demokratie und Marktwirtschaft«, sagt Schröder. »Sie verdienen unser Vertrauen.«154 Umso passender, dass unter Außenminister Frank-Walter Steinmeier nun »Annäherung durch Verflechtung« als neue ostpolitische Handlungsmaxime formuliert wird. Europa neu denken, schreibt er, eine »moderne Interpretation des bewährten Konzepts ›Wandel durch Annäherung‹«.155
Und zu den prächtigsten Partys der Hauptstadt gehören die Galas in der russischen Botschaft Berlin, Unter den Linden, auch gesponsert vom Gazprom-Partner BASF. Schröder kommt, Sigmar Gabriel, Franz Beckenbauer. Botschafter Wladimir Kotenjow – später kurzzeitig Direktor von Gazprom Germania – trägt blaue Paradeuniform, und der Journalist Robin Alexander notiert: »Kotenev holt die Deutschen an ihren Russland-Stereotypen ab.«
Von besonderer Bedeutung für das Gasgeschäft sind zwei Brüder: Henning Voscherau, der Putin schon aus Hamburg kennt, und sein Bruder Eggert, Vorstand bei BASF, der über die BASF-Beteiligung an Wintershall mit Gazprom zusammenarbeitet. Am 18. August 2006 treffen sie den russischen Präsidenten in dessen Residenz Botscharow Rusej oberhalb von Sotschi am Schwarzen Meer. Putins Pressedienst veröffentlicht ein Foto des »informellen« Treffens. Sie sitzen am schellackglänzenden Tisch, sprechen Deutsch, Putin gratuliert der »prominenten Figur des politischen und öffentlichen Lebens« Henning Voscherau nachträglich zum Geburtstag und schenkt ihm zwei Teegläser »in silbernen Haltern«.156 Der ehemalige Hamburger Erste Bürgermeister und Notar Henning Voscherau wird einer der wichtigsten Gazprom-Lobbyisten in Deutschland.157 »Es wird immer von zu starker Abhängigkeit gesprochen«, sagt er. »Ich muss Ihnen sagen: Ich bin lieber von den Russen als von den Islamisten abhängig.«158
In diesem August 2006 informiert Eggert Voscherau den russischen Präsidenten über den Stand eines gemeinsamen Pipeline-Projektes von Gazprom, BASF und E.ON.159 Eine Pipeline soll über rund 1200 Kilometer durch die Ostsee vom russischen Wyborg zum deutschen Greifswald führen. Der Verwaltungsgesellschaft im schweizerischen Zug steht als Geschäftsführer Matthias Warnig vor. Was in der Pressemitteilung aus Sotschi noch »Nordeuropäische Gaspipeline« NEGP genannt wird, geht als »Nord Stream 1« in Betrieb.
Am 9. April 2010 steht ein großes Zelt am russischen Ostseeufer bei Wyborg nördlich von St. Petersburg. Dazu fünf Hubschrauberplätze für VIPs und eine eigens angelegte Straße für weitere Gäste, die mit dem Bus kommen. Gerhard Schröder und Matthias Warnig sind persönlich angereist, auch Putins Kurzzeit-Nachfolger, Präsident Dmitrij Medwedjew. Er prognostiziert, der Rohstoff Gas werde in Zukunft zur »Lösung von Klimaproblemen« beitragen.
Zum Baubeginn von Nord Stream 1 ist Kanzlerin Merkel per Video zugeschaltet. Sie bleibt beim deutschen Mantra: Trotz politischer Unterstützung sei die Pipeline ein privatwirtschaftliches Projekt. Gerhard Schröder bügelt Fragen kritischer Journalisten ab: Nord Stream 1 sei zum Vorteil aller beteiligten Staaten. Es wäre wünschenswert, wenn darüber öfter berichtet würde.
Deutschland wird auch geografisch zum wichtigsten Anlandepunkt für russisches Gas in Europa. »Deutsche Versorgungssicherheit – dieses Wort wurde mit den Buchstaben G-A-Z-P-R-O-M buchstabiert«, schreibt im Kriegsjahr 2022 Martin Hellwig, langjähriger Vorsitzender der deutschen Monopolkommission.160
Es ist auch eine Affinität des Denkens, die deutsche Energieaußenpolitik zu einer Energieabhängigkeitspolitik macht. »Es war nicht Europa, das abhängig war von russischem Gas«, sagt im Kriegsjahr 2023 Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck. »Es war Deutschland. Europa zahlt den Preis für Deutschlands Abhängigkeit von russischem Gas.«161
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			Im Archiv der Staatsanwaltschaft in Hamburg, nahe des Michel, lagern zwei Umzugskartons voller Akten. Es handelt sich um Ermittlungen aufgrund der »Vorbereitung eines Strahlungsverbrechens« und des »unerlaubten Umgangs mit radioaktiven Stoffen«, in den Dossiers finden sich Einträge, die einmalig in der deutschen Kriminalgeschichte sind. »ACHTUNG KONTAMINIERT« steht auf einer Liste beschlagnahmter Gegenstände, zu denen eine »Kinderjacke, Leder« oder ein »Kopfkissenbezug mit Bärenmotiv« zählen. Es geht um ein Verbrechen, das zwar in London stattfand, aber seine Spur durch Hamburg zieht. Eine Ausschreibung zur Fahndung enthält den Hinweis: »Es besteht die Gefahr, dass die Person radioaktiv kontaminiert ist.« Und es geht darum, ob die Verkäuferin einer »Schlecker«-Filiale, die einen Verdächtigen bediente, eilig eine Urinprobe abgeben solle. Die Frau könnte radioaktiv verstrahlt sein.
Zwischenzeitlich galt das Konvolut aus Leitz-Ordnern und roten Mappen mit dem Aktenzeichen 7101 Js 886/06 als angeblich nicht mehr auffindbar.162
Dabei betreffen sie eines der spektakulärsten russischen Verbrechen. Die Akten erzählen davon, wie Putins Schergen das Morden in Europa beginnen. Und dies mit einer Brutalität und Rücksichtslosigkeit, die ihresgleichen sucht, auch politisch. Umso erstaunlicher, wie wenig sich das offizielle Berlin für diesen Fall interessieren wird.
Das Morden beginnt: Der Fall Litwinenko
Es geht um einen Mord, de facto eine Exekution, das Opfer heißt Alexander Walterowitsch Litwinenko, ein ehemaliger russischer Geheimdienst-Offizier, der zu einem der schärfsten Kritiker Putins geworden war. Im Herbst 2006 geht sein Foto um die Welt: Wie Litwinenko da sterbend in seinem Krankenbett liegt, er weiß, wie es um ihn steht. Sein Körper ist so verstrahlt, dass einer der britischen Pathologen es »eine der gefährlichsten Obduktionen, die es in der westlichen Welt je gab«, nennt. Ein Ausschuss des britischen Parlaments bezeichnet die Tat als »einen nuklearen Angriff im Miniatur-Format auf den Straßen Londons«.
Litwinenko muss in einem speziell versiegelten Sarg beigesetzt werden. Am Grab wird sein Abschiedsbrief verlesen: »Während ich hier liege, höre ich in aller Deutlichkeit die Flügel des Todesengels. Möglicherweise kann ich ihm noch einmal entkommen, aber ich muss sagen, meine Beine sind nicht so schnell, wie ich es gerne hätte. Ich denke deshalb, dass es an der Zeit ist, ein oder zwei Dinge dem Menschen zu sagen, der für meinen jetzigen Zustand verantwortlich ist. Sie [Putin, d. A.] werden es vielleicht schaffen, mich zum Schweigen zu bringen, aber dieses Schweigen hat einen Preis. Sie haben sich als so barbarisch und rücksichtslos erwiesen, wie Ihre ärgsten Feinde es behauptet haben. Sie haben gezeigt, dass Sie keine Achtung vor dem Leben, vor der Freiheit oder irgendeinem Wert der Zivilisation haben. Sie haben sich als Ihres Amts unwürdig erwiesen, als unwürdig des Vertrauens der zivilisierten Männer und Frauen. Sie werden es vielleicht schaffen, einen Mann zum Schweigen zu bringen. Aber der Protest aus aller Welt, Herr Putin, wird für den Rest des Lebens in Ihren Ohren nachhallen. Möge Gott Ihnen vergeben, was Sie getan haben, nicht nur mir angetan haben, sondern dem geliebten Russland und seinem Volk.«
Ein Brief, in seiner Eindringlichkeit so mahnend und anrührend wie die Notizen, die Alexej Nawalny163 bis kurz vor seinem Tod aus einem russischen Straflager herausschmuggeln lässt.
Die Ermittlungen ergeben, dass zwei russische Staatsbürger, Andrej Lugowoj und Dmitrij Kowtun, das Opfer Litwinenko in einem Londoner Hotel trafen und seinen Tee mit Polonium-210 versetzten. Der radioaktive Stoff setzt Alpha-Strahlung frei, aber nur mit äußerst geringer Reichweite. Schon ein Blatt Papier oder menschliche Haut schirmen die Strahlung ab, der Stoff lässt sich also leicht transportieren. Wird Polonium geschluckt oder inhaliert, braucht es nur ein Millionstel eines Gramms, um einen qualvollen Tod zu verursachen. Schnell verdichten sich die Anhaltspunkte, dass es sich bei Lugowoj und Kowtun um Geheimdienstagenten handelt – und beim Mord an Litwinenko um einen gezielten Anschlag.
Kein Mann, kein Problem
Der politische Mord gehörte für sowjetische Machthaber stets zum Repertoire, vor allem die Deutschen machten damit früh ihre Erfahrungen. 1959 schickte der KGB einen Attentäter, um den im Münchner Exil lebenden ukrainischen Nationalisten, Nazi-Kollaborateur und umstrittenen heutigen Volkshelden Stepan Bandera zu ermorden. Die Waffe, ein pistolenähnliches Gerät zum Versprühen von Blausäure, wurde aus dem Eisbach in München geborgen. Die Justiz ermittelte, der Bundesgerichtshof nannte KGB-Chef Alexander Schelepin einen »Schreibtischmörder«, erließ Haftbefehl. Schelepin kam dann als Vorsitzender des sowjetischen Gewerkschaftsbundes 1975 zum Freundschaftsbesuch in die DGB-Zentrale nach Düsseldorf. Der Bundesjustizminister hatte den Haftbefehl aussetzen lassen.164
In der westdeutschen Botschaft in Moskau traf es 1964 den dritten Sekretär Horst Schwirkmann, formal ein Diplomat, der aber für den BND arbeitete. Der Elektronik-Experte sollte Abhörmaßnahmen des KGB verhindern. Bei einem Besuch in einem Kloster bei Moskau näherte sich ein Mann, Schwirkmann spürte Nässe am linken Hosenbein, dazu fauliger Schwefelgeruch. Der nasse Fleck stellte sich als Senfgas heraus. Ein Arzt in der US-Botschaft rettete sein Leben. Und die Bundesregierung versuchte, den Fall geheim zu halten.165
Zu den bekanntesten Fällen gehört noch immer der Anschlag auf den bulgarischen Schriftsteller und Dissidenten Georgi Markow. 1978 wurde ihm in London ein Gift mit der präparierten Spitze eines Regenschirms in den Unterschenkel gestoßen. Markow starb. Der Täter war ein bulgarischer Agent. Das Gift kam aus den geheimen Labors des KGB.
»Kein Mann, kein Problem«, hieß es schon unter Stalin. »Mokrye dela«, nasse Sachen, nannte man Attentate beim KGB. Mit dem Ende der Sowjetunion schien das Morden durch die Geheimdienste endlich der Vergangenheit anzugehören. Weder unter Gorbatschow noch unter Jelzin wurden Fälle nachgewiesen. Auch das änderte sich mit Wladimir Putin.
Seine Geheimdienste verstehen sich als die wahre Elite, weder an Recht noch an Gesetz gebunden. Von Beginn an gilt Gewalt als Mittel der Politik, nach innen wie nach außen. Dabei nimmt man nicht nur Anleihen an den dunkelsten Tagen des Kalten Krieges, vielmehr werden die Methoden perfektioniert und professionalisiert, bis hin zum Einsatz einer Massenvernichtungswaffe namens »Nowitschok«, Russisch für »Neuling«. In Putins Russland kommt auch das sogenannte »soft poisoning« zum Einsatz: Das Opfer kann womöglich überleben, aber wird für alle Zeit gewarnt sein. Getränke nicht anzurühren, die ihnen in Moskau oder St. Petersburg oder anderswo serviert werden, wird jedenfalls auch für Putin-kritische Gäste etwa aus der Ukraine zu einer Überlebensregel.
Bereits 2003 stirbt in Moskau der Nowaja Gaseta-Journalist und Duma-Abgeordnete Jurij Schtschekotschichin, offiziell an einer heftigen allergischen Reaktion. Das Ergebnis der Autopsie wird den Angehörigen nie mitgeteilt. Schtschekotschichin hatte zu Korruption und Organisierter Kriminalität und ihren Verbindungen zur Macht recherchiert. Im Jahr 2004 entgeht die Journalistin Anna Politkowskaja offenbar einem Giftanschlag. Politkowskaja zählt zu den besten Journalistinnen des Landes, auch sie arbeitet für die berühmte Nowaja Gaseta, die »Neue Zeitung«. Immer wieder berichtet sie über den Tschetschenien-Krieg, auch über die von der russischen Armee begangenen Grausamkeiten. Anfang September sitzt sie in einem Flugzeug. Auf eine Mahlzeit verzichtet sie, aus Sorge vor einer Vergiftung. Aber sie trinkt eine Tasse Tee. Dann wird sie ohnmächtig. Eine Schwester im Krankenhaus vertraut ihr an: »Meine Liebe, die haben versucht, Sie zu vergiften.« Aber auf Anweisung von oben müssten alle Blut- und Gewebeproben vernichtet werden.166
Zwei Jahre später, am Nachmittag des 7. Oktober 2006, es ist Putins Geburtstag, wird Anna Politkowskaja im Eingang zu ihrem Wohnblock getötet. Vier Kugeln treffen sie, eine in die Schulter, zwei in die Brust, eine in den Kopf. Die Hintermänner des Attentats werden offiziell nie ermittelt. Wegen unzureichender Ermittlungen verurteilt der Europäische Gerichtshof die russische Regierung zur Zahlung von Schmerzensgeld an Politkowskajas Familie. Es ist ihr kein Trost.
Und im März 2005 steht am Rednerpult des Deutschen Bundestages der ukrainische Präsident Wiktor Juschtschenko, ein Mann, der sein Land in Richtung Westen führen will. Ein Held der friedlichen »Orangenen Revolution«. Es ist fast ein Wunder, dass er lebt. Im Jahr zuvor war er nach einem Abendessen mit dem Chef des ukrainischen Inlandsgeheimdienstes plötzlich lebensgefährlich erkrankt. Der Inlandsgeheimdienst galt als von Russland unterwandert. Ärzte in Wien hatten Juschtschenko gerettet, eine der höchsten jemals gemessenen Dioxinwerte in seinem Körper festgestellt. Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages sehen das durch die Vergiftung schwer vernarbte Gesicht des ukrainischen Präsidenten.
Es trifft weitere Putin-Kritiker oder angebliche »Verräter«, in Russland und anderswo. Der Politiker Boris Nemzow wird 2015 auf einer Brücke direkt vor dem Kreml erschossen; der Bürgerrechtler Wladimir Kara-Mursa gleich mehrfach vergiftet, bevor er zu 25 Jahren Straflager verurteilt wird. Er kommt 2024 durch einen auch von Kanzler Scholz unterstützten Gefangenenaustausch frei. Es trifft den ehemaligen GRU-Agenten Sergej Skripal und seine Tochter Julija und eine vollkommen unbeteiligte Britin. Mitten im Berliner Kleinen Tiergarten wird der Tschetschene Selimchan Changoschwili erschossen. Ein Anschlag auch gegen Alexej Nawalny, dessen Unterhose mit einer Massenvernichtungswaffe – eben Nowitschok – präpariert wird. Er überlebt mit deutscher Hilfe. Im Februar 2024 stirbt er in einem russischen Straflager nahe des Polarkreises.
Widerstand gegen Putin ist lebensgefährlich, selbst wenn man es in den vermeintlich sicheren Westen geschafft hat. Das wird bereits 2006 klar.
Alexander Litwinenko gehört zu einer Gruppe von FSB-Offizieren, die schon sehr früh Vorwürfe gegen ihren eigenen Geheimdienst und damit auch gegen Putin erhoben haben: Korruption, Mord – und vor allem der nie verstummte Vorwurf, dass im Herbst 1999 Wohnblocks in russischen Städten vom FSB gesprengt worden seien, um dem damals noch unbekannten Putin die Rechtfertigung für seinen Krieg gegen Tschetschenien zu verschaffen – und ihn damit als entschlossenen Führer populär zu machen. 367 Menschen starben bei diesen Anschlägen, mehr als 1000 wurden verletzt. Die verheerenden Explosionen bringen den späteren Chef der Russland-Aufklärung des BND dazu, Litwinenko in London aufzusuchen. Der BND will herausfinden, ob Putins Herrschaft vom ersten Moment an auf Betrug und Blut gebaut wird. Litwinenko hatte behauptet, über Beweise zu verfügen. Aber die kann oder will er nicht vorlegen.
Litwinenko ist ein schwierig einzuschätzender Zeuge. Manche seiner Behauptungen sind beweisbar, andere bleiben unbewiesen und unwahrscheinlich. Etwa, dass dänische Mohammed-Karikaturen vom FSB stammen und der russische Geheimdienst auch al-Qaida trainiert habe.167
Am 1. November 2006 trifft sich Litwinenko in der Bar des Londoner »Millennium«-Hotels mit Lugowoj und Kowtun, es soll um mögliche gemeinsame Geschäfte gehen. Es wird grüner Tee mit Honig und Zitrone serviert. In der Kanne wird noch Tage später Polonium-210 nachgewiesen, radioaktive Strahlung auch überall im Hotel.
Zu Hause wird Litwinenko schlecht, ein Arzt wird gerufen, im Krankenhaus schlägt keine Therapie an. Sein Blutbild verschlechtert sich rapide. Schließlich werden Spezialisten hinzugezogen: Könnte er mit Thallium vergiftet worden sein? Mit diesem extrem toxischen und extrem schwer nachzuweisenden Stoff hatte schon die Stasi gearbeitet, ihn dem DDR-Fluchthelfer Wolfgang Welsch in eine Portion Frikadellen gemischt. Die Ärzte hielten Welsch zunächst für einen Simulanten und schickten ihn nach Hause.168
Auch bei Litwinenko findet sich keine Ursache. Die ratlosen Toxikologen schalten schließlich das britische Nuklearforschungszentrum in Aldermaston ein. Das Ergebnis: Litwinenko ist mit Polonium-210 vergiftet worden. In seinem Körper haben sich bis zu 4,4 Giga-Becquerel Polonium-210 angesammelt.169
Die britischen Behörden ermitteln. Rasch wird klar, dass eine der wichtigsten Spuren nach Deutschland führt, nach Hamburg. Die beiden mutmaßlichen Täter werden identifiziert. Lugowoj ist ein ehemaliger KGB-Offizier, Kowtun ist aus Hamburg nach London gekommen. Und beide haben kurz nach dem Anschlag ein Flugzeug Richtung Moskau bestiegen. Eine schnelle Überprüfung durch das Hamburger Landeskriminalamt ergibt, dass Kowtun schon seit Jahren in Hamburg lebt. »Dima«, wie ihn seine Freunde nennen, ist Absolvent der russischen Militärakademie, im Rang eines Kapitäns war er fünf Jahre in einer Einheit der Roten Armee im ostdeutschen Parchim stationiert. Er desertierte, um nicht in den Krieg nach Tschetschenien zu müssen, beantragte in Hamburg Asyl, arbeitete als Kellner und Tellerwäscher und träumte von einer Karriere als Pornostar. Jetzt scheint es, dass er ein Auftragsmörder geworden ist.
Das LKA alarmiert das Bundeskriminalamt – eine »kriminalpolizeiliche Sonderlage« wird ausgerufen, eine Sonderkommission einberufen. In Anlehnung an den Filmklassiker bekommt sie ihren Namen: »Dritter Mann«.
Eine radioaktive Spur mitten durch Hamburg
Die Hamburger fordern eine Spezialeinheit an, die »Zentrale Unterstützungseinheit des Bundes für gravierende Fälle nuklearspezifischer Gefahrenabwehr«, kurz ZUB. Ihre Gründung geht auf den damaligen Innenminister Wolfgang Schäuble zurück, den nach den Anschlägen des 11. September 2001 die Angst vor einer »schmutzigen Bombe« umtrieb. Die ZUB ist eine flexible Organisation mit Rufbereitschaft für Polizisten und Wissenschaftler, kann im Ernstfall schnell reagieren.
Mit Hubschraubern der GSG 9 werden Spezialisten und Material nach Hamburg geflogen, die Spurensuche beginnt in Kowtuns Wohnung. Die Messgeräte schlagen sofort an: Alpha-Strahlung, typisch für Polonium. Strahlung überall, wo sich Kowtun aufhielt: in der Wohnung seiner Ex-Frau, an der Kopfstütze eines von ihm benutzten Wagens, selbst an der oberen rechten Ecke eines Blattes in seiner Ausländerakte – Kowtun war in der Behörde, um sich eine neue Aufenthaltsgenehmigung zu besorgen.
Eine Feuerwehrwache wird zur Dekontaminierungsanlage. Die Einsatzkräfte müssen eine spezielle Durchgangsschleuse benutzen, regelmäßig Urinproben abgeben. Neben all den Spezialisten aus dem Bundesamt für Strahlenschutz, Physikern, Laboranten sowie Toxikologen und Medizinern bindet »Dritter Mann« allein 659 Polizeikräfte. Es ist ein enormer Aufwand.
Doch das politische Interesse an dem mutmaßlichen Anschlag des russischen Geheimdienstes mit einer radioaktiven Waffe in einem europäischen Land ist erstaunlich gering. Einmal wird der Leiter der Nukleareinheit zur nachrichtendienstlichen Lage ins Kanzleramt eingeflogen. Aber es geht nur darum, ob die ZUB gut genug funktioniert.170
Beim Verfassungsschutz warten sie gespannt darauf, ob die Bundesregierung vielleicht Details in Erfahrung bringen möchte. Haben doch erste Überprüfungen ergeben, dass das Polonium-210 offenbar in einem russischen Reaktor erzeugt wurde. Bei der Staatsanwaltschaft in Hamburg wiederum hat ein Zeuge eine spektakuläre Aussage gemacht, ein enger Freund Kowtuns. Er berichtet, Kowtun habe ihn gefragt, ob er schon einmal den Namen Litwinenko gehört habe. Der sei ein »Verräter mit Blut an den Händen«. Er habe jetzt ein sehr teures Gift, um Litwinenko zu töten. Nun suche er einen Koch in London, der helfen könne, die Substanz ins Essen oder in ein Getränk zu mischen. Auf die Frage, warum Kowtun ihn nicht einfach erschieße, habe dieser geantwortet: Man wolle »ein Exempel statuieren«. Um hinzuzufügen: Bald werde er eine Wohnung in Moskau besitzen.
Vor allem auf journalistisches Drängen wird der Fall Litwinenko für die Bundeskanzlerin zu einem Thema. In der ARD-Sendung Beckmann wird Merkel zu russischen Mordfällen befragt. Zu Litwinenko sagt sie, typisch Merkel: »Das spielt sich ja in einer Sphäre ab, in der sich nicht jeder zu Hause fühlt.« Über den Mord an Anna Politkowskaja wiederum habe sie gerade mit Putin gesprochen. »Er hat auch zugesagt, dass er sich um die Aufklärung bemüht. Aber wenn man sich die ganze Kette anschaut, dann gibt es eben viele Fälle, die eben nicht aufgeklärt wurden.« Beckmann hakt nach: »Der Fall Litwinenko ist ja auch ein deutscher Fall geworden«, ob dies nicht beängstigend sei? Merkel reagiert wie – Merkel: Im Grunde »wachse Europa immer mehr zusammen. Und bei Vielem, was passiert, ist Deutschland halt auch immer in irgendeiner Weise involviert.«171
Und während man in Moskau Litwinenko einen »unbedeutenden Wicht« schimpft, erklärt ein deutscher Regierungssprecher, man habe »großes Vertrauen« in die Kooperationsbereitschaft der russischen Behörden.172
Wo auch immer dieses Vertrauen herkommt, die deutschen Ermittler wissen es besser: Die russischen Behörden täuschen, verzögern, lügen offen. Da ist der Besuch eines LKA-Beamten im russischen Generalkonsulat an der Außenalster, wo er sich sofort zwei Lügen anhören muss: Man habe gar nicht gewusst, dass sich Kowtun in Hamburg aufhalte; auch habe er nie Papiere im Konsulat beantragt. Dabei ist die Akte des Hamburger Ausländeramts voller Dokumente aus ebendiesem russischen Generalkonsulat. Ein russischer Diplomat verspricht, weitere Informationen sofort zu teilen. Er habe den Eindruck, dass der Mann dabei »leicht gequält lächelte«, hält der LKA-Beamte fest.
Da ist das Aeroflot-Flugzeug, mit dem Kowtun nach einem Aufenthalt in Moskau nach Hamburg zurückgekehrt war, bevor er nach London weiterflog. Würden sich in dieser Maschine Polonium-Spuren sichern lassen, wäre dies der zwingende Beweis, dass der mutmaßliche Täter bereits in Moskau mit dem radioaktiven Stoff zu tun hatte.
Ein Richter verfügt, die Tupolev 154 mit der Registriernummer RA 85663 bei ihrem nächsten Flug nach Deutschland zu beschlagnahmen und zu untersuchen. Vor allem Sitz 26 D, auf dem Kowtun saß. Spezialeinheiten am Hamburger Flughafen warten auf die Tupolev, aber es setzt überraschend ein Airbus aus Moskau auf. »In der letzten Minute«, so beurteilt es der hochrangige Beamte im Innenministerium und spätere BND-Präsident Gerhard Schindler, haben die Russen die Maschinen getauscht.173
Wie auch immer es geschah: Offenbar hat man in Moskau gewusst, was die Deutschen planen.
Und da ist die Frage der Rechtshilfe. Die »Generalstaatsanwaltschaft der Russischen Föderation« will alles wissen, was die Hamburger Ermittler herausgefunden haben, jedes Detail. Die Liste ihrer Fragen wird stetig länger, ihre eigene Auskunftsbereitschaft aber bleibt sehr begrenzt. Das Muster wiederholt sich 14 Jahre später im Fall Alexej Nawalny nahezu deckungsgleich: Moskau nutzt die offizielle Zusammenarbeit der Justizbehörden, um herauszufinden, was die andere Seite weiß oder vermutet. Und blockt selbst alles ab. In Putins Russland dient auch die Justiz der Vertuschung der Verbrechen des russischen Staates.
Die ebenso schlichte wie furchterregende Tatsache, dass ein Auftragsmörder eine radioaktive Spur durch eine deutsche Millionenstadt zieht, müsste eigentlich eine ebenso heftige wie entschiedene Reaktion der Bundesregierung nach sich ziehen. Stattdessen aber streiten sich Bundes- und Landesjustizbehörden um Zuständigkeitsfragen: Hätten doch die Hamburger vor ihrem Rechtshilfeersuchen an Russland angeblich die Bundesregierung beteiligen müssen. »Um eine Belastung zu vermeiden, die durch eine mehrfache Erledigung von Ersuchen in derselben Sache entsteht«, solle man doch bitte erst einmal abwarten, was die russischen Behörden den Ermittlern am Tatort London antworten. Und die Berliner Beschwerdeliste wird noch länger: Habe das Landeskriminalamt doch in angeblicher Kompetenzüberschreitung die Verbindungsbeamten des Bundeskriminalamts in London und Moskau eingeschaltet. »Im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt« kritisiert das Bundesamt für Justiz, »dadurch wurden die Rechte der Bundesregierung verletzt«. Weniger Elan geht nicht.
Im November 2009 wird das deutsche Verfahren gegen Dmitrij Kowtun mangels Tatverdacht eingestellt: Es lasse sich nicht sicher genug nachweisen, ob er in Hamburg Polonium-210 bei sich hatte. Die radioaktiven Spuren könnten auch daher stammen, dass er sich selbst mit dem Stoff kontaminiert habe. »Im Rahmen des vorliegenden Ermittlungsverfahrens konnten auch keine tragfähigen Erkenntnisse über die Hintergründe des Mordes an Litwinenko und den oder die möglichen Täter gewonnen werden.«
2016 legt der ehemalige britische Richter Sir Robert Owen dem Parlament einen abschließenden Bericht vor. Seine zentralen Erkenntnisse lauten: »Ich bin zu dem Schluss gekommen, dass es eine sehr hohe Wahrscheinlichkeit gibt, dass Mr Lugowoj Mr Litwinenko auf Befehl des FSB vergiftete. Ich bin weiter zu dem Schluss gekommen, dass Mr Kowtun ebenfalls auf Befehl des FSB handelte, womöglich indirekt durch Mr Lugowoj, aber wahrscheinlicher im Wissen, für wen er handelte. Ich habe außerdem festgestellt, dass die FSB-Operation zur Ermordung von Mr Litwinenko wahrscheinlich vom Direktor des FSB, Mr Patruschew, und von Präsident Putin genehmigt wurde.«174
Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte kommt im September 2021 zu dem Ergebnis, dass es an der Schuld des ehemaligen Hamburgers Kowtun keinen vernünftigen Zweifel gebe. Nur ein russischer Richter schließt sich den Schlussfolgerungen nicht an. Das Verfahren hatte Marina Litwinenko angestrengt. Die Witwe wird anwaltlich auch von Keir Starmer vertreten, dem heutigen britischen Premierminister.175
Nach offiziellen Angaben stirbt Dmitrij Kowtun im Juni 2022 in einem Moskauer Krankenhaus an den Folgen einer Corona-Infektion.176
Andrej Lugowoj macht steile Karriere, er wird Abgeordneter der Duma und präsentiert im russischen Fernsehen eine Serie über »Verräter«. 2015 verleiht ihm Putin einen Orden für »Dienste am Vaterland« – insbesondere für die »Entwicklung des parlamentarischen Systems«.
Lugowoj wird die Bundesregierung noch einmal beschäftigen, im Fall Nawalny.

		
	

	
	
			
				DER FEHDEHANDSCHUH

			

			Es hätte kaum besser laufen können für ihn – es ist eine machtpolitische Erfolgsgeschichte, die ihresgleichen sucht in der Welt. Nach nur sechs Jahren, eineinhalb Amtszeiten, steht ein neues Russland, sein Russland, so gut da wie nie zuvor. Noch nie ging es der Mehrheit der Menschen im Land so gut. Vorbei das dunkle Chaos der Neunziger. Die Einkommen steigen, Privateigentum wird Normalität, in den Städten wächst eine Mittelklasse heran, darunter auch ein junger Rechtsanwalt mit Ambition, Alexej Nawalny. Luxusgüter schwemmen in das neureiche Land. Von der makroökonomischen Stabilisierung profitieren vor allem Putins Oligarchen und die mit ihnen verwobenen Männer – und sehr wenigen Frauen –, die dem Zentrum der Macht nahe sind. Innerhalb weniger Jahre häufen sie sagenhafte Reichtümer an. Ungelöst bleiben die strukturellen Probleme, die endemische Korruption, die dringend nötige Modernisierung der mehr und mehr staatskapitalistischen Wirtschaft, die massiven demografischen Probleme. Die Lebenserwartung der Männer liegt bei 58 Jahren, was Wladimir Putin vor allem auf den »schlechten Alkohol« zurückführt.177 Und doch: Noch nie waren die Menschen in Russland so frei – jedenfalls frei, zu konsumieren und auch zu reisen; Millionen entdecken die Welt auch über das Internet. »Solotye Nolewye« nennt man diese kurzen Jahre russischen Glücks: die »Goldenen Nuller«.
Kritik am Präsidenten, gar politisches Engagement gegen Putin, ist nicht vorgesehen. Das Staatsfernsehen auf Linie, die Gerichte sprechen vor allem bereits vorab von oben festgelegte »Telefonurteile«, und auch die angeblichen Oppositionsparteien im Parlament sind »sistemnye« – zum System gehörend. Die Menschen richten sich ein im Putin-Konsens: politische Abstinenz gegen Stabilität und Konsum, wer will es ihnen verdenken.
Wladimir Putin, der Mann aus der Vergangenheit, symbolisiert nun Russlands Zukunft.
Seine zunehmend autokratische Macht baut auf Öl und Gas, den Exporten vor allem Richtung Europa. In den ersten sechs Jahren seiner Präsidentschaft verdreifacht sich der Preis. Windfall profits, nicht geplante Milliardengewinne, scheinen vom Himmel zu fallen. Harte Verhandlungen und der Einsatz von Gas als politische Waffe zwingen auch die in seinen Augen abtrünnige Ukraine, höhere Preise für russisches Gas zu zahlen – damit enden die indirekten russischen Subventionen von bis zu vier Milliarden Dollar im Jahr.178 Die Auslandsschulden getilgt; im staatlichen Stabilisierungsfonds, einer Art Notfallkasse, liegen umgerechnet gut 150 Milliarden Dollar. Und es kann eigentlich nur noch besser werden.
Als »Vorarbeiter auf den Galeeren« beschreibt ihn einmal ein russischer Journalist, der Putin seit Jahren als Teil des »Kreml-Pools« begleiten darf.179 Auch das wird schnell zum geflügelten Wort auf den langen Moskauer Korridoren der Macht.
Ein »Demokratisierer« will er erst gar nicht sein.180 Aber er erklärt, der Verfassung zu folgen, nach der für einen Präsidenten nur zwei Amtszeiten vorgesehen sind. Für die Machtelite schafft dies Unsicherheiten. Im hochpersonalisierten System hängen ihre Pfründe, ihr Geld, ihre Sicherheit an ihm, Wladimir Putin. Längst sind auch entscheidende Posten in den Großkonzernen, in Rüstung und Energie, von »Tschekisten« besetzt. »Operation Nachfolger« ist eine hypersensible Angelegenheit, Putin muss viele Interessen berücksichtigen. Sicher und nicht zuletzt auch seine eigenen.
Alles muss »nach dem Gesetz« passieren, sagt er immer wieder, »po sakonu« – aber er macht seinen Gesprächspartnern im Westen deutlich, dass er die Macht keinesfalls abgeben wird und auch die Gesetze im Zweifel neu schreibt. Einmal fragt er George W. Bush, warum der nicht die amerikanische Verfassung ändere, um sich ein drittes Mal wählen zu lassen.181 Und bereits im April 2006 deutet er auf einer Fahrt zum Flughafen Tomsk mit Angela Merkel an: »›Kennst du einen wichtigen Unterschied zwischen der amerikanischen und der russischen Verfassung?‹, fragte er mich. Ich hatte keinen blassen Schimmer, worauf er hinauswollte. ›In beiden Verfassungen ist die Präsidentschaft auf zwei Amtszeiten begrenzt‹, fuhr er fort, ›aber in den USA ist eine zweite Wiederwahl nach einer Unterbrechung der Präsidentschaft ausgeschlossen. Der russische Präsident kann auch nach zwei Amtszeiten wiedergewählt werden, wenn er eine Pause einlegt.‹«182 Als der ehemalige Verteidigungsminister Volker Rühe Putin einmal zu dieser Frage auf die russische Verfassung hinweist, antwortet der: »Ich will nicht wie Adenauer Rosen züchten.«183
So zeigt sich der Wladimir Putin, den man in Berlin und Washington mittlerweile gut kennt – oder zu kennen glaubt: höflich, durchaus charmant, Manieren 1-a. Zugleich aber immer auch ein bisschen großspurig, breitbeinig im Sessel lümmelnd. Scheinbar schnell gelangweilt. Misstrauisch. Aggregatzustand unterdrückte Wut. Immer zu spät, stundenlang – weil er es sich leisten kann. Und weil es verunsichert. Einschüchternd auch, weil er so leise spricht. Humor gerne unter der Gürtellinie.184 Wenn er von »unseren Partnern« spricht, meint er: Gegner. Selbstbewusst und selbstgerecht, seine Monologe über die Demütigung Russlands durch den Westen sind gefürchtet; schuld sind eigentlich immer die anderen. Er ist kalt kalkulierend, und wenn er emotional wird, ist auch das kalkuliert. Abwartend und geduldig. Detail- und kontrollversessen. Ein Nullsummenspieler. Immer darauf aus, sein Gegenüber in Verlegenheit zu bringen.
Die Todsünde? Mangelnder Respekt.185 Das nimmt er persönlich. Er ist ein Meister der Revanche.
Putin hat seine außenpolitischen Prioritäten klar formuliert: Revision. Jede und jeder kann es sehen, lesen, von ihm höchstpersönlich hören: den globalen Rückzug Russlands der vergangenen zwanzig Jahre zu beenden; diesen Niedergang. Russlands neue Macht soll zuallererst in dem Gebiet spürbar werden, für das man in Moskau die Bezeichnung »nahes Ausland« nutzt: Gemeint sind die postsowjetischen Staaten Ukraine, Belarus und Georgien.186 Ein autoritäres System sucht imperiale Zukunft im selektiven Rückgriff auf eine vermeintlich glorreiche Vergangenheit.
Angekommen, 
aber nicht aufgenommen im Club der Mächtigen
Er ist überzeugt, die USA wollten seine Macht und seinen Einfluss unterminieren. Die beiden »Farbrevolutionen« in Georgien 2003 und der Ukraine 2004 seien das Ergebnis amerikanischer Verschwörungen. Angela Merkel erklärt er einmal, dass Menschen mit sehr wenig Geld leicht verführbar seien, in der Ukraine etwa seien sie mit »Geldgeschenken der amerikanischen Regierung« animiert worden, sich an der Orangenen Revolution zu beteiligen. Die USA unterminierten seine Macht: »Wir werden Einmischung von außen nicht dulden.«187 Auch in der Ukraine seien sie mit Geldgeschenken der amerikanischen Regierung animiert worden, sich an der Orangenen Revolution zu beteiligen. »Ich werde so etwas in Russland nie zulassen.«188
»Ihr Amerikaner müsst besser zuhören«, hatte Putin den US-Botschafter in Moskau, William Burns, zu dessen Amtsantritt 2005 ermahnt, noch bevor der auch nur Guten Tag sagen konnte. »Ihr könnt nicht mehr alles auf Eure Art machen.«189 Im Oktober 2006 lädt er US-Außenministerin Condoleezza Rice überraschend in seine Moskauer Residenz ein. Die halbe Regierung hat sich versammelt, Putins »Politbüro«, um zwei Geburtstage zu feiern. Mittlerweile stammt ein Großteil der politischen Führung – und ihrer Machtapparate – aus dem Geheimdienst FSB. Die Einladung an die gut Russisch sprechende Politikwissenschaftlerin ist eine Machtdemonstration. Ein langer Tisch, Trinksprüche mit Selbstgebranntem ausgerechnet aus – Georgien. Georgiens Präsident Micheil Saakaschwili ist auch Thema des Gespräches unter vier Augen im benachbarten Kaminzimmer: »Saakaschwili ist nichts anderes als eine Marionette der USA«, sagt Putin in scharfem Ton, erhoben der Zeigefinger. »Jetzt müsst ihr ihn unter Kontrolle halten.« Er droht offen mit militärischer Intervention in Georgien.190
Und auf der anderen Seite ist US-Vizepräsident Richard Cheney, kaum jemand personifiziert die Hybris und das als »Freiheitsagenda« verbrämte Hegemonialstreben der USA so sehr wie er, den man selbst in Washington »Mr. Dark Side« nennt. Russland setze Energie als Waffe ein, doziert er, unterdrücke Demokratiebewegungen auch im eigenen Land: »Russland muss eine Wahl treffen.«191 Putin revanchiert sich wenige Tage später in seiner jährlichen Ansprache vor dem Föderationsrat, seiner Rede zur Lage der Nation, in der er eine massive Erhöhung der Verteidigungsausgaben ankündigt: »Genosse Wolf weiß, wen man fressen kann. Er frisst, ohne auf irgendjemanden zu hören.«192
Seine Beschwerdeliste gegenüber dem Westen wird immer länger. US-Diplomaten haben einen Begriff für die Karteikarten, die er jetzt aus seinem Jackett zieht: »grievance cards«. Es ist die Liste vieler Kränkungen. Es gibt die Zehn-Minuten-Version und die anderthalb Stunden dauernde. Merkel kennt alle Versionen.
Putin ist angekommen im Club der Mächtigen der Welt – aber nicht aufgenommen. Seine Erwartungen an die USA haben sich nicht erfüllt: politische Gegenleistungen – freie Hand im Kaukasus und im postsowjetischen Raum – für seine Unterstützung der USA und der Nato im Krieg gegen den Terror nach 9/11. Seine Kritik an den Nato-Einsätzen im Kosovo und Raketenabwehrplänen der USA ist verhallt. Die Verhandlungen über die Aufnahme in die Welthandelsorganisation WTO ziehen sich zäh seit Jahren; Putin verhandelt persönlich über Importquoten für gefrorenes Schweinefleisch aus den USA, er vermutet Vergiftungsrisiken für die russische Bevölkerung.
Die Ernüchterung beruht auf Gegenseitigkeit. Bestenfalls zu erreichen, so formuliert der US-Botschafter Burns, sei »Partnerschaft in einigen strategischen Fragen«. Man könne nur versuchen und darauf hoffen, Putins »schlechteste Instinkte« einzudämmen.193 Russland sei zu groß, um ignoriert zu werden.
Das gilt aus deutscher Sicht erst recht. Merkel hat ihre ersten Erfahrungen mit Putin gemacht. Wie einst Schröder gegenüber Kohl hat sie schon als Oppositionsführerin angekündigt, dass ihre Russlandpolitik ganz anders aussehen werde. Vor der Fraktion sagt sie 2004: »Wir wollen mit Russland gute Beziehungen, aber die erreicht man nicht, wenn Herr Putin es immer wieder schafft, Herrn Schröder zum Schweigen zu bringen. Das hat überhaupt keinen Sinn und macht nach meiner festen Überzeugung auf Herrn Putin keinen besonders guten Eindruck.« Und weiter: Man müsse darüber »wachen, dass es keine Doppelmoral in der Außenpolitik geben kann.«194
»Ihr seid zu weich.«
Merkel spricht Russisch fast so gut, wie Putin Deutsch spricht. Sie durfte – ein seltenes Privileg – als Teilnehmerin der Internationalen Russisch-Olympiade mit dem »Freundschaftszug« in die Sowjetunion reisen. In Moskau habe sie ihre erste Beatles-Platte gekauft, »Yellow Submarine«. Sie kennt das Land, war mehrmals auf Reisen in der Sowjetunion, als Rucksacktouristin und offenbar UdF »Unerkannt durch Freundesland«195 in Georgien, Armenien und Aserbaidschan; auch in der Ukraine. Sie absolvierte einen Russischkurs in Donezk, tanzte in der Russendisko. Das sowjetische Leben – so merkwürdig es klingt – war spannender, aufregender, unberechenbarer als im todlangweilig reglementierten Alltag der DDR.
Gerne würde sie einmal mit der Transsibirischen Eisenbahn fahren, sagt sie einmal.
Eines der schönsten russischen Worte für sie sei »terpenie«, es klinge wie das, was es heißt: Leidensfähigkeit. »Nicht so zu sein wie wir, sich aufzulehnen und zu rebellieren, sondern die Dinge auch hinzunehmen und zu akzeptieren. Das schafft eine höhere Gelassenheit dem Leben gegenüber.«196
Und Russland werde es auch noch nach Putin geben.
Dieser Putin aber testet immer, auch sie, die Kanzlerin: »Wenn Sie nicht gegentakten, werden Sie immer kleiner«, sagt sie.197 Der vermeintlich verweichlichte Westen gehört zu seinen fixen Ideen. »Ihr könntet nicht eine Woche hier in Moskau überleben«, herrscht er während eines Treffens im Kreml völlig zusammenhanglos und auf Deutsch einmal Jens Weidmann, den wirtschaftspolitischen Berater Merkels, und Regierungssprecher Ulrich Wilhelm an. Putin fuchtelt mit dem Zeigefinger: »Ihr seid zu weich.«
Merkels langjähriger außenpolitischer Berater Christoph Heusgen erinnert, wie er vor Merkels Antrittsbesuch bei Putin Anfang 2006 eigens in Moskau anrief und darum bat, Putins dunkelbraunen Labrador »Koni« draußen zu lassen. Merkel hat Angst vor Hunden. Und Putin? Schenkt ihr einen Stoffhund, dazu die – bissige – Bemerkung, der beiße doch nicht.198
Ein Jahr später besucht sie ihn in seiner Residenz in Sotschi am Schwarzen Meer. Dieser Besuch schreibt deutsch-russische Geschichte. Diese Szene im Kaminzimmer, er schleudert ihr den schon berühmt gewordenen Satz entgegen: Wegen all der Russen, die nun außerhalb ihrer Heimat leben müssten, sei der Zusammenbruch der Sowjetunion die größte geopolitische Katastrophe des 20. Jahrhunderts!
Und diesmal ist »Koni« von Anfang an dabei, schon im Raum, bevor Putin kommt. Das wahre Opfer wird einer, der noch mehr Angst vor Hunden hat als Merkel: ihr Sprecher Ulrich Wilhelm. Koni läuft und schnüffelt an Merkels Bein, die Kanzlerin wird merklich angespannt. Aber mit untrüglichem Geruchssinn bleibt Koni dann bei Wilhelm, erst der Kopf auf seinen Schuhen, das sabbernde Maul, dann liegt der Kopf auf Wilhelms Schoß. Wilhelm traut sich kaum, sich zu bewegen. Und Putin wippt mit dem Fuß, amüsiert.
Das Verhalten von Herrchen und Hund löst bei Merkel und ihrem Team Empörung aus. »Der kann seine Herkunft nun einmal nicht verleugnen«, sagt der Rheinländer Heusgen: »Putin war schon immer ’ne fiese Möpp’, hinterfotzig eben. Er will Menschen einschüchtern.« Merkel ärgert sich vor allem über sich selbst: dass sie diese typische KGB-Manier zugelassen habe. Sie hätte Putin sagen sollen, er solle den Hund entfernen. Sonst werde sie abreisen.199
Später wird er sich dafür entschuldigen: Er habe nichts von Merkels Hundeangst gewusst. »Angela, bitte verzeihen Sie mir.« Auch dies eine – wenn auch höfliche – Lüge.
Natürlich kann Putin auch anders. Bester Laune zeigt er sich im Frühjahr 2006, als ihn alte Bekannte aus Deutschland in Sotschi besuchen, darunter auch Horst Teltschik, Vorsitzender der Münchner Sicherheitskonferenz.200 Putin hat nur einen einzigen Mitarbeiter dabei, man spricht Deutsch. Es wird ein langer Abend, reichhaltige Speisen, danach die obligatorische Gesangsgruppe mit russischen Liedern, das Russenprogramm eben. »Gelöste Stimmung, fast freundschaftlich«, sagt Teltschik. Man unterhält sich auch über Angela Merkel; Putin habe die »evangelische Ethik« der Kanzlerin beeindruckt, so Teltschik, das »christliche Verständnis vom Menschen«.201
Putin mag diese geschäftstüchtige, informelle und inoffizielle Hinterzimmerdiplomatie unter Männern, in lockerer Stimmung, die diese gerne als »Back Channel« verstehen wollen. Das funktioniert auch in Sotschi: Teltschik fasst den Abend in einem vertraulichen Brief an Kanzlerin Merkel zusammen, den er ihr als »Gedächtnisprotokoll« schickt: »Der Präsident hat sich sehr positiv über Sie geäußert. … Sie sind für ihn der wichtigste Partner in Europa.«202
Der Brief beschreibt Putins Aussagen zu Energie (»An Gazprom darf nicht gerührt werden«) und die Schuld der westlichen Presse am schlechten internationalen Ansehen Russlands (»negativ eingestellt«). Vor allem geht es um die Nato. Teltschik schreibt: Eine Nato-Mitgliedschaft der Ukraine wird »er nicht einfach akzeptieren«. Erst müssten die Beziehungen Russlands zur Nato weiterentwickelt werden, sonst sei die Nato für Russland »ein Feind«.
Eine Antwort auf seinen Brief erhält Teltschik nach eigenen Angaben nicht. Aber es ist ihm bei dem Treffen gelungen, Putin zur Sicherheitskonferenz nach München einzuladen – eine Rede über Russlands Interessen in der Welt sei »dringend geboten«.
»Partner oder Gegenmacht?«
Es ist ein denkwürdiger Auftritt an diesem 10. Februarvormittag 2007. Sechs Jahre zuvor hat sich Putin Deutschland ausgesucht, um für sich und Russland zu werben. Jetzt ist er gekommen, um einen ganz anderen Ton anzuschlagen. Von Verstimmungen ist die Rede, einem neuen Kalten Krieg gar. Mindestens so viel Psychologie wie harte Politik; Angela Merkel regt sich über seine »Selbstgerechtigkeit« auf.203 Aber es ist Putin pur, offensiv und aggressiv.
Direkt vor ihm spricht Merkel von »vernetzter Sicherheit«: »Gemeinsam mit Russland können wir viel bewegen und viel erreichen.« Differenzen müssten besprochen werden. »Es nützt nichts, die Dinge unter den Tisch zu kehren.«204 Es ist die Methode Merkel, mit der sie bei Putin am Ende scheitern wird.
Sie ist die Einzige, die vorgewarnt ist. Unmittelbar vor seinem Auftritt hat Putins Kommunikationschef Merkels Sprecher Wilhelm beiseitegenommen: Es werde eine »harte Rede« werden.
Rasch löst sich Putin von seinen Sprechzetteln mit den handschriftlichen Korrekturen, spricht schneller werdend 30 Minuten lang, bleibt danach noch für 45 Minuten am Rednerpult, um Antworten auf acht Fragen zu geben. Er müsse sich nicht an »überflüssige Höflichkeiten« halten oder »leere diplomatische Formeln« bedienen, setzt Putin den narrativen Rahmen; auch könne seine Rede »übermäßig polemisch« erscheinen.205 Er geißelt »Doppelstandards«, die »übermäßige Anwendung militärischer Gewalt«. Hinter dem Begriff »unipolare Welt« verberge sich »ein einziges Machtzentrum«. Will sagen: die USA. »Es ist die Welt eines einzigen Herrn.« Dieses Modell sei unmoralisch. Es handle sich um eine Politik, die das Wettrüsten anheize; sie verstärke das Streben nach Massenvernichtungswaffen und Terrorismus. Die »einseitige Anwendung militärischer Gewalt, Bombardieren und Schießen bei jeder sich bietenden Gelegenheit; hat man etwa keine politische Kultur?«
Russland werde sich nicht ständig über Demokratie belehren lassen von einem »Herrn und Meister«, der selbst nicht lernen wolle.
Man könnte für den ironischen Trick einer Konferenzregie halten, was hinter ihm als Motto an der Wand geschrieben steht: »Frieden durch Dialog«.
An diesem Münchner Samstag kann Putins Botschaft klarer nicht sein, wieder und wieder: Die Nato-Osterweiterung? »Eine Provokation«. Energie? Wenn Russland will, fließt kein Gas mehr durch die Ukraine Richtung Europa. »Wsjo«, sagt er, »das war’s dann. … Sie sollten uns dankbar sein.« Die amerikanischen Pläne zur Stationierung von Raketenabwehrsystemen in Polen und Tschechien? Zerstören das strategische Gleichgewicht zwischen den Supermächten USA und Russland. »Wir werden asymmetrisch antworten. Ist auch preiswerter für uns.«
»Was habe ich vergessen?«, fragt er am Ende und blättert in seinen Notizen; auf Deutsch ein Ruf aus dem Publikum: »Menschenrechte. Journalistenmorde.« Und er wiederholt, diesmal auf Deutsch: »Menschenrechte, Journalisten und so weiter und so fort. … Wo sind die meisten Journalisten gestorben? Können Sie mir das sagen? Es war im Irak.«
Im Saal auch der Diplomat Wolfgang Ischinger, der im Jahr darauf die Leitung der Konferenz übernehmen wird. Ein Freund flüstert ihm ins Ohr: »Das klingt wie die Ankündigung des Dritten Weltkrieges.« Es soll ein Scherz sein.
In alle Chroniken schafft es die Antwort des US-Verteidigungsministers und langjährigen CIA-Direktors Robert Gates einen Tag später: »Als alter Kalter Krieger hat mich eine der gestern gehaltenen Reden fast mit Sehnsucht nach einer weniger komplexen Zeit erfüllt. Fast. Viele von ihnen haben einen diplomatischen oder politischen Werdegang. Ich habe, wie der zweite Redner gestern, eine ganz andere Laufbahn eingeschlagen – im Spionagegeschäft. Und ich denke, ehemalige Spione haben die Angewohnheit, offen zu sprechen.« Aber weil ein Kalter Krieg nun wirklich genug sei, habe er die Einladung von Präsident Putin zu einem Russland-Besuch angenommen.206
München 2007, eine Katharsis, der erste Entwurf der »Putin-Doktrin«: Der Westen ist eher Gegner als Partner und sucht, Russland zu unterminieren. Die Nato-Osterweiterung wird als Provokation gesehen. Schon in München schälen sich die Konturen einer neuen, multipolaren Welt heraus. Russland als Führungsmacht lässt sich nicht mehr eindämmen. Und in dieser neuen Welt öffnen sich diesem offensiven Russland viele Chancen. Russland wird: Gegenpol.
In der Bundesregierung löst Putins Auftritt durchaus Unruhe aus, von einer »unangenehmen Überraschung« ist in den Akten des Auswärtigen Amts die Rede. Ist der Versuch der Demokratisierung Russlands bereits gescheitert? Mit welchem Russland muss man rechnen? Diese Fragen soll der Planungsstab des Auswärtigen Amts beantworten. Der amtsinterne Think Tank steht unter der Leitung des Diplomaten Markus Ederer, der bereits Anfang der Neunzigerjahre als Wirtschaftsreferent an der Botschaft in Moskau war. Aber Ederer kennt auch einen anderen, seit Langem düsteren Blick auf Putin und sein System – den des BND. Das Auswärtige Amt delegiert regelmäßig Spitzenbeamte in die Auswertung des Geheimdienstes. Ederer war dort Unterabteilungsleiter.
Legendär im BND ist der für die Aufklärung Russlands zuständige Referatsleiter Golo Hartwig, der sich später bei befreundeten Diensten mit den Worten »Ich bin ein Kalter Krieger« vorstellt. »Der BND erkannte Putin von Anfang an als einen Staatschef, der tief in die Organisierte Kriminalität und die Geheimdienst-Strukturen des Landes verstrickt war. Eine Art KGB-Mafia, ein Krimineller an der Spitze des Staates«, fasst der Diplomat und ehemalige BND-Vizepräsident Arndt Freytag von Loringhoven den BND-Blick zusammen.207
Der Planungsstab stellt ein »Szenarien-Team« zusammen, Diplomaten werden beteiligt, Russland-Fachleute der Stiftung Wissenschaft und Politik kommen hinzu. Befragt werden Expertinnen und Experten aus den USA und Russland selbst. Darunter ist der perfekt Englisch sprechende und stets ebenso perfekt gekleidete Sergej Karaganow von der Moskauer Hochschule für Ökonomie und Management. Schon Anfang der Neunzigerjahre propagierte er, man dürfe den ehemaligen Staaten des Warschauer Paktes keinesfalls erlauben, sich der Nato anzunähern: »Osteuropa bleibt, was es ist: Teil der sowjetischen Interessensphäre.« 2023 behauptet er, ein – begrenzter – Nuklearkrieg sei leider unausweichlich, weil nötig.
Konsultiert wird auch der Politikwissenschaftler Dmitrij Trenin, einst langjähriger Offizier der Roten Armee, der das Moskauer Büro des US-Think-Tanks »Carnegie Foundation« leitet. »Russland verlässt den Westen«, hatte Trenin schon ein Jahr vor Putins Münchner Rede prognostiziert: »Bis vor Kurzem sah sich Russland als Planet Pluto im Sonnensystem, weit entfernt vom Zentrum, aber immer noch ein Teil desselben. Jetzt hat Russland das Sonnensystem verlassen: Russlands politisches Führungspersonal schafft sich nun sein eigenes Sonnensystem, in dem Moskau das Zentrum ist.«208
2022 wird Trenin zum imperialrussischen Patrioten, er propagiert Putin pur. Er habe sich entscheiden müssen, sagt er. Er unterstellt dem Westen, auch Deutschland, »Kriegshysterie«. Die bewusste Konfrontation mit Russland sei zurückzuführen auf »die Enttäuschung darüber, dass es nicht gelungen ist, das postsowjetische Russland zu einem gehorsamen Objekt europäischer Politik zu machen«. Es handle sich um die »tief verwurzelte Haltung der europäischen Eliten gegenüber Russland als einem barbarischen Land, als etwas ›Anderem‹, was ›Europa‹ feindlich gegenübersteht«.209
Im November 2007 liegt das Szenarienpapier vor. Es trägt den Titel: »Russland 2012 – Partner oder Gegenmacht?«.210
Das Papier ist noch immer als Verschlusssache eingestuft. An einigen Stellen tragen die russischen Präsidenten der Zukunft vorsichtshalber fiktive Namen. Falls das Dossier geleakt würde.
»Russland ist aufgrund der Ausdehnung seines Territoriums, seiner geopolitischen Lage und seines Ressourcenreichtums auf absehbare Zeit ein unverzichtbarer Partner deutscher und europäischer Politik«, heißt es gleich im ersten Absatz. Kein geopolitisches Problem sei ohne – oder gar gegen – Russland lösbar. »Eine sichere Energieversorgung Europas ist in den nächsten Jahrzehnten ohne Mitwirkung Russlands nicht zu gewährleisten. In einer europäischen Sicherheitsarchitektur ist Russland ein wesentlicher Pfeiler.«
Allerdings habe sich die »Konfliktagenda« mit den USA und der EU dramatisch erweitert. Auch eineinhalb Jahrzehnte nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion sei Russland »ein Land im Übergang, das seine Identität und seinen Platz in der Weltpolitik noch nicht gefunden hat«. Es ist beinahe Wort für Wort ebenjener Befund, der sich schon 2000 – nach dem ersten Amtsjahr Putins – in den Akten des Auswärtigen Amts fand.
Drei Szenarien sollen Russlands nahe Zukunft beschreiben: Das als »Russisches Davos« bezeichnete ›liberale Projekt‹ beschreibt die Hoffnung auf Russlands Reise in die Demokratie. Es skizziert Kooperation, wirtschaftliche Zusammenarbeit, sieht pragmatische, liberale Technokraten an der russischen Staatsspitze. Eine Beziehung nicht ohne Probleme, aber eben doch auf der Basis ähnlicher Werte. Dafür sehen die Experten eine »sehr geringe Wahrscheinlichkeit«.
Die Variante »Von der Stabilität in die Stagnation« beschreibt die krisenhafte Entwicklung der russischen Wirtschaft infolge verschleppter Strukturreformen und Interessengegensätzen in der russischen Machtelite. Putin ist Präsident. Das bringt zwar Stabilität – aber eben auch Stagnation. Die Außenpolitik ist zwar konfliktbereit, jedoch scheut Moskau vor einer offenen Konfrontation mit dem Westen zurück; die EU wird wenigstens teilweise als Modernisierungspartner gesehen.
Das dritte Szenario »Imperial-autoritäres Russland« zeigt das Foto eines russischen Flugzeugträgers auf hoher See. Es beschreibt bis ins Detail die dunkle Zukunft des »russischen Neoimperialismus«. Durch Europa ziehe sich ein neuer Graben, jenseits dieses Grabens entstehe eine russische Hegemonialsphäre. Weiter heißt es: »Als Nächstes steht für Russland die ›Lösung‹ der Krim-Frage auf der Tagesordnung. Die paramilitärisch ausgebildete Bewegung ›Unsere heilige Krim‹ marschiert regelmäßig in den Straßen von Sewastopol auf und hat durch Übergriffe und Brandanschläge in den Badeorten den Tourismus weitgehend zum Erliegen gebracht. Auch im Donezker Becken tritt eine militant auftretende Bewegung für den Anschluss an Russland ein.«
Die Autoren schreiben diese militärische Aggression einem von Putin eingesetzten Nachfolger mit dem fiktiven Namen »Leonid Ktokowoktow« zu – eine Anspielung auf Lenins Kampfschrift aus dem Jahr 1918: »Kto kogo?« – Wer wen? Wer wen für seine Zwecke eingespannt hat. Russland entwickle sich zu einem Überwachungsstaat, oppositionelle Tendenzen würden »gewaltsam unterdrückt«. Und: »Die dank hoher Energiepreise wirtschaftlich prosperierende eurasische Demokratur wird – gemeinsam mit der ebenfalls autoritär geführten Großmacht China – für die liberalen westlichen Demokratien auch weltordnungspolitisch zu einer Herausforderung.«
Dieses Szenario wird als »wenig wahrscheinlich« bewertet.
Als wahrscheinlichste Variante gilt den Autorinnen und Autoren das russische »Durchwursteln« von der »Stabilität in die Stagnation«. Minister Steinmeier werden Ergebnisse und Empfehlungen präsentiert: Notwendig sei, »an der strategischen Partnerschaft und dem Ziel einer umfassenden Vernetzung und Verflechtung mit Russland festzuhalten«. Während dieser Sitzung sagt Steinmeier, das »imperiale« Szenario müsse unter allen Umständen verhindert werden.
So zieht sich dieser Gedanke – besser: dieser Wunsch – durch die 73 Seiten des Papiers, einer deutschen Selbstvergewisserung gleich: Russland nicht vernachlässigen, Partnerschaft auf allen Ebenen vertiefen, strategische Geduld walten lassen, die energiepolitische Verflechtung fördern.
»Wandel durch Annäherung«, »Wandel durch Handel«, »Sicherheit durch Stabilität« – diese vor allem in der deutschen Sozialdemokratie verklärten – und einseitig interpretierten – Zentralbegriffe deutscher Ostpolitik waren unter Außenminister Steinmeier bereits durch das Konzept »Annäherung durch Verflechtung« ergänzt worden.211
Als ob das nicht schon verwirrend genug sei, kommt bald ein weiterer Begriff dazu, der den nächsten Neuanfang beschreibt: »Modernisierungspartnerschaft«.212 Der Begriff stammt von einem von Steinmeiers Spitzenbeamten. Steinmeier gefällt er.
Für Moskau bleibt Deutschland, das in vielerlei Hinsicht vertraute Terrain, zwar einer der Pfeiler der neuen russischen Außenpolitik. Aber – und darin liegt bereits 2007 das strategische Missverständnis: Deutschland ist für Putin eben nicht privilegierter Partner auf dem Weg zu Demokratisierung und wachsender Integration Russlands in eine gesamteuropäische Sicherheitsordnung. Putin will enge wirtschaftliche Beziehungen, Gas und Geld. Und die europäische Führungsmacht Deutschland soll russische Interessen in der EU durchsetzen, politische Distanz zu den USA schaffen. Deutschlands politische und wirtschaftliche Elite soll Instrument russischer Gestaltungsmacht sein.
»Kto kogo«?, Wer wen für seine Zwecke einspannen will. Die Moskauer Antwort auf die alte Frage ist klar.
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			Jahrzehntelang glich das Hauptquartier der mächtigsten Militärallianz der Welt am Brüsseler Boulevard Léopold III einem Provisorium, alles zu eng, zu gedrängt und zugleich vertraut. Eine kleine Bankfiliale, auch der Friseur gehörte zum Inventar. Es fand sich sogar Platz zur festen Unterbringung einer Delegation, der einzigen: aus Russland. Dessen Botschafter Dmitrij Rogosin hinterließ einst mit einem besonderen Antrittsgeschenk an den Generalsekretär nachhaltigen Eindruck, als er aus einer eigens gefertigten Holzkiste eine, ja, Axt zog. Er wolle das Kriegsbeil begraben, sagte er.
Anfang der Neunzigerjahre ist das Nato-Hauptquartier Hotspot einer neuen Ära der Verständigung. Der Eiserne Vorhang ist gefallen, der Warschauer Pakt aufgelöst, in der »Londoner Erklärung« hat die Nato die politische Bedeutung des Bündnisses unterstrichen.213 So vieles scheint möglich in diesen ersten, flirrenden Jahren einer Zeitenwende in Richtung Frieden. Jelzin überrascht den Nato-Generalsekretär gar mit einem Brief, in dem er den Beitritt Russlands zur Nato als »langfristiges politisches Ziel« beschreibt.214
Wie neugierig man aufeinander ist! Ständig reisen russische Delegationen nach Brüssel, Militärs, Journalisten, Abgeordnete: Ein Besuch beim »glawnyj protiwnik«, dem Hauptgegner, der keiner mehr sein soll – und keiner mehr sein will –, wird meist gerne verbunden mit privaten Eroberungen der kapitalistischen Welt.
Nato-Emissäre wiederum entdecken das unbekannte Russland. Mit dem Deutschen Manfred Wörner ist im Februar 1992 zum ersten Mal ein Nato-Generalsekretär auf Besuch in Moskau, freundschaftlich die Atmosphäre. Auf einem Blatt Papier skizziert ihm Jelzin seine Vision von Russlands Zukunft in enger Gemeinsamkeit mit Europa und den USA.215 Man möchte Joint Ventures aller Art mit der Nato gründen, die Redaktion der Armeezeitung Roter Stern bietet an, die Nato-Review auf Russisch zu veröffentlichen.216
Irritierend allerdings schon damals der Besuch von Dr. phil. Natalija Narotschnizkaja, einer Expertin für »Fragen der Außenpolitik« der russischen Duma, die 1993 in Brüssel ein Papier mit dem Titel »Russland und Deutschland« präsentiert. Das »ganze Territorium des historischen russischen Staates ist eine Zone von lebenswichtigen Interessen Russlands«, heißt es darin. Doch der »dreieinheitliche orthodoxe Kern – Russen, Ukrainer, Belorussen« – sei zerfallen, Russland sei »eine zur Plünderung freigegebene Beute«. Narotschnizkaja fordert eine neue deutsch-russische Achse – schließlich habe Russland die Wiedervereinigung unterstützt. Und es liest sich schon 1993 zum Teil wörtlich wie Reden und Tun eines Präsidenten, der die vermeintliche »dreieinheitliche« Wiedergeburt des »historischen Russland« mit Feuer und Schwert erzwingen will.
»Wenn nicht lesen, mindestens überfliegen. Schlimm, aber instruktiv!«, kommentiert die deutsche Vertretung bei der Nato das Papier.217
Natalija Narotschnizkaja macht als Expertin für alternative Wahrheiten Karriere, das Gebiet ihrer Einflussoperationen bleibt Westeuropa – vor allem Deutschland, das deutsche Publikum, AfD und weiter rechts.218 2024 unter Sanktionen gestellt, bleibt sie Frontfrau des Putinismus, präsent in Stiftungen wie der für die »Unterstützung und den Schutz der Rechte von im Ausland lebenden Landsleuten«, der »Kommission für historische Erziehung« oder auch als Mitglied der Russischen Orthodoxie im Ökumenischen Rat der Kirchen.219 Die orthodoxe Kirche unterstützt Putins Kriege mit allen aggressiven Mitteln ihrer unermesslich großen Macht.
Ein Beispiel nur für früh angelegte revisionistische Grundkonstanten, aus denen auch der frühe Putin keinen Hehl gemacht hat. Im Frühjahr 1994 etwa, als der deutsche Verteidigungsminister Volker Rühe nach St. Petersburg reist. Die Körber-Stiftung hat zum renommierten Bergedorfer Gesprächskreis geladen. Bemerkenswert klar die Ausführungen des stellvertretenden Bürgermeisters Putin: »Vergessen Sie nicht, dass Russland im Interesse der allgemeinen Sicherheit und des Friedens in Europa freiwillig riesige Territorien an die ehemaligen Republiken der Sowjetunion abgegeben hat; darunter auch solche Territorien, die historisch immer zu Russland gehört haben«, erläutert er. »Ich denke dabei nicht nur an die Krim … Die Folge ist, dass jetzt plötzlich 25 Millionen Russen im Ausland leben. Russland kann es sich einfach nicht leisten, dass diese Menschen willkürlich ihrem Schicksal überlassen werden.«220
Rühe vergisst die Begegnung, auch Putins Worte. Sieben Jahre später spricht ihn dieser Putin an, jetzt als Präsident auf Staatsbesuch in Berlin. »Wissen Sie, wer ich bin?«, fragt er Rühe auf Deutsch. »Ich war Ihr Betreuer in St. Petersburg.«
Da spricht einer, der nichts vergisst. Und es sein Gegenüber wissen lässt.
»Kalter Frieden«
Die Osterweiterung der Nato ist von Beginn an ein hochpolitisches Thema in Ost wie West. Für die einen, auch in Deutschland, eine (US-)»Expansion«, andere begreifen sie als »Öffnung«. Unstreitig ist, dass es nie eine bindende Zusage des Westens auf einen Verzicht gab. Sehr wohl streitig, ob es ein politisches Versprechen gab. Zu Recht umstritten Umfang und Tempo der Osterweiterung221. Unstreitig aber auch, dass der Moskauer Putschversuch von 1991 und die politische Konfrontation um eine präsidiale Verfassung im Herbst 1993, als Jelzin Panzer auf das russische Parlament schießen ließ, Ostmitteleuropäer und Balten in ihrem Drängen auf möglichst schnelle Aufnahme bestärkten: als Schutz vor Russland.
Auch dies gehört zur Antwort auf die so oft gestellte Frage: »Who lost Russia?« Wer hat Russland verloren? Dass Russland zuallererst sich selbst nicht gefunden hat.
Die Debatte um politische Kosten und geostrategische Folgen einer möglichen Erweiterung der Nato nach Osten beginnt, als die Sowjetunion noch existiert.222 Hochkontrovers verläuft die Diskussion anfangs auch in Washington. US-Außenministerium und Pentagon positionieren sich klar: dagegen. Man wolle weder die nuklearen Abrüstungserfolge aufs Spiel setzen, noch solle sich die Nato mit ihrem gegenseitigen Beistandsversprechen auf die unsicheren Staaten des ehemaligen Warschauer Paktes ausdehnen. Vielmehr solle ein demokratisches Russland in westliche Strukturen integriert werden. Eine formale Nato-Mitgliedschaft Russlands wird allerdings ausgeschlossen.223
Bundeskanzler Kohl hat sich abwartend positioniert. Bereits das Drängen der Sowjetrepubliken auf Unabhängigkeit schien ihm hochriskant.224 Und Deutschland hat viel zu verlieren: Noch sind Hunderttausende russische Soldaten in der ehemaligen DDR stationiert. Erst bis Ende 1994 sollen sie Deutschland verlassen haben.
Die Bundesregierung will keinen Anlass bieten, als Vorreiter einer Nato-Osterweiterung zu erscheinen. Der Beitrittswunsch der ostmitteleuropäischen Staaten beruhe eher auf einer »vermuteten« als auf einer tatsächlichen Bedrohung, fasst ein Papier des Planungsstabes Anfang 1993 zusammen. Russland werde sich isoliert fühlen. Auch drohe die Ukraine – das »Grenzland« – im Fall einer Erweiterung zum Puffer zwischen Nato und Russland zu werden.225 Oberste deutsche Priorität sei, »Sicherheit mit Russland herzustellen«. Und die beste Sicherheitsgarantie für die Ukraine seien »gute Beziehungen« zu einem demokratischen Russland.226
Aber da ist – zum Missfallen des Auswärtigen Amts227 – Verteidigungsminister Rühe, CDU, ehrgeizig und kaum ein politisches Risiko scheuend, dafür jedoch immer, wie er sagt, »Volldampf voraus«, mag sich Boris Jelzin beim Saunabesuch mit Helmut Kohl noch so sehr über ihn beschweren. Für Rühe geben Gespräche mit polnischen Bürgerrechtlern den Ausschlag für die Erweiterung. Vor allem um der Polen willen, aber auch, weil sich damit die »Stabilitätsgrenze« des Westens Richtung Osten verschiebe, weg von Deutschland als möglichem Frontstaat.228
Das jedenfalls kann man sagen: Volker Rühe trägt dazu bei, dass Deutschland, wenn auch zögerlich, ins Lager der »Erweiterer« wechselt.229 »Keiner unserer Partner hat sich bisher öffentlich so deutlich für eine Nato-Erweiterung ausgesprochen wie BM Rühe«, heißt es im April 1993 wenig begeistert in einem Papier des Auswärtigen Amts. Dort möchte man leise vorgehen, in einem »evolutionären« Prozess.230
Für eine kurze Weile, kaum mehr als ein Jahr, scheint eine Art goldener Mittelweg Richtung Osten gefunden, der auch Russland dauerhafter einbinden könnte. »PfP«; »Partnership for Peace«.231 Im Oktober 1993 beschlossen232, soll PfP eine Alternative zur Osterweiterung sein. Alle osteuropäischen sowie die postsowjetischen Staaten könnten »Friedenspartner« werden, Russland und die Ukraine eingeschlossen.233 PfP wäre notwendige Bedingung, aber keine Garantie für eine Aufnahme in die Nato.234
Die russische Führung sendet widersprüchliche Signale. Mag es Boris Jelzin als »Genialno!, Sdorowo!« loben, »Genial!, Großartig!«235 – bald werden er und auch der einflussreiche Direktor des Auslandsgeheimdienstes SWR, Jewgenij Primakow, PfP als Falle der USA verstehen. Und das militärische Eingreifen der Nato in die Kriege des ehemaligen Jugoslawien liefert aus ihrer Sicht jeden Tag neue Beweise – und Vorwände.236
Jelzin bittet sogar die Deutschen um politische Intervention. »Dorogoj Gelmut«, »lieber Helmut«, schreibt er am 24. November 1994 in einem persönlichen Brief an den Kanzler. Es gehe nicht um »Partnerschaft«, sondern um eine Nato-»Erweiterung« mit »konkretem Zeitplan«. Jelzin bittet Kohl, seinen Einfluss geltend zu machen, den Prozess zumindest hinauszuzögern, diejenigen zu »mäßigen, die es eilig« haben. »Ich gehe davon aus, dass wir mit Dir die gleiche Sicht auf das Problem haben.«237
Keineswegs handele es sich um den Beginn von Beitrittsgesprächen, antwortet Kohl dem »lieben Boris« beschwichtigend – und womöglich schon wider besseres Wissen. Es gehe lediglich um »Beratungen über die wesentlichen Merkmale einer Nato-Mitgliedschaft«.238
Bereits Anfang 1994 lautet die Nato-Erweiterungsfrage nicht mehr »Ob«, sondern: »Wann und Wie«.239 Etwas leiser, aber hörbar wird auch eine Debatte darüber geführt, ob eine neue europäische Sicherheitsordnung, falls nötig, eine »strategische Eindämmung Russlands« ermögliche: »Neo-Containment«. Jelzins heftige Kritik erwartend, treibt die Clinton-Regierung aber zugleich eine »substanzielle Vereinbarung zwischen Russland und der Nato« voran – die Nato-Russland-Grundakte von 1997. Jelzin bezeichnet seine Zustimmung dazu als »erzwungenen Schritt«. Er bittet Clinton sogar um ein geheim zu haltendes »Gentlemen’s Agreement«: Dass keine der ehemaligen Sowjetrepubliken Nato-Mitglied werde!240 Für den russischen Präsidenten wird am Ende ein anderes amerikanisches Versprechen entscheidend: Eine Nato-Erweiterung wird erst nach den Präsidentschaftswahlen 1996 kommen. Jelzins Oligarchen, aber auch der Westen haben großes Interesse an einem Sieg Jelzins, eine US-PR-Agentur hilft ihm im Wahlkampf, den er, schwerkrank, besteht und die Wahl gewinnt.241 
Es bleibt Jelzins bitteres und auch selbstgerechtes Resümee: »Noch bevor Europa das Erbe des Kalten Krieges überwunden hat, riskiert es, sich mit einem Kalten Frieden zu belasten.«242
Cholodnyj Mir. Kalter Friede. Oder: das »Große Njet«.
Wie ein böses Omen legt sich das »große Njet«243 über das kommende Jahrzehnt, während die Nato scheinbar unaufhaltsam Richtung Osten wächst. Im frühen April des Jahres 2008 wird über den nächsten, bisher weitreichendsten und vielleicht letzten Schritt entschieden. Schauplatz: ein weiß getünchter Palast mit himmelhohen Decken, von einem Diktator errichtet und jetzt »Parlamentspalast« genannt, eines der größten Gebäude der Welt. Und die Hauptrolle in diesem Drama zu Bukarest spielt die deutsche Bundeskanzlerin, Angela Merkel.
»Wegen der Ukraine wird die Nato 
keinen Krieg gegen Russland führen«
In den ersten Tagen des Monats April 2022 dringen Bilder aus einem kleinen Ort nördlich von Kyjiw in die Welt, langsam erst und dann mit so großer Wucht, Handyfotos und Videos, heimlich aufgenommen, es folgen Berichte der Bewohner, Erzählungen des Grauens: Butscha. Menschen, tot auf den Straßen liegend, offenbar seit Wochen schon. Männer, erschossen in einem Hinterhof, die Hände auf dem Rücken zusammengebunden, Folterspuren. Frauen, in Keller geschleppt, zum Teil über Tage vergewaltigt und dann ermordet. Familien in Autos, getötet, einfach so. Über Wochen hatte die russische Armee Butscha besetzt gehalten, geplündert, gefoltert und gemordet. Nach ihrem Abzug zählen die ukrainischen Behörden 458 Tote, zum Teil in einem Massengrab verscharrt. Bald belegen auch akribische Recherchen etwa der New York Times244 die von russischen Soldaten begangenen Kriegsverbrechen. Eine der mutmaßlich verantwortlichen Einheiten wird von Putin als »Garde« ausgezeichnet.245
Für die ukrainische Regierung, das Präsidialamt, den Präsidenten führt eine direkte politische Verantwortungslinie von den Massakern in Butscha nach … Berlin.
Ausgeladen wird Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier. Er will am 13. April mit dem polnischen Präsidenten und den baltischen Kollegen zu einem Solidaritätsbesuch nach Kyjiw reisen. Er ist schon quasi auf dem Bahnhof in Warschau, als ihn die demütigende Nachricht aus Kyjiw erreicht. Er sei nicht willkommen. In diesen ersten Apriltagen, als die Bilder aus Butscha um die Welt gehen, von Kriegsverbrechen zeugend, hat Steinmeier öffentlich Fehler in der Russlandpolitik eingestanden, auch eigene. Aber der langjährige Außenminister gilt vielen mittlerweile als Symbol, gar Architekt einer verfehlten Russlandpolitik – und das nicht nur in der Ukraine.
In Kyjiw jedenfalls, lässt man Steinmeier wissen, sei er nicht willkommen.246
Noch härter, so muss man es sagen, trifft es die ehemalige Bundeskanzlerin. Sie wird »eingeladen«.
Wie bitter und verzweifelt Wolodymyr Selenskyj an diesem späten Abend des 3. April 2022 die Altkanzlerin und deren »absurde Angst« vor Russland in die persönliche Verantwortung nimmt. Genau 14 Jahre nach dem Nato-Gipfel von Bukarest, als man, nein, als vor allem sie der Ukraine den Weg in die Nato versperrte, so stellt es Selenskyj dar: »Ich lade Frau Merkel und Herrn Sarkozy ein, Butscha zu besuchen und zu sehen, wozu die Politik der Zugeständnisse gegenüber Russland geführt hat.« Warum, fragt er in seiner Videobotschaft, wurden gewöhnliche Zivilisten in einer friedlichen Stadt zu Tode gefoltert, Frauen vor den Augen ihrer Kinder vergewaltigt und erdrosselt? Warum fuhren russische Panzer über leblose Körper?
»Was hat die ukrainische Stadt Butscha Ihrem Russland getan?«247
Merkel und Sarkozy, Steinmeier. Drei entscheidende Akteure des als historisch beschriebenen Nato-Gipfels 2008 in Bukarest und ein Vorwurf: Deutschlands von Frankreich unterstützte harte Weigerung, der Ukraine und Georgien den Weg in die Nato zu öffnen, habe den Grundstein für Putins Kriege gelegt.
Bukarest 2008. Es war ein knapper Satz nur, im Entwurf von Merkel selbst notiert,248 der Geschichte geschrieben, vielleicht über Krieg und Frieden entschieden hat: »We agreed today that these countries will become members of Nato.« Gemeint sind die Ukraine und Georgien, zwei Staaten, die Russland als Zone »privilegierter Interessen« betrachtet.249 »Wir kamen heute überein, dass diese Länder Nato-Mitglieder werden.« Zwei Worte einer anfänglichen Formulierung wurden gestrichen: »One day«. Eines Tages.
Wenn dieses Blatt Papier noch existiert, dann wohl im Nato-Archiv in Brüssel, Einsicht auf 30 Jahre gesperrt.250 Zu diesem knappen Satz und seiner Genese existieren viele, zum Teil verschwommene Erinnerungen, unterschiedliche Eindrücke, Interpretationen.
Aber vielleicht ist das manchmal so: dass sich wirklich Großes in vermeintlich Unspektakulärem verbirgt.
Mit diesem Satz wurde zwei ehemaligen Sowjetrepubliken formal die Tür in Richtung Nato geöffnet. Aber weder Georgien noch die Ukraine durften hindurchgehen. Dieser Satz wurde als Kompromiss gelobt, als großer Erfolg deutscher Diplomatie. Er habe in einem Konflikt mit den USA Einheit und Glaubwürdigkeit der Nato gerettet. Und wurde als Merkels persönlicher Sieg beschrieben, sie habe die USA in die Schranken gewiesen.
Die Entscheidung von Bukarest, ein Schlüsselmoment in der Geschichte nach Ende des Kalten Krieges, wurde kritisiert als »schlechte Entscheidung, in bester Absicht getroffen«,251 und verdammt als eine der »größten Fehlentscheidungen dieses Jahrhunderts«,252 beschrieben gar als »eine Art Urkatastrophe der deutschen Russlandpolitik«.253 Eine verpasste Chance, ein »destruktiver Kompromiss«, ein deutscher Kotau vor Putin – um der Geschäfte willen, vergleichbar allenfalls noch mit Nord Stream 2. Als »schwärende Wunde« und »schlechteste aller Welten«, in der Georgien und vor allem die Ukraine in einem sicherheitspolitischen Schwebezustand zurückblieben, nunmehr endgültig Objekt russischer revisionistischer Aggression.254
Merkel hält es im Nachhinein dagegen für möglich, dass der Kompromiss von Bukarest sogar das Schlimmste verhindert habe – einen sofortigen russischen Angriff auf eine damals wehrlose Ukraine.255
Doch selbst damalige Mitreisende sehen das Ergebnis heute kritisch. Es sei mehr um die Nato selbst als um die Ukraine, Georgien oder Putin gegangen, sagt einer von ihnen. Man habe unbedingt vermeiden müssen, dass West- und Osteuropa auseinanderfallen. Das Resultat: ein verhängnisvoller Kompromiss.
Zu Beginn des Jahres 2008 liegt der bevorstehende Nato-Gipfel in Bukarest wie ein Felsbrocken in der politischen Landschaft. Es wird der letzte große Auftritt des im nächsten Jahr aus dem Amt scheidenden US-Präsidenten George W. Bush, begleitet von einer Sitzung des Nato-Russland-Rates NRC, an der auch Wladimir Putin teilnehmen wird. Es scheint auch Putins letzter Großauftritt als Präsident – er übergibt das Amt – natürlich nach demokratischer Wahl – an seinen Gefolgsmann Dmitrij Medwedjew.
Für die US-Administration geht es in Bukarest um geostrategische Interessen und das politische Vermächtnis von Bush. Die Politik der »Freiheitsagenda« hat sich im Irak als Desaster erwiesen. Positiv mit seinem Namen soll verknüpft bleiben, Georgien und Ukraine die von ihnen im Januar 2008 erbetene256 Aufnahme in den »Membership Action Plan« MAP ermöglicht zu haben. Der »Mitgliedschaftsaktionsplan« gilt als eine Art Testlauf mit Zwischenprüfungen auf dem ziemlich sicheren Weg in die Nato.
Die Lage in beiden Staaten ist allerdings angespannt: In Georgien hat der von den USA unterstützte Präsident Saakaschwili nach Auseinandersetzungen zwischen Polizei und Demonstranten den Ausnahmezustand erklärt. Auch die »eingefrorenen Konflikte« in den de facto von Russland kontrollierten Autonomen Republiken Abchasien und Südossetien brechen auf. Für Putin ist Saakaschwili eine US-Marionette, in Berlin hält man ihn für einen »Quartalsirren«, unberechenbar.
In der Ukraine wiederum unterminieren Kämpfe um Macht und Pfründe das noch immer instabile demokratische System, es herrscht offene Feindschaft zwischen Präsident und Ministerpräsidentin. Die Nato-Frage ist in der Bevölkerung umstritten. Im Kanzleramt betrachtet man die Ukraine als »dysfunktional«, als »einzigen Schlamassel« und auf gar keinen Fall Nato-tauglich.257
Selbst in den USA ist das Thema umstritten. In zwei »deep dives«, ausführlichen Sitzungen im Oval Office, raten russlanderfahrene Expertinnen wie Angela Stent und Fiona Hill dem Präsidenten zur Vorsicht,258 ebenso der US-Botschafter in Moskau, William Burns. Im Februar 2008 schickt er einen als »geheim« eingestuften Bericht an Außenministerin Rice: »Ein Eintritt der Ukraine in die Nato ist die roteste aller roten Linien für die russische Elite (nicht nur für Putin). … Es wird den Boden bereiten für russische Einmischung auf der Krim und im Osten der Ukraine.«259
Auch Rice260 weiß um die machtpolitische wie emotionale Bedeutung der Ukraine für Putin: Man habe den Verlust der Ukraine für Russland mit einem Verlust etwa von Texas für die Vereinigten Staaten verglichen. »Aber das trifft es nicht einmal annähernd: Es wäre so, als ob die USA all ihrer 13 Gründungskolonien verlustig gingen.«261
Als Nato-Generalsekretär Jaap de Hoop Scheffer zum Vorbereitungsbesuch nach Washington kommt, trifft er auf zwei alternative Realitäten: Rice und Verteidigungsminister Gates sprechen sich gegen MAP aus. Gates versichert ihm: »Wegen der Ukraine wird die Nato keinen Krieg gegen Russland führen.« Aber kurz darauf, im Oval Office, teilt ihm Bush mit: Er ist für MAP, »volle Kraft voraus«.262
Im März 2008 lässt Bush durch Botschafter Burns eine persönliche Nachricht an Putin überbringen: Eine Annäherung der Ukraine und Georgiens an die Nato solle er nicht als Bedrohung auffassen. Putin reagiert hart: Dies verstehe er als »feindlichen Akt«. Und führt jenes Argument an, das später zur Legitimierung seines Krieges herhalten muss: »Wissen Sie eigentlich nicht, dass die Ukraine noch nicht einmal ein richtiges Land ist? Ein Teil davon ist wirklich osteuropäisch, ein anderer Teil ist wirklich russisch.«263
»Ich bin Deutschland!«
Die Bundeskanzlerin hat von Anfang an264 ihr klares »Nein« zu MAP signalisiert, auch gegenüber Bush, der wiederum die Sache zu einer persönlichen Angelegenheit zwischen ihm und Merkel macht.265
»Unsere Interessen:«, formuliert das Auswärtige Amt, »Gegen MAP für GEO und UKR. …«266 Wünschenswert sei eine »Agenda gemeinsamer Interessen. … Am besten ist dies zu erreichen, indem Wladimir Putin in Bukarest seinen Teil zu einem Erfolg des Gipfels beitragen kann.« Dies würde ihn als »respektierte, konstruktive und verantwortungsvolle internationale Führungspersönlichkeit darstellen«.
Eine Strategie der Umarmung also.
In der Nato ist es Aufgabe des Beigeordneten Generalsekretärs für Politische Angelegenheiten und Sicherheitspolitik, im Vorfeld die Abschlusskommuniqués herbeizuverhandeln. Zuständig ist der deutsche Diplomat Martin Erdmann. In Begleitung des Nato-Generalsekretärs hat er Putin mehrmals im Kreml zu Gesprächen im kleinsten Kreis erlebt. Erdmann ist nicht überzeugt, dass es jemals einen anderen Putin gab: »Putin tanzt Tango mit dem Messer in der Hand.«267
Unter Erdmanns Vorsitz verhandeln die damals 26 Nato-Mitgliedstaaten über Wochen und bis zu zehn Stunden am Tag – in Bezug auf den Punkt »MAP« aber ergebnislos.268 »Wir sind nicht allein (Gruppe von circa acht hält bisher zusammen), aber exponiert«, meldet die deutsche Nato-Vertretung am 31. März. »Gegen uns und andere steht der Verdacht im Raum, Russland Einflusszonen zu konzedieren. Der georgische Außenminister sprach, ohne uns zu nennen, letzte Woche von Appeasement.«269
Das vernichtende Wort »Appeasement« werden Bundesregierung und Kanzlerin noch häufiger zu hören bekommen.
Hochemotionale Debatten schon im Vorfeld, nervös-angespannt die Grundstimmung, die Nato-Außenminister treffen sich, regelrechte Listen werden geführt. Man bringt »Sprache« ein, Formulierungsvorschläge. Wer ist für MAP? Wer ist dagegen? Wieder und wieder argumentiert Condoleezza Rice: Die beste Zeit, um MAP für Ukraine und Georgien zu sichern, sei »jetzt«. Die Zeit des »Interregnums« zwischen Putin und Medwedjew.
Auch kurz vor Beginn des Gipfels ragen offene Klammern beim zentralen Punkt 23 der Abschlusserklärung heraus: Ukraine und Georgien. Das gab es in der Konsensmaschine Nato noch nie.270 Die drohende Spaltung des Bündnisses muss verhindert werden. Zugleich will Merkel hart bleiben – ohne Härte zu demonstrieren. Es soll ihr »Irak-Moment« werden – aber bitte nicht so aussehen.271
Am Abend des 2. April reisen die Delegationen an; in der Kanzlermaschine herrscht Nervosität. »Halten wir das wirklich durch?«, fragt Steinmeier. »Ja, wir ziehen das jetzt durch«, muntert ihn Regierungssprecher Wilhelm auf.
Während die Staats- und Regierungschefs zum Auftakt in Schloss Cotroceni dinieren, dem Amtssitz des rumänischen Staatspräsidenten, geraten die Außenminister im Parlamentspalast in Streit; für US-Außenministerin Rice beginnt die »kontroverseste« und »aufgeheizteste« Diskussion ihrer gesamten Amtszeit.272 Steinmeier verteidigt die deutsche Position, eine politisch schwache Ukraine und die eingefrorenen Konflikte in Georgien schlössen MAP aus. »Bis 1990 wart ihr doch selbst ein einziger eingefrorener Konflikt«, bekommt er zu hören. Soll heißen: Nach dieser Argumentation wäre Westdeutschland nie in die Nato aufgenommen worden.
Ständig nehme man Rücksicht auf die Deutschen, weiß der polnische Außenminister Radosław Sikorski. Aber Deutschland nehme mehr Rücksicht auf Moskau als auf die eigenen Verbündeten. Und dann wird der schlimmste denkbare Vorwurf erhoben, nach Erinnerung von Teilnehmern auch von Rice persönlich: München 1938. Appeasement. Zugeständnisse machen. Beschwichtigen. Besänftigen. Befrieden. Scheitern.
Appeasement beschreibt die französische und britische Außenpolitik der Dreißigerjahre gegenüber Hitler: Den Diktator mit territorialen Zugeständnissen in der von Deutschland provozierten »Sudetenkrise« zu befrieden und damit einen großen Krieg zu verhindern. Der britische Premier Chamberlain bezeichnete das Münchner Abkommen als Weg zum »Frieden für unsere Zeit«.
Ein halbes Jahr später marschierte die Wehrmacht in Prag ein.
Steinmeier ist am Boden zerstört, erinnert Rice. Niemand habe die deutsche Position verteidigt. Rice spricht als Letzte: »Moskau muss verstehen, dass der Kalte Krieg vorbei ist und Russland verloren hat!«
Sie werde Steinmeier nie wieder allein in einem Raum mit Rice lassen, soll Merkel gesagt haben.273
Am Morgen des ersten Gipfeltages treffen sich um kurz nach fünf Uhr hohe Beamte. Es gibt noch immer keine abgestimmte Formulierung. Ab neun Uhr tagen die Staats- und Regierungschefs, Merkel spricht vor Bush. Und sagt: »Auch diese beiden Länder werden eines Tages Mitglieder der Nato sein.«274 Von MAP ist nicht die Rede. Und »eines Tages« – das klingt nach Sankt-Nimmerleins-Tag.
Für den lettischen Präsidenten Valdis Zatlers ist es der erste Nato-Gipfel. Der orthopädische Chirurg hat die Deutschen lange bewundert für ihre Ostpolitik. Heute sagt er: »Aber dann verpasste man die entscheidenden Wendepunkte, die neue Realität: Putin. Ihm war mit Entspannungspolitik nicht zu begegnen.«
Zatlers erinnert seinen Antrittsbesuch in Berlin Anfang 2008. Gleich dreimal hintereinander habe ihn Merkel nach der Pipeline Nord Stream 1 gefragt. »Das schien ihr enorm wichtig. Ob wir dafür oder dagegen seien. Man hätte beinahe glauben können, sie habe das russische Narrativ übernommen, nach dem die baltischen Staaten grundsätzlich russophob seien.«275
Jetzt, in Bukarest, protestiert Zatlers gegen Merkels Vorschlag, wie eigentlich alle osteuropäischen Nato-Mitglieder ist er für MAP.276 »Alles andere war im Grunde ein leeres Versprechen. Es bedeutete, Putin einen Gefallen zu tun. Und diesen Gefallen haben ihm auch die Deutschen getan.«
Hin und Her, Geraune, Streichungen, Ergänzungen; hinter einem schweren Vorhang ringen Heusgen und Rice. Zur Unterstützung schickt Merkel ihren Sprecher Wilhelm hinterher. »Heißer Boden«, sagt sie. Rice kämpft mit allen emotionalen Mitteln: Die USA haben wie niemand sonst für die deutsche Einheit gekämpft! Deutschland, ganz besonders Deutschland, hat nicht das Recht, einem Land, das seinen Weg aus einem imperialen Einflussbereich sucht, eine Zukunft zu verweigern! Heusgen will »Tränen« – der Wut – bei Rice gesehen haben.277
Der Gipfel droht zu entgleisen. Die Sitzung wird unterbrochen,278 der Teilnehmerkreis auf »1+0« reduziert, nur noch der Nato-Generalsekretär sowie die Staats- und Regierungschefs bleiben im Saal, dazu einige Ausnahmen wie Rice und Heusgen.279 Kurze Pause, man vertritt sich die Beine. Der britische Premier Gordon Brown gibt sich desinteressiert; Nicolas Sarkozy verlässt den Raum; der Luxemburger Jean-Claude Juncker streift um den Tisch und macht schnoddrige Bemerkungen. George W. Bush bleibt sitzen. Er tut so, als lese er in einem Buch, legt die Füße auf den Tisch.
Am Ende macht’s Merkel, Teilnehmern scheint es, als ob Bush ihr die Sache überlasse. Sie gesellt sich zu den in einer Ecke versammelten osteuropäischen Regierungschefs, hört aufmerksam zu, dann sitzt sie in der Mitte280; ihr lindgrünes Jackett leuchtet. Merkel erinnert, man habe Englisch gesprochen. Rice kommt dazu, sie will Russisch gehört haben, die »einzige gemeinsame Sprache, die wir hatten«.281 Merkel argumentiert: »Keine Einigung wäre das größte Geschenk für alle Gegner der Nato, insbesondere den russischen Präsidenten Putin.«282
Wie eine »Bienenkönigin« kommt sie Nato-Generalsekretär de Hoop Scheffer vor; und einmal hört er sie rufen: »Sie kritisieren Deutschland? Ich bin Deutschland!«283
Über zwei Worte wird bis zuletzt noch gestritten: »One day«. Eines Tages. Also irgendwann. Schließlich werden sie aus Merkels Satz gestrichen.284 Damit das harte »Nein«, diese Verhinderung, wenigstens etwas weicher klingt, verbindlicher, nach einem Quäntchen Hoffnung.
»Das ist es jetzt«, hört Erdmann. Der Generalsekretär hebt seinen aus Brüssel mitgebrachten Nato-Hammer, schlägt dreimal auf den Block. Als einer der Ersten verlässt Erdmann den Saal; im Gedränge wartet auch der stellvertretende russische Außenminister Alexander Gruschko; man kennt sich. »MAP – Ja oder Nein?«, fragt Gruschko. »Kein MAP«, antwortet Erdmann. »Aber das Ergebnis wird Ihnen auch nicht gefallen.«
»Wir kamen heute überein, dass diese Länder Nato-Mitglieder werden«, wird unter Punkt 23 der Abschlusserklärung finalisiert.285 Der knappe Satz rettet die Einheit der Nato und soll zugleich eine Konfrontation vermeiden, mindestens vertagen, die sich aber nicht vertagen lässt.
Auf eine Änderung der deutschen Position hofft bald niemand mehr. »So bedauerlich es ist, Merkel hat gezeigt, dass sie beträchtlichem Druck standhalten kann«, heißt es in einem Bericht der US-Botschaft Berlin. Deutschland, seine Kanzlerin, dies sei die »Härteste Nuss«.286
»Hätten nur Diplomaten in diesem Raum gesessen und keine Politiker«, sagt eine Nato-Diplomatin, die in jenem Raum saß, »hätte es diesen Satz nie gegeben.«
Für Erdmann bleibt dieser Satz der »Quasimodo der Diplomatiegeschichte«.
»Wladimir, darüber müssen wir noch einmal reden«
Am Abend trifft Putin zum »Nato-Russland-Rat« NRC ein. Der 2002 gegründete Rat ist der Versuch, Russland als privilegiertesten Partner der Nato zu gewinnen.287 Er dient als eine Art Kompensation für die »Big Bang«-Aufnahmezusage für gleich weitere sieben Staaten in die Nato und die EU, darunter das Baltikum. Aber er bedeutet mehr. Nun sitzt Russland unter Vorsitz des Generalsekretärs mit allen Nato-Partnern – klein wie groß – als gleichberechtigtes Mitglied im Planungskomitee und den Arbeitsgruppen am Tisch. Die bis zu 17 Arbeitsgruppen der Nato werden im NRC de facto reproduziert. Der Rat kann Entscheidungen treffen und gemeinsame Operationen durchführen.288 Es gibt durchaus Fortschritte, etwa das Abkommen über die Zusammenarbeit bei der Rettung von Seeleuten oder gemeinsame Katastrophenschutz-Übungen. Und wahr ist ja auch: Über sieben Jahre war Russland unter den Nicht-Nato-Staaten der größte Truppensteller für friedenssichernde Nato-Einsätze auf dem Balkan.289 Größere Projekte wie die gemeinsame Kontrolle des militärischen Luftraums aber scheitern. Russland fordert die Zuständigkeit bis zur deutschen Grenze.
»Es war die Hoffnung, Russland einbinden zu können. Aber im Rückblick war dies wohl zu ideal, zu westlich gedacht«, sagt Generalleutnant a. D. Horst-Heinrich Brauß, der fast zehn Jahre für Verteidigungspolitik und Streitkräfteplanung der Nato zuständig war. »Russland konnte und wollte den ›Verlust‹ seiner Einflusszone im Westen nicht akzeptieren.«290
Putin war schon dabei, als der NRC 2002 in Pratica di Mare aus der Taufe gehoben wurde, für Schröder damals Beweis für Putins »Politik der Öffnung«. Jetzt sitzt er als Ehrengast des »social dinner« am Haupttisch mit Nato-Generalsekretär, US-Präsident und Bundeskanzlerin. Teilnehmer erinnern ihn als locker und entspannt, ein wenig sarkastisch wie immer. »Putin war die wichtigste Person«, sagt Zatlers, »fast omnipräsent. Irgendwie war er überall.«
Am nächsten Morgen herrscht bei der zweiten NRC-Sitzung auf höchster Ebene eine ganz andere Stimmung.291 Putin lässt alle warten, kommt gut 40 Minuten zu spät. Niemand regt sich auf. Man kennt das bereits. Schon während seines bilateralen Treffens mit de Hoop Scheffer am Morgen hat Putin in harschem Ton erklärt: Eine Nato-Mitgliedschaft für die Ukraine, »das wird niemals passieren«. Im Sitzungssaal muss er an General Brauß vorbei: »Er war weiß vor Wut.«
Knapp zwanzig Minuten soll sein Auftritt gedauert haben, höflich zunächst, dann zunehmend schärfer im Ton. Das Protokoll bei der Nato bleibt unter Verschluss. Aber Putins Rede wird geleakt, ihr vermeintlicher Wortlaut später auf einer ukrainischen Website veröffentlicht. Zweifelsfrei überprüfen lässt sich die Authentizität nicht. Den entscheidenden Inhalt erinnern Teilnehmer aber ähnlich:292 Kritik an der »Expansionspolitik der Nato« und der »Dämonisierung Russlands«. Über die Ukraine habe Putin gesagt, sie sei ein »schwieriges staatliches Gebilde«, das in seiner heutigen Form erst während der Sowjetzeit entstanden sei. »Von Russland erhielt sie riesige Gebiete im Osten und Süden des Landes. … In der Ukraine leben 17 Millionen Russen. Wer kann da behaupten, dass wir dort keine Interessen haben?«293
Im Saal herrscht betretenes Schweigen. Dann habe Merkel den Finger gehoben und außerhalb des Protokolls als Erste ums Wort gebeten. Brauß erinnert ihre Worte: »Wladimir, darüber müssen wir noch einmal reden.«
Der Lette Zatlers wendet sich auf Russisch an Putin: »Die Dämonen des Kalten Krieges müssten doch eigentlich verschwunden sein.«
In der abschließenden Pressekonferenz294 macht Putin in Minute drei klar: »Die Entstehung eines mächtigen Militärblocks an unseren Grenzen wird von Russland als direkte Bedrohung der Sicherheit unseres Landes aufgefasst.« Der stets gut informierte Korrespondent der Tageszeitung Kommersant schreibt: »Damit hat Putin faktisch gedroht, dass Russland die Krim und den Osten der Ukraine abtrennt und die Ukraine als Staat nicht mehr existieren wird.«295
Bukarest, argumentiert Merkel fortan in Gesprächen mit Putin, habe den von den USA angestrebten Beitritt der beiden Staaten verhindert – es sei nicht vorstellbar, dass diese Grundsatzentscheidung umgestoßen würde.296
Er aber antwortet: Irgendwann aber sei sie nicht mehr Bundeskanzlerin.
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			Eine deutsche Konsequenz aus Bukarest, auch aus dem kurz darauf folgenden russischen Einmarsch in Georgien, hätte die Konzeption einer europäisch abgestimmten Ukraine-Strategie sein können und sein müssen – sicher ein mühsames Generationenwerk. Es blieb bei quälend lähmenden Verhandlungen zwischen der EU und der Ukraine über ein Freihandelsabkommen.297
Doch eine deutsche Konsequenz aus Bukarest und Georgien lautet: vertiefte Modernisierung und Partnerschaft mit Russland – auch im militärischen Bereich. Es beginnt eine beispiellose Rüstungsmodernisierungspartnerschaft. Ausgerechnet.
Es ist eine Zusammenarbeit, wie sie Deutschland üblicherweise nur mit seinen engsten Verbündeten pflegt: militärische Kooperation. Sie hatte bereits, wenn auch zögerlich, in den Neunzigerjahren begonnen, nimmt 2008 massiv Fahrt auf und endet erst, als es gar nicht mehr anders geht: als Putin im März 2014 die Krim annektiert. Jahrelang wird über den Export sensibelster Rüstungstechnologie nach Russland und über gemeinsame Manöver mit scharfem Schuss verhandelt und schlussendlich sogar die gegenseitige Entsendung von Verbindungsoffizieren zwischen der deutschen Heeresführung und dem russischen Generalstab geplant. Mit deutscher Hilfe will die russische Führung die einstige Rote Armee modernisieren und reformieren. Eine Armee schlagkräftiger machen.
Es ist erstaunlich, dass man sich nicht die Frage stellt, gegen wen diese Armee schlagkräftiger gemacht werden soll.
Die deutsche Delegation hat den Nato-Gipfel in Bukarest mit dem von ihr als Erfolg gewerteten Kompromiss verlassen. Nach Putins harten Worten zur Krim, zum Osten der Ukraine und auch zu Georgien aber bleibt ein flaues Gefühl. Nur vier Monate nach dem Gipfel kommt es im Kaukasus zum Krieg, über Monate hatten sich gegenseitige Provokationen und Anschuldigungen hochgeschaukelt. In der Nacht zum 8. August 2008 machen die Georgier einen groben Fehler, sie gehen gegen russische Einheiten vor, die als »Friedenstruppen« in einer der von Moskau kontrollierten Autonomen Republiken stationiert sind. Nur wenige Tage später steht die russische Armee vor Tbilisi. Die USA bleiben zurückhaltend, Waffenlieferungen unterbleiben, die EU vermittelt. Auch wenn der tschechische Außenminister Karel Schwarzenberg auf einer Sondersitzung des Nato-Außenministerrats298 mahnt: »Der sibirische Wolf gibt sich nicht dauerhaft mit vegetarischer Nahrung zufrieden« – der Konflikt kann eingedämmt werden.
In Moskau regiert jetzt ein neuer Präsident, nach zwei Amtszeiten hat Putin Platz gemacht, formal zumindest. Merkel hat sich von ihm beim Nato-Gipfel in Bukarest verabschiedet: »In Ihnen hatten wir stets einen verlässlichen Partner«, stand auf ihrem Sprechzettel. Sein Mitarbeiter aus St. Petersburger Tagen, Dmitrij Medwedjew, sitzt jetzt im Kreml, Putin agiert als Ministerpräsident. Die Deutschen kennen Medwedjew gut, vor allem Steinmeier. Schon als Kanzleramtsminister hatte er mit ihm zusammengearbeitet, da war Medwedjew Putins Stabschef. Steinmeier hätte sich nie vorstellen können, dass dieser blasse, eher schmächtige, so bescheiden auftretende Mann einmal Präsident Russlands werden könnte. Damals hatte ihm Medwedjew während eines Besuches auf der Datscha stolz seine neue Stereoanlage präsentiert.
Medwedjew scheint liberaler, offener als Putin, Repräsentant einer jüngeren, aufstrebenden Mittelklasse; er distanziert sich deutlich von Stalins Verbrechen. Nach Erinnerung von Delegationsmitgliedern fragt ihn Merkel einmal, ob auch er den Zusammenbruch der Sowjetunion als größte Katastrophe empfinde. Medwedjew verneint, nennt stattdessen die Oktoberrevolution 1917, den Massenterror. Wie seine Großeltern überlegten, welche Bücher im Regal stehenbleiben dürften – und welche ein mögliches Todesurteil bedeuten konnten.
Medwedjew scheint ein Russland zu vertreten, wie man es sich in Berlin wünscht. Einmal mehr setzt Klaus Mangold vom Ost-Ausschuss den Ton: Medwedjew sei »ein Glücksfall«, sehr viel liberaler, als man das von der russischen Politik angenommen habe. Er verdiene eine Chance.
Medwedjew ist nicht nur Interimspräsident oder Putins »Jugendprojekt«, sondern Russlands liberale Zukunft – so sieht es Merkel-Berater Christoph Heusgen noch immer. Er erinnert einen Besuch Merkels in Sotschi, sie sitzen mit Medwedjew in einem Restaurant am Strand. Putin, ebenfalls in Sotschi, habe ein Treffen in Aussicht gestellt. Auf die Frage Merkels, ob sie darauf eingehen solle, habe Medwedjew abgewunken. Das sei nicht nötig.
In der deutschen Botschaft heißt es, der neue Präsident agiere immer selbstbewusster und verfolge einen Liberalisierungskurs nach innen.
Die deutsche Diplomatin Haber sagt dagegen: »Er war eine Attrappe.«299
Auch die Kollegen in der Moskauer US-Botschaft sind zurückhaltender: »Putin sitzt am Steuer«, heißt es, eine weitere Bewertung vergleicht das Führungs-Duo mit »Batman und Robin«. Allerdings übernehme Medwedjew die Rolle des Robin. Auch in Russland gehen früh viele von einer Rochade aus. Am Ende werde nur einer entscheiden, ob Medwedjew eine zweite Amtszeit zugestanden werde. Weder Volk noch Medwedjew. Sondern allein einer, Putin.
Nach zwei Flaschen Wodka vertraut Verteidigungsminister Anatolij Serdjukow einmal seinem aserbaidschanischen Amtskollegen an: »Ich befolge die Anweisungen von zwei Präsidenten.«300
Aber Optimismus setzt sich durch, in den USA ebenso wie in Deutschland: Der neue Präsident Barack Obama und seine Außenministerin Hillary Clinton wollen den »reset«-Knopf drücken; Obama nennt Medwedjew später einmal »meinen Freund«. Und in Deutschland wird die Strategie der »Modernisierungspartnerschaft« entworfen, ein neues Wort für altbekannte Russlandpolitik. Steinmeier reist eigens in die Universitäts- und Wissenschaftsstadt Jekaterinburg im Ural, um sie in einer Rede vor Studentinnen und Studenten offiziell zu verkünden. Da sitzen sie, bestürmen den deutschen Außenminister mit ihren Fragen und ihren Hoffnungen auf ein modernes, auf ein europäisches Russland. Die Stimmung ist euphorisch, auf beiden Seiten.301
Der russische Krieg gegen Georgien ist vielleicht auch deswegen in Deutschland schnell vergessen. In Moskau aber ist er der entscheidende Grund dafür, dass es in dieser Modernisierungspartnerschaft mit Deutschland zwingend auch eine militärische Komponente geben muss. Die kurze militärische Auseinandersetzung mit Georgien wurde zwar gewonnen, aber die russische Armee hat sich dabei blamabel geschlagen. Die Streitkräfte sind in desolatem Zustand, zerfressen von Unfähigkeit und Korruption, stecken geblieben im alten, sowjetischen Denken. Die russische Armee ist bestenfalls bedingt angriffsbereit.
Initiative und Befehl zur umfassenden militärischen Modernisierung kommen von Putin selbst, ein neuer Verteidigungsminister soll dies umsetzen, der ehemalige Möbelhändler und Leiter der russischen Steuerinspektion Anatolij Serdjukow, ein zuverlässiger, wohl auch gehorsamer Zivilist. Und der Wunschpartner einer Modernisierungspartnerschaft steht sofort fest: Deutschland. Über Jahre werden deutsche Militärs, wie der 2007 als Verteidigungsattaché nach Moskau entsandte General Josef Niebecker, zu den begehrtesten Gesprächspartnern der russischen Machtelite. »Nachdem sich aus Sicht der neuen Führung im russischen Verteidigungsministerium deren Militär so katastrophal in Georgien geschlagen hatte, war das Interesse an einer militärischen Kooperation riesengroß«, erinnert Niebecker. »Es wurde als eine militärische Bankrotterklärung gesehen.«302
In der CDU/CSU wird bis heute immer wieder argumentiert, dass sich schwer oder gar nicht zu erklärende Teile deutscher Russlandpolitik in der Rücksichtnahme auf die SPD begründet lagen. Für die deutsch-russische Militärkooperation kann das nicht zutreffen: Die wichtigsten Entscheidungen fallen in eine Zeit, als Merkel mit der FDP regiert.
Niebecker, der in Schröders Kanzleramt als dessen militärischer Berater diente, sagt: »Es war die deutsche politische Vorgabe, die russischen Wünsche nach Zusammenarbeit positiv aufzunehmen und – so weit wie möglich – umzusetzen.« Der Merkel-Vertraute und Verteidigungsminister Thomas de Maizière sei allerdings »skeptischer« gewesen als sein Vor-Vorgänger Franz Josef Jung, CDU. Was immer das meint – gegenüber Verteidigungsminister Serdjukow beschreibt de Maizière bei einem Besuch 2011 in Moskau die Zusammenarbeit: »Lieber Herr Kollege, ich bin nicht nur zufrieden mit der Intensität unserer Beziehungen, sondern sehr zufrieden mit der Intensität unserer Beziehungen. Wir haben ein sicherheitspolitisches Interesse an einer modernen russischen Armee, die gut geführt ist.« In der militär-technischen Zusammenarbeit mit Russland »geht es um Dinge, die es mit anderen Staaten so gar nicht gibt«, erläutert der Minister, »die Kombination von Technik und Zusammenarbeit«. Serdjukow ist ähnlich begeistert. Er spricht von einem »riesigen Potenzial für die Kooperation zwischen Russland und Deutschland«.303
Die russischen Militärs haben viele Wünsche, klein und groß. Zu den kleinen gehören mobile Feldlager aus Deutschland, Spinde, Duschen, Wohn- und Schlafmöglichkeiten, in Container verpackt. Damit überall und schnell Einheiten stationiert und versorgt werden können. Die Firma »Kärcher Futuretech« liefert dieses »hochmobile Feldlager«, der Konzern stellt eben nicht nur Hochdruckreiniger her. Zur Übergabe reist der stellvertretende russische Verteidigungsminister an, eigentlich ist sogar der Minister selbst angekündigt. Auf der Website des Unternehmens gibt es eine Rubrik »Referenzen Militär«. Die Lieferung an Russland ist nicht aufgezählt. Zur Höhe des Umsatzes könne man »keine Angaben machen«, erklärt das Unternehmen auf Anfrage.304 Sie sind nicht die Einzigen, die Erinnerungslücken für diese Zeit aufweisen.
Die Kooperation soll mithilfe einer eigens gegründeten »deutsch-russischen Rüstungskommission« verstetigt werden. Diese Form engster Zusammenarbeit sollte es eigentlich »nur mit Verbündeten und eng befreundeten Staaten geben«, sagt Niebecker.
Deutsches militärisches Großgerät hat es den Russen angetan, der »Leopard« etwa – »ein Mercedes« im Vergleich zu den eigenen Panzern, die sie abschätzig »als Lada« bezeichnen. So jedenfalls hört es Niebecker wieder und wieder. Auch der Transportpanzer »Boxer« steht auf der russischen Wunschliste. In der gemeinsamen Rüstungskommission überlegt man auch, ob man gemeinsam neue Kampftechnik – Panzer oder Flugzeuge – entwickeln könnte. Aber das scheitert an russischen und deutschen Geheimhaltungsvorschriften.
Der große Durchbruch kommt im März 2009. Militärs und Spitzenbeamte beider Seiten treffen sich über vier Tage in München zu einer vertraulichen Sitzung der Rüstungskommission. Danach gibt es keine Zurückhaltung mehr.
Wandel durch Wehrtechnik
Das Interesse der russischen Armee und ihrer Führung gilt einem deutschen militärischen Kronjuwel, dem »Gefechtsübungszentrum« auf dem riesigen Truppenübungsplatz Altmark in Sachsen-Anhalt. Nach dem Abzug der Roten Armee hat die Bundeswehr hier eine Einrichtung der besonderen Art installiert, um den Krieg zu simulieren. In täuschend echter Kulisse. Schon steht die eigens erbaute Mini-Stadt mit dem Fantasienamen »Stullenstadt«, in Planung ist bereits das größere »Schnöggersburg« mit ein paar Kilometern Autobahn, Friedhof und Kirche, Gefängnis und Schule. Statt scharfer Munition werden für die simulierten Gefechte hier Laser auf Gewehre und Kanonen montiert. Jeder zerstörte Panzer, jeder getötete oder verwundete Soldat wird registriert, Tausende Sensoren speisen ihre Daten vom »Schlachtfeld« in Echtzeit direkt in die riesigen Server ein. Fehler werden mit dem elektronischen Tod bestraft. Ein Programm namens »Duellsimulator« ersetzt die Schiedsrichter, die früher bei solchen Übungen über Sieg oder Niederlage entschieden. Software und Lasereinrichtungen bietet »Rheinmetall« an – der Konzern betreibt auch die Einrichtung.
Die Bundeswehr nennt das Übungszentrum die »modernste Ausbildungseinrichtung in Europa«. Mehr Krieg kann man im Frieden nicht üben.
Genau so etwas wünschen sich die russischen Militärs von den Deutschen. Erst einmal ein Gefechtsübungszentrum für Mulino. Ein paar Hundert Kilometer östlich von Moskau gelegen, ist Mulino einer der größten Standorte des russischen Militärs mit großen Manövergebieten. Mulino soll nur der Anfang sein – insgesamt möchte die russische Armee acht Gefechtsübungszentren für alle Militärbezirke des gewaltigen Landes. Bis 2020 soll alles stehen, einschließlich Hörsälen für Besprechungen der Manöver-Ergebnisse. Zu den Lieferungen sollen auch Geräte zum Zünden von Pyrotechnik gehören: damit es ordentlich knallt, wenn der Laserstrahl trifft. Und lange, genau genommen bis 2014, sieht es so aus, als würde diesem Megageschäft nichts im Wege stehen. Geschätztes Volumen: eine Milliarde Euro.
Für den heutigen Börsenstar Rheinmetall spielte Russland damals praktisch keine Rolle im Geschäft. Aber die Bundesregierung habe massiv auf den Abschluss des Russland-Deals gedrängt, heißt es heute aus dem Konzern. Sie habe die reibungslose Erteilung der notwendigen Exportgenehmigungen versprochen. De Maizière hingegen sagt: »Ich hatte Bedenken. Das war das Innerste vom Inneren.« Aber es habe »sehr viel Druck gegeben«, darunter von Abgeordneten seiner eigenen Partei, aus dem Heer – »und auch aus der Industrie«.305
Dort bejubelt man den Abschluss: Der Auftrag sei »von besonderer strategischer Bedeutung«. Jetzt sei »deutscher Wehrtechnik« der Sprung auf den russischen Markt gelungen.306
Unstrittig ist, dass vor allem die Bundeswehr das Projekt vorantreibt. Militärische Kooperation schaffe Vertrauen, lautet das Argument. Und Vertrauen sichere den Frieden. Außerdem würden im Gefechtsübungszentrum auch deutsche Soldaten und Experten von Rheinmetall Dienst tun – und damit viel über den wahren Zustand der russischen Streitkräfte erfahren. Aus deutscher militärischer Sicht lautet die Logik: Man offenbart seine Schwächen schließlich nur denjenigen, denen man vertraut. Wandel durch Wehrtechnik.
Am 17. Juni 2011 dröhnen Rotoren im Himmel über der Lüneburger Heide, Hubschrauber der Bundeswehr bringen eine Delegation des russischen Militärs nach Unterlüß bei Celle. In dem kleinen Ort produziert der einst »Rheinische Metallwaaren- und Maschinenfabrik« genannte heutige Rheinmetall-Konzern seit 1889 Munition und Waffen. Rheinmetall betreibt einen eigenen Schießplatz, das größte private militärische Testgebiet in Europa.
Im Februar 2024 setzen Bundeskanzler Scholz und Verteidigungsminister Pistorius hier den ersten Spatenstich für eine neue Munitionsfabrik. Das »Werk Niedersachsen« soll für Bundeswehr und ukrainische Armee Granaten herstellen. Der Rheinmetall-Vorstandsvorsitzende Armin Papperger erhält Personenschützer. Staatliche russische Mordkommandos sollen ihn ins Visier genommen haben. Wie sich die Zeiten ändern. Nach Erinnerung deutscher Diplomaten und Militärs war Papperger in den Jahren ab 2010 mehrfach in Moskau, einmal nahm er danach an einem Abendessen auf Einladung des Militärattachéstabs teil. Auf die Frage, ob Papperger an den damaligen Vertragsverhandlungen in Russland beteiligt war, erklärt Rheinmetall: »Gerüchte kommentieren wir grundsätzlich nicht, ebenso wenig wie wir zu Terminen unseres Topmanagements Auskunft erteilen«.
An diesem Junitag 2011 jedoch ist eine feierliche Vertragsunterzeichnung geplant, an Bord der deutschen Helikopter sitzen der russische Verteidigungsminister Anatolij Serdjukow und die Vertreter einer Firma des russischen Verteidigungsministeriums, der »Oboronservice AG«.307
Sie soll gemeinsam mit Rheinmetall das Zentrum errichten. Wenn es nach dem russischen Militär geht, ist das nur der Anfang: Man wünsche sich auch ein Joint Venture der beiden Firmen, um russisches Militärgerät zu reparieren und zu modernisieren.308
Das Protokollreferat des Verteidigungsministeriums hat die Flüge arrangiert, die Russen kommen direkt vom Truppenübungsplatz in der Altmark, wo ihnen die Zukunft der Kriegsübung vorgeführt wurde. So, wie es schon bald in Russland aussehen könnte, in Mulino und anderswo. Das russische Militärfernsehen »Swesda« filmt, als Serdjukow in einem der so begehrten »Boxer«-Panzer fährt und Generalstabschef Nikolaj Makarow, der nach dem Krieg gegen Georgien »für die erfolgreiche Truppenführung« zum »Held der Russischen Föderation« ernannt worden war, eine Schnellfeuerkanone inspiziert – und abdrückt.
»Unser Soldat der Zukunft wird ungefähr so aussehen wie der, den wir hier gesehen haben«, sagt Makarow in die Kamera. »Wir werden versuchen, Euch diesen Soldaten schon bald zeigen zu können.« Mit der Entwicklung des Konzepts hat er seinen Stellvertreter und baldigen Nachfolger beauftragt: Walerij Gerassimow, später Oberkommandierender der »Militärischen Spezialoperation« SWO, wie der große Angriffskrieg gegen die Ukraine genannt wird. Wegen des Verdachts auf Kriegsverbrechen hat der Internationale Strafgerichtshof ICC Haftbefehl gegen Gerassimow erlassen.
In Unterlüß wird der Vertrag unterschrieben. Das Finanzvolumen für das erste »Russian Army Training Center« beträgt 135 Millionen Euro – Rheinmetall feiert den Großauftrag: Man sei »Weltspitze« in dieser Technik und freue sich darauf, »das in Russland beweisen« zu können, erklärt der damalige Rheinmetall-Vorstandsvorsitzende Klaus Eberhardt.309
In einer Pressemitteilung heißt es: »Damit wird in der Wolga-Region bis 2014 die weltweit modernste Trainingsbasis mit simulationsgestützter Ausbildung entstehen, in der pro Jahr bis zu 30.000 Soldaten ausgebildet werden können.«310 Mit der »Wolga-Region« ist Mulino gemeint, jeder Nato-Militär kennt den Namen. Auch hier finden wichtige Teile der Großübungen »Sapad« statt, »Westen«, in der Regel alle vier Jahre.311
In den Jahren nach der Vertragsunterzeichnung reisen Bundeswehrangehörige und Rheinmetall-Techniker immer wieder nach Mulino. Und umgekehrt sind russische Experten und Militärs bei Bundeswehr und Rheinmetall zu Gast. Geplant ist auch, die Reisen in permanente Abordnungen zu verwandeln: Das Verteidigungsministerium in Berlin plant bereits, deutsche Soldaten dauerhaft dorthin abzuordnen. Erste Soldaten treffen zu Wohnungsbesichtigungen in Mulino ein.
Es geht zügig voran mit dieser ungewöhnlichen Kooperation. Da ist der Plan, die militärischen Kommandostrukturen miteinander zu vernetzen, das gibt es eigentlich nur mit Nato-Staaten. Beim deutschen »Kommando Heer« in Strausberg sitzen Amerikaner, Franzosen oder Briten. Jetzt soll ein russischer Offizier dazukommen. Im Gegenzug soll ein Bundeswehroffizier sein Büro im russischen Heeres-Generalstab beziehen. Ein Schreibtisch im Generalstab, das verheißt Zugang zu Papier, Plänen, internen Sitzungen. Man gehört dazu, wenn auch in fremder Uniform. Dieses Mal ist die Zurückhaltung auf der russischen Seite zunächst groß. Jetzt drängen die Deutschen auf Zugang zu den russischen Kommandostrukturen – erfolgreich. Als »Meilenstein der deutsch-russischen Heeresbeziehungen« feiert die deutsche Botschaft in Moskau die Kooperation.
Geplant ist auch, eine förmliche Vereinbarung über den Austausch der Offiziere in die jeweiligen Hauptquartiere zu schließen. Die Rechtsabteilung der Bundeswehr arbeitet die Details eines »Memorandum of Understanding« aus. Und der für das deutsche Heereskommando ausgewählte russische Offizier hat den Deutschkurs am Bundessprachenamt der Bundeswehr in Köln-Hürth erfolgreich absolviert, es fehlt noch die Generalstabsausbildung, die in Hamburg stattfinden soll. Selbst der geplante Dienstantritt in Strausberg steht bereits fest: 1. Oktober 2014.
Wo deutsche und russische Soldaten 
gemeinsam üben sollen
Und da ist das Projekt »Kamenka«. Auf dem russischen Truppenübungsplatz nördlich von St. Petersburg ist vom 22. Juli bis zum 11. August 2013 ein gemeinsames deutsch-russisches Manöver geplant: 60 deutsche Soldaten vom Jägerbataillon 292 Donaueschingen und sechs Boxer-Panzer hat das deutsche Heer für die Übung vorgesehen. Auf die Entsendung des begehrten »Boxers« hat die russische Seite gedrängt, sie will ihn im Einsatz sehen.
Es soll ein vergleichsweise kleines Manöver sein, aber die politischen Verwerfungen sind schon im Vorfeld gewaltig. Denn es hätte nicht viel gefehlt – und deutsche und russische Infanterieeinheiten wären in ein simuliertes Gefecht gezogen, wären deutsche neben russischen Panzern gerollt. Und das ausgerechnet nördlich von St. Petersburg, nicht weit entfernt von Finnland und dem Baltikum – der heutigen Ostflanke der Nato.
Es läuft Schadensbegrenzung an. Der Generalinspekteur der Bundeswehr Volker Wieker persönlich informiert Kollegen in Finnland und Estland; der Leiter des Referats Sicherheitspolitik im Verteidigungsministerium, Jasper Wieck, schreibt seinen baltischen Kollegen. Martin Erdmann, inzwischen deutscher Botschafter bei der Nato, informiert alle Nato-Kollegen. Spätestens seit dem Nato-Gipfel in Bukarest wächst die Befürchtung, dass die Deutschen in Bezug auf Russland eben nicht die richtigen Schlüsse aus der Geschichte gezogen haben. Das Misstrauen vor allem der Osteuropäer ist groß, wenn es um deutsch-russische Sonderwege geht.
War es doch die unheilvolle Zusammenarbeit zwischen Reichswehr und Roter Armee nach dem von beiden Ländern verlorenen Ersten Weltkrieg, von der Teile der Regierung und des Parlaments nichts wussten, die Wiederaufrüstung der deutschen Armee mit sowjetischer Hilfe, die 1922 mit dem Vertrag von Rapallo begann und mit dem Hitler-Stalin-Pakt 1939 ihren Höhepunkt fand. Dolchstoßlegenden befeuerten die Partnerschaft zweier Parias der Weltgemeinschaft312, die sich durch den »Knebelfrieden von Versailles«313 und Wirtschaftsblockaden beide gleichermaßen ausgegrenzt und gedemütigt fühlten. So verschob sich das politische Koordinatensystem auf dem Kontinent Richtung Krieg. Bevor Hitler seinen lange geplanten Vernichtungsfeldzug gegen die Sowjetunion begann, hatten Stalin und er unter gegenseitigen Freundschaftsbekundungen den Osten Europas aufgeteilt, besetzt, unterworfen, dem Terror ausgesetzt: Polen, die baltischen Staaten, Teile Finnlands, Teile der Ukraine. Und auch in der Geschichtsschreibung Putin’scher Art wird gerne vergessen, dass der Zweite Weltkrieg für die Sowjetunion nicht am frühen Morgen des 22. Juni 1941, sondern am 17. September 1939 begann, als die Rote Armee im Osten Polens einmarschierte.
Der »Geist von Rapallo« ermöglichte die geheime Zusammenarbeit von Reichswehr und Roter Armee, die deutsche Wiederaufrüstung, von der Hitler dann so profitierte: Produktion und Test modernster Waffentechnik in der Fliegerschule Lipezk und mit Panzern in Kama an der Wolga, dazu Ausbildung – und auch das als »Wissenschaftszentrum« getarnte Testgelände »Tomka« bei Saratow, in dem chemische Kampfstoffe erprobt wurden. Deutsche Offiziere beobachteten russische Manöver, unterwiesen junge Offiziere der Roten Armee in Militärstrategie, man hielt gemeinsame Lagebesprechungen ab. Deutsche Generäle reisten als Gast der sowjetischen Regierung durch russische Weiten. Offiziere der Roten Armee wiederum profitierten vom hohen Ausbildungsstand der Reichswehr und deutscher Wehrtechnik. Sie studierten an der deutschen Militärakademie in Berlin, beobachteten Manöver in Bad Saarow, besuchten die Krupp-Werke in Essen. Man verstand sich, Waffenbrüder, spürte gar eine gewisse Verbundenheit.314 Dieser deutsch-russische Sonderweg führte geradewegs in die Hölle.
Die Erinnerungen an Rapallo, den Hitler-Stalin-Pakt und seine Folgen sind lebendig und gegenwärtig im Baltikum, in Finnland, in Polen; und die Deutschen ahnen, dass dieses für 2013 geplante Manöver in Kamenka den Verbündeten nur schwer zu vermitteln ist.
Die offiziellen Reaktionen fallen wenig begeistert, die inoffiziellen verheerend aus. In Moskau will ein baltischer Militärattaché von deutschen Militärs wissen, in welche Richtung auf den Schießbahnen in Kamenka gefeuert werde. Ein anderer fährt den deutschen Heeresattaché Joachim Bruns an: Das Ganze erinnere ihn an den »Hitler-Stalin-Pakt«. Bruns reagiert fassungslos: »Ich kann mir vorstellen, wen Ihr als Stalin vermutet. Aber wer bitte soll Hitler sein?«315
Joachim Bruns war gerne in Russland, er versteht sich auch als Völkerverständiger. Er absolvierte einen einjährigen Lehrgang an der Russischen Generalstabsakademie im Südwesten Moskaus; erhielt ein Diplom als »Spezialist im Bereich Sicherheit, insbesondere militärische Sicherheit des Staates.« Während seines vierjährigen Aufenthalts in Russland habe er »in keinem europäischen Land so wenig Ressentiments und so viel Sympathie gegenüber Deutschen« erlebt wie in Russland. »Für mich hat man in der Kantine den Borschtsch von ganz unten geschöpft.« Und »euphorisch« sei man im Heer beim Gedanken an die Chancen einer Partnerschaft gewesen: »Wir müssen das unentdeckte Land betreten.«
Allerdings hatten die russischen Partner einen ganz eigenen Blick auf die Perspektiven einer gemeinsamen Zukunft: »Für die Russen galt in Bezug auf Deutschland ja auch: ›Wenn wir zusammenhalten, dann ist dies der größte Stabilitätsanker für Europa und sogar für die ganze Welt.‹«
Da wurde es Attaché Bruns manchmal doch ein bisschen unheimlich.
Am 13. Februar 2013 veröffentlicht die russische Nachrichtenagentur RIA Novosti eine Meldung: Die »Militärangehörigen der motorisierten Schützen- und Panzereinheiten des Militärbezirks West« würden gemeinsam mit »deutschen Kollegen« eine Übung durchführen. Es gehe darum, »bewaffnete Banden zu lokalisieren« und zu »vernichten«. Unter »vernichten« wollen russische Militärs das »Ausschalten« des Gegners verstanden wissen. Aber dieser »martialische Sprachgebrauch«, heißt es im deutschen Verteidigungsministerium, sei weder verabredet und schon gar nicht gewollt. Das russische Verteidigungsministerium schickt eine förmliche Entschuldigung. Aber der politische Schaden ist für die Bundesregierung schon zu groß geworden. Die deutsche Seite sagt das Manöver ab. Man versichert, es handele sich lediglich um eine »Verschiebung«. Die Übung werde stattfinden – im Jahr 2014.
Dazu kommt es nicht. Es wird kein deutscher Offizier im russischen Generalstab dienen und kein russischer Offizier im deutschen Heereskommando, und es wird auch kein deutscher »Duellsimulator« in Mulino in Betrieb gehen, um die Kampfkraft der russischen Armee zu stärken. Stattdessen beugen sich westliche Experten 2014 über einen Vortrag, den der mit der Modernisierung der russischen Streitkräfte betraute Armeegeneral Gerassimow an der Akademie der Militärwissenschaften gehalten hat. Im 21. Jahrhundert, sagt Gerassimow, lösten sich die Grenzen zwischen Krieg und Frieden auf. Kriege müssten nicht mehr erklärt werden, sie verliefen jetzt nach »ungewohntem Muster«. Die Ziele ließen sich nicht nur durch militärische Macht, sondern auch durch »breit gestreuten Einsatz von Desinformationen, von politischen, ökonomischen, humanitären und anderen nicht-militärischen Maßnahmen« erreichen.
Die sogenannte »Gerassimow-Doktrin« testet Russland zu diesem Zeitpunkt schon – auf der Krim und im Osten der Ukraine.316
Aber mit Propaganda, Desinformation und Hacking auch schon in Europa. Jetzt herrscht Krieg. Und ausgerechnet deutsche Militärs waren dabei, den Russen beizubringen, wie man Krieg effektiver führen kann.
2015 meldet die deutsche Botschaft Moskau, die einzige »bilaterale militärische Kooperation« bestehe jetzt in der »Umbettung von Gefallenen aus dem Zweiten Weltkrieg«.
Ohnehin sei nach dem Lieferstopp »das Vertrauen in die Verlässlichkeit der deutschen Rüstungsindustrie verloren« gegangen.317
Große Geschäfte auf politisches Drängen
Die politische wie finanzielle Schadensbilanz dieser außergewöhnlichen Episode der deutsch-russischen Beziehungen ist verheerend. Zwar fällt – inzwischen regiert wieder eine Große Koalition – die Entscheidung, jede militärische Zusammenarbeit mit Russland zu stoppen, sofort. Zuständig ist Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel. Per Bescheid vom 10. Juni 2014 werden vom Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle fünf bereits erteilte Ausfuhrgenehmigungen zurückgezogen und »sofortige Vollziehung« angeordnet.318
In der Begründung heißt es: »Angesichts der aktuellen Situation in der Ukraine kann derzeit nicht ausgeschlossen werden, dass durch die Ausfuhr des o. g. Gefechtsübungszentrums, des mobilen Operationszentrums und der Ersatzteile und Technologie hierfür der Erhalt von Frieden, Sicherheit und Stabilität gefährdet würde.« Und weiter: »Die Ausfuhr der vorgenannten Güter stünde daher nicht in Einklang mit der verantwortungsbewussten und auf Frieden und Stabilität ausgerichteten Exportkontrollpolitik der Bundesrepublik Deutschland.«
Selten gab es ein klareres Beispiel dafür, dass diese »verantwortungsbewusste« Politik zu häufig vergessen wird.
Einen Monat später verabschieden die Staats- und Regierungschefs des Europäischen Rats ein Sanktionspaket »über restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren«. Gleich Artikel 2 verbietet den »unmittelbaren oder mittelbaren« Verkauf von Waffen. Aber im Kleingedruckten gibt es mal wieder ein Schlupfloch: Ausgenommen vom Verbot sind Verträge, die vor dem 1. August 2014 geschlossen wurden.319
Heute versucht das sehr erfolgreiche Unternehmen Rheinmetall, den größtmöglichen Abstand zu dieser Russland-Episode herzustellen. Man habe dieses Geschäft nur auf politisches Drängen abgeschlossen. Faktisch sei mit Ausnahme eines einfachen Hochregallagers auch gar nichts geliefert worden. Der für die Rüstungskooperation mit Russland so aufgeschlossene CDU-Verteidigungsminister Franz Josef Jung wird 2017 übrigens Aufsichtsrat bei Rheinmetall. Und Gabriel, der das Geschäft stoppte, nimmt 2025 einen Platz im Aufsichtsrat des Rüstungsriesen ein.
Nur: Damals beharrt Rheinmetall auf den gültigen Ausfuhrgenehmigungen und erweist sich als ausgesprochen hartleibig gegenüber dem Ausfuhrverbot der Bundesregierung. Die Technik für Mulino, so argumentieren die Rheinmetall-Anwälte, sei »nahezu vollständig produziert« und stünde zur Auslieferung bereit. Ein Übungszentrum könne nicht unmittelbar »Frieden, Sicherheit und Stabilität« in der Region gefährden, es sei keine Kriegswaffe. »Ausfuhrstopps in den übrigen Unionsmitgliedstaaten nach Russland wird derzeit nicht vergleichbar rigide gehandhabt.« Das zielt auf Frankreich, das Putins Marine zwei »Mistral«-Hubschrauberträger verkauft hatte, ein Milliardengeschäft. Der französische Staatspräsident Nicolas Sarkozy hatte den Deal 2011 möglich gemacht. Noch nach der Annexion der Krim tut sich sein Nachfolger François Hollande lange schwer, das Geschäft zu beenden.
Rheinmetall beklagt eine angeblich zu restriktive deutsche Linie: »Das ist nicht im Interesse der Bundesrepublik Deutschland. Dies kann sogar zu einer Existenzgefährdung der Antragstellerin führen.« Sprich: ein Bankrott von Rheinmetall. An Sätze dieser Art möchte der Konzern heute nicht gern erinnert werden. Auch nicht an die damals der Bundesregierung angedrohte Schadensersatzforderung: »Mindestens 120 Millionen Euro«.
Zwei Klagen des Konzerns vor den Verwaltungsgerichten scheitern, dann entscheiden sich Regierung und Rheinmetall, die Sache still zu beenden. Schließlich ist die Bundeswehr der wichtigste Kunde des Unternehmens. Im August 2016 wird das Entschädigungsverfahren beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle von Rheinmetall »ruhend gestellt«.320
Rheinmetall erklärt das damalige Vorgehen damit, dass man eine Verantwortung gegenüber den Aktionären des Unternehmens habe.
Die Paletten mit dem für Mulino produzierten Hightech-Equipment werden in Bremerhaven eingelagert, darunter befinden sich auch rund 300 Lasersender, die sich an Kalaschnikows montieren lassen. Nach dem 24. Februar 2022 prüft Rheinmetall, ob man sie der Ukraine kostenlos zur Verfügung stellen könnte. Es wäre ein Akt der Solidarität – und ein PR-Erfolg. Allerdings ergibt eine Prüfung, dass dies weder technisch noch militärisch Sinn macht. Zudem ist das Material in Teilen verrostet und verschimmelt.321
Und Mulino? Auch ohne Unterstützung durch Rheinmetall geht dort ein Gefechtsübungszentrum in Betrieb. In Mulino jedenfalls findet im September 2021 eines der letzten großen operativ-strategischen Manöver vor dem Großangriff auf die Ukraine statt: Sapad-21. Nach russischen Angaben nehmen 200.000 Soldaten aus Russland und Belarus teil, es sind die größten Manöver in Europa seit fast vierzig Jahren. Für US-Generalstabschef Mark Milley ist dies ein erstes Wetterleuchten jenes Krieges, der im Februar 2022 losbricht. Für Sapad-21 ist Präsident Putin eigens angereist, das Fernsehen zeigt ihn vor Monitoren, auf denen die Daten der »kämpfenden« Truppen eingehen.
Wie und mit welcher Technologie dies den russischen Militärs gelang, ist bis heute ungeklärt.
Fragt man heute die auf deutscher Seite beteiligten Militärs, bitten sie, nicht zu vergessen: Die Zeiten seien andere gewesen, die Hoffnung auf ein anderes Russland groß. Und sind doch froh, dass diese Kooperation 2014 ihr Ende fand. Bis heute quält diese deutschen Militärs die Frage, wie der russische Großangriff gegen die Ukraine 2022 geführt worden wäre, wenn es wirklich zu umfassender deutscher Hilfe für Technik und Taktik gekommen wäre. »Gott sei’s getrommelt und gepfiffen, dass es nicht so gekommen ist«, meint der ehemalige Verteidigungsattaché in Moskau, General a. D. Niebecker. »Was müsste man sich heute selbst vorwerfen, wenn die russische Armee dank unserer Hilfe einen Qualitätssprung gemacht hätte.«
Niebecker verlässt Moskau 2011. Kurz danach, am Rande einer Konferenz, fragt ihn Rheinmetall-Chef Papperger, ob er nicht für den Konzern arbeiten wolle: im Russland-Geschäft.322
Fragt man die politisch Verantwortlichen, deren Namen auf den Papieren zur militärischen Modernisierungspartnerschaft stehen, können oder wollen sie nur wenig erinnern. Oder gar nichts. Niemand erinnert eine vertiefte, gar selbstkritische Diskussion über Mulino, Manöver und die Entsendung von Verbindungsoffizieren auf Generalstabsebene. Besprochen wurden diese Kooperationen vor allem während einer »Jour-Fixe« getauften Runde, in der sich Merkels Sicherheitsberater Heusgen sowie die Staatssekretäre aus Außen- und Verteidigungsministerium austauschten. Aber auch nur als einen der Punkte auf einer stets langen Tagesordnung.
Demnach war das Verteidigungsministerium für die Kooperation: »Ich habe mich vermutlich breitschlagen lassen«, sagt de Maizière heute. Das Auswärtige Amt meistens auch. Im Kanzleramt herrschten jedenfalls zwischendurch Bedenken. Wie weit diese Kooperation angesichts eines immer repressiver agierenden russischen Machtsystems noch gehen solle? Ob die enge Verzahnung in diesem Bereich wirklich dem Frieden diene? Oder einem aggressiven Staat bei seiner Aufrüstung?
Aber besprechen ist etwas anderes als entscheiden. Theoretisch existiert ein Gremium für genau solche Diskussionen und Entscheidungen, es wurde bereits 1955 als Kabinettsausschuss gegründet und hieß »Bundesverteidigungsrat«. Dort waren die wichtigsten Ministerien vertreten, von 1964 bis 1966 arbeitete sogar ein eigenes Ministerium dem Gremium zu. 1969 wurde es in »Bundessicherheitsrat« umbenannt. Aber anstatt strategische Fragen zu diskutieren, standen fast ausschließlich Rüstungsexporte auf der Tagesordnung. Geradezu sinnbildlich für die deutsche Strategie: Es geht zu oft darum, was man verkaufen kann – und darf.
Es verblasste der ursprüngliche Gedanke, dass in einem Bundessicherheitsrat ähnlich wie in den USA ressortübergreifend und unter Beteiligung von Fachleuten kohärente sicherheitspolitische Strategien geformt werden.
Ankündigungen, dies zu ändern, gab es ständig: Schon Rot-Grün versprach 1998 im Koalitionsvertrag, dem Bundessicherheitsrat »seine ursprünglich vorgesehene Rolle zurückzugeben«. 2002 kritisierte die Stiftung Wissenschaft und Politik, das Gremium sei »nur ein Schatten seiner prinzipiellen Möglichkeiten«. Der Diplomat Wolfgang Ischinger sagt: »Viele der heutigen Probleme haben wir, weil es kein entsprechendes Gremium gab.« Gabriel, der als Wirtschafts- und als Außenminister Mitglied des Bundessicherheitsrates war, fasst seine Erfahrungen zusammen: »Ich habe nie eine große strategische Diskussion über unsere Russlandpolitik in der Regierung erlebt.«323
Schließlich entstand die Idee eines Nationalen Sicherheitsrats, angesiedelt im Bundeskanzleramt, vor allem Wolfgang Schäuble trieb dieses Vorhaben voran. Ohne Erfolg. Auch die Ampel-Regierung kündigte gravierende Verbesserungen in diesem Bereich an – und scheiterte. Im August 2025 nimmt ein Nationaler Sicherheitsrat unter Vorsitz von Bundeskanzler Friedrich Merz die Arbeit auf. Man darf gespannt sein.
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			Im August 2012, es ist parlamentarische Sommerpause, setzt sich der Bundestagsabgeordnete Andreas Schockenhoff an seinen Computer und bearbeitet ein Schriftstück der besonderen Art. Er möchte erreichen, dass die Fraktionen im Deutschen Bundestag einen »Entschließungsantrag« zu Russland verabschieden. Der Antrag soll die Sorge über die innere Entwicklung in Russland zum Ausdruck bringen und Putin auffordern, Zivilgesellschaft und Rechtsstaatlichkeit im eigenen Land zu stärken. Eine kritische außenpolitische Resolution dieser Tragweite wurde in der Geschichte des Deutschen Bundestages noch nicht verabschiedet.
Schockenhoff ist Abgeordneter der CDU, damit Teil der schwarz-gelben Regierungskoalition. Seit 2006 ist er »Koordinator für die deutsch-russische zwischengesellschaftliche Zusammenarbeit«, wie der Titel des Russland-Beauftragten der Bundesregierung offiziell heißt. Schockenhoff gilt als unabhängig, aber auch als bisweilen ziemlich starrköpfig.
Die anderen Stimmen
Schockenhoff ist eine der »anderen Stimmen«, die man in Deutschland zu Putin von Beginn an hören kann. Es sind Journalistinnen, Politiker, Historiker, Vertreterinnen der Zivilgesellschaft – und Bürger, die Putin schon 2006 bei einem weiteren Besuch in Dresden mit den Rufen »Mörder, Mörder« empfangen hatten. Putin hatte Merkel wütend aufgefordert, sie solle die Leute wegschaffen lassen. Merkel verwies auf die Demonstrationsfreiheit: »Wladimir, so ist das bei uns.« Der 2024 verstorbene DDR-Bürgerrechtler Werner Schulz, der schon anlässlich Putins Rede im Bundestag durch seine harte Kritik aufgefallen war, kommentierte 2009 die Verleihung eines Ordens an Putin in seiner ehemaligen sächsischen Heimat: »Da wird in purem Gold der Diamantschliff für den von Gerhard Schröder so gelobten lupenreinen Demokraten überreicht.«324
Es gab sie immer, die Russland-Versteher im besseren Sinne.
Und auch die, die Putin verstehen. Einer von ihnen ist gerade zum Bundespräsidenten gewählt worden: Joachim Gauck, Pfarrer, DDR-Bürgerrechtler, der der Behörde zur Aufarbeitung des Stasi-Unrechts ihren inoffiziellen Namen gab. Gaucks Vater saß jahrelang in einem sibirischen Straflager.325 Als Gauck vor der Wahl in der Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen danach gefragt wird, wie er mit Putin umgehen würde, sagt er: »Das ist die schlimmste Frage, die Sie mir stellen können.« Einen Staatsbesuch in Russland will und wird Gauck vermeiden, einen Besuch Putins zum Kaffeetrinken im Schloss Bellevue kurz nach seinem Amtsantritt kann er nicht abwenden. Sein eigener Apparat und das Protokoll zwingen ihn förmlich dazu. Die Argumente sind bekannt: Russland, ein wichtiger Partner, unverzichtbar für die Lösung geopolitischer Probleme, die guten Wirtschaftsbeziehungen. Inzwischen führen sie in der Bundesregierung eine Liste, sie wird immer länger: Mit welchen Argumenten man auf Putins ständige »Whataboutisms« reagieren soll, Vergleiche, Ablenkungen und Relativierungen, mit denen er Kritik abperlen lässt: Verhaftungen in Moskau? Auch nicht anders als festgenommene Demonstranten in Deutschland. Die Justiz? Auch in Deutschland komme es schon einmal zu Fehlurteilen. Pressefreiheit? In jedem Land gebe es doch Einschränkungen der Pressefreiheit.
In Moskau hat Putin Fakten geschaffen, schaffen lassen, die Parlamentswahlen Ende 2011 waren manipuliert, dann kündigt er an, im Frühjahr 2012 erneut für das Amt des Präsidenten zu »kandidieren«. In Moskau, St. Petersburg und vielen anderen Städten des Landes gehen Zehntausende Menschen auf die Straße, der Kälte und den Drohungen trotzend; ihre Angst überwindend. Sie haben sich kleine weiße Schleifen an ihre Mäntel und Jacken gesteckt, Symbol der »Schneerevolution« oder der »weißen Westen«. Zu den Demonstranten gehört auch Alexej Nawalny, bereits bekannt als Kritiker Putins und dessen Partei der »Gauner und Diebe«. Die Demonstranten fordern Neuwahlen und kritisieren die Korruption, das Machtsystem. Diese elende Rochade, mit der Putin Medwedjew abserviert und sich erneut die Präsidentschaft sichern würde. Vor Putins dritter Amtseinführung im Mai 2012 demonstrieren hunderttausend Menschen auf dem »Bolotnaja«-Platz nur wenige Hundert Meter vom Kreml entfernt. Dann prügelt sie bewaffnete Sonderpolizei auseinander, Hunderte werden verhaftet.326
Bolotnaja: Diese Demonstrationen zeigen das Erwachen einer russischen Zivilgesellschaft, einer jungen, aufstrebenden Mittelklasse, die mehr Partizipation fordert und Rechtsstaatlichkeit. Putin zögert nicht. Mit Beginn seiner nunmehr dritten Amtszeit werden das Demonstrations- und vor allem das sogenannte »NGO-Gesetz« drastisch verschärft, bald ist die Rede von »ausländischen Agenten« und »Verrätern«, all dies klingt nach Denunziation und Willkür wie in der Stalin-Zeit – und das soll es auch. Drei Punk-Aktivistinnen von »Pussy Riot« sind nach ihrem lärmenden Kurzauftritt in der Moskauer Kathedrale und ihrem harten »Punk-Gebet« – »Der KGB-Chef ist euer oberster Heiliger« – wegen »Rowdytums aus religiösem Hass« zu jeweils zwei Jahren Arbeitslager verurteilt worden.327
Für Schockenhoff und auch den außenpolitischen Berater der Fraktion, Hans-Joachim Falenski, ist das alles ein klares Zeichen: Die deutsche Strategie der »Modernisierungspartnerschaft« ist gescheitert. Von Medwedjew, dem Interimspräsidenten, habe man sich blenden lassen, vielleicht sogar blenden lassen wollen. Spätestens jetzt brauche es Konzepte für den Umgang mit einem Russland, das sich politischer Modernisierung und Demokratisierung verweigert. Bundestag und Bundesregierung – auch die Kanzlerin – sollen klare Kante zeigen. Wieder einmal stehen die deutsch-russischen Regierungskonsultationen an, dieses Mal in Moskau. Rechtzeitig vorher soll das Parlament die kritische Resolution verabschieden.
Die Geschichte des Antrages mit der Drucksachennummer 17/11327 zeigt, wie Kritik an Putins System in der Bundesregierung glattgebügelt, konkrete politische Vorschläge ins Ungefähre geschoben, Aktion durch Ankündigung ersetzt wird. Am 9. November 2012 wird der Antrag von den Fraktionen der CDU/CSU, der FDP und Bündnis 90/Die Grünen328 ohne Gegenstimme angenommen, die SPD-Fraktion und Die Linke enthalten sich. Aber viele der klaren Formulierungen, die Schockenhoff aufgeschrieben hatte, finden sich so nicht mehr in dem Papier. Ein Blick in den internen Schriftverkehr zu Drucksache 17/11327 zeigt, wie das Auswärtige Amt kürzte, strich und weichspülte, wie sich Merkels Kanzleramt im Ungefähren positionierte. Und schemenhaft jedenfalls scheinen jene Netzwerke auf, die in der deutschen Russlandpolitik auch in der CDU/CSU eine so verhängnisvolle Rolle spielen – eine »Moskau-Connection« gibt es nicht nur in der SPD.329
Es ist guter Brauch, dass politisch delikate Anträge der Fraktionen bei den jeweils inhaltlich zuständigen Ministerien eine Art politischen Faktencheck durchlaufen. Schockenhoffs Entwurf geht also ins FDP-geführte Außenministerium – und kommt kurz darauf de facto umgeschrieben zurück; ganze kritische Passagen sind schlicht: gelöscht. Etwa diese Sätze: »Statt einer Modernisierungspartnerschaft zwischen Staat und aktiven Bürgern wächst Polarisierung zwischen den politischen Lagern. Politisch aktive Bürger werden von der Staatsmacht nicht als Partner, sondern als Gegner verstanden.« Gestrichen auch: »Der Deutsche Bundestag befürchtet, dass derartige Entwicklungen auch die Möglichkeiten der gegenseitigen Beziehungen einschränken.« Gelöscht auch die Forderung, die Bundesregierung solle das »Konzept der Modernisierungspartnerschaft mit Russland umfassend überprüfen«.330 Schockenhoff und seinen Beratern scheint es, als ob Worte wie »Rechtsstaatlichkeit«, »Demokratie« und »Menschenrechte« in dem Antrag nach Auffassung von Auswärtigem Amt und Kanzleramt nur möglichst selten vorkommen sollen.
Eingefügt stattdessen Formulierungen wie: »… als wichtigster Energielieferant Europas ist Russland von herausragender Bedeutung für die Sicherheit und Stabilität in der Welt.« Und herausgehoben auch die Modernisierungspartnerschaft als »positives Fundament«. Man wolle, lässt das Auswärtige Amt Schockenhoff wissen, »einen positiv formulierten, zukunftsgerichteten Auftrag zur intensivierten Zusammenarbeit« vermitteln.
Schockenhoff kann sich nicht daran erinnern, dass ein Ministerium jemals in diesem Ausmaß in einen Antrag des Parlaments eingegriffen hat: »Unser Antrag wurde in großen Teilen umgeschrieben.«331 Er betrachtet es als Affront. Im von Guido Westerwelle geführten Auswärtigen Amt sind der Politische Direktor Hans-Dieter Lucas und Staatssekretärin Emily Haber mit der Sache befasst. Wochenlang geht es hin und her: Telefonate, Fassungen und Gegenfassungen. Der ursprüngliche Titel des Antrags »Zivilgesellschaft und Rechtsstaatlichkeit in Russland stärken« wird durch eine symbolisch ausgestreckte Hand in Richtung Moskau erweitert: »Durch Zusammenarbeit Zivilgesellschaft und Rechtsstaatlichkeit in Russland stärken«. Hart zur Sache geht es beim Thema Wirtschaft. In dem Schockenhoff-Antrag heißt es: »Der Deutsche Bundestag erwartet, dass die deutsche Wirtschaft, insbesondere der Ost-Ausschuss der Deutschen Wirtschaft, Defizite in der inneren Entwicklung Russlands offen anspricht. … Zudem sollten sich die in Russland tätigen deutschen Unternehmen stärker als natürliche Partner der russischen Zivilgesellschaft verstehen. …« Das Auswärtige Amt redigiert: »Der Deutsche Bundestag will gemeinsam mit der deutschen Wirtschaft darauf hinweisen, dass durch Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und Transparenz sehr viel bessere Investitionsbedingungen erreicht werden. Deutsche Unternehmen fördern die russische Zivilgesellschaft vor allem durch die Schaffung qualifizierter und gut bezahlter Arbeits- und Ausbildungsplätze.«332
Das Kanzleramt ist eingebunden, Schockenhoff übermittelt den Antrag an Heusgen. Er wartet auf ein politisches Signal der Kanzlerin. Es kommt zu Gesprächen mit dem zuständigen Referatsleiter im Kanzleramt. Das Ergebnis wird so festgehalten: Man habe nichts gegen den Antrag, mache sich aber auch nicht stark dafür. Die Kanzlerin habe dazu schon alles Wichtige gesagt. Das Merkel’sche Sowohl-als-auch wird von Schockenhoff und seinen Beratern immerhin als grünes Licht verstanden.
Neue Generationen
Schwierig ist es auch in der eigenen Fraktion. Da ist Philipp Mißfelder, außenpolitischer Sprecher der Fraktion, der sich ganz besonders für die Zusammenarbeit mit Russland engagiert. Einst gehörte er zu den schärfsten Kritikern an Schröders Gazprom-Engagement: Das sei »nur der erste Vorbote dafür, dass die russische Diktatur versuchen wird, immer mehr Einfluss auf Deutschland auszuüben«. Doch später feiert er mit Schröder und Putin in St. Petersburg dessen 70. Geburtstag nach – da hat Putin gerade die Krim annektiert. Die Party bezahlt Gazprom. Mißfelder gehört – wie Lars Klingbeil, SPD – zum Kuratorium des Vereins »Deutschland-Russland – die Neue Generation«, auf deren Young-Leaders-Konferenzen »persönliche Bindungen« von jungen russischen und deutschen Führungskräften und Entscheidungsträgern entstehen sollen. Im Kuratorium sitzt auch Alexander Rahr, lange in Diensten des Gazprom-Imperiums stehend, der mit seiner Biografie Der »Deutsche« im Kreml das deutsche Putin-Bild ebenso nachhaltig wie irreführend prägte. Der Sohn des russischen Botschafters Kotenjow – dem kurzzeitigen Geschäftsführer von Gazprom Germania – gehört zu den Gründungsmitgliedern.333
Die »Neue Generation« versteht sich als Avantgarde, eine junge Elite, die ins Geschäft drängt; auch ins politische. Die jährlichen Konferenzen mehr als üppig ausgerichtet;334 zu den Sponsoren gehören auch McKinsey, Porsche, die Deutsche Bank, E.ON und: Gazprom.335 Der damalige Hamburger Erste Bürgermeister Olaf Scholz und sein Vorgänger Henning Voscherau werden nur wenige Monate nach der Annexion der Krim für eine Keynote gewonnen.336 Zu Unterstützern gehören auch die Friedrich-Naumann-Stiftung der FDP sowie die Konrad-Adenauer-Stiftung der CDU. Schließlich geht es um Themen wie: »Was wirklich zählt«.
Neben Mißfelder melden auch einige weitere Schwergewichte in der CDU Bedenken gegen Schockenhoffs Antrag an, darunter der Berichterstatter zu Russland in der Fraktion, Karl-Georg Wellmann. Man werde den Antrag zwar nicht blockieren, trage ihn aber aus »generellen politischen Überlegungen nicht mit«, geben die Skeptiker in einer Mail zu Protokoll. Wellmann sagt, er möchte keine »unnötigen Konflikte« mit Moskau »kultivieren«.337
Zu den Skeptikern soll auch Peter Gauweiler, CSU, gehört haben. Später kritisiert der Rechtsanwalt und Vorsitzende des Unterausschusses Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik die »feige Sanktionspolitik« Deutschlands. Im Herbst 2014 untersagt ihm Bundestagspräsident Norbert Lammert eine Reise auf die annektierte Krim.338
Nach kurzer Debatte im Bundestag wird Antrag 17/11327 am 9. November 2012 verabschiedet. Der Bundestag, der 2001 Putins Schmeicheln erlag und ihm stehend applaudierte, übt offiziell und öffentlich Kritik und erhebt 17 Forderungen. Zwar lässt die Kanzlerin wissen, sie mache sich die Interpretation des Antrages nicht »als solche zu eigen«,339 aber der Entschließungsantrag ist nicht nur eine Mahnung an Russland, sondern auch ein Eingeständnis: Putin ist für eine Modernisierungspartnerschaft nicht zu haben, nicht einmal in einer Light-Variante.
Erwartbar sind die Reaktionen aus Moskau, dort trifft Merkel in Begleitung von neun Ministern und einer hochkarätigen Wirtschaftsdelegation wenige Tage später zu den 14. Regierungskonsultationen ein. Schockenhoff habe sich »verleumderisch« und »schwarzmalerisch« geäußert; für die russische Regierung sei der Russlandbeauftragte der Bundesregierung jetzt kein offizieller Gesprächspartner mehr. »Der Hund kläfft, die Karawane zieht weiter«, lässt das russische Außenministerium verbreiten. Putin spricht von »antirussischer Rhetorik«.340 Selbst von deutscher Seite wird Schockenhoff vorgeworfen, mit einem »Konfrontationskurs« den bilateralen Beziehungen »erheblich« zu schaden. Das Deutsch-Russische Forum unter Leitung des ehemaligen deutschen Botschafters in Moskau, Ernst-Jörg von Studnitz, tut sich mit Kritik an den Kritikern deutlich hervor.341 Es ist jener Studnitz, der in seinem Bericht zu Schröders Weihnachtsbesuch 2001 bei Putin einen kühlen Blick auf Putin wagte. Wie sich die Zeiten ändern.
Zu den schärfsten Gegnern Schockenhoffs gehört der russische Parlamentsabgeordnete Robert Schlegel, er sitzt für die Putin-Partei »Einiges Russland« in der Duma. Er wirft Schockenhoff »Russophobie« vor. Er gehöre zum »Typus europäischer Politiker, zu dessen Broterwerb Kritik an Russland gehört«. Schlegel ist ein alter Bekannter von Mißfelder, er betreute ihn während dessen Moskau-Reisen. Später taucht Schlegel bei Markus Frohnmaier auf, der 2025 stellvertretender AfD-Fraktionsvorsitzender im Bundestag ist – und ihr außenpolitischer Sprecher.342
Schlegel ist nur einer von vielen Gründen, warum eine gründliche Aufarbeitung der politischen Netzwerke zwischen Deutschland und Russland unabdingbar ist. Unbeantwortet die Fragen, wo politische Überzeugungen endeten, eigene wirtschaftliche Interessen eine Rolle spielten, möglicherweise sogar der russische Geheimdienst versuchte, Einfluss zu nehmen.
Wie ein Vorbote kommender Schlachten wirkt diese deutsch-russische Begegnung im späten November 2012, der stellvertretende russische Außenminister Andrej Denissow ist zu Gast bei der Berliner Sicherheitskonferenz. Russland ist zum ersten Mal Partnerland der Veranstaltung, zu der auch Vertreter internationaler Rüstungskonzerne kommen. Am Abend ein Treffen mit Staatssekretärin Emily Haber, die qua Amt kurz zuvor Schockenhoffs Russland-Antrag glattbügeln musste. Man sitzt in der Villa Borsig am Tegeler See. Denissow gehört zu den besseren China-Kennern seines Landes, sein Hochchinesisch fließend, auch schriftlich, bald wird er als Botschafter in die Volksrepublik entsandt. Ein Abendessen in diplomatisch korrekter Atmosphäre, zum Abschied überreicht Denissow ein weißes Blatt Papier, in weichem, rotem Stift darauf feine chinesische Schriftzeichen gezeichnet, er übergibt ihr das Memento in leutseliger Geste. Sehr ästhetisch, denkt sich Haber. Bis sie die von ihm notierte Übersetzung auf der Rückseite liest: »Die politische Macht kommt aus den Gewehrläufen«, steht da, Maos berühmtes Zitat aus dem Jahr 1938. Sie bewahrt dieses Blatt noch immer auf, das Rot, ein Zitat, ein Menetekel.
Die Sache mit der Glaubwürdigkeit
Der SPD-Vorsitzende Klingbeil legt Wert darauf, seine Partei habe mit einer Aufarbeitung begonnen. Nicht zuletzt auch, weil er in einer Grundsatzrede nicht mehr Sicherheit mit, sondern Sicherheit vor Russland zum außenpolitischen Ziel erklärte.343 Aber an der notwendigen Transparenz fehlt es: Im Mai 2018 muss sich Außenminister Heiko Maas im Parteivorstand Kritik wegen seiner harten Stellungnahme gegen die »russische Aggression« in der Ukraine und das »zunehmend feindselige« Verhalten Russlands anhören, aber das Protokoll will die Partei nicht einsehen lassen.344
Historikerinnen und Historiker des SPD-Geschichtsforums345 vermissen weiterhin eine »ehrliche Aufarbeitung der Fehler in der Russlandpolitik der vergangenen Jahrzehnte«. Dies schreiben fünf Professorinnen und Professoren im März 2024 in einem Brief an den Parteivorstand, der auch die »hochgefährliche Realitätsverweigerung« der SPD angesichts der zerstörerischen Kriegspolitik Putins kritisiert. Als besonders fatal empfinde man die Äußerungen des Fraktionsvorsitzenden Rolf Mützenich, der von einem möglichen »Einfrieren« des Ukrainekrieges sprach. Im Umgang mit einem neo-imperialen Russland gehe es um eine »zentrale sicherheitspolitische Frage« der kommenden Jahrzehnte. Zu den Unterzeichnern des Briefes gehört auch Heinrich August Winkler, Großhistoriker der Republik, der schon 2016 seiner Partei die ostpolitischen Leviten las und mahnte: »Putin will Revision der Grenzen in Europa.«346
Die CDU steht der SPD in nichts nach. Sie beharrt auf der Vertraulichkeit der Protokolle der Bundestagsfraktion und des Parteivorstandes aus den vergangenen 15 Jahren, in der es immer wieder zu auch kontroversen Diskussionen über die Russlandpolitik kam.347
Dabei gäbe es auch für CDU und CSU eine Menge zu ergründen. »Es gab eine christdemokratische Russlandpolitik«, so Winkler, »die nicht ganz zufällig weitgehend übereinstimmte mit dem, was der Ost-Ausschuss der Deutschen Wirtschaft wollte.«348
Da ist etwa das bereits 2006 gegründete »Deutsch-Russische Rohstoff-Forum«, wenig bekannt, aber einflussreich. Ein indirekter349 Sponsor war der Leipziger Gasversorger VNG, dieser drittgrößte Gasimporteur Deutschlands gehörte lange zum Gazprom-Imperium. Um »Verständigung mit Russland« warben im Präsidium Horst Teltschik und vor allem Edmund Stoiber, der mit Putin perfekt bayerisch inszenierte fröhliche gemeinsame Stunden im Brauereigasthof Aying verbrachte und per Du ist.350 Klar war stets die Forderung des Forums an die Bundesregierung: »Je besser der deutsch-russische Motor läuft, desto positiver ist dies für die europäische Wirtschaft.«351 Alljährliche Treffen, oft ist Stoiber dabei, mal im westsibirischen Chanty-Mansijsk, mal am Tegernsee; nach der Annexion der Krim tagt man in Dresden352, später – unter dem Motto »Vertrauen und Zuverlässigkeit« – auch in St. Petersburg353, Düsseldorf und Potsdam354. Empfänge, Dinner, Unternehmenskooperationen – und als Schirmherr begrüßt auf russischer Seite der einschlägig bekannte Wladimir Litwinenko, Putins Doktorvater. Zur 10. Konferenz Ende 2017 ist Außenminister Sigmar Gabriel geladen.355 Noch auf der 13. Konferenz im Jahr 2021 hält der sächsische Ministerpräsident Michael Kretschmer als Schirmherr die Eröffnungsrede.356 Er spricht sich gegen Sanktionen aus.
Ob Horst Seehofer, Edmund Stoiber oder Michael Kretschmer; Gerhard Schröder sowieso – bei ihnen allen zieht sich dieses parteiübergreifende Narrativ über Jahre:357 Sanktionen gegen Russland seien ein »unnormaler Zustand«358, sie schadeten der deutschen Wirtschaft. Enge Wirtschaftsbeziehungen hingegen, vor allem im Energiesektor, gelten als »Friedensgarant«.359
Hans-Joachim Falenski jedenfalls, der Mann, der 2012 gemeinsam mit Schockenhoff den russlandkritischen Antrag im Bundestag zur Abstimmung brachte, wartet noch immer auf Aufarbeitung in seiner eigenen Partei: Die Union hat ein »Glaubwürdigkeitsproblem. Spätestens 2012 hätten wir unsere Russlandpolitik neu ausrichten müssen.« Er kommt zu diesem Schluss: »Frau Merkel trägt als Bundeskanzlerin, als CDU-Vorsitzende und als führendes Mitglied der CDU/CSU-Bundestagsfraktion die Hauptverantwortung für die gravierenden Fehler in der deutschen Russlandpolitik.«360
Für einen kurzen Moment nach dem Februar 2022 schien es möglich, dass es zu einer parteiübergreifenden Aufarbeitung kommen könnte, etwa in einer Enquete-Kommission. Der ehemalige Diplomat Rolf Nikel, der unter Schröder und Merkel im Kanzleramt für Russlandpolitik zuständig war und ein »systemisches Versagen« diagnostiziert, ist mittlerweile ernüchtert: »Die wird es nicht geben. Ich mache mir darüber keine Illusionen mehr.«
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			»Noch sind der Ukraine Ruhm und Freiheit nicht gestorben«, heißt es in der ukrainischen Nationalhymne. Der Text geht leicht abgewandelt zurück auf ein Gedicht des Ethnografen Pawlo Tschubynskyj aus dem Jahr 1862 – damals, als Teile der heutigen Ukraine zum Russischen Reich gehörten. Das Gedicht brachte Tschubynskyj Verbannung wegen »schädlicher Einflussnahme auf das Gemüt des einfachen Volkes« ein; später wurde der Text zur Nationalhymne der Ukrainer. Überall in Deutschland übten Orchester das Stück in g-Moll für die ungezählten Benefiz- und Solidaritätskonzerte ein, die nach dem 24. Februar 2022 stattfanden. Überall wehte die Fahne in Blau und Gelb, die oft als Symbol für den Himmel über den weiten goldenen Weizenfeldern in der Ukraine interpretiert wird.361
Es gehört zu den deutschen Besonderheiten, dass es größter Erschütterungen und sogar eines Krieges bedurfte, um das »Grenzland«, so die deutsche Übersetzung von »Ukraina«, ins Bewusstsein der Öffentlichkeit zu rücken. Ein Land, dysfunktional wie so viele andere, sicher korrupt, so komplex und widersprüchlich, angeblich zerrissen zwischen West und Ost, zwischen Lwiw und Donezk. Eine Nation, um Identität ringend, schwer auch an der Last der sowjetischen Geschichte tragend, den Millionen und Millionen Toten des »Holodomor«, der vom Massenmörder Stalin mindestens bewusst in Kauf genommenen Hungersnöte der Dreißigerjahre; beinahe verhungerte damals auch ein kleiner Junge im benachbarten Süden Russlands: Michail Gorbatschow.
»Kaum ein europäisches Land hatte im 20. Jahrhundert solch eine leidvolle und tragische Geschichte wie die Ukraine«, soll 2016 ein Entschließungsantrag des Deutschen Bundestages über die »Historische Verantwortung Deutschlands für die Ukraine« feststellen, 71 lange Jahre nach Kriegsende: »Das Trauma, Schauplatz größter Menschheitsverbrechen von Hitler und Stalin gewesen zu sein, definiert das kollektive historische Bewusstsein.«362 »Bloodlands«: Schlachtfeld und Besatzung und Ausbeutung und Tod, gebracht von den Deutschen. Mit mehr als einer Million ermordeter Juden war die Ukraine Zentrum des Holocaust;363 viele Ukrainerinnen und Ukrainer wurden zur Zwangsarbeit nach Deutschland verschleppt. Weizen, Lebensmittel, Rohstoffe nach Deutschland gebracht, während die Menschen systematisch ausgehungert wurden.
Viel zu lange lag die Ukraine im Schatten der deutschen Erinnerung, marginalisiert, irgendwie am Rande. »Die Wahrheit ist, dass in der EG und im Westen insgesamt kaum jemand Interesse an der Ukraine hat«, sagte Kanzler Kohl in Vorbereitung seines Besuches in Kyjiw schon im Frühsommer 1993: »Auch die Deutschen gehen an die neuen Herausforderungen sehr provinziell heran.«364
Die deutsche Priorität lautete stets: »Sicherheit mit Russland herzustellen«.365 Ukrainepolitik war im Grunde Funktion deutscher Russlandpolitik.
Übersehen dabei wurde: Einfluss und Kontrolle über die Ukraine zu sichern, gehörte schon immer zu russischen imperialen Obsessionen. Die gemeinsame Geschichte, all die Mythen und Metaphern. Die Kyjiwer Rus’, die endlose Steppe, Kornkammer des Zarenreiches, die schwerindustrielle Schlagader der Sowjetunion. Wie die Halbinsel Krim im warmen Süden nahezu mythisch überhöht auch der Donbass im Südosten des Landes, in dem mehrheitlich ethnische Russen siedelten: das Donezker Becken mit seinen Erz- und Kohleschächten und den gigantischen Stahlwerken. Der Donbass war Fanal sowjetischer Größe, Modernität und Macht.
Nur gut zwei Flugstunden südöstlich von Berlin existiert seit Ende 1991 wieder ein unabhängiger Staat Ukraine. Die Unabhängigkeitserklärung besiegelt das klägliche – und vielleicht gerade deswegen vergleichsweise friedliche – Ende der Sowjetunion, die Implosion einer nuklearen Supermacht. Nach einer langen, alkoholreichen Verhandlungsnacht festgehalten in einem rechtlich fragwürdigen Dokument, einer Vereinbarung über die Gründung der »Gemeinschaft Unabhängiger Staaten« GUS am 8. Dezember 1991 in einem Urwaldgebiet an der Grenze zu Polen. Im staatlichen belarussischen Gästehaus Wiskuli in der Belowescher Heide hatten sich die Präsidenten Russlands, der Ukraine und Belarus getroffen, dort, wo schon Zaren und Generalsekretäre der Kommunistischen Partei nach Wisenten jagten.366 Jetzt wurde hier unter drei Männern das Ende eines Imperiums beschlossen, mal eben so. Was für Russland eine Art Ehevertrag sein sollte, betrachtete man in der Ukraine allerdings als Scheidungsurkunde.
Nur eine Woche zuvor hatten die Menschen in der Ukraine in einem Referendum samt Präsidentenwahl mit weit mehr als 80 Prozent für die Unabhängigkeit ihres Landes und damit für das Ende der Sowjetunion gestimmt, auch im Osten der Ukraine.367 Niemand hatte vergessen, wie Moskau, »das Zentrum«, auf die Apokalypse von Tschernobyl im April 1986 reagiert hatte, als Reaktor Vier des Atomkraftwerks explodierte. Wie Behörden, Ministerien, Geheimdienste und auch Gorbatschow selbst zunächst vertuscht und verzögert hatten – die Ukraine aber dann faktisch mit den Folgen alleinließen, den Sterbenden, den viel zu spät Evakuierten, den verstrahlten Gebieten, den Krankheiten, der Angst und dem Stigma.368
Doch Russland ohne die Ukraine ist auch für Jelzin, der seit Juni 1991 russischer Präsident ist, ein macht- und wirtschaftspolitischer Albtraum. Er will unbedingt an einer Union festhalten – allerdings einer ohne Gorbatschow. Während seines ersten Besuches in Bonn Ende 1991 hatte er gar Kohl um Hilfe gebeten: Deutschland dürfe eine Unabhängigkeit der Ukraine »keinesfalls anerkennen«. Sonst würden sich die »russisch bevölkerten Gebiete im südlichen und östlichen Teil des Landes von der Ukraine trennen – sechs Millionen Menschen!« Der russische Außenminister Andrej Kosyrew ahnte schon damals: Man falle hier ins 19. Jahrhundert zurück.369
Über dem Rausch des Jahres 1989, diesem »strahlendsten Moment in Europas dunkelstem Jahrhundert«370, ging die Bedeutung der Nacht von Belowesch als Wendepunkt der Weltgeschichte verloren: Die weitgehend unblutige Selbstauflösung371 der hypermilitarisierten nuklearen Supermacht Sowjetunion grenzt an ein Wunder. Damit verbunden für einen Moment auch die Hoffnung, dass sich Russland als ganz normales Land entwickeln könnte. Dieses Ende, so unspektakulär es war, ist ein Glücksfall der Geschichte. So wie Michail Gorbatschow ein Glücksfall der Geschichte war – mit ihm verbunden die Hoffnung auf ein Europa der Vernünftigen.
Zugleich markiert die Nacht von Belowesch die Linien eines konfliktbeladenen Kräftefeldes: Als selbst erklärte Führungsmacht einer vermeintlich »slawischen Union«372 wird die russische Führung weiterhin versuchen, Dominanz über Belarus und vor allem die Ukraine zu erhalten. Es ist ein mit äußerster Härte geführtes Ringen um eine existenzielle Frage europäischer Sicherheit: Kann sich die Ukraine aus der Abhängigkeit von Russland befreien? Und wenn ja, wie?373
»Ein Staat ohne Atomwaffen 
wird in der Welt nicht ernst genommen«
Abgrenzung und vor allem Sicherheit vor Russland gehört in der politischen Diskussion der wiedergeborenen Ukraine vom ersten Moment dazu. Das nun unabhängige Land verfügt über einige furchterregende Erbstücke aus dem Nachlass der Sowjetunion: 176 nukleare Langstreckenraketen mit insgesamt 1240 nuklearen Sprengköpfen, Langstreckenbomber, knapp 600 nukleare Marschflugkörper und 2883 taktische Atomwaffen wie etwa Artilleriegeschosse und Minen. Und dazu die Infrastruktur einer veritablen Nuklearmacht – Ingenieure, Physiker, Designbüros, Produktionskapazitäten, Atomkraftwerke, drei Forschungsreaktoren und die bedeutendste und größte Raketenfabrik der untergegangenen Sowjetunion, Juschmasch.374
Weitere, allerdings viel kleinere Bestände befinden sich in Belarus und Kasachstan.
Am Tag ihrer Unabhängigkeit ist die Ukraine die drittgrößte Nuklearmacht der Erde.
Und das soll sie auf keinen Fall bleiben.375
In dieser Frage herrscht sofort Einvernehmen zwischen den USA und Russland.376 Nur Jelzin, obwohl als Populist mit schwachem Herz und Hang zu sehr viel Alkohol betrachtet, soll das Kommando über die Nuklearwaffen behalten.377 Groß auch in der Bundesregierung die Sorge vor einem »Jugoslawien mit Atomwaffen«, die Sorge, dass Diktatoren und Terroristen aus aller Welt sich aus der atomaren Konkursmasse der Sowjetunion bedienen könnten.
Präsident Bush hat früh rote Linien gezogen: Die USA würden eine Unabhängigkeit der Ukraine nur anerkennen, wenn das Land seine Nuklearwaffen aufgebe.378 Auch mögliche Wirtschafts- und Finanzhilfe werde davon abhängig gemacht. Auch aus diesem Grund hatte die Ukraine bereits im Oktober 1991 erklärt, ein nuklearwaffenfreier Staat werden zu wollen.379
Aber man erhofft westliche Sicherheitsgarantien – gegen Russland. Denn aus Moskau schallen schrille Töne, aggressive Aufrufe zur »Befreiung« der russischen »Brüder« auf der Krim etwa, die Jelzins Vizepräsident Ruzkoj ungeniert und immer wieder als »russisches Territorium« bezeichnet.380 Solche Äußerungen seien früher Anlass zu Kriegen gewesen, erklärt ein ukrainischer Parlamentarier während eines Besuches in Bonn: »In der Ukraine geht echte Angst um, dass Russland die Ukraine erneut unterjochen will.«381 Und die US-Botschaft in Kyjiw notiert: »Die Ukrainer fühlen sich vom Westen vollkommen im Stich gelassen.«382
Der bereits vereinbarte Abtransport Tausender taktischer Atomwaffen wird zeitweise gestoppt, dann unterstellt die ukrainische Regierung die Langstreckenraketen der eigenen »administrativen Kontrolle«. Da ist der stellvertretende ukrainische Außenminister, der – an die Force de Frappe denkend – nonchalant sagt: »Wir möchten das Frankreich des Ostens sein.« Da ist Präsident Krawtschuk, der die Gründung der ukrainischen Marine mit Schiffen der alten sowjetischen Schwarzmeerflotte verkündet. Boris Jelzin antwortet umgehend per Erlass: Die Schwarzmeerflotte wird Russland unterstellt. Und droht: Entweder transportiere die Ukraine ihre Atomwaffen nach Russland – oder es gebe »weder Gas noch Öl«.383
Am 6. Mai 1992 verlässt die letzte taktische Atomwaffe ukrainisches Staatsgebiet.
Doch die Regierung nutzt Nuklearwaffen als politisch wie finanziell einträglichen »bargaining chip« in Verhandlungen.384 Das trägt zu dem auch von Moskau propagandistisch ausgenutzten Eindruck bei, die Ukraine sei ein unzuverlässiges, chaotisches, korruptes Land.
Der ehemalige Kommandeur der Raketentruppen und ukrainische Parlamentsabgeordnete Generalmajor Wolodymyr Tolubko fordert unter tosendem Applaus im Parlament, die Ukraine solle wenigstens die 46 Langstreckenraketen vom Typ SS-24 als Abschreckung vor Russland behalten: »Ein Staat ohne Atomwaffen wird in der Welt nicht ernst genommen.«385
In einem Grundsatzpapier des Planungsstabes im Auswärtigen Amt heißt es 1993, die Sicherheitsprobleme, denen sich die Ukraine gegenübersehe, gehörten »potentiell zu den destabilisierendsten in Europa. Eine Annäherung des Westens an Kiew kann nicht nur Nebenprodukt der Politik des Westens gegenüber Moskau sein.«386 Es geht »echte Angst« um, berichtet Außenminister Klaus Kinkel dem Bundeskabinett von seinen Gesprächen mit ukrainischen Politikern schon Anfang der Neunzigerjahre. Für Kiew gebe es nur einen Ausweg: »Die volle Nato-Mitgliedschaft!«387
Die auch nur zu erwägen oder öffentlich zu erwähnen, ist zu diesem Zeitpunkt undenkbar. Ähnliches gilt für »harte« Sicherheitsgarantien. Niemand will wegen der Ukraine einen militärischen Konflikt mit Russland riskieren. Man ist früh einig,388 es werde nur um unverbindliche »Zusicherungen« sowie um »Konsultationen« gehen, wie sie schon im Nichtverbreitungsvertrag NVV fixiert sind. Oder, wie es ein US-Diplomat Ende 1992 gegenüber einem deutschen Gesprächspartner formuliert: »Wir füllen alten Wein in neue Schläuche.«389
Am Ende bleibt der Regierung in Kyjiw keine Wahl: Sie ist angewiesen auf internationale Anerkennung ihrer Unabhängigkeit, auf politische Glaubwürdigkeit und auf Finanzhilfen, die Milliardenkredite internationaler Organisationen. Deutschland leistet einen vergleichsweise bescheidenen Beitrag: Finanzielle Unterstützung etwa für Wohnungen für die Offiziere der Raketenstreitkräfte und Lastwagen aus alten NVA-Beständen.
Im »Budapester Memorandum«390 vom 5. Dezember 1994 verpflichten sich drei Nuklearmächte, zwei davon Nato-Mitglieder, zur Achtung der Souveränität und der territorialen Integrität der Ukraine. In ihrer Funktion als Depositarstaaten des Vertrags über die Nichtverbreitung von Atomwaffen NVV unterzeichnen Vertreter der Nuklearmächte Russland, Großbritannien und USA im Budapester Novotel das Schriftstück; Jelzin und Clinton unterschreiben persönlich. Später schließen sich auch Frankreich391 und China an, die beiden anderen der ursprünglichen »Nuklearen Fünf«. Das Memorandum ist weder ein völkerrechtlich bindender Vertrag, noch enthält es echte Garantien392, schon gar nicht für die Sicherheit der Ukraine. Falls die Ukraine Opfer einer Aggression oder ihr mit dem Einsatz von Nuklearwaffen gedroht werde, heißt es, würden sich die Unterzeichnerstaaten umgehend beraten und sich auch an den UN-Sicherheitsrat wenden. Die Zusicherungen erschöpfen sich in der politischen Botschaft, Moskau möge Zurückhaltung üben. »Wenn Russland entscheidet, morgen in der Krim einzumarschieren, würde niemand auch nur eine Augenbraue hochziehen«, urteilt der frühere ukrainische Präsident Leonid Krawtschuk.393
So, wie es dann in den ersten Märztagen 2014 passiert, als die Annexion der Krim beginnt: Die USA und Großbritannien fordern Russland auf, die Budapester Verpflichtungen zu achten. Daraus folgt: nichts.
Demontage, Abtransport und Verschrottung der nuklearen Sprengköpfe, Raketen, Langstreckenbomber, gut 130 Silos und Kontrollzentren ziehen sich bis weit in die 2000er-Jahre und kosten eine halbe Milliarde Dollar, die USA finanzieren das Programm. Einige Raketen werden an Russland verkauft – damit zahlt die Ukraine einen Teil ihrer Energieschulden. Zwei Langstreckenbomber wandern ins Museum; 12 Kurzstreckenraketen werden – ohne nuklearen Sprengkopf – auf dem Schwarzmarkt an China und den Iran verkauft.394 Noch 2022 warten Teile demontierter Langstreckenraketen in einer Fabrik in Pawlohrad auf ihre Verschrottung. Die Stadt im Osten der Ukraine wird immer wieder Ziel russischer Angriffe.395
»Ein Staat ohne Nuklearwaffen wird in der Welt nicht ernst genommen«, hatte General Tolubko vor drei Jahrzehnten formuliert. Nato oder Nuklearwaffen, hieß es zuletzt von Präsident Selenskyj: »Wir haben keine Nuklearwaffen. Aber wir haben auch keine Sicherheit.«396 Welche Alternative als eigene Nuklearwaffen gebe es für sein Land, um Russland dauerhaft abzuschrecken? »Wer wird uns vor dem Bösen beschützen?«397 Bereits 2021 bezeichnete er es als »Fehler«, die Nuklearwaffen aufgegeben zu haben; im gleichen Jahr erklärte der ukrainische Botschafter in Deutschland, Andrij Melnyk, sein Land könne über den nuklearen Status neu nachdenken: »Wie sonst können wir unsere Verteidigung garantieren?«398
Auf jede Anspielung, die nahelegt, dass die Ukraine wieder Atommacht werden könnte, folgt umgehend das Dementi. Es gebe weder Absichten noch Planungen. »Doch wir haben das Recht«, so Selenskyj, »Garantien für Frieden und Sicherheit zu fordern.«399
Solange es die nicht geben wird, wird die Ukraine selbst nach ihnen suchen.
»In der Ukraine hat das Herz Europas geschlagen«
In seinem Arbeitszimmer in Hamburg-Harburg sucht Volker Rühe 13 Seiten heraus, rasch hingeworfene, kaum leserliche Notizen auf dem feinen Kreml-Papier, auf dem sonst der russische Präsident schreibt. Darauf hat Rühe Verlauf und Ergebnis eines zweistündigen Treffens mit Wladimir Putin festgehalten. Es fand am 8. Dezember 2004 statt, möglichst niemand sollte davon erfahren.
Zu diesem Zeitpunkt kennen sich Rühe und Putin seit zehn Jahren, zuletzt trafen sie sich nach Putins Rede im Bundestag. An diesem Dezembertag ist Rühe in besonderer Mission unterwegs: Im Auftrag von Bundeskanzler Schröder soll er verhindern, dass Putin in der Ukraine Gewalt anwendet. Oder anwenden lässt.
2004 beginnt in Kyjiw eine friedliche Revolution. Bei den Präsidentschaftswahlen im Spätherbst des Jahres hat sich Wiktor Janukowitsch zum Sieger erklärt, Putins Mann in der Ukraine. Mit bis zu 300 Millionen Dollar hat Russland dessen Wahlkampf unterstützt. Putin engagierte sich persönlich, reiste siebenmal in die Ukraine. Und machte ihm klar, dass der ukrainische Flirt mit einer Annäherung an Nato und Europäische Union zu enden habe.400
Gegenkandidat Wiktor Juschtschenko hingegen will die Ukraine schnell Richtung Westen führen. Leuchtend Orange ist die Farbe seiner Partei. »Tak« ihre Botschaft, »Ja«. Juschtschenko hat einen Giftanschlag überlebt, in seinem Körper wurde eine enorme Konzentration von Dioxin gemessen.
So plump die Wahlfälschungen, so dreist die Manipulationen, die »toten Seelen«, die Namen Verstorbener auf den Wahlzetteln, dass die Menschen im ganzen Land auf die Straßen und Plätze gehen; sie errichten Zeltstädte, auch auf dem Majdan Nesaleschnosti, dem Kyjiwer Platz der Unabhängigkeit. Überall wehen die leuchtend orangenen Fahnen ihrer »Farbrevolution«. Das friedliche Aufbegehren erinnert auch an die deutsche Revolution 1989, in Deutschland sind Anteilnahme und Sympathie groß. Putin aber bleibt überzeugt, dass der Westen, die CIA, hinter den Protesten steckt. Und Russland das nächste Ziel einer inszenierten Farbrevolution werde. Er sieht Feinde, überall.
In der Ukraine sucht man nach jemandem, der Putin diese gefährliche Vorstellung ausreden, ihn zur Zurückhaltung aufrufen, vermitteln könnte. Man kommt auf den polnischen Staatspräsidenten Aleksander Kwaśniewski, der kommt auf den Kanzler, Schröder. Und der kommt auf Rühe. Der CDU-Politiker und ehemalige Verteidigungsminister hat ukrainische Protestcamps besucht. Jetzt soll er in Moskau auf Putin mäßigend einwirken.401
Rühe wartet in der Bibliothek der Residenz auf Putin, da fällt ihm eine Videokassette auf: »Good Bye, Lenin« steht da im Regal, dieser feine, ebenso anrührende wie humorvolle gesamtdeutsche Film über das Ende der DDR.
Zur Lage in der Ukraine meint Putin, alle Einzelheiten zu kennen, Beweise für Manipulationen durch die USA: Juschtschenkos Frau etwa, eine Amerikanerin mit ukrainischen Wurzeln, arbeitet im US-State Department. Das weiß Rühe auch. Aber Putin kennt sogar noch die Zimmernummer ihres Büros. Rühe hält dagegen: Es handle sich bei den Demonstranten nicht um »antirussische Kräfte«, sondern um eine beeindruckende demokratische Bewegung.
Er glaube, die Krise sei beigelegt, notiert Rühe nach dem Treffen. Putin habe ihm erklärt, seine eigene »Umgebung sei frustriert und verbittert wegen angeblicher westlicher Einmischung«. Er selbst sei »falsch beraten« worden. Allerdings dürfe Juschtschenkos Sieg nicht wie eine Niederlage Putins erscheinen.
»Putin hat die Bedeutung der Zivilgesellschaft damals völlig unterschätzt«, sagt Rühe heute, »er sah überall die lenkende Hand der CIA.«
In Kyjiw hat das Verfassungsgericht für den 26. Dezember die Wiederholung der Stichwahl angeordnet, niemand weiß, ob und wie Putin darauf reagieren, wie groß der Druck auf Janukowitsch wird. Angeblich werden bereits Spezialkräfte des Innenministeriums aufmunitioniert. Die Menschen auf dem Majdan aber harren aus, die orangenen Fahnen wehen.
Drei Tage vor den Wahlen reist Rühe auf Bitte von Schröder402 erneut nach Kyjiw, dabei auch Bernd Mützelburg, Leiter der Abteilung Sicherheitspolitik im Kanzleramt. Ein vertraulicher Vermerk über das Treffen mit Juschtschenko hält die verabredete Sprachregelung fest: »Regierung und Bundeskanzler haben die friedliche und demokratische Orangene Revolution, ihre Begeisterung, ihren Mut, aber auch ihre Besonnenheit mit Respekt und Bewunderung verfolgt.« Der Bundeskanzler freue sich auf die Zusammenarbeit mit Juschtschenko. Eine stabile und demokratische Ukraine liege sowohl im deutschen als auch im russischen Interesse. »In der Ukraine hat das Herz Europas geschlagen.«403
Am 26. Dezember 2004 findet unter Anwesenheit Tausender internationaler Beobachter die Wiederholung der Präsidentschaftswahlen statt. Juschtschenko gewinnt mit gut sieben Prozent Vorsprung. Bei der nächsten Wahl verliert er gegen Wiktor Janukowitsch. Mit ihm nehmen Machtmissbrauch und Korruption selbst für ukrainische Verhältnisse ungekannte Ausmaße an.
Die Orangene Revolution markiert eine Zeitenwende für Putin.404 Nur wenig später nutzt er seine alljährliche Rede zur Lage der Nation für den bald millionenfach zitierten Satz: »Der Zusammenbruch der Sowjetunion war die größte geopolitische Katastrophe des Jahrhunderts.«405 Was viele als »Nostalgie« missverstehen: Putin geht es nicht um die Wiederherstellung der Sowjetunion, dieses gescheiterte System, in dem eine »Sowjetrepublik« Ukraine überhaupt möglich war. Ihm geht es um Russland als »Drittes Rom«, eine »Russische Welt«, für ihn undenkbar ohne die Ukraine.
Und für ihn natürlich undenkbar ohne ihn selbst.
»Frei nach Clausewitz«
Neun Jahre später, in den Wintermonaten der Jahre 2013 und 2014, harren Tausende, manchmal Hunderttausende Demonstranten wieder aus auf dem Kyjiwer Majdan. Sie waren auch geblieben, nachdem Scharfschützen der Berkut, der gefürchteten Sondereinheiten des ukrainischen Innenministeriums, mehr als 100 Menschen erschossen hatten. Sie wollen nicht hinnehmen, dass der »Schaukelpolitiker« Janukowitsch auf massiven Druck Putins die Unterschrift unter ein über Jahre ausgehandeltes Freihandelsabkommen mit der allerdings zunehmend desinteressierten EU406 im letzten Moment verweigert hatte. Sie wollen sich den Weg ihres Landes in Richtung Westen nicht noch einmal versperren lassen. Zu jeder vollen Stunde stimmen sie die Hymne an: »Noch sind der Ukraine Ruhm und Freiheit nicht gestorben.« Ihre friedfertige »Revolution der Würde« schreibt als »Euromaidan« Geschichte.407
Die Sorge vor einer Eskalation der Gewalt auf beiden Seiten ist groß, die Europäer verhandeln. Als gerade zum zweiten Mal ernannter Außenminister macht sich Frank-Walter Steinmeier am 20. Februar 2014 mit seinen französischen und polnischen Kollegen auf den Weg nach Kyjiw. Auf dem Majdan brennen Barrikaden, es fallen Schüsse. Sie verhandeln die ganze Nacht durch, ein russischer Vertreter kommt dazu, sie erreichen eine Vereinbarung zwischen Demonstranten und Janukowitsch, die eine Regierung unter Einbeziehung der Opposition und vorgezogene Präsidentschaftswahlen noch im Jahr 2014 vorsieht. »Außenpolitik kann richtig Spaß machen«, freut sich Steinmeier über den Erfolg.408
Nur um zu erleben, wie seine Bemühungen innerhalb weniger Stunden ad absurdum geführt werden. Auf dem Majdan sind Dutzende Demonstranten gestorben, die Toten aufgebahrt entlang des großen Boulevards, die Lage eskaliert in einen revolutionären Moment, die Macht wechselt die Seiten. Noch während er mit den europäischen Außenministern und den Vertretern des Majdan-Rates verhandelt, lässt Janukowitsch seine Koffer und Geldkoffer packen409, wenig später flieht er in einem Hubschrauber Richtung Ostukraine. Spezialeinheiten des russischen Geheimdienstes FSB fliegen ihn schließlich von der Krim nach Moskau aus.
Nur Tage nach der Flucht tauchen die ersten »grünen Männchen« auf der Krim auf, »höfliche Menschen«, Spezialeinheiten ohne Hoheitsabzeichen auf den Uniformen. Nur Wochen später ist die Krim annektiert. Zum russischen Versuch, sich die unabhängige Ukraine politisch untertan zu machen, gehört nun auch offene militärische Gewalt. »Nach den Misserfolgen auf der politischen und wirtschaftlichen Ebene beabsichtigt die RUS-Führung jetzt durch den Einsatz militärischen Potenzials, frei nach Clausewitz, die Durchführung der Ziele mit anderen Mitteln fortzusetzen«, meldet der deutsche Militärattaché aus Moskau.410
Die Annexion der Krim ist ein harter Realitätsabgleich für die Bundesregierung. Militärische Gewalt, Verletzung des Völkerrechts, faktisch ein Angriff auf ein souveränes Land. Und Putins offensichtliche Lügen, selbst Merkel gegenüber. Er streitet ab, dass bewaffnete Männer in grünen Uniformen aus Russland gekommen sind.411 Merkel nutzt ihren Draht zu Putin, sie telefonieren, wieder und wieder und wieder, sie trifft ihn, hört sich seine Klagen an.412 Er lebt, so nimmt sie es wahr, mehr und mehr »in seiner eigenen Wirklichkeit«.413 Selbst für die leidensfähige Merkel ist jetzt »ein neuer Aggregatzustand« erreicht … »Wir waren Gegner.« Den Kontakt aber möchte sie nicht abbrechen. »Dies war für mich keine wirkliche Option.«414
Er trifft auch den Vizekanzler und Wirtschaftsminister Gabriel. Am 6. März 2014 ist er bei Putin, da geht es bereits um ein Pipeline-Projekt namens Nord Stream 2. Sie sprechen auch über die Krim. Putin geht nicht weiter auf Gabriels Kritik ein. »Er hat uns immer wieder zu verstehen gegeben, dass er Deutschland nicht für souverän hält«, sagt Gabriel. »›Du musst ja so reden‹, sagte er einmal, ›ihr seid ja nicht wirklich unabhängig.‹ Ich glaube, er glaubt das wirklich.« Als Gabriel die Residenz verlässt, wird er vom deutschen Botschafter darüber informiert, dass gerade die Entscheidung zu einem »Referendum« auf der Krim veröffentlicht wurde. Keinen Ton darüber hatte Gabriel von Putin gehört: »Ich fühlte mich vorgeführt.«415
Und dann verkündet Putin im mächtigen Georgssaal des Kreml der Welt die Wiedereingliederung der Krim in die Russische Föderation. Es ist eine Kampfansage, immer wieder unterbrochen von donnerndem Applaus: Er hoffe, die Deutschen unterstützen den Wunsch »des historischen Russlands nach Wiederherstellung der Einheit«. Auf der Krim, in der Ukraine und anderswo – kein Opfer sei groß genug, um die »russische Welt« zu verteidigen, erklärt er wenig später: Selbst der Tod »ist schön, wenn er den Menschen dient, als Tod für einen Freund, für sein Volk oder sein Heimatland«.
»Krym nasch!« – »Die Krim ist unser!« Und Putin könnte nicht populärer sein.
Die Krim ist nur der Anfang. Im Osten der Ukraine, in der vernachlässigten, verarmten einstigen sowjetischen Modellregion Donbass mit seiner ausgeprägten, zum Teil auch anti-ukrainischen regionalen Identität, hat das FSB mit tatkräftiger Unterstützung örtlicher, auch krimineller Eliten und der orthodoxen Kirche416 mit der Realisierung des Projektes »Noworossija« begonnen. Das einst von der deutschstämmigen Zarin Katharina der Großen ausgerufene »Neurussland«417 dient als ideologische Rechtfertigung einer Machtergreifung.418 Bereits am 1. März 2014 kommt es zeitgleich zu gewalttätigen Demonstrationen, offenbar schon unter Beteiligung russischer Spezialeinheiten. Verwaltungsgebäude419 und Milizstationen werden gestürmt, Redaktionen und Staatsanwaltschaften besetzt, eine »Föderalisierung« der Ukraine gefordert, prorussische Nationalisten fordern die Eingliederung in die »russische Welt«. Es wehen die Flaggen Russlands sowie der »Volksrepubliken« Donezk und Luhansk. Russische »Touristen« fahren in Bussen über die faktisch offene Grenze zu Demonstrationen, bald herrschen »Volksgouverneure«.420 Schwere Waffen und ehemalige Offiziere, Freiwillige »auf Urlaub«, kommen aus dem russischen Hinterland, später auch verdeckt operierende reguläre Truppen.421 Der Donbass wird ein »Labor für die Russische Welt«.422
Bis Herbst 2014 sind größere Teile der Gebiete Donezk und Luhansk besetzt; Warlords gleich kontrollieren Milizen und kriminelle Gruppen mit guten Beziehungen nach Moskau den Waffenhandel, Schwarzhandel mit Hilfsgütern, sie verlangen Wegezölle für die Kohle-Lieferungen.
Russlands Krieg gegen die Ukraine beginnt bereits 2014, bis Februar 2022 fordert er mehr als 13.000 Tote. Bis zu fünf Millionen Menschen sind auf humanitäre Hilfe angewiesen. Eine Million Menschen sind vertrieben, Fabriken und Wohnviertel zerstört, viele überleben als »Menschen unter der Erde« in feuchten Kellern. Und überall verwundete Seelen und wachsender Hass.
Trotz allem, der Osten der Ukraine scheint weit weg. Und die Krim? War die nicht ohnehin immer irgendwie russisch, fragt und behauptet Bundeskanzler a. D. Helmut Schmidt.423 Bruch des Völkerrechts? Das mit dem Völkerrecht sei kompliziert, heißt es. Eine gewaltsame Verschiebung der Grenzen mitten in Europa? Wir brauchen »Frieden und Freundschaft mit Russland«, schreiben in wahrhaft ungewöhnlichen und vereint USA-kritischen Koalitionen Matthias Platzeck, Oskar Lafontaine, Peter Gauweiler und andere.424
Finanzminister Wolfgang Schäuble aber zieht einen anderen historischen Vergleich. Er weist auf »augenfällige« Parallelen »revisionistisch-gewaltsamer Landnahme« hin, auf Ähnlichkeiten zwischen Putins Strategie und Hitlers Politik in der sogenannten »Sudetenkrise« 1938. Dann muss er sich anhören, Putin mit Hitler verglichen zu haben. Christian Lindner fordert eine Entschuldigung, die Kanzlerin distanziert sich: »Ich betrachte den Fall der Annexion der Krim als einen für sich stehenden Fall. Da habe ich schon alle Hände voll zu tun.«425
Im Mahlstrom russischer Lügen
Am Donnerstag, den 17. Juli 2014, richtet die CDU ihrer Chefin und Kanzlerin einen Empfang aus, Angela Merkel wird an diesem Tag 60 Jahre alt. Wladimir Putin hat angerufen, ihr gratuliert, die vertrauensvolle Zusammenarbeit gelobt, die fast »kameradschaftliche« Beziehung, die sich im Lauf der Jahre entwickelt habe.426
Hunderte Gäste haben sich im Konrad-Adenauer-Haus eingefunden, es werden Erdbeer-Zitronen-Limonade und Sesambrezel gereicht, später gibt es noch Gelegenheit für ein Foto mit Handschlag. Ansprachen, frotzeliges Lob von Vizekanzler Gabriel, so viele Glückwünsche. Auf Merkels Wunsch trägt der Historiker Jürgen Osterhammel vor zum Thema »Vergangenheiten. Über die Zeithorizonte der Geschichte.«. »Wieviel Vergangenheit ist nötig, um die Gegenwart zu verstehen«, fragt er, die »Tiefenstaffelung der Zeithorizonte« beschreibend.427
Aber dann, noch an diesem Abend, ist es, als ob all die Vergangenheiten in diese eine monströse Gegenwart stürzen, man kann ihr nicht entrinnen.
Diese Nachricht aus dem Osten der Ukraine, die Gerüchte, die Vermutungen, die sich zu Gewissheit verdichten; eine Nachricht, die auch für Angela Merkel zu Entscheidungen von großer Konsequenz führen kann. Könnte.
Am Mittag ist die Passagiermaschine der Malaysian Airlines MH17 auf ihrem Weg von Amsterdam nach Kuala Lumpur plötzlich vom Radar verschwunden. Die Maschine flog über dem Osten der Ukraine, andere Airlines meiden diesen Weg bereits, sie wollen kein Risiko eingehen. Um 13:20 Uhr und drei Sekunden, ergibt die Auswertung des Flugschreibers, sind zwei Geräusche zu hören.
Damit enden alle Aufzeichnungen.
MH17 ist abgeschossen worden.428 298 Menschen sterben, 80 Kinder unter den Toten, vier deutsche Staatsangehörige. Bergungsarbeiten werden von »Separatisten« erst verboten, dann nur unter strengen Auflagen zugelassen. Fotografen dokumentieren die Trümmer und auch die Toten, Familienfotos, auch die kleinen Plüschtiere, so gottverlassen in einem Feld liegend.
Der BND ist bald sicher: Eine an die »Separatisten« gelieferte russische Flugabwehrrakete vom Typ Buk aus der 9M38-Serie hat MH17 getroffen. Die unter Moskauer Kontrolle stehenden Männer wussten möglicherweise nicht, worauf sie schossen. Aber sie haben geschossen.429
Schon einen Tag später erklärt Putin: Die Verantwortung für die »Tragödie« liege bei dem Staat, über dessen Territorium sie geschehen sei.430
Sein kurzer, nächtlicher Fernsehauftritt431 wenige Tage später erregt Aufmerksamkeit in Berlin: Er wirkt nervös, fast fahrig, gerötet seine Augen. Als ob da etwas außer Kontrolle geraten sei.
Das aber ist es: Es ist sein Krieg.
Und niemand wird zur Verantwortung gezogen. Weder Truppen noch russisches Militärgerät werden aus dem Osten der Ukraine abgezogen. Man arbeitet nicht mit den niederländischen Ermittlungsbehörden zusammen. Im Gegenteil.
Rasch konstruieren russische Propaganda-Architekten und Desinformations-Ingenieure alternative Realitäten, ein Stakkato angeblicher Beweise russischer Unschuld. In der Ukraine hätten sich Neofaschisten an die Macht geputscht, sie hätten die Gewalt im Osten der Ukraine erneut aufflammen lassen. Bei der abgeschossenen Maschine habe es sich um ein ukrainisches Kampfflugzeug gehandelt. Die ukrainische Armee habe das Flugzeug abgeschossen. Die Toten auf den Feldern? Bereits vor Abflug habe man Leichen in das Flugzeug gelegt.
Es gibt zu diesem Zeitpunkt keine wirkungsvolle Strategie, mit dem Mahlstrom russischer Lügen umzugehen. Ihnen harte Fakten entgegenzusetzen. Dabei gibt es sie schon, aber sie unterliegen oft nachrichtendienstlicher oder militärischer Geheimhaltung. Im Berliner Regierungsviertel etwa kursieren Fotos, die zweifelsfrei die russische Behauptung widerlegen, es handele sich nur um einen »innerukrainischen« Konflikt.
Die Fotos zeigen, wie Panzer aus dem Osten der Ukraine zurück nach Russland rollen, lange Kolonnen, Artilleriegeschütze, auf Schützenpanzern sitzt schwer bewaffnete Infanterie. Auf eigens eingerichteten Versorgungsplätzen hinter der Grenze wird das Kampfgerät aufgetankt und aufmunitioniert, Verletzte in Krankenhäuser abtransportiert. Es gibt keinen Zweifel: Russland stellt die Infrastruktur für diesen Krieg. Mindestens die Infrastruktur.
Die Fotos stammen vom Militärattaché an der deutschen Botschaft Moskau, Brigadegeneral Reiner Schwalb. »Grenzfahrten« nennt er diese Erkundungen, Dutzende wird er in den kommenden vier Jahren bis zu seiner routinemäßigen Abberufung unternehmen.432 Im Spätsommer 2014 macht er sich mit einem kleinen Team zum ersten Mal auf den Weg nach Süden. Dabei auch ein russlanddeutscher Unteroffizier, perfekt Russisch sprechend. Natürlich müssen Reisen dieser Art beim Verteidigungsministerium in Moskau angemeldet werden. Schwalb lässt die Note stets per Kurier und vor allem sehr kurzfristig übermitteln. Methode »Zeitverzögerung«: Es wird schon dauern, bis der für das Grenzgebiet zuständige FSB vor Ort informiert ist.433
Am Abend des 31. August fahren sie los, eine Nacht von Moskau bis Rostow am Don, dann gleich weiter Richtung Westen. Am besten kein Hotel – mit Registrierung dort ist sofort der FSB informiert. Zunächst haben sie einen BMW mit Diplomatenkennzeichen, später helfen Kollegen der BND-Residentur an der Botschaft mit ihrem geländegängigen Toyota aus. Von Rostow aus nehmen sie die alte sowjetische Fernstraße M23434 am Asowschen Meer entlang Richtung Taganrog und Mariupol, bei Taganrog dann in Schlangenlinien über Nebenstraßen nach Norden, möglichst nah entlang der Grenze zur Ukraine. Manchmal ist nicht ganz klar, wo die genau verläuft, die Grenze ist noch nicht demarkiert, ein Überbleibsel aus sowjetischen Zeiten. Zwischen den kleinen Orten Jekaterinowka und Schramko fotografieren sie die ersten Militäreinheiten, die aus dem Osten der Ukraine nach Russland rollen. In der Luft russische Kampfhubschrauber.
Fotos und Berichte schicken sie nach Berlin. Das Material geht umgehend auch an die Nato.
In Moskau haben diese Reisen ein diplomatisches Nachspiel. Russische Militärs und Beamte des Außenministeriums protestieren bei Schwalb und Botschafter von Fritsch. Verbotenerweise seien russische Militärfahrzeuge fotografiert worden. Schwalb hält dagegen: Präsident Putin habe öffentlich versichert, dass in der Ukraine gar kein russisches Militärgerät im Einsatz sei. Und was nicht existiere, könne man auch nicht verbotenerweise fotografiert haben.
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			Am 18. Dezember 2017, Merkel ist gerade zum vierten Mal zur Bundeskanzlerin gewählt worden, melden sich die US-Geheimdienste bei ihren deutschen Partnern. Es geht um das deutsche Regierungsnetz, eine eigentlich als hochgesichert geltende Einrichtung mit eigenen Servern und im Boden verlegten Kabelschächten. Dieses Netz soll die Kommunikation zwischen Ministerien in Berlin und in Bonn sowie zwischen Behörden absichern. Den Amerikanern sind bei ihrer weitreichenden Überwachung des weltweiten Netzes Auffälligkeiten untergekommen. Offenbar ist jemand dabei, sensible Daten abzugreifen. Und die Spuren führen ausgerechnet ins Auswärtige Amt.
Eine Spezialeinheit des Bundesamts für Sicherheitstechnik macht sich an die Arbeit, auch der Verfassungsschutz ist eingeschaltet. Der Befund der »Operation Papaya« getauften Ermittlungen ist schnell klar: Das vermeintlich hochsichere Regierungsnetz, eine der kritischsten der kritischen Infrastrukturen, ist mit einem Virus kompromittiert. Und es handelt sich dabei nicht um eine der inzwischen so üblichen Phishing-Attacken. An diesem Angriff wurde jahrelang geduldig gearbeitet. Zunächst stoßen die Spezialisten auf der Website der Bundesakademie für öffentliche Verwaltung auf spezielle Schadsoftware. Dort haben sich Mitarbeiter des Auswärtigen Amts für Fernkurse eingeschrieben. So reiste das Virus Schritt für Schritt, Klick für Klick an einen der sensibelsten Orte deutscher Russlandpolitik – in die Rechner des Referates 205 im Auswärtigen Amt, zuständig vor allem für Russland.
Und die Spuren der Hacker führen Richtung Russland.
Die letzten Schritte der Cyberattacke finden bereits unter Beobachtung der deutschen Behörden statt. Sie verfolgen, wie erste Berichte aus dem Postfach des Referatsleiters abgegriffen werden, etwa zu »ostpolitischen Konsultationen«. Nichts wirklich Heikles. Als sich die Hacker im Februar 2018 allerdings zu sensiblem Material vorarbeiten, wächst die Nervosität: Schließlich hat Referat 205 vollen Einblick in Informationen und Strategie der deutschen Russlandpolitik. Die infizierten Rechner im Auswärtigen Amt werden vom Netz genommen. Man zieht die elektronische Notbremse.435
Eigentlich sollten die deutschen Behörden zu diesem Zeitpunkt schon in der Lage sein, Rechner der Angreifer mit gezielten Gegenschlägen vom Netz zu nehmen und auf fremden Servern lagernde erbeutete Daten zu löschen: Der »Hackback« gilt als digitaler finaler Rettungsschuss. Als Ultima Ratio eines ganzen Bündels von Maßnahmen, mit denen Deutschland die Sicherheit seiner Netze erhöht. Seit mehr als zehn Jahren wird diese Diskussion geführt, im März 2017 steht sie auf der Tagesordnung des Bundessicherheitsrates. Merkel persönlich hatte auf Tempo gedrängt.
So eine Befugnis sei »fachlich unbedingt erforderlich«, lautet dann auch unter Olaf Scholz die Position der Experten im Kanzleramt. Aber es gibt eine solche Regelung noch im Jahr 2025 nicht.436
Hackerangriffe sind nur ein Teil hybrider Kriegsführung. Damit wird die Grenze zwischen Krieg und Frieden systematisch aufgeweicht und ausgetestet, die ohnehin strapazierten Regeln des Völkerrechts ausgehöhlt. Alles, was der Schwächung des Gegners dient, taugt zum Einsatz: Viren, Desinformation und Propaganda, Manipulation des politischen Prozesses – oder sogar Sabotage und gezielter Mord. Die Grenze zum Staatsterrorismus ist inzwischen fließend. Seit Februar 2022 hat sich das russische Regime nach Überzeugung der Bundesregierung für eine weitere gefährliche Eskalation entschieden. In Haft sitzen mittlerweile Agenten, die Militäreinrichtungen ausspähten oder Brandbomben in DHL-Frachtflugzeuge verladen ließen, die nur zufällig nicht in der Luft zündeten. Zu einem der wichtigeren Akteure auf russischer Seite stieg ein ehemaliger DAX-Vorstand auf, Jan Marsalek, Ex-Chief Operating Officer der Betrugsbude Wirecard. Höchstwahrscheinlich aus Moskau heraus führt Marsalek einen Spionagering, einige seiner Agenten wurden in London bereits verurteilt. Unter anderem für die Vorbereitung von Anschlägen auf Journalisten, die dem Kreml lästig fallen.437
Auf diese Bedrohung nicht von Beginn an konsequent reagiert zu haben, gehört zu den größeren politischen Versäumnissen ehemaliger Bundesregierungen, gleichrangig mit dem Herunterwirtschaften der Bundeswehr. »Man hätte sehr viel früher scharf reagieren müssen«, sagt der ehemalige Verfassungsschutzpräsident Thomas Haldenwang. »Es blieb immer ohne echte Konsequenzen. Ich habe nie verstanden, dass man den Russen so viel durchgehen lässt. Alle roten Linien wurden überfahren.«438
Das gilt für Cyberangriffe, Desinformation und auch den nachlässigen Umgang mit der Bedrohung, die weit über Hundert russischer Geheimagenten darstellen, die aus der Botschaft in Berlin und aus fünf russischen Generalkonsulaten heraus operieren konnten. Als Diplomaten getarnt.
Während die deutsche Politik nach 2014 noch auf Frieden hofft, beginnt Putin einen unerklärten Krieg gegen Deutschland. Einen Krieg gegen ein vermeintlich schwach-dekadentes, von den USA abhängiges Land, dessen »sogenannte Eliten«, wie er sagt, Russland und seinen Präsidenten, also ihn, immer wieder hintergangen hätten, vor allem in der Ukrainefrage. Und undankbar obendrein. Hatte er sich in seiner Rede zur Annexion der Krim nicht direkt an die Deutschen gewandt? Sie wüssten doch, wem sie die Einheit zu verdanken hätten: »Ich bin mir sicher, dass Sie das nicht vergessen haben.«439
Außenminister Lawrow bezeichnet es später als den »größten Fehler der Sowjetunion«, die deutsche Wiedervereinigung zugelassen zu haben. In manchen Gesprächen in Moskau habe er das Gefühl gehabt, Deutschland sei auf die Krim marschiert, erinnert der deutsche Botschafter in Moskau, Rüdiger von Fritsch.440
Auf hybride Kriegsführung hat sich Russland lange und gründlich vorbereitet. In der Nato liegt ein umfangreiches Dossier, vor allem deutsche Geheimdienste haben Informationen zugeliefert. Etwa die Erkenntnis, dass der KGB schon Ende der Achtzigerjahre an sogenannten »Killschaltern« im Netz arbeitete – damals interessierten sich für dieses »Internet« in der Regel nur Nerds.
Aggressive Hacker-Methoden wurden ab 2008 gegen Estland erprobt. Und lange bevor russische Marschflugkörper und Raketen auf ukrainische Kraftwerke niedergingen, waren russische Hacker in der Ukraine erstaunlich erfolgreich – sie legten Teile des Stromnetzes lahm. Und bereits seit 2017 beobachtet die Nato russische Schiffe, die weltweit den Verlauf der Internet- und Kommunikationskabel kartieren. Inzwischen weiß man, dass ein über den Ostseeboden gezogener rostiger Anker eine sehr wirkungsvolle Waffe sein kann.441
Der erste große hybride Schlag Russlands gegen Deutschland gilt einem Verfassungsorgan und der Kanzlerin selbst: dem deutschen Bundestag und seiner Abgeordneten Dr. Angela Merkel. Am 30. April 2015 geht bei mindestens 50 Abgeordneten eine Mail ein, scheinbar kommt sie von den Vereinten Nationen, Absender »@un.org«. In der Betreffzeile heißt es: »Ukraine conflict with Russia leaves economy in ruins«. Der Link zu einer angeblichen UN-Webseite ist mit einer Schadsoftware programmiert, die sofort nach den Passwörtern der System-Administratoren im Bundestag fahndet. Die Administratoren kontrollieren das gesamte IT-Netz: Fast 600 Rechner mit beinahe 12.000 Nutzern.
Die Absender der Mail gehören zum russischen militärischen Geheimdienst GRU. Als Putin 2006 das neue Moskauer Hauptquartier einweihte, ließ er sich mit einem Hubschrauber auf dem Dach absetzen, natürlich trug er sich als Erster ins Gästebuch ein. Der Pressedienst verbreitete Fotos, die den Präsidenten auf dem GRU-Schießstand zeigen, eine Pistole abfeuernd.442 Die GRU hat das Potenzial des Hackings früh erkannt. Bereits zu Sowjetzeiten war eine speziell ausgebildete Einheit mit dem Entschlüsseln von Codes beauftragt, ihr Dienstsitz war Komsomolskij Prospekt 20 in Moskau. Dort residiert jetzt Einheit 26165, im Westen gefürchtet unter dem Kürzel: »APT 28«. APT steht für »Advanced Persistent Threat«, eine »fortgeschrittene andauernde Bedrohung«. Cyber-Experten im Westen haben ihr noch einen anderen Namen gegeben: »Fancy Bear«. Schicker Bär. Jetzt ist er in Berlin unterwegs.
Am 8. Mai 2015 steht im Bundestag eine besondere Feierstunde auf dem Programm: der 70. Jahrestag des Endes des Zweiten Weltkrieges. Bläser spielen auf, der Historiker Heinrich August Winkler spricht über Befreiung, Schuld und deutsche Verantwortung. Gleichzeitig läuft verdeckt im Abgeordneten-Büro Merkel, in den Räumen 3.441, 3.443, 3.445, dritte Etage des Paul-Löbe-Hauses die entscheidende Phase des Angriffs: Auch aus den Rechnern im Büro der Bundestagsabgeordneten aus dem Wahlkreis Vorpommern-Rügen – Vorpommern-Greifswald 1 ist vermutlich eine Menge zu holen.
Zur bitteren Ironie gehört, dass Merkel und Putin noch kurz zuvor über Zusammenarbeit im Bereich Internetsicherheit gesprochen hatten. Die russische Seite hatte den Entwurf für eine »Gemeinsame Erklärung von Präsident Putin und BK’in Merkel über Zusammenarbeit bei der Cybersicherheit« nach Berlin geschickt. Die Annexion der Krim stoppte das Vorhaben. Erst dann notierte das Auswärtige Amt, eine Zusammenarbeit sei nicht nur rechtlich »problematisch«, sondern »schlicht auch, weil die zuständige Behörde für Cybersicherheit in RUS der KGB-Nachfolger FSB ist«. Das stimmt. Aber es stimmte auch schon, als man mit den Verhandlungen begonnen hatte.443
An diesem 8. Mai fällt der IT-Abteilung der Bundestagsverwaltung eine »nicht übliche Kommunikation« zwischen einem Server und dem Computer eines Abgeordnetenbüros auf.444 Aber Trojaner und Viren finden sich immer wieder mal im Netz des Parlaments, so bleibt es zunächst bei Routine-Maßnahmen. Die Rechner in diesem Büro werden ausgetauscht. Doch weitere Überprüfungen ergeben, dass auch Administratoren-Accounts ohne ihr Wissen genutzt werden. Das ist ein echtes Alarmsignal.
Die internen Überprüfungen laufen noch, da meldet sich der Verfassungsschutz beim für Sicherheitsfragen zuständigen Bundestagsreferat ZR 4. Zwei Rechner hätten Kontakt zu Servern außerhalb des Parlaments, die als verdächtig gelten. Wieder einmal ist der Hinweis darauf aus dem Ausland gekommen.
Das »Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik« beginnt mit einem Eil-Einsatz, schon fünf Tage später unterrichtet Präsident Michael Hange die Abgeordneten. Das Netz sei »großflächig und umfangreich kompromittiert«, wann der Angriff exakt begonnen habe, könne man nicht mit Sicherheit nachvollziehen.445
Hanges Rat ist ebenso klar wie beispiellos: Stecker ziehen! Und zwar die eigenen. Der gesamte Bundestag muss vom Netz genommen werden. Nur wenige Minuten vorher werden die Abgeordneten aufgefordert, umgehend ihre Daten zu sichern. Teile des IT-Systems werden in der Sommerpause völlig neu aufgesetzt, vier Tage lang herrscht Bundestags-Blackout. Allerdings erst nach der Abstimmung über das dritte Paket der Griechenland-Hilfe – schließlich darf das Land der Hellenen nicht pleitegehen.
Für Aufregung sorgen kurz angebliche Mails der Kanzlerin an Abgeordnete. Wird ihr Account bereits für Fake News oder weitere Hackerangriffe missbraucht? Eine der angeblichen Merkel-Mails erreicht den netzpolitischen Sprecher der SPD, Lars Klingbeil. Es sind plumpe Fälschungen.446
Beim Verfassungsschutz beugt sich eine Arbeitsgruppe namens »Matrjoschka« über den Fall, der Generalbundesanwalt übernimmt: Der Angriff gilt einem deutschen Verfassungsorgan und damit einem »Kernbereich der Demokratie«. Die Ermittlungen gegen die Hacker der GRU gehören zu den aufwendigsten und aufregendsten in der deutschen Kriminalgeschichte. Und zu den erfolgreichsten.
Geheimdienste kooperieren aufs Engste, tauschen Informationen aus. Die Deutschen profitieren auch von »Fancy Bears« Schlampigkeit: Einer der Hacker hat auf Merkels Rechner Reste des Spähprogramms hinterlassen. Sein Benutzername lässt sich rekonstruieren: »Scaramouche«.447 Seine Spur führt ins südrussische Kursk und zu einem zweiten Decknamen: »Nicola Tesla«. So hieß ein Elektrogenie aus Kroatien – jener Tesla, den Elon Musk als Markennamen für seine Autos wählte.448
Unter beiden Pseudonymen wird auch Fußball geschaut und nach Ersatzteilen für Autos gesucht – noch so eine Nachlässigkeit. Und so identifizieren die Ermittler bald den wahren Namen des Mannes: Dmitrij Badin. Haftbefehl wird erlassen.449 In den USA wird Badin wegen groß angelegter Manipulation der US-Präsidentschaftswahlen 2016 gesucht. Man wird nie wissen, ob diese russischen Maßnahmen Donald Trump zu seinem sehr knappen ersten Sieg verhalfen.450
Cyberangriffe können eine enorme Bedrohung darstellen, die kritischste der kritischen Infrastrukturen ist dabei die Demokratie selbst. Im militärischen Bereich hat Deutschland nach Ende des Kalten Krieges abgerüstet – und für diese neue Art des Konflikts wurden erst gar keine ausreichenden Vorkehrungen getroffen. 2011 wurde das »Nationale Cyber-Abwehrzentrum« gegründet, ein bombastischer Name für ein paar Büros an einer Bonner Ausfallstraße. »Glücklos und ineffizient« nennen es selbst einige, die hier arbeiten: »Der Name verspricht deutlich mehr, als geliefert wird.«451
Der Gedanke, eine effizientere Abwehr auch mithilfe begrenzter Gegenangriffe zu gewährleisten – »Hackbacks« –, ist noch älter als das Cyber-Abwehrzentrum. Der BND etwa weiß, wie so etwas funktionieren könnte. Aber im Kanzleramt hält man die »Thematik für politisch zu sensibel, um sie gegenwärtig mit dem BND in Verbindung zu bringen«.452
Selbst nach Einschätzung ihrer eigenen Mitarbeiter ist Merkels Interesse an Sicherheitsthemen, »hard power«, streng begrenzt. Die Präsidenten von BND und Verfassungsschutz fürchten die im Ausland gern gestellte Frage, wie oft sie denn der Chefin vortragen dürften. Allzu viel Ehrlichkeit kann in diesem Fall nur schaden. Denn die Antwort heißt: Eigentlich so gut wie nie. Aber staunend haben sie im Kanzleramt verfolgt, wie entschlossen US-Geheimdienste die St. Petersburger Trollfabrik des sogenannten »Putin-Kochs« und Kriegsunternehmers Jewgenij Prigoschin vom Netz nahmen – ein Hackback als Warnung.453
Groß ist die Sorge, dass Daten des Bundestags-Hacks durch russische Desinformations-Operationen öffentlich werden könnten. Dass Putin – wie zuvor in den USA – damit in Bundestagswahlkämpfe eingreifen würde, sich Medien manipulieren lassen.454 Und vielleicht sogar die mögliche Wiederwahl der Kanzlerin sabotiert werden soll.
Der Verfassungsschutz stellt eine Sondereinheit zusammen, sie wird »Barometer« getauft. Man beobachtet das Netz – etwa Websites mit Namen wie »btleaks.com«, die darauf hindeuten, dass das im Bundestag gehackte Material eingesetzt werden könnte. Der Bundeswahlleiter lässt prüfen, ob das Warnsystem des Bundesamts für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe genutzt werden könnte, um bei einem Großangriff von Fake News und Cyberattacken die verunsicherte Bevölkerung zu informieren.455
Merkel persönlich warnt Putin davor, sich in deutsche Wahlen einzumischen, auch das Auswärtige Amt warnt Russland beständig und hochoffiziell: Jeder Angriff auf den »demokratischen Willensbildungsprozess« werde als »schwere Belastung für die bilateralen Beziehungen« gewertet.456
Trotz allem fehlt es weiterhin an einer juristischen Grundlage für Hackbacks; es bleibt verboten, gehackte Daten gezielt von fremden Servern zu löschen.457
Dabei liegt im Kanzleramt der denkbar härteste Beweis für die Notwendigkeit dieser Maßnahme vor: Nur zwei Monate nach dem Bundestags-Hack meldet sich überraschend ein Vertreter des rumänischen Geheimdienstes beim Verfassungsschutz: Man habe Daten aus dem Hack auf einem Server gefunden. Am 31. Juli 2015 erhält der Verfassungsschutz zwei CDs mit 16 Megabyte, es ist ein Teil der im Bundestag gehackten Daten. Aber sie werden beim Verfassungsschutz nicht gelesen – schließlich gehören die Daten frei gewählten Abgeordneten des deutschen Parlaments. Der Generalbundesanwalt wird erst einmal nicht informiert. Kanzlerin Merkel allerdings schon.
Im Bundestag sagt sie über Putins Cyberangriff auf sie selbst, auf das deutsche Parlament, auf die Bundesrepublik: »Mich schmerzt es.« Aber trotz »harter Evidenzen« für das Vorgehen russischer Kräfte wolle sie sich weiterhin »tagtäglich auch um ein besseres Verhältnis zu Russland« bemühen.458
Cybersicherheit made by FSB
In der Geheimregistratur des Bundeskanzleramts, einem Archiv voller Unterlagen, die als besonders sensibel und vertraulich eingestuft sind, liegt ein Dossier mit der Bezeichnung: »Gemeinsames Lagebild, russische Propaganda, Desinformation und PsyOps«.
Für diesen Bericht hat eine gemeinsame Arbeitsgruppe von Verfassungsschutz – »Sonderauswertung Sputnik« – und des Arbeitskreises »Psychologische Operationen« des BND zahlreiche Hinweise auf gezielte russische Manipulation und Desinformation der deutschen Öffentlichkeit zusammengetragen und ausgewertet.
Der Bericht aus dem Jahr 2016 enthält ein vierseitiges Schlusskapitel: »Handlungsempfehlungen/Prävention«. Man müsse schneller gegen diese Bedrohungen vorgehen, heißt es darin; die schwerfälligen deutschen Behördenstrukturen seien ein großes Hindernis: »Die in Deutschland auf zahlreiche Stellen verteilten Zuständigkeiten erschweren die effiziente Bearbeitung dieses Phänomens.« Es brauche Tempo, um russische Falschmelder rasch zu entlarven und Falschmeldungen richtigzustellen – oder die Wirkweise von Fake News in den Lehrplan von Schulen aufzunehmen. Und mehr Entschlossenheit im Umgang mit russischen Propagandasendern wie Sputnik oder RT DE, der deutschen Version von Russia Today.
In derselben Geheimregistratur des Kanzleramts liegt eine weitere Fassung dieses Berichts, die abschließende und offizielle Version. Aber das Schlusskapitel fehlt.459
Warum ausgerechnet dieser entscheidende Teil schlicht verschwunden ist, lässt sich nicht abschließend rekonstruieren. Die Autoren des Dossiers jedenfalls haben früh beschrieben, welche Bedrohung aus Moskau kommt; wie gezielt und geduldig man vorgeht, um die Fundamente der deutschen Demokratie zu unterspülen.
Wie bitterer Hohn liest sich im Vergleich dazu die Einladung einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe »Hybride Bedrohungen«. Einberufen wird die »Auftaktsitzung« für den 24. Februar 2022 um 14 Uhr.460 Da stoßen russische Kampfeinheiten bereits Richtung Kyjiw vor.
Das in zwei Versionen vorhandene Dossier im Kanzleramt entsteht im Zusammenhang mit einer Frage, die Merkel persönlich stellt: Was treibt der Kreml in Deutschland?
Die Frage ist auch wegen eigener Versäumnisse nicht einfach zu beantworten: Beim BND wurde Anfang der Zweitausenderjahre mit Zustimmung des Kanzleramts die Gegenspionage eingestellt, also die gezielte Anwerbung von Agenten feindlich agierender Geheimdienste. Agenten, die wissen, was geplant wird. Auch die Spionageabwehr ist seit dem Ende des Kalten Krieges nur noch ein Schatten ihrer selbst. Das Ganze sei doch »nicht mehr notwendig«, musste sich damals Verfassungsschutz-Präsident Heinz Fromm anhören. Die Abteilung sei »kleingehalten« worden.461
»Lisa« heißt der Auslöser für Merkels Anfrage, der »Fall Lisa«. Das 13-jährige russischstämmige Mädchen mit russischem Pass verschwindet am 11. Januar 2016 in Berlin, taucht nach 30 Stunden wieder auf. Die Eltern gehen mit ihr zur Polizei. Lisa erklärt zunächst, sie sei von einer Gruppe »Südländer« verschleppt und missbraucht worden. In späteren Vernehmungen rückt sie davon ab.462 Diese vom russischen Staatsfernsehen rasch aufgegriffene und als Skandal verbreitete Geschichte macht zunächst Stimmung in Russland selbst: »Jetzt haben die Flüchtlinge schon ein russisches Mädchen vergewaltigt!« heißt es auf WhatsApp – »Rettet unser russisches Mädchen, Lisa!« »Bednaja Lisa« – die romantische Erzählung des Schriftstellers Nikolaj Karamsin kennt jede und jeder in Russland: die arme Lisa, die ob unglücklicher Liebe ihrem Leben ein Ende setzt, sich opfert für das Hehre, Gute. Das Narrativ über »unser Mädchen Lisa«, aufgenommen auch von Außenminister Lawrow, schwappt bald nach Deutschland. Noch frisch die Erinnerung an die Ereignisse der Kölner Silvesternacht, in der zahlreiche junge Frauen sexuell belästigt worden waren. Die Absicht ist klar: Merkels Flüchtlingspolitik gefährde alle in Deutschland lebenden Menschen. Vor dem Kanzleramt ziehen meist russischstämmige Demonstranten auf. Ihr Slogan »Merkel muss weg« ist bald auch in anderen deutschen Städten zu hören.
Ein Anwalt aus Leipzig vertritt Lisas Familie, stets in enger Verbindung mit der russischen Botschaft in Berlin und dem Außenministerium in Moskau. Auf Facebook schreibt er über Merkel: »Ach, das ist eine schöne Vorstellung, wie diese Frau, die so viel unglaublich Böses getan und so viele schwerwiegende Verbrechen zu verantworten hat, halbnackt durch halb Deutschland sprinten muss, um sich vor wütenden Massen zu retten.« Der Jurist sitzt bis zu seinem Ausschluss aus der Fraktion für Die Linke im Leipziger Stadtrat. Aus Thüringen twittert Ministerpräsident Bodo Ramelow, Die Linke: »Das hat mit Meinung nichts mehr zu tun! Kein Deut besser als Frau von Storch.«463
Schließlich legen Verfassungsschutz und BND dem Kanzleramt ein daumendickes Dossier vor. Beim »Fall Lisa« habe es sich offenbar um eine »reaktiv« durchgeführte Aktion gehandelt: Eine Geschichte oder ein Gerücht wird aufgebauscht, verfälscht, politisiert und mit allen propagandistischen Mitteln in die Öffentlichkeit gepusht. So funktionieren »aktive Maßnahmen«. Auch so funktionierten sie schon immer: Zu sowjetischen Zeiten musste jeder KGB-Offizier ein Viertel seiner Arbeitszeit auf aktive Maßnahmen gegen den Westen verwenden. Auch Wladimir Putin.464
»Die russischen Maßnahmen gegen Europa und Deutschland«, so die Schlussfolgerung bereits 2016, »beschränken sich bislang auf Beeinflussungsaktivitäten. Diese zielen darauf ab, Uneinigkeit innerhalb der EU und Deutschland zu schüren und damit ihre Machtposition zu schwächen.« Ein weiteres Ziel: »Die Zerstörung der engen Bindung zwischen der EU und den USA beziehungsweise der Nato.«465
Dabei greife das »moderne Russland« zwar auf Propagandatraditionen der Sowjetzeit zurück, allerdings »ohne dabei erkennbar ideologisch geprägt zu sein. Operationen zielen daher sowohl auf rechte als auch auf linke Gruppierungen zur Schwächung der westlichen Gesellschaft.«
Russische Offizielle und Oligarchen erfüllen Aufträge auch im Westen, sie organisieren und finanzieren. Genannt werden Jewgenij Prigoschin, Konstantin Malofejew, Alexander Babakow und Wladimir Jakunin. Prigoschin, der neben der berüchtigten Söldnertruppe »Wagner« auch die Petersburger Trollfabrik betreibt. Der sich stramm orthodox gebende Unternehmer Malofejew, der Kontakte zu rechtsextremen Parteien in Europa knüpft, darunter der AfD. Babakow, Abgeordneter der Putin-Partei »Einiges Russland«, der einen Neun-Millionen-Euro-Kredit an den rechtsextremen »Front National« von Marine Le Pen vermittelt. Und Jakunin, der in Berlin die Stiftung »Dialog der Zivilisationen« gründet, zu deren Eröffnung Harald Kujat, der ehemalige Generalinspekteur der Bundeswehr und Vorsitzende des Nato-Militärausschusses, ein Grußwort hält.466
Man nimmt, wen man manipulieren kann – und wer sich manipulieren lässt. Schon im KGB gab es dafür eine Bezeichnung: Der »nützliche Idiot«.
Der wird vor allem im rechtsextremen und rechtspopulistischen Spektrum gesucht und gefunden. Im Dossier finden sich bereits einige Adressaten: die AfD etwa oder Jürgen Elsässer, Herausgeber des Compact-Magazins und Organisator zahlreicher Veranstaltungen, die auch von russischen Stiftungen und Think Tanks unterstützt werden, zumindest ideell.467
In Moskau ist der Blick früh auf den Aufsteiger AfD gefallen. Die einst europaskeptische Professoren-Partei entwickelt nach der Annexion der Krim viel Verständnis für Putins Aggressionen. Auf dem Parteitag in Erfurt im August 2014 spielt die Russland-Frage eine große Rolle. Der baden-württembergische Landtagsabgeordnete Wolfgang Gedeon468 hat einen scheinbar harmlosen Beschlussantrag zur Krim eingebracht: Die Partei solle sich »nachhaltig« für Deeskalation einsetzen. Den Ton setzt der heutige Ehrenvorsitzende Alexander Gauland, damals noch Parteivize. Die Annexion sei völkerrechtswidrig – aber: »Wir haben Russland nach 1989 gedemütigt.« Deutschland müsse wieder eine »Brücke« Richtung Moskau bauen: »Ein starkes Russland war immer ein freundliches Russland.« Er erhält frenetischen Applaus.469
Gauland sagt später: »Ich bin im Grunde erst bekannt geworden dafür, dass ich für mehr Verständnis für Russland werbe.«470
Das als »VS-Vertraulich« eingestufte Dossier der Geheimdienste für das Kanzleramt wandert in die Geheimschutzstelle; immerhin werden ausgewählte Bundestagsabgeordnete zusammenfassend informiert.471
Kurzzeitig trägt man sich in der Regierung mit dem Gedanken, mithilfe eines »Weißbuches« die Öffentlichkeit zu informieren und dafür zu sensibilisieren, »Resilienz« gegen Moskaus verdeckten Krieg zu entwickeln. Schon Mitte der Achtzigerjahre hatte der Verfassungsschutz einmal Geheimdiensterkenntnisse über Methoden und Aktivitäten von KGB und Stasi veröffentlicht: Diese Geheimdienste nutzten auch Presse- und Meinungsfreiheit in westlichen Demokratien für ihre »Zersetzungsarbeit« und »aktive Maßnahmen« aus. Das Ziel dieser Art des »politischen Krieges«: Aufwiegeln der Bevölkerung gegen staatliche Institutionen sowie die »Störung und Beeinflussung der politischen Willensbildung in einzelnen Staaten«.472
Im Kanzleramt entscheidet man sich gegen ein »Weißbuch«.
Aber die Bundesregierung gründet eine neue Arbeitsgruppe: »Hybride Bedrohung«. Anfangs liegt die Leitung noch im Kanzleramt selbst, dann wird sie ins Innenministerium verschoben.473
Es bilden sich vier Expertengruppen. Für deren Koordinierung und Austausch dient eine weitere Arbeitsgruppe: »Die Expertengruppenleiter-AG«.474
Die mit dem Thema befassten Expertinnen und Experten wundert im Lauf der Jahre nur noch wenig. Auch nicht, dass Russland im Rahmen der »Doppelgänger-Kampagne« – der gezielten und weitreichenden Fälschung der Online-Auftritte großer deutscher Medien – eine gefakte Website des Bundesinnenministeriums ins Netz stellt. Peinlich allein, dass sie dies von den französischen Behörden erfahren müssen.475
Im März 2022 schreibt das Bundespresseamt, die »bisherige regierungsinterne Struktur« sei »nicht ausreichend agil für die Bekämpfung russischer Desinformation«.476
Immerhin startet die »Zentrale Stelle zur Erkennung ausländischer Informationsmanipulation« – im Juni 2024. Geplante Mitarbeiterzahl: damals ungefähr zwanzig.
Mord und Massenvernichtungswaffen
Nowitschok, russisch für »der Neuling«, ist der Name einer Chemiewaffe, die spätestens nach der Vergiftung von Alexej Nawalny die ganze Welt kennt. Sie wurde zum Synonym für die Ruchlosigkeit des russischen Regimes.
Die Entdeckung ihrer Existenz verdankt man auch dem Bundesnachrichtendienst.
Mitte der Neunzigerjahre steht ein russischer Wissenschaftler an der Pforte der BND-Zentrale in Pullach bei München, er wird bereits erwartet. Der Mann will überlaufen. Er kommt mit einer brisanten, nahezu ungeheuerlichen Behauptung: Entgegen allen Zusicherungen und auch von Russland unterzeichneter internationaler Abkommen werde in Russland weiter an Chemiewaffen geforscht – und diese auch produziert. Könnte der Mann einen Beweis liefern – es wäre die Enttarnung einer hochgefährlichen Lüge mit enormen politischen Folgen.477
Über Jahrzehnte gehörte die Sowjetunion zu den größten Produzenten chemischer Waffen. Geheime Forschungsprogramme, als »Wissenschaftszentren« getarnte Fabriken in geschlossenen Städten, kontrolliert vom Geheimdienst. Städte mit meist besserer Lebensmittelversorgung, die man nur mit Sondererlaubnis betreten durfte; als Ausländer schon gar nicht.
Im Bemühen um Entspannung und eine neue Ära der Zusammenarbeit hatte Gorbatschow 1987 versprochen, sein Land werde keine Chemiewaffen mehr produzieren und auch die Forschung daran einstellen. In einem echten PR-Coup hatte er 1987 ausländische Diplomaten und Journalisten zu einem »Tag der offenen Tür« in die hochgeheime Chemiewaffen-Fabrik Schichany an der Wolga fliegen lassen.478 Bei der komplizierten Vernichtung der Waffen halfen deutsche Experten mit Technik und finanzieller Unterstützung, auch in Schichany.
Fünf Jahre später beschlossen die Teilnehmer der Abrüstungskonferenz in Genf die internationale Ächtung von Chemiewaffen; seit 1997 wacht die Organisation für das Verbot chemischer Waffen OVCW in Den Haag über die Einhaltung des Vertrages. Dafür bekam sie den Friedensnobelpreis.479
In Pullach berichtet der russische Überläufer dem BND, dass der Ministerrat der UdSSR bereits 1971 entschieden habe, eine neue, sogenannte »vierte Generation« chemischer Waffen zu entwickeln: Codename »Foliant«. Schon 1973 sollen die Wissenschaftler einen Durchbruch erzielt haben, eine hochgradig giftige phosphororganische Verbindung, die ein spezielles Enzym im menschlichen Körper blockiert und zu Muskelkrämpfen, erschwerter Atmung und schließlich zur Lähmung des Herzmuskels führt. Ein sogenannter binärer Kampfstoff, bestehend aus zwei vergleichsweise harmlosen Substanzen, die bis zum Einsatz nicht miteinander in Berührung kommen dürfen.
Flüssig ist er leicht zu transportieren. In der richtigen Dosierung ist dieser Nervenkampfstoff innerhalb kürzester Zeit tödlich. Es ist eine Massenvernichtungswaffe.
Er könne den Beweis liefern, verspricht der Wissenschaftler. Ja, eine Probe.
Informationen über diesen neuen Stoff existieren seit einiger Zeit480 – aber eine Probe zu deutschen Händen und der Beweis, dass Russland an Massenvernichtungswaffen arbeitet? Kanzler Kohl persönlich muss über diese politisch potenziell verheerende Frage entscheiden. In Moskau regiert sein »Sauna-Freund« Boris Jelzin. Kohl möchte vermeiden, Jelzin zu brüskieren oder öffentlich bloßzustellen. Und sich unter Freunden auszuspionieren? Auch nicht gut, wenn es rauskommt. Außerdem: eine Probe dieses Stoffs nach Deutschland bringen lassen? Auch das ist kompliziert: Die Bundesrepublik hatte sich 1954 in den Pariser Verträgen verpflichtet, nie wieder Massenvernichtungswaffen zu entwickeln oder zu besitzen. Und schon gar keine chemischen Kampfstoffe. Denn etwa Gas als Waffe war eine der furchtbaren deutschen Erfindungen, erstmals vom Kaiserreich im Ersten Weltkrieg eingesetzt. Die Verpflichtung, auf jede Form von Massenvernichtungswaffen zu verzichten, wurde im Zwei-plus-Vier-Vertrag der deutschen Wiedervereinigung noch einmal bekräftigt.
Im Kanzleramt fällt die Entscheidung, dass die Probe ohne Umweg über deutschen Boden direkt in einen Drittstaat gehen soll. Man gewinnt die schwedische Regierung für den Plan. So fährt kurz darauf die Ehefrau des Wissenschaftlers nach Schweden, in ihrem Gepäck zwei Ampullen mit der Probe des Nervenkampfstoffes, versteckt in einer Pralinenschachtel.
BND und Bundeswehr analysieren dann die Formel der neuen Waffe, zuständig ist das »InstPharmToxBW«, wie das Verteidigungsministerium das »Institut für Pharmakologie und Toxikologie der Bundeswehr« auf dem Gelände der Sanitätsakademie im Münchner Norden abkürzt. Dort, an der Neuherbergstraße, stehen gleich mehrere Hochsicherheitseinrichtungen für den ABC-Schutz, die Abwehr atomarer, biologischer und chemischer Bedrohungen. In einem dieser Labore übrigens gelang der Nachweis der ersten deutschen SARS-CoV-2-Infektionen.481
Am »InstPharmToxBW« entwickeln deutsche Wissenschaftler jetzt sensibelste, bis heute als »Staatsgeheimnis« eingestufte Methoden, mit denen man schon allergeringste Nowitschok-Spuren nachweisen kann, und dies über einen ungewöhnlich langen Zeitraum. Niemand in München kann sich auch nur vorstellen, dass diese Erkenntnisse einmal gebraucht werden könnten. Dass sie Leben retten.
Was sich damals auch niemand vorstellen kann: Nowitschok wird Waffe der Wahl russischer Geheimdienste, um angebliche »Verräter« und politische Gegner zu ermorden.
Am 4. März 2018 entdecken Spaziergänger im britischen Salisbury gegen 16:20 Uhr auf einer Parkbank zwei bewusstlose Menschen. Ein älterer Mann und eine junge Frau lehnen regungslos aneinander, ihre Augen starr, die Münder stehen offen. Im Krankenhaus vermutet man eine Vergiftung. Die Vita des Mannes alarmiert die britischen Behörden: Sergej Skripal ist ein ehemaliger Oberst des russischen Militärgeheimdienstes GRU. Als Doppelagent spionierte er für den britischen MI6, wurde enttarnt, verhaftet, kam durch einen Agentenaustausch frei und nach England. Er lebt unter seinem richtigen Namen in der kleinen Stadt Salisbury. Die Frau auf der Parkbank ist seine Tochter Julija.
Die Symptome könnten auf den Einsatz eines Nervengiftes hindeuten. In direkter Nachbarschaft von Salisbury liegt Porton Down, das britische Äquivalent zu den Forschungseinrichtungen der Bundeswehr in München. Was die Deutschen über Nowitschok in Erfahrung gebracht haben, wurde mit engen Partnern geteilt, auch mit den Briten.
Während die Skripals im Krankenhaus um ihr Überleben kämpfen, rücken in Salisbury Spezialeinheiten des Militärs an. In einem Pub und der Pizzeria, in der die beiden zu Mittag aßen, werden Spuren eines Nervengiftes gefunden. Die höchste Konzentration wird auf der Türklinke der Skripals gemessen. Die Analyse ergibt: Nowitschok.
Wochenlang liegen die Skripals im künstlichen Koma, nur sehr langsam erholen sie sich, auch wie der Polizist Nick Bailey, der als Erster am Tatort war und sich ebenfalls vergiftete. Doch es stirbt Dawn Sturgess, eine Mutter von drei Kindern. Ihr ebenfalls schwer erkrankter Lebensgefährte hatte in einer Sammeltonne für Spenden eine kleine Schachtel mit einem Glasflakon gefunden. Dawn Sturgess hielt es für Parfüm und sprühte sich den Inhalt auf die Hände. Sie stirbt nach vier qualvollen Monaten. Die Ermittlungen ergeben: In dem Fläschchen befand sich genug Gift, um »möglicherweise Tausende« zu töten.482
Erstmals in der Geschichte der OVCW muss der Annex der Chemiewaffen-Konvention ergänzt werden. Zwei Nowitschok-Varianten werden mit den Bezeichnungen 1.A.14 und 1.A.15 gelistet.483
Dann erlässt die britische Generalstaatsanwaltschaft Haftbefehl gegen zwei russische Staatsbürger, die sie als GRU-Offiziere identifiziert. Zwei Männer, die in Moskau vom kremltreuen Fernsehsender RT, Russia Today, interviewt werden. Mühsam nach Worten suchend, stellen sie sich als »Berater in der Fitnessbranche« vor. Sie seien extra nach Salisbury gefahren, um dort die weltberühmte Kirchenuhr zu bestaunen. Skripal? Nie gehört. Die wahren Opfer seien sie, zwei harmlose Touristen: »Unser Leben ist zum Albtraum geworden.« Sie sprechen von »tiefem Schnee« in London und Salisbury – purer Unfug. Von den Nowitschok-Spuren im Zimmer ihres Londoner Billighotels ganz zu schweigen.
Es mag ein Interview voller grotesker Lügen sein, dass es gesendet wird, enthält Putins klare, harte Botschaft an die Regierungen des Westens: Ich nehme keine Rücksicht mehr! Und was Wahrheit ist und was nicht, entscheidet er.
Der britische Nationale Sicherheitsberater informiert Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg. Schon seit Mitte der 2000er-Jahre sei Putin persönlich »tief involviert« in das russische Chemiewaffen-Programm gewesen.484
Die Regierungen in Paris, Washington, London und Berlin verurteilen »die erste offensive Verwendung von Nervenkampfstoffen in Europa seit dem Zweiten Weltkrieg«. Es gebe »keine andere glaubwürdige Erklärung« als russische Urheberschaft. Vieles erinnert an die Ermordung Litwinenkos zwölf Jahre zuvor: Erneut ein Anschlag auf einen ehemaligen russischen Agenten, der jetzt im Ausland lebt, erneut der Einsatz einer Massenvernichtungswaffe. Damals fiel die britische Reaktion lau aus – und eine deutsche Reaktion war praktisch nicht existent.
Mindestens diese Tat soll nach dem Willen der Regierungen in den USA und Großbritannien jetzt harte Konsequenzen haben. Besonders schmerzhaft würde die Ausweisung russischer Agenten sein, die als Diplomaten getarnt überall im Westen aus Botschaften und Konsulaten heraus operieren. An manchen Orten stellen sie sogar die Mehrheit des vermeintlich diplomatischen Personals.
Kaum jemand weiß das besser als die Deutschen. Die Präsenz russischer Agenten in beiden deutschen Staaten war immer hoch, auch nach der deutschen Einheit änderte sich daran nichts. Die Rote Armee zog ab, die Agenten blieben. Schon 1995 legte der Verfassungsschutz dem Kanzleramt eine Liste mit 165 russischen Agenten in russischen diplomatischen Vertretungen vor und drängte auf dramatische Reduzierung. Nichts geschah. Es sei, erklärte damals Innenminister Manfred Kanther, »mindestens ein unfreundlicher Akt, weiterhin gegen uns zu spionieren – moderat ausgedrückt. Ich kann auch nicht verstehen, warum wir vielerlei Hilfe leisten, die dann gegen uns gekehrt wird.«485
Ein Hauptquartier russischer Geheimdienst-Präsenz ist die noch von Gorbatschow eingeweihte Vertretung in Bonn, damals noch eines von fünf Generalkonsulaten. Dort wurden sogar Familienangehörige russischer »Diplomaten« beim Leeren toter Briefkästen beobachtet.
Die Gebäude in Berlin und Bonn mit ihren besonders auffälligen Antennenaufbauten stellen dazu ein beträchtliches Abhörrisiko dar – mitten im Berliner Regierungsviertel und hoch über Bonn, wo noch immer das Bundesverteidigungsministerium seinen offiziellen und ersten Dienstsitz hat.
In solchen russischen Einrichtungen ist diplomatische Arbeit eher Nebensache. Einmal hatten US-Behörden Fotos aus dem russischen Generalkonsulat in San Francisco geschickt. Von dort aus wurde das Silicon Valley abgehört. Nach der Anweisung zur Räumung 2017 hatte die knappe Frist von 48 Stunden nicht für eine »Grundreinigung« gereicht. Es fand sich massenhaft Spionagetechnik.
In einer »Bedrohungsanalyse Neue Mitte Berlin« wird gewarnt, »die Mobilkommunikation« könne »nahezu flächendeckend abgehört werden«.486 Allerdings grenzen ausgerechnet die Räume in der Berliner Wilhelmstraße, in denen ein Vermittlungsknoten für das deutsche Regierungsnetz installiert ist, direkt an die Wand des ehemaligen russischen Botschafts-Schwimmbades. Ist die »Abstrahlsicherheit« gewährleistet? Die Überprüfung ergibt, das Risiko erscheint aus verschiedenen Gründen gering: Auch, weil man beim Einbau darauf geachtet hat, dass nicht die Server-Räume, sondern die deutschen Toiletten an die russische Botschaft grenzen.487
Den auffälligen Aufbau auf der russischen Botschaft Unter den Linden ließ die Bundeswehr einmal in einer besonderen Aufklärungsmission überfliegen. Dafür wurde eine Transall mit einem speziellen Radargerät ausgestattet.488
2023 wurde die Sommerpause genutzt, um die Fensterfronten der Abgeordnetenbüros gegenüber dem russischen Botschaftsgebäude mit speziellen Folien zu beschichten, die das Abhören von der anderen Straßenseite aus unmöglich machen sollen.489
Im Fall Skripal muss der russische Anschlag mit einer Massenvernichtungswaffe mitten in Großbritannien Konsequenzen haben, da sind sich zumindest die britische und die US-Regierung einig. Die britische Regierung nennt vertraulich die Zahl geplanter Agenten-Ausweisungen: 23. Selbst US-Präsident Donald Trump, bekennender Putin-Fan und Geschäften mit Moskau nicht abgeneigt, nennt für die USA die erstaunliche Zahl von 60. Auch soll das russische Generalkonsulat in Seattle geschlossen werden.
In Berlin gibt es schon lange eine Fraktion, die hart reagieren und damit abschrecken möchte – nach der Krim, dem Bundestags-Hack, all den Cyber- und Desinformations-Attacken. Den ersten Vorschlag, russische Generalkonsulate zu schließen, brachte das Innenministerium schon 2014 ins Spiel. Auch in Merkels Kanzleramt fanden sich einzelne Anhänger der »Retorsion«, der Reaktion mit grundsätzlich zulässigen Mitteln auf den »unfreundlichen Akt« eines anderen Staates.490
Widerstand kam meist aus dem Auswärtigen Amt, aus Sorge vor russischen Gegenmaßnahmen auf die – Gegenmaßnahmen. Auf die Ausweisung russischer Agenten könne die Ausweisung deutscher Diplomaten folgen, könnten Generalkonsulate und Goethe-Institute geschlossen werden, kämen politische Stiftungen in noch größere Schwierigkeiten, würde Kontakt zur russischen Zivilgesellschaft noch schwieriger. Zu den Bedenkenträgern, das hat eine gewisse Logik, gehörte auch der BND: Er fürchtete um die Ausweisung seiner vergleichsweise wenigen Agenten der offiziell akkreditierten Repräsentanz.
Nach Skripal debattiert man im Kanzleramt sogar, die anstehende Fußball-WM in Russland zu boykottieren. Aber nur kurz. Deutschland weist vier russische Agenten aus, ebenso viele wie Frankreich. Eine lauwarme Reaktion, mal wieder ein deutscher Mittelweg.491
Zu diesem Zeitpunkt ist Fiona Hill, die schon unter Präsident Bush im National Intelligence Council arbeitete, in der Trump-Administration für dessen Russlandpolitik zuständig. »Präsident Trump war außer sich vor Wut auf Merkel und Macron«, erinnert sie dessen Reaktion. »Er wollte, dass sie mindestens gleichwertig, wenn nicht sogar viel deutlicher als die USA reagieren – in Form von Sanktionen und der Ausweisung russischer Geheimdienstagenten. Für ihn war es ein erneuter Beweis, dass die Europäer, vor allem die Deutschen, nur Trittbrettfahrer auf Kosten der USA sind. Er wies uns an, dass wir unsere Verbündeten informieren sollten, endlich mehr zu tun.«
Das führt dazu, dass Fiona Hill aus dem Sommerurlaub vom Strand unter anderem in Wien anrufen und um Unterstützung bitten muss. Die renitente Regierung in Berlin soll ihr Vorgesetzter übernehmen – der Nationale Sicherheitsberater H. R. McMaster:492 »Ihre schwache Reaktion auf die Vergiftung Skripals bedeutete möglicherweise die Ermunterung für Putin, weiterzumachen«, lautet sein vernichtendes Urteil über Merkel.493 Dieses Urteil wird in seiner Schärfe nicht einmal von Merkels Kritikern in den deutschen Geheimdiensten geteilt.
»Russland würde nicht auf mich verzichten«
Nicht einmal ein Mord mitten in Berlin ändert etwas an deutscher Zögerlichkeit.
Dieser 23. August 2019 ist ein heißer Sommertag, der »Kleine Tiergarten« in Berlin-Moabit voller Menschen. An diesem Freitag ist Selimchan Changoschwili zum Beten in die Ayasofya-Moschee auf der anderen Seite des Parks aufgebrochen. Der aus Georgien stammende Tschetschene kämpfte gegen Russland, lebt seit zwei Jahren in Berlin, er hofft auf Asyl. Für die russische Regierung, auch für Putin, ist er ein Terrorist: Er sei persönlich an Terroranschlägen beteiligt gewesen. Auch die deutschen Behörden sehen Changoschwilis Asylantrag mit größter Skepsis: Sie hatten ihn zeitweilig als »islamistischen Gefährder« eingestuft. Der Generalbundesanwalt hatte eigens prüfen lassen, ob Changoschwili an Kriegsverbrechen beteiligt war.
Sein Asylantrag wird abgelehnt, auch Changoschwilis Klage dagegen scheitert. Seine Befürchtung, er werde bei einer Abschiebung, zum Beispiel nach Georgien, verfolgt, sei »ins Blaue behauptet«. Außerdem könnten ihm »die Russen dann auch genauso problemlos in Deutschland nachstellen«. Die deutsch-kaukasische Gesellschaft bittet um Schutz für ihn. Nicht notwendig, heißt es.494
Als Changoschwili den Kleinen Tiergarten durchquert, nähert sich ihm von hinten ein Mann auf einem Mountainbike. Seine Pistole ist mit einem Schalldämpfer versehen. Der erste Schuss trifft Changoschwili seitlich in den Oberkörper, der zweite in den Hinterkopf. Der Mörder rutscht vom Rad, steht auf und geht zu seinem am Boden liegenden Opfer. Dann drückt er erneut ab. Symbolträchtiger kann eine Exekution kaum vollzogen werden.495
Der Täter, ein russischer Staatsbürger namens Wadim Nikolajewitsch Krassikow, hat sich in den Tagen zuvor viel Mühe gegeben, als Tourist aufzutreten. In Paris und Warschau ließ er sich Sehenswürdigkeiten zeigen, bevor er nach Berlin kam. Und von Warschau aus sollte es auch wieder nach Moskau gehen, in seinem dort noch gemieteten Hotelzimmer liegt sein Rückflugticket: Abflug 25. August um 9:50 Uhr.
Nach der Exekution steigt Krassikow auf sein Fahrrad, radelt ein paar Hundert Meter und versteckt sich in einem Gebüsch. Rasiert sich den Bart mit einer Haarschneidemaschine, zieht eine kurze Hose und ein buntes Shirt an, setzt einen Anglerhut auf. Tatwaffe und Kleidung steckt er in Wäschesäcke, zusammen mit dem Fahrrad wirft er alles in die Spree. Am Holsteiner Ufer steht in Höhe der Hausnummer 10 ein Elektroroller für ihn bereit, Volteboard, Modell M-400 Pro.
Und er wäre wohl entkommen, wenn nicht zwei junge Männer nach einer Wohnungsbesichtigung auf eine Zigarette am Spreeufer stehen würden und alles beobachten. Sie alarmieren die Polizei. Vier Beamte stellen Krassikow, als er gerade das Schloss des Rollers entsperren will. Einer der Polizisten springt in die Spree und greift sich die noch auf dem Wasser schwimmenden Wäschesäcke samt Fahrrad.
Die Beweise gegen Krassikow sind überwältigend. An seinen Händen werden Schmauchspuren gesichert, der DNA-Test stimmt mit Rückständen an der Tatwaffe überein. Doch in wessen Auftrag hat er gemordet? Handelt es sich um einen Racheakt in kriminellem Milieu? Eine Auseinandersetzung in islamistischen Kreisen? Oder um einen Auftragsmord aus Moskau und damit um einen Akt des Staatsterrorismus? Die 7. Mordkommission des Berliner Landeskriminalamts übernimmt den Fall.
Schnell verdichten sich Spuren Richtung Russland: Der Geheimdienst FSB hatte den Namen Changoschwili 2012 als Mitglied der mutmaßlichen Terrororganisation »Kaukasisches Emirat« an das BKA übermittelt. Auf seinem Handy finden sich Drohungen gegen ihn per SMS: »Deine Hölle steht Dir noch bevor«, »Wir beginnen mit Deinen Kindern«, »Deutschland wird Dir nicht helfen!«.
Der Täter hat einen russischen Pass in der Tasche, der ihn als »Vadim Sokolov« ausweist, geboren am 20. August 1970 im sibirischen Irkutsk. Aber die Ermittlungen ergeben, dass es sich um eine falsche Identität für Krassikow handelt. Und für einen Mord im Auftrag des russischen Staates sprechen bald weitere Indizien:496 Krassikow will einen Anwalt, den soll ihm die russische Botschaft besorgen. Er verweigert die Aussage, aber lässt Bemerkungen fallen, die Ermittler aufhorchen lassen: »Russland weiß ja, dass ich hier bin und würde nicht auf mich verzichten.«497 Ein anderes Mal will er wissen, »wie schlimm die Beziehungen zu Russland beeinträchtigt worden seien« und wie die Medien über seinen Fall berichten.498
Im Oktober 2020 beginnt der Prozess gegen Krassikow vor dem Berliner Kammergericht. Er wird von einem der besten deutschen Strafverteidiger vertreten, Robert Unger. Dessen hohe Rechnung zahlt die russische »Stiftung für die Unterstützung und den Schutz der Rechte von im Ausland lebenden Landsleuten«, kurz Pravfond.499
Der quasi wichtigste Belastungszeuge gegen Krassikow wird: Wladimir Putin. Ungewöhnlich genug, hat er gleich zweimal persönlich Stellung zu Changoschwili genommen. »Er war ein absolut blutrünstiger Mörder«, habe 98 Menschen getötet. »In vielen Ländern wird bei viel geringeren Opferzahlen ein nationaler Trauertag ausgerufen.« … »Terroristen und Mörder laufen frei in europäischen Hauptstädten herum. Soweit ich weiß, wurde er mitten in Berlin getötet. So ein Mann läuft frei in einer europäischen Hauptstadt herum.«500
In seinem Urteil zitiert das Berliner Kammergericht Putins Sätze in voller Länge, sie bezeugten den »Willen nach Vergeltung«. Die Tat sei geeignet, »tschetschenischen Asylbewerbern und russischen Oppositionellen, die sich unter dem Schutz des Grundgesetzes in Deutschland aufhalten, über den Einzelfall hinaus den Eindruck zu vermitteln, dass sie sich der Rache des russischen Staates auch im Ausland nicht entziehen können«.
Am 15. Dezember 2021 wird Krassikow zu lebenslanger Haft verurteilt.501
Zum Ende ihrer 16-jährigen Amtszeit muss sich Angela Merkel die Frage gefallen lassen, ob sie bei ihrer Strategie »Dialog und Abschreckung« die Abschreckung vergessen hat. Zu Beginn ihrer Kanzlerschaft war es der Polonium-Mord an Alexander Litwinenko mit seinen radioaktiven Hamburger Spuren. Zum Ende ihrer Amtszeit sind es Fälle wie Skripal, die Vergiftung des wichtigsten russischen Oppositionellen Nawalny und eine Exekution mitten in Berlin. »Im zwischenstaatlichen Miteinander gibt es wohl wenig Niederträchtigeres als einen politischen Auftragsmord mitten in der Hauptstadt eines anderen Staates«, urteilt Generalbundesanwalt Jens Rommel502 – Staatsterrorismus.
Mit den Konsequenzen muss sich jetzt die Ampel-Regierung unter Scholz und Außenministerin Baerbock beschäftigen. Bis zum Urteil gegen Krassikow fiel die Reaktion gewohnt zurückhaltend aus – wegen mangelnder Bereitschaft, die Ermittlungen zu unterstützen, wurden russische »Diplomaten« zu unerwünschten Personen erklärt, und zwar: zwei.503
Jetzt drängen Beamte in Verfassungsschutz und Innenministerium wieder einmal auf härtere Maßnahmen, auf die Schließung russischer Generalkonsulate und Ausweisungen in mindestens zweistelliger Höhe. Es werde immer gefährlicher, wenn Putin glaube, mit allem davonzukommen.
Manchmal aber gleicht es einem juristischen Seminar mit absurden Momenten. In der Bundesregierung diskutieren hochrangige Beamtinnen und Beamte ausführlich über die Retorsionsfrage. Der Täter sei jetzt bestraft, das habe doch eine gewisse »Befriedungsfunktion«. Ja, der Einsatz einer Schusswaffe im Kleinen Tiergarten habe auch Unbeteiligte gefährdet. Aber anders als im Fall der beiden Skripals habe es sich nicht um eine Massenvernichtungswaffe gehandelt!
Bedenken gegen Ausweisungen bestehen weiterhin auch im Auswärtigen Amt, nun geführt von Annalena Baerbock. Die Botschaft in Moskau warnt vor russischen Gegenschlägen. Durch Ausweisung von Diplomaten könne die Arbeitsfähigkeit der – immerhin eine der weltweit größten – deutschen Auslandsvertretungen beeinträchtigt werden. Und man müsse auch an die Bediensteten denken: In einem Fall geht es darum, dass eine erkrankte Hauskatze möglicherweise nicht transportfähig sei.
Nach dem Urteil gegen Krassikow werden zwei weitere russische Agenten zu »unerwünschten Personen« erklärt und müssen das Land verlassen. Macht zusammen: vier. Ganze vier.
Erst nach Beginn des russischen Großangriffs werden im Frühjahr 2022 in einer europaweit abgestimmten Aktion mehr als 200 russische Geheimdienstagenten ausgewiesen, 40 davon aus Deutschland. Auch müssen später vier der fünf russischen Generalkonsulate schließen.504 Die russische Regierung darf selbst entscheiden, welche Vertretung sie geöffnet lassen wolle, steht in »Verbalnote 134/2023«. Sie entscheidet sich für Bonn.
Damit endet – nach einem Vierteljahrhundert politischer Diskussionen, nach allem Abwägen, Zögern und auch Verschleppen – die massive Präsenz russischer Agenten auf deutschem Boden.
Den vorerst letzten Sieg aber trägt Putin davon, einen typischen Putin-Triumph. Am späten Abend des 1. August 2024 rollt gegen 22:30 Uhr eine russische Regierungsmaschine vom Typ Tupolew 204–300 vor den VIP-Terminal des Moskauer Flughafens Wnukowo. Am Ende der Gangway wartet der Staatspräsident. Der rote Teppich ausgerollt, die Ehrengarde präsentiert das Gewehr, Fernsehkameras laufen. Als Erster verlässt Wadim Krassikow das Flugzeug, leger gekleidet in Trainingsjacke und Baseballkappe. Putin heißt ihn mit offenen Armen willkommen. Ein Handschlag, eine kurze Umarmung, ein Klaps auf die Schulter – so begrüßen sich Kollegen. »Ich möchte mich für Ihre Treue zum Eid bedanken«, sagt Putin. »Das Vaterland hat Sie nicht eine einzige Minute lang vergessen.«505 Putins Sprecher Peskow bestätigt, dass Krassikow Angehöriger des russischen FSB ist, früher diente er in der Eliteeinheit »Vympel«, der »Wimpel«.
Krassikow ist die zentrale Figur in einem ebenso umfangreichen wie komplizierten Gefangenenaustausch, über den die US-Regierung sieben Monate lang hart verhandelte und bei dem der wegen angeblicher »Spionage« verurteilte US-Journalist Evan Gershkovich und auch der schwerkranke Menschenrechtler Wladimir Kara-Mursa freikommen.506
Der Kanzler hat sich bei diesem Deal, der intern Operation »Tandem« getauft wird, gegen massive Bedenken durchgesetzt. Einen verurteilten Attentäter im Staatsauftrag gegen inhaftierte Journalisten und Politiker auszutauschen, sende das völlig falsche Signal, hieß es. Es sei der ultimative Triumph für Putin. Widerstand kommt aus dem Außen-, dem Justiz- und dem Innenministerium. Scholz entscheidet anders: »Für dich mache ich das«, hat er Biden versprochen.
Putin hat von Beginn an klargemacht, er werde einem Austausch nur zustimmen, wenn Krassikow ganz oben auf der Liste steht. Es ist seine Botschaft an alle, die in seinem Auftrag im Ausland operieren, spionieren, töten. Wir vergessen euch nicht. Wir holen euch nach Hause.
Ganz so, wie es Krassikow nach seiner Festnahme vorausgesagt hatte, ruhig und bedacht: »Russland weiß, wo ich bin und wird nicht auf mich verzichten.«

		
	

	
	
			
				GEFÄHRLICHE STRÖMUNGEN

			

			In den Wochen und Monaten nach dem 24. Februar 2022 beschäftigt sich ein Mann mit der Schuldfrage, mit dem »größten außenpolitischen Versagen der Bundesrepublik«, das er eingestehen will und wohl auch muss. Immer wieder frage er sich, wie er, Sigmar Gabriel, sich in einem Mann so getäuscht habe. Wie er sich von Putin täuschen ließ – politisch, aber auch menschlich. Sein Leben lang habe er sich auf seinen Instinkt verlassen können, er komme aus schwierigen Verhältnissen, da lerne man, wem man trauen könne und wem nicht. »Es ist schon erstaunlich, wie er uns ins Gesicht lügen konnte, auch mir. Ich frage mich immer noch, ob ich mich in einem Menschen so täuschen konnte oder ob er sich in der selbst gewählten Isolation während der Corona-Krise verändert hat.«507
Da muss wohl auch ein Virus dafür herhalten, Putin zu erklären. Übrigens nicht nur beim ehemaligen Vizekanzler, sondern auch bei Angela Merkel.
Sie hatten sich oft gesehen in den gut vier Jahren, als Gabriel Wirtschafts- und dann Außenminister war. Putin hatte ihn immer wieder auch persönlich empfangen. Gabriel, das war eben auch die SPD und seine Freundschaft mit Gerhard Schröder. Und damit eine gewisse Nähe, auch menschlich. Wie dieser lange Petersburger Abend 2017508, aus dem eine russische Nacht wurde, eine Nacht, in der man im allerkleinsten Kreis zusammensaß, Putin und Schröder und Warnig und auch er, der damalige Bundesaußenminister Gabriel. Und man redete und aß und trank; und später kamen, wie so oft bei solch gefühlvollen russisch-deutschen Seelenverwandtschafts-Begegnungen mit Putin, die Sänger und die Musiker, und man hakte einander ein. Den Putin von heute »kriege ich nicht überein mit dem, den ich kennengelernt hatte.«
In diesen Frühsommermonaten des Jahres 2022 sucht Gabriel nach Ursachen, Erklärungen, auch nach Rechtfertigungen. Die Ost- und Entspannungspolitik seines Kanzlers Willy Brandt, dieses historische Friedenswerk, es sei am Ende zu einem »merkantilistischen Handelsprojekt« degeneriert, dem die gesamte europäische Sicherheitsarchitektur geopfert wurde. Auch er habe geglaubt, dass gemeinsame ökonomische Interessen friedensstiftende Wirkung entfalten könnten. »Wir dachten, wir hätten die magische Formel im Umgang mit Russland gefunden. Viele von uns wurden darüber gegenüber den Bedenken und Warnungen unserer osteuropäischen Partner arrogant und selbstgefällig.« Warnungen davor, dass »sich Russland seine geopolitischen Machtansprüche nicht einfach durch Gasgeschäfte würde abkaufen lassen. Wir Deutschen dachten einfach: Wir wissen besser, wie man mit Russland umgehen muss.«509 Die Vorstellung, »dass politischer Wandel durch ökonomische Integration zu erreichen sei«, sagt er, »wurde zum größten außenpolitischen Versagen der Bundesrepublik«.
Die so selbstkritisch formulierten Erkenntnisse passen allerdings nicht ohne Weiteres zu seinem Handeln. In der Funktion als Wirtschafts- und Außenminister gehört Gabriel zu den politisch Treibenden und Verantwortlichen eines Projektes, das wie kein anderes als Symbol für die »merkantilistische Degeneration« deutscher Russlandpolitik steht: Nord Stream 2. Ein Symbol der Rücksichtslosigkeit, mit der ein Land seine wirtschaftlichen Interessen auch gegen die wichtigsten Verbündeten durchsetzt, gegen Europa, gegen die USA. Über Tausende Seiten kann man in den Akten des Bundeswirtschaftsministeriums510 nachlesen, wie es aussieht, wenn die Handelsmacht Deutschland die Ellenbogen ausfährt. Es ist kein Zufall, dass Kanzleramt und Bundeswirtschaftsministerium erst – unter anderem vom Autor – juristisch gezwungen werden mussten, diese Akten zugänglich zu machen. Man liest, wie schwer Deutschlands Ansehen beschädigt ist. Und mit einer ganz anderen Schuldfrage umgehen muss: ob dieses Land mit seinen Gasgeschäften nicht dazu beigetragen hat, Putins Kriege zu finanzieren. »Das ist eine gefährliche Waffe für die Ukraine, aber auch für ganz Europa«, sagt der ukrainische Präsident Selenskyj bei Merkels Abschiedsbesuch in Kyjiw über Nord Stream 2. Da dauert es noch sechs Monate bis zum Großangriff.511
Im Nachhinein haben alle Verantwortlichen Erklärungen dafür gefunden, warum Nord Stream 2 selbst nach der Annexion der Krim über 1234 Kilometer verlegt und beinahe in Betrieb genommen wurde, noch im Januar 2022 sah es danach aus. »Eine letzte Brücke« zu Putin sah Steinmeier, andere bemühten das Bild vom letzten »Anker«. Russland sei immer ein verlässlicher Partner gewesen, behauptet Schröder – auch er müsste es besser wissen: Russische Energieaußenpolitik nutzte schon in den Neunzigerjahren Gas als Waffe.512 Man habe auf Putins Rationalität gehofft, seine Profitinteressen und die des Systems, argumentierte man im Kanzleramt. Und natürlich: der immense Druck der deutschen Industrie. »Die Russen« hätten schließlich immer »treu« geliefert, so Eckhard Cordes vom Ost-Ausschuss der Deutschen Wirtschaft.513 Sie sei machtlos gegenüber der Wirtschaftslobby, soll Merkel zu Donald Tusk gesagt haben.514 »Ich habe es als eine meiner Aufgaben gesehen, für die deutsche Wirtschaft billiges Gas zu bekommen.«515
All das ist umso irritierender, weil man sich an die Kritik vor allem der Ostmitteleuropäer und der Balten schon bei Nord Stream 1 erinnern konnte.516 Von Anfang an wuchs der Widerstand im EU-Parlament und in der Kommission, am Ende wandte sich sogar Frankreich gegen Deutschland. Von den USA und den Sanktionen ganz zu schweigen, dort übrigens parteiübergreifend. Nur allzu ersichtlich waren die Bemühungen der Betreiber, mit allen erdenklichen juristischen Kniffen und Konstruktionen rechtlichen Hindernissen zu begegnen, eine Fake-Klimastiftung inklusive.517 All dies bleibt umso unerklärlicher, weil alle wesentlichen Entscheidungen fielen, als Putins Aggressionen gegen die Ukraine – und gegen Deutschland – längst offenkundig waren.
Die Akten des Wirtschaftsministeriums umfassen Tausende Seiten, es geht um Gutachten und EU-Binnenmarktrichtlinien; aber so gut wie nie geht es um die Annexion der Krim oder den Krieg im Osten der Ukraine. Nur wenige dürre Sätze beschreiben eine »außenpolitische Konfliktlage«.518 Auch der 30-Prozent-Regierungsbeschluss über eine maximale Importquote taucht nicht auf. Selbst nach der Annexion der Krim steigt die Abhängigkeit von russischen Gasimporten weiter, werden Milliarden gezahlt. Aber ein klares Statement findet sich: Ein »völliger Verzicht« auf Lieferungen sei auf »Jahre und Jahrzehnte nicht darstellbar«.519
Nord Stream 2: Zwei weitere Pipelinestränge sollen parallel zu Nord Stream 1 durch die Ostsee verlegt werden, Anlandepunkt Lubmin in Mecklenburg-Vorpommern. Sie sollen das Gas aus den gewaltigen Vorkommen der sibirischen Halbinsel Jamal gen Westen bringen. Bereits mit Inbetriebnahme von Nord Stream 1 begannen Überlegungen zum Bau weiterer Stränge.520 Ende März 2013 stellte die Nord Stream AG einen Antrag auf Genehmigungen für Errichtung und Betrieb beim Bergamt Stralsund.
Die Zehn-Milliarden-Euro-Investition wird offiziell am 4. September 2015 als Gemeinschaftsprojekt zwischen Gazprom und fünf europäischen Unternehmen gegründet, zwei davon aus Deutschland: E.ON und die BASF-Tochter Wintershall.521 Der Gesellschaftervertrag wird – weit weg von Berlin und jeder Diskussion um die Krim – während des Eastern Economic Forum in Wladiwostok unterschrieben. Verwaltungsratsvorsitzender der im schweizerischen Kanton Zug ansässigen Nord Stream 2 AG: Bundeskanzler a. D. Gerhard Schröder. Geschäftsführer: Matthias Warnig.
Er habe eigentlich eine »andere Lebensplanung« gehabt, behauptet Warnig, »für mich kam die Entscheidung, Nord Stream 2 zu bauen, überraschend«. Putin habe ihm bei einem Frühstück »mit den westlichen Investoren auf Top-Ebene« erzählt, »die Idee oder die Entscheidung« gehe auf ein Gespräch mit Merkel am 10. Mai 2015 zurück. Die Kanzlerin habe »in diesem Gespräch, laut Herrn Putin, ihre Unterstützung zugesagt«. Eine Bedingung dafür sei die Aufrechterhaltung des Gastransits über die Ukraine gewesen, eine andere die Beteiligung deutscher Investoren.522
Nord Stream – dies wären vier Pipelines mit einer Kapazität von insgesamt bis zu 110 Milliarden Kubikmeter im Jahr, weit mehr als der jährliche deutsche Erdgasbedarf. Dies sichere langfristig die europäische Energieversorgung, argumentieren die Befürworter, schaffe mehr Wettbewerb und sorge für niedrige Preise. Und mit dem im Vergleich zu Flüssiggas um ein Drittel preiswerteren »Russengas« könnte die deutsche Industrie nicht nur energiekostengünstig produzieren – Deutschland würde zum größten Gasimporteur Europas aufsteigen, wäre die lukrative Drehscheibe für die Versorgung eines ganzen Kontinents. Über Anschlusspipelines könnten dann auch osteuropäische Länder quasi über den Umweg Deutschland vor allem mit russischem Gas beliefert werden. In diesem Sinn ist Nord Stream 2 auch ein deutsches Geschäftsmodell.
»Eine Waffe des Friedens«
Mit Nord Stream 2 beginnt das russische Endspiel um den Absatz fossiler Brennstoffe in Zeiten der Klimakrise. Im Kampf um Marktmacht und Milliarden gelten zwei Kriterien: möglichst große Liefermengen und die Kontrolle über Transportwege – also Pipelines – für einen möglichst großen Absatzmarkt. Für Russland heißt der: Europa mit Deutschland als Brückenkopf. Die zu erwartenden jährlichen Milliarden-Einkünfte allein aus Nord Stream 2523 sichern das Überleben des Systems Putin. Nord Stream 2 ist Macht- und Geopolitik pur.
Kein Wunder, dass der russische Botschafter in Deutschland, Sergej Netschajew, das Projekt von Anfang an zum »Lackmustest für die deutsch-russischen Beziehungen« erklärt. Es gehe um die Partnerschaft zweier »souveräner« Staaten. Der »Gas-Highway« Nord Stream 2 sei nichts weniger als: eine großartige »Waffe des Friedens«.524
Im Juni 2015 informiert die zuständige Abteilung II im Wirtschaftsministerium »Energiepolitik – Wärme und Effizienz« Minister Gabriel über die Pläne zu »Nord Stream Strang 3 und 4« – wie das Projekt anfangs in den Akten noch genannt wird. »Dem Vernehmen nach hat E.ON-CEO Teyssen BM Steinmeier benachrichtigt und dieser wiederum die BK’in. Reaktion der BK’in soll gewesen sein, dass das eine Unternehmensentscheidung sei, die man nicht kommentiere, aber die sicherlich Gegenreaktionen hervorrufe, intern aber wohl begrüße.«
Es sei mit »Gegenwind« aus EU-Ländern zu rechnen, auch die EU-Kommission »dürfte nicht rundweg begeistert sein. Als Kritikpunkte könnten aufgeführt werden, dass damit die Abhängigkeit von Russland zementiert und ein Beitrag zur Umgehung der Ukraine als Transitland mit entsprechenden Einnahmeverlusten geleistet wird.«525
Spätestens Ende 2019 soll Strang 3 fertiggestellt sein. Ob Zufall oder nicht: Das ist genau der Zeitpunkt, ab dem Russland kein Gas mehr über die Ukraine Richtung Europa leiten will. Die Umgehung wäre perfekt. Im Vermerk steht auch: »D würde damit als Gasdrehscheibe in Europa gestärkt und eine noch zentralere Rolle für die Gasversorgung spielen.«
Vom allerersten Moment an ist klar: Bei Nord Stream 2 handelt es sich um das Gegenteil eines »rein privatwirtschaftlichen« Projektes. Auch wenn Gabriel diesen Begriff vermeidet – offiziell bleibt man bis zum Ende dabei. Als ob Falsches durch stete Wiederholung wahr würde. Noch im Dezember 2021 spricht Kanzler Scholz von einem »privatwirtschaftlichen Vorhaben«.526
In diesem Juni 2015 handelt Gabriel schnell. In einer Videokonferenz mit dem für Energiefragen zuständigen EU-Kommissar Maroš Šefčovič erklärt er, man könne Russland nicht »zwingen«, Gas weiter durch die Ukraine zu leiten, aber man werde sich sehr darum bemühen. Dies könne auch zu einer »Deeskalation« des russisch-ukrainischen Konflikts beitragen, der auf »gar keinen Fall« eskalieren dürfe.
»Eigentlich sollte unsere Politik den Krieg verhindern«, erklärt Gabriel heute. »Jetzt ging es um Verhandlungen über das Ende eines Krieges. Wir wollten einen echten Waffenstillstand erreichen. In dieser Situation Putins Lieblingsprojekt Nord Stream infrage zu stellen, hätte diese Verhandlungen um einen Waffenstillstand ganz gewiss nicht erleichtert.«
Nach dieser Lesart dient Nord Stream 2 am Ende sogar noch der Friedenssicherung.
Massiver Widerstand kommt aus Ost wie West, umgehend. Bereits während des EU-Gipfels am 18. Dezember 2015 muss sich Merkel gegen harte Kritik verteidigen; EU-Ratspräsident Donald Tusk macht deutlich: Die Energiesicherheit Europas erhöhe sich durch Nord Stream nicht. Der slowakische Präsident Robert Fico protestiert, Polen sowieso, acht EU-Staatschefs warnen schriftlich vor den geopolitischen Risiken, zehn US-Senatoren schreiben einen Brief an EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker. »Der Widerstand der USA gegen diese Pipeline ist damit übereinstimmend sowohl in der Administration als auch im Kongress (in beiden politischen Lagern) fest verankert«, meldet die deutsche Botschaft in Washington.527
Der Bundesregierung werde »pauschal ein Sonderweg im Verhältnis zu Russland unter Preisgabe europäischer Solidarität und der Ukraine unterstellt«, warnt das Auswärtige Amt, dies habe zu »teils heftigen Reaktionen« in Partnerländern geführt. Ein eigens erstelltes Non-Paper, eine offiziell nicht offizielle Stellungnahme, empfiehlt einen »Maßnahmenkatalog zur politischen Flankierung von Nord Stream II«. Die Kritiker einbinden, schließlich sei sich die Bundesregierung der »politischen Dimension des Vorhabens … bewusst«.528 Staatssekretär Rainer Baake im Wirtschaftsministerium winkt ab. Man solle doch »in einem ersten Schritt diejenigen EU-Mitgliedstaaten ansprechen, die das Projekt potentiell befürworten könnten«.529 Auch das Kanzleramt hat Bedenken: Politisch zu werben könnte dazu führen, »dass eine neutrale Position der BReg und eine wirtschaftliche Betrachtung von Nord Stream 2 kaum mehr glaubwürdig vertreten werden kann«. Dies könne die Regierung auch in Europa »weiter unter Druck bringen«.530
In Berlin lässt man keine Kritik gelten. Schon am 9. November 2015 hat man im Wirtschaftsministerium eine gemeinsame Sprachregelung für die Bundesregierung formuliert: Die Bundesregierung begrüße die Pläne zum Bau von Nord Stream 2; die Pipeline werde zur »Erhöhung der Versorgungssicherheit nicht nur in Deutschland, sondern in der EU beitragen«.531 Und man raunt, der polnische Widerstand habe doch eher damit zu tun, dass Warschau die lukrativen Gebühren zur Nutzung der eigenen Transitpipeline erhalten wolle. Man argumentiert, Nord Stream 2 werde der Ukraine sogar nützen: Wie andere ostmitteleuropäische Länder könne das Land vom Ausbau des »reverse flow« profitieren, des Gasflusses in umgekehrter Richtung. Man versichert, Bedingung für Nord Stream 2 müsse Putins feste Zusicherung sein, dass russisches Gas auch weiterhin in beträchtlichem Umfang durch die transukrainische Pipeline Richtung Westen transportiert werde. Um die Sicherstellung des Transits mit seinen jährlichen Gebühren von 1,5 bis zwei Milliarden Euro bemüht sich die Bundesregierung tatsächlich bis zuletzt, auch mit einem seit 2019 eigens beauftragten »Sonderbeauftragten der Bundesregierung für den Ukraine-Gastransit«, der, zwischen Berlin-Brüssel-Kyjiw und Moskau pendelnd, erfolgreich an der Verlängerung der Verträge arbeitet. Und zeigt sich beeindruckt davon, wie präzise Gazprom-CEO Alexej Miller griechische Philosophen zitieren kann.
Es gehört zu den Paradoxien des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine, dass der Gastransport durch die Ukraine noch bis Ende 2024532 ebenso reibungslos verläuft wie die Bezahlung der Gebühren für die Durchleitung an die Ukraine. Die transukrainische Pipeline bleibt von russischen Raketen- und Drohnenangriffen verschont.
Auffallend eng ist der Kontakt zwischen den »Nordstreamlern« und dem Wirtschaftsministerium.533 Gazprom-Chef Miller ist in Berlin immer mal wieder mit Bundeskanzler a. D. Schröder unterwegs; spricht mehrmals bei Gabriel und auch bei Außenminister Steinmeier vor. Man sehe keine Bedenken, heißt es auch dort. Längst ist im Wirtschaftsministerium bekannt, wie eng der Draht zwischen dem unermüdlichen Warnig und Gabriel ist. Er ist Gabriels verlässliche Verbindung zu Putin, sein »Back Channel«. Vor einem geplanten Besuch Gabriels in Moskau schreiben die Beamten: »Sie könnten Herrn Warnig bitten, Ihre Gesprächsthemen bereits vorab an Präsident Putin zu übermitteln bzw. um weitere Anregungen bitten.«534
Mit dem für Energiepolitik zuständigen Abteilungsleiter II, Thorsten Herdan, ist Warnig per Du. Der Mailverkehr liest sich so: »Lieber Thorsten, ich hoffe, Du bist gut erholt, fit und voller Energie aus Deinem Urlaub ins graue Berlin zurückgekehrt. Ich bin heute um 14 Uhr in Moskau bei 15 Grad Minus gelandet.«535 So ist auch Warnigs Stimmung, er hat der Mail ein Papier »zu jüngsten Entwicklungen in der Europäischen Kommission« angehängt. »Ich bin sehr sensibilisiert und der Auffassung, dass dies ein entscheidender, kritischer Moment für die weiteren Weichenstellungen sein kann. Ich würde gerne mit Dir bei Gelegenheit darüber telefonieren.«
Gelegenheiten zum Austausch gibt es für Warnig und seine Leute ständig. In einem regelrechten Jour fixe wird besprochen, wie man den Damen und Herren der Nord Stream 2 AG behilflich sein kann. Dort arbeitet inzwischen auch die ehemalige Referatsleiterin im Wirtschaftsministerium Monika Scheller als »Senior Advisor for Governmental Relations«, ein Lobbyisten-Job. In den Akten wird das alles als »Meinungsaustausch« bezeichnet, aber die Fragen des Wirtschaftsministeriums lesen sich anders: »Welche Aufgaben sehen Sie für 2017, wo eine engere Abstimmung zwischen uns sinnvoll wäre?«536
Hilfe hätten die Nordstreamler gern bei der Bewältigung eines erneuten Problems mit dem Verteidigungsministerium: Das hatte schon gegen die geplante Trassenführung von Nord Stream 1 geklagt, die durch ein Manövergebiet der Bundesmarine führt. Bei Übungen mit scharfen Granaten könnte die Sandabdeckung der Pipeline durchschlagen und die Ummantelung der Rohre möglicherweise beschädigt werden. Solches »Störfeuer« soll sich nicht wiederholen: »Hier ist möglich, dass Nord Stream zu gegebener Zeit mit dem Wunsch nach ›Moderation ggü. dem BMVg‹ auf uns zukommt.«537
Später stellt sich heraus, dass für das Verfahren vor dem Bergamt in Stralsund Unterlagen zu militärischen Geheimnissen in der Ostsee angefordert wurden. Etwa zu Tauchgebieten deutscher U-Boote oder zu Schusszahlen in der Pommerschen Bucht. Zeitweilig stehen die Daten sogar auf der Website des Bergamts, ein »Versehen«, heißt es.538
Im »Meinungsaustausch« zwischen Nord Stream und Ministerium geht es auch um die Gegner des Projekts; regelrechte Widerständler werden ausgemacht, die Grünen sowieso. »Voll dagegen« sei auch die Arbeitsgemeinschaft Außenpolitik der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Der CDU-Politiker Norbert Röttgen hat seine Kritik früh öffentlich gemacht. Öffentlich zumindest bleibt er damit allerdings ziemlich allein.
Die Unionsfraktion bleibt auf Linie: Am 6. Juni 2016 kommt es auf Drängen des außenpolitischen Beraters der Fraktion, Hans-Joachim Falenski, zu einem Gespräch über die kontroverse Pipeline; dabei in Raum 5.501 im Paul-Löbe-Haus sind auch Christoph Heusgen aus dem Kanzleramt sowie Joachim Pfeiffer, der einflussreiche wirtschafts- und energiepolitische Sprecher der Fraktion. Und ein klarer Befürworter von Nord Stream.539 Falenski fällt heute ein hartes Urteil: »Zwar wies Christoph Heusgen darauf hin, dass sich die Energiesicherheit der EU durch Nord Stream 2 nicht erhöhe, weil es sich um russisches Gas handele. Aber die Bundeskanzlerin ließ der Gesprächsrunde übermitteln, die Politik solle sich ›neutral‹ zu diesem, wie sie sagte, ›kommerziellen Projekt‹ verhalten. Eine solche Aussage grenzt an Volksverdummung. Sie war ihrer unwürdig. Denn vor allem sie wusste genau, dass die USA, die baltischen Staaten und Polen Nord Stream 2 heftig kritisierten, dies deshalb vor allem und zuallererst ein hochpolitisches Projekt war, das das Bündnis spaltete. Es spricht eine erhebliche Arroganz daraus, dass Frau Merkel ihren Irrtum nicht einmal im Nachhinein eingestehen wollte.«540

»Ich lag falsch. Wir alle lagen falsch.«
Und:  »Wir wollten es nicht sehen.«
Wolfgang Schäuble macht seine zunächst nur intern geäußerte Kritik öffentlich: »Ich habe nie einen Hehl daraus gemacht, dass ich diesen Pipeline-Bau für falsch gehalten habe.«541
Einen Draht hat Warnig zu Merkels wirtschaftspolitischem Berater im Kanzleramt, dem Ökonomen Lars-Hendrik Röller. Dessen Vater war Vorstandssprecher der Dresdner Bank und daran beteiligt, Warnig für die Bank anzuheuern.542
Röller wird Präsident der privaten »European School of Management and Technology« in Berlin-Mitte, und Warnig ist immer mal wieder zu Gast. 2011 – kurz vor seinem Wechsel ins Kanzleramt – ist Röller einer der Autoren einer »Case Study« über: Nord Stream.543
Zur deutschen außenpolitischen Identität gehört die unbedingte Zugehörigkeit zur Europäischen Union und das feste Bündnis mit den USA. Aber über Nord Stream 2, diesem deutsch-russischen Prestigeprojekt, wird sich Deutschland mit Brüssel und Washington massiv zerstreiten. Engste Verbündete werden zu härtesten Gegnern.
Das EU-Parlament hat sich bereits mehrheitlich gegen Nord Stream 2 ausgesprochen.544 Die EU-Kommission hat festgestellt, dass Nord Stream 2 die Versorgungssicherheit der EU eben nicht erhöht. Heusgen, der nach eigener Darstellung dem Projekt »sehr skeptisch« gegenübersteht, will mehrfach bei Energiekommissar Šefčovič angerufen haben. Man habe nichts gegen eine europäische Lösung, habe er ihn wissen lassen, auch die Kanzlerin nicht. Auch nicht, wenn Brüssel das Pipelineprojekt stoppen würde. Doch zugleich seien aus Berlin aber auch andere Signale gekommen, vor allem von Gabriel.545
Die juristische Schlacht tobt darum, wer für die Genehmigung der Pipeline letztlich zuständig ist. Es geht im Kern um die komplizierte Frage einer Änderung der »Richtlinie über den Erdgasbinnenmarkt«, kurz Gasrichtlinie.546 Demnach müssten dann auch für Pipelines aus Nicht-EU-Staaten wie Russland die Grundsätze des EU-Gasmarktes gelten: Transparenz der Tarifgestaltung, ein diskriminierungsfreier Zugang Dritter zu Pipelines und die unternehmerische Trennung von Gasförderung und Gastransport. Das wäre nicht nur de facto eine »Lex Nord Stream 2«, sondern würde auch das Ende des Gazprom-Exportmonopols Richtung Europa bedeuten.
Diese für Nord Stream 2 gefährliche Änderungsrichtlinie wird von Anfang an auf allen Ebenen bekämpft.547 Unter »STRENG VERTRAULICH Nord Stream 2 und EU-Kommission: Rechtsstaatlichkeit vs. Politik« findet sich in den Akten des Wirtschaftsministeriums ein Dokument über die vermeintlich »politisierte Rechtsauffassung« der EU-Kommission im Genehmigungsverfahren, datiert bereits auf den 6. Februar 2017. Wie ein regelrechter Arbeitsauftrag liest sich darin die Einschätzung: Es sei von »vordringlicher Wichtigkeit«, dass die Bundesregierung auf »rechtsstaatlichem Verfahren« bestehe. Andere Staaten wie Dänemark und Schweden seien »von Brüssel angestiftet«, sich gegen Nord Stream 2 auszusprechen. Aber eine »Schlechterstellung« von Nord Stream 2 sei »nicht hinnehmbar«.548
Schröder meldet sich bei Kommissionspräsident Juncker, »auf keinen Fall« dürfe die EU-Kommission einen solchen »rechtswidrigen Vorschlag« machen. Schröder ist exzellent informiert, auch über die juristischen Auseinandersetzungen in der Kommission. Der sei auf seine alten Tage ja noch zum Experten für EU-Recht geworden, sagt Juncker vor Mitarbeitern.
Die Entscheidung der Kommission braucht Zeit; auch die Umsetzung von Änderungen in verbindliche Rechtsakte, dazu die heikle und eventuell entscheidende Frage möglicher Ausnahmeregelungen. In den Akten finden sich regelrechte Listen mit Ländern, die man noch bearbeiten müsse – staatlicherseits.549 Die Nord Stream 2 AG plant »Gespräche, Veranstaltungen, Road Show in FIN, SWE, Dänemark«.
Der Ton wird schärfer. Warum er den »bestehenden rechtlichen Rahmen« infrage stelle, schreibt die ehemalige Justizministerin Brigitte Zypries, inzwischen hat sie Gabriel als Wirtschaftsministerin abgelöst, an Energiekommissar Šefčovič: »Verwundert bin ich zudem über die Äußerung der Kommission, Nord Stream 2 sei nicht notwendig. Es handelt sich bei Nord Stream 2 zweifellos um ein politisch umstrittenes Projekt. Die Investitionsentscheidung hat jedoch einen privatwirtschaftlichen Charakter und erfolgt nach betriebswirtschaftlichen Erwägungen. Nach unserem Verständnis von Marktwirtschaft steht es weder mir noch der Kommission zu, über die Notwendigkeit von privatwirtschaftlichen Investitionen zu befinden.«550
Zwischendurch hat Schröder mit Gazprom-Miller zum »Informationsaustausch« bei Zypries vorbeigeschaut. Man kennt sich aus Hannoveraner Tagen. Dann kommt Schröder auch schon mal allein. Diese Gesprächsvorbereitung für die Ministerin zählt vorsorglich auch gleich »Gegner Projekt Nord Stream 2« auf und nennt »MdB Röttgen« und den »Minister für Energiewende aus Schleswig-Holstein Habeck«.551
Dänemark wiederum will per Gesetz einführen, dass im Genehmigungsverfahren auch außen- und sicherheitspolitische Aspekte zur Ablehnung einer Pipeline führen können. Zypries ruft ihren Amtskollegen in Kopenhagen an, Gesprächsziel laut Vorlage: »DNK überzeugen, dass … eine rückwirkende Anwendung eines neuen Gesetzes juristisch fragwürdig wäre.«552
In den Akten des Wirtschaftsministeriums zumindest findet sich nichts, was einen echten Widerstand des Kanzleramts oder der Kanzlerin gegen Nord Stream 2 belegen würde. »Insgesamt zurückhaltender« ist noch die deutlichste Formulierung.553 Allerdings finden sich ihre »Sprechzettel«, nach diplomatischer Gepflogenheit eingeteilt in »aktiv« und »reaktiv«: Themen, die sie selbst anspricht, und solche, auf die sie nur reagiert. Im Wirtschaftsministerium erfindet man noch die Kategorie »äußerst reaktiv«: Bloß nichts sagen zu den Exportkreditgarantien, die für Nord Stream 1 gewährt wurden und für Nord Stream 2 beantragt sind.554
Auf den Sprechzetteln ist etwa zu den Niederlanden zu lesen: Mit der Gasförderung werde es dort nach einem Erdbeben schwieriger. Zu LNG: Flüssiggas sei »derzeit keine wettbewerbsfähige Alternative«. Zu Polen: »POL Regierung wird immer mehr zum Wortführer der Nord Stream 2 Gegner in der EU, wobei die ideologische Komponente überwiegt.« Zu genereller Kritik an Nord Stream: »Nehmen Bedenken unserer Partner ernst. Lehnen Verhinderungsdiskussion aber ab.«
Und überhaupt: »Wir empfinden das russische Methan-Molekül nicht als Bedrohung.«555
Merkel hat sich in Brüssel auch dadurch einen so guten Ruf erarbeitet, weil sie als kompromissbereit und verlässlich gilt. Für Nord Stream 2 trifft das nicht zu.556 Die von ihr geführte Bundesregierung hat sich tiefer eingegraben, als die betonummantelten Röhren auf dem Grund der Ostsee je liegen werden. Sie riskiert sogar einen massiven Konflikt mit Frankreich.557 Unter Aufbietung aller politischen Macht wird im April 2019 eine gesichtswahrende Lösung gefunden, eine Ausnahmeregelung sichert Nord Stream 2 ab:558 Die Zertifizierung der Pipeline für das Küstenmeer, also die letzten rund 22 Kilometer, obliegt nun den Behörden im Anlandestaat Deutschland; sie müssen sicherstellen, dass alles den EU-Vorgaben entspricht.559
Im September 2021 liegen beide Stränge der Pipeline bis zum Anlandepunkt Lubmin, ist der Antrag auf Zertifizierung gestellt. Es bleibt die gesetzlich vorgeschriebene »Versorgungssicherheitsprüfung«, sie soll belegen, dass die Energiesicherheit der EU durch Inbetriebnahme nicht gefährdet ist.
Der Entwurf aus dem Bundeswirtschaftsministerium wird am 26. Oktober 2021 von allen zuständigen Ministerien, auch dem Kanzleramt, freigegeben. »Keine Anmerkungen«, heißt es allenthalben.
»Kill it somehow«
Das größere Hindernis sind die USA. Selbst ihren Freund Barack Obama hat Merkel nicht vom Bau einer russischen Pipeline nach Deutschland ausgerechnet nach der Annexion der Krim überzeugen können. Nicht einmal die besten Lobbyisten können helfen. Nord Stream 2 hat für die USA eigens den früheren US-Botschafter in Deutschland Richard Burt verpflichtet. Eine Veranstaltung am Washingtoner Think Tank CSIS wird zum Debakel: »Eine neue Pipeline für RUS Erdgas sollte nicht gebaut werden dürfen, solange RUS Truppen in der Ukraine sind«, fasst die deutsche Botschaft Washington das Ergebnis zusammen: »Eine Ablehnung Nord Streams 2 sei eine Frage europäischer Solidarität mit Osteuropa.« Wenig hilfreich ist auch der Auftritt des Gesandten für Wirtschaftsfragen der Botschaft: Man solle doch bitte Nord Stream 2 nicht als »politisch motiviertes deutsch-russisches Projekt« darstellen.560
Nach dem Amtsantritt von Präsident Donald Trump werden die Differenzen über Nord Stream 2 zu einer schweren Belastungsprobe für das deutsch-amerikanische Verhältnis.
Oder, wie sie im Weißen Haus die Lage deuten: »Schroederism is back.«
Schröderismus: sich an Putin ranwanzen und dann tun, was der will.
Und es geht nicht nur um den Verkauf von LNG, dem ebenso teuren wie klimaschädlichen amerikanischen Fracking-Gas nach Europa. Für Trump bedeutet die wachsende deutsche Abhängigkeit von Putins Gas nichts weiter als Betrug und Ausbeutung der USA durch Deutschland. Während die Deutschen vom preiswerten russischen Gas profitierten, blieben ihre Verteidigungsausgaben trotz aller Versprechen viel zu niedrig. Bei einem Frühstück mit Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg erklärt Trump: Deutschland ist »ein Gefangener Russlands«, die Nato müsse sich das »einmal genauer ansehen«. Deutschland werde vollkommen von Russland kontrolliert: »Die zahlen Milliarden über Milliarden an Russland, das Land, vor dem wir sie schützen sollen.«561
Mitglieder der Bundesregierung fragen einander, ob sie eine Äußerung Trumps über Deutschland beim G20-Gipfel in Buenos Aires wirklich richtig verstanden haben: »We’ve created a monster.« Wir haben ein Monster erschaffen.
Die Bundesregierung lässt einen Vermerk mit Stichpunkten erstellen: »Aussagen von Trump zur deutschen Energieversorgung. Hier: Gegenargumente.«562 Beim Versuch, die vermeintliche Unabhängigkeit von russischen Gaslieferungen zu beweisen, widerlegen sich die Autoren des Papiers allerdings gleich selbst: »Deutschland bezieht rd. 40 % seiner Erdgasimporte aus Russland, rd. 31 % aus Norwegen und 25 % aus den Niederlanden.« Nun ja.
In einer noch weit heikleren Frage wird möglichst wenig aufgeschrieben. Sie betrifft das Verhältnis zwischen Trump und Putin, dessen auffällige Bewunderung für den Autokraten. Bei deren ersten offiziellen Zusammentreffen auf dem G20-Gipfel im Juli 2017 in Hamburg sind die Deutschen Gastgeber. Und teilweise Ohrenzeugen. 
Putin redet auf Trump ein, es geht um die Ukraine, immer wieder die Ukraine. Korrupt, ein künstlich geschaffenes Land. Waffenlieferungen seien ein Fehler. Trump hört zu – jedenfalls so aufmerksam, dass US-Außenminister Rex Tillerson danach zu Mitarbeitern sagt: »Wir müssen daran arbeiten, die Position des Präsidenten zur Ukraine zu verändern.«563
Seine Besorgnis teilt Tillerson auch mit den Deutschen. 
Ein Jahr später dann Helsinki, das berühmt-berüchtigte Tête-à-Tête, das Trump mit der Schlussfolgerung verlässt, dass Putin die US-Wahlen keinesfalls zu seinen Gunsten manipuliert habe. Er sehe keinen Grund, Putin nicht zu glauben. Dabei halten die deutschen Geheimdienste die Beweise für ebenso stichhaltig wie ihre US-Kollegen. Sie haben sie in weiten Teilen einsehen dürfen. 
Zu Selenskyj hingegen pflegt Trump schon früh eine widersprüchliche, eher distanzierte Beziehung. »Den größten Verkäufer, den die Geschichte je gesehen hat,« nennt er ihn ob Selenskyjs erfolgreicher Bitte um US-Unterstützung. Aber Trump selbst macht zukünftige Waffenlieferungen indirekt davon abhängig, ob Selenskyj die geschäftlichen Aktivitäten der Biden-Familie in der Ukraine untersuchen lässt.
Das Telefonat der beiden schreibt Geschichte: Es führt zum ersten Amtsenthebungsverfahren gegen Trump. 
Ein Telefonat übrigens, in dem Trump auch gegen Merkel austeilt. Sie rede über die Ukraine, »aber sie tut nichts.« Ein Telefonat übrigens, in dem Selenskyj darauf erwidert: »Sie haben vollkommen recht. Nicht nur zu 100 Prozent, sondern zu 1000 Prozent.«564 
Noch in seinem Abschiedstelefonat, das Scholz mit Selenskyi führt – es findet in seinen letzten Stunden im Kanzleramt statt – drängt der Bundeskanzler: Es sei von entscheidender Bedeutung, ein gutes Verhältnis zu Trump zu behalten. 
Und auch im Sommer 2025, nach dem Alaska-Meeting, bleibt die Sorge groß, dass es Wladimir Putin, diesem »Spezialisten im Umgang mit Menschen«, erneut gelingt, den US-Präsidenten in seinem Sinn zu beeinflussen. Mit Trump statt Biden als Präsident, umschmeichelt er ihn, hätte es den Krieg erst gar nicht gegeben.
Sprunghaftigkeit und Widersprüchlichkeit gehören zu den beunruhigenden Grundkonstanten Trump’scher Außenpolitik. Allerdings nicht, wenn es um die Deutschen geht, die Amerika vermeintlich ausnutzen, auch und vor allem mit dem Bau von Nord Stream 2.
Das Bundeskanzleramt bereitet Sprechpunkte für einen Besuch des Trump-treuen US-Botschafters Richard Grenell bei Kanzleramtsminister Helge Braun vor. Man nehme Befürchtungen einer Cyberattacke auf kritische Energieinfrastruktur sehr ernst, heißt es. Aber eine aus »soliden Röhren verlegte Pipeline 80 bis 100 Meter unter dem Meeresspiegel« werde »schwerer zu attackieren sein als eine Pipeline an Land«.565
Wie man sich irren kann. Auch in diesem Punkt.
Trump habe eine klare Weisung für Nord Stream 2 ausgegeben, meldet die deutsche Botschaft aus Washington: »Kill it somehow.«566
Das bevorzugte Instrument der Amerikaner dafür sind – wie schon während der ersten »sibirischen Pipeline-Krise« der Achtzigerjahre – »secondary sanctions«, extraterritoriale Sanktionen mit länderübergreifender Wirkung. Diese Waffe richten die USA üblicherweise gegen ihre Gegner, etwa den Iran. Jetzt sollen damit die deutschen Freunde auf Linie gebracht werden. Insofern ist es ein beispielloser Akt. Als Brechstange dient der riesige US-Markt und der Dollar: Wer auf der Sanktionsliste landet, riskiert, in und über die USA keinerlei Geschäfte mehr tätigen zu können. Bereits 2017 werden erste Sanktionen verhängt, 2019 und 2020 folgen unter dem Titel »Schutz der europäischen Energiesicherheit« weitere Strafmaßnahmen, die nun nicht mehr nur Unternehmen und Verlegeschiffe der Pipeline treffen, sondern eventuell auch das Handeln von Behörden in Deutschland. Damit könnte jetzt sogar der Hafenmeister von Mukran auf Rügen sanktioniert werden.567
Trumps aggressiver Ton, aber auch die parteiübergreifenden Sanktionsentscheidungen des US-Kongresses tragen dazu bei, dass sich in Deutschland eine ganz große Koalition gegen die USA bildet – und damit Nord Stream 2 sogar befördert: Gazprom-Lobbyist Schröder bekommt eine Einladung in den Bundestag und darf als Sachverständiger zur »Sicherung der Souveränität deutscher und europäischer energiepolitischer Entscheidungen« aussagen. Die Linke hat ihn benannt.568 Schröder beweist, dass er noch immer über sicheren politischen Instinkt verfügt und sein Geld als Lobbyist allemal wert ist: »Wir sind nicht der 51. Bundesstaat der USA«, erklärt er: »Was geht denn Europas Energiesicherheit die USA an? Beschließen wir im Bundestag etwa Sanktionen gegen die USA, mit einem Gesetz zur Sicherung der Menschenrechte an der amerikanisch-mexikanischen Grenze? Gründe dafür gäbe es ja. Diese Sanktionen sind eine Einmischung in unsere inneren Angelegenheiten, wie wir sie seit der Wiedervereinigung noch nicht erlebt haben«, sagt ein Bundeskanzler außer Dienst.
Aber bis zum buchstäblich letzten Tag im Dienst kämpft auch Merkel darum, dass Nord Stream 2 in Betrieb gehen kann.
Einige der politisch waghalsigsten Manöver, dies zu erreichen, stehen noch aus.
Ausgespeichert
Wenig Beachtung findet in diesen Jahren eine zweite verhängnisvolle Entscheidung: Einige der größeren deutschen Gasspeicher gehen 2015 in russische Hand über. Verteilt im Land finden sich diese unterirdischen Anlagen überall, meist – wie seit 1993 im niedersächsischen Rehden – im porösen Gestein ausgeförderter Gasfelder oder in künstlich geschaffenen Hohlräumen in Salzstöcken. Im Sommer werden die Speicher befüllt, um in kalten Wintermonaten Gas »auszuspeichern«, Versorgung zu einigermaßen stabilen Preisen sicherzustellen, beliefert werden auch andere EU-Staaten. Gasspeicher gehören zur kritischen Infrastruktur des Landes. Und Deutschland verfügt über die weltweit viertgrößten Speicherkapazitäten.569
Wintershall ist zu diesem Zeitpunkt eine hundertprozentige BASF-Tochter, sie fördert Rohöl und Erdgas, und sie handelt mit Gas, seit vielen Jahren auch in Kooperation mit Gazprom570, über eine Tochterfirma betreiben sie etwa gemeinsam Gasspeicher. Den profitablen deutschen Markt so weit als möglich unter eigene Kontrolle zu bringen, gehört ja schon seit Beginn der Neunzigerjahre zu den strategischen Zielen des russischen Staatsunternehmens. So unterbreitet Gazprom Wintershall 2012 den Plan für einen »Asset-Swap«, den wertgleichen Tausch von Vermögenswerten: Einen Anteil von 25 Prozent an zwei Blöcken der Achimow-Formation im mächtigen Urengoj-Gasfeld für Wintershall gegen Gazproms alleinige Kontrolle über das deutsche Erdgashandelsgeschäft und über die deutschen und einen österreichischen Gasspeicher. Wo Gazprom weiter »downstream« geht, die lukrative Wertschöpfungskette hinunter zum Endkunden, will Wintershall »upstream« eigene Förderstätten entwickeln, diversifizieren.
Nur zwei Tage vor dem Treffen zwischen Merkel und Putin während der von Andreas Schockenhoffs russlandkritischer Bundestagsresolution begleiteten deutsch-russischen Regierungskonsultationen in Moskau wird im November 2012 trotz – oder vielleicht auch wegen der Misstöne – eine entsprechende Vereinbarung unterzeichnet. Auf die Journalistenfrage, ob es nicht »problematisch« sei, dass »Gazprom künftig die Kontrolle über die deutschen Erdgasspeicher« erhielte, wiegelt das Kanzleramt schon damals ab. Das Wirtschaftsministerium prüfe, Einzelheiten zur rechtlichen Bewertung müsse die »Wirtschaftsabteilung« des Kanzleramts gegebenenfalls nachreichen. Als hätte ein solches Geschäft nicht auch eine (sicherheits)politische Dimension.571
Reibungslos läuft es auch im Wirtschaftsministerium. Zwar lässt das Außenwirtschaftsgesetz vertiefte Prüfungen und sogar eine Untersagung zu, etwa dann, wenn die Versorgungssicherheit gefährdet sein könnte. Aber daran gibt es, wie immer, wenn es um russisches Gas geht, keine Zweifel. Es handelt sich ja um den zuverlässigen Staatskonzern Gazprom, der nun die Kontrolle über den größten deutschen Erdgasspeicher in Rehden erhalten soll.
Es gehe nur um eine »Veränderung von gemeinsamer zu alleiniger Kontrolle«, schreibt auch 2013 Gazprom Germania dem Wirtschaftsministerium. Dies stelle »keine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung der Bundesrepublik« dar.572
Nach einer durch das »schwierige politische Umfeld«573 bedingten kurzen Pause nach der Krim-Annexion möchte BASF/Wintershall das Geschäft im frühen Herbst 2015 finalisieren. Unterschrieben werden soll der Vertrag in Wladiwostok – in Anwesenheit von Putin574
Der BASF-Vorstandsvorsitzende Kurt Bock schreibt eine entsprechende Mail an Wirtschaftsminister Gabriel. Der ist dafür. Und das Kanzleramt? Am 2. September 2015 geht in Merkels Büro ein brisanter Vermerk ihrer Wirtschaftsabteilung ein. Ein solcher Asset-Tausch werde den deutschen Gassektor »deutlich verändern«. Gazprom werde zum direkten Vorlieferanten für deutsche Unternehmen, Kraftwerke und Stadtwerke. »Durch Kontrolle wichtiger Gasspeicher (Befüllung, Funktionsfähigkeit) wird Gazprom für die Versorgungssicherheit der Kunden unmittelbar verantwortlich.« Das Wort »Versorgungssicherheit« haben die Beamten gefettet. Und auch, dass sich die »Unternehmenslandschaft im D-Gassektor deutlich verändern« wird.
Diese Analyse ist übrigens so ziemlich das Gegenteil dessen, was das Bundeswirtschaftsministerium für die Bundesregierung nur gute zwei Monate später eher beschwichtigend in seiner Antwort auf eine kleine Anfrage der Fraktion der Grünen schreibt. Dort heißt es: »Die Versorgungssicherheit und die Diversifizierung der Bezugsquellen von Erdgas werden durch den mit dem Asset-Tausch bewirkten Eigentumswechsel nicht beeinträchtigt.«575
Was sich im Vermerk an »Frau Bundeskanzlerin« noch wie Argumente zu einem »Nein« liest, schlägt schnell ins Gegenteil um: »Materiell« dürfte der Tausch allerdings unbedenklich sein, Gazprom sei ja bereits »substanziell« am deutschen Geschäft beteiligt. Die nach der Annexion der Krim verhängten Russland-Sanktionen seien nicht einschlägig, weil das Ganze über die deutsche Gazprom-Tochter abgewickelt werde. Man könne den Deal deshalb juristisch nicht verhindern. Weder in den Akten des Kanzleramts noch des Wirtschaftsministeriums lassen sich Hinweise darauf finden, dass man auch nur nach einer Alternative zu diesem Deal gesucht hätte.
Bleibt das politische Risiko. Angesichts der »aktuellen UKR-Krise« müsse man mit scharfen Reaktionen der Osteuropäer rechnen. Sie dürften »noch viel kritischer ausfallen, als beim ersten Anlauf im Jahr 2012.« Aber man hat schon Übung darin, Bedenken dieser Art zu ignorieren. Der Vorschlag, die Gründe für die Entscheidung – »mangelnde rechtliche Handhabe, unternehmerische Entscheidung« – dieses Mal »aktiv und transparent« gegenüber der Ukraine, Polen oder den baltischen Staaten zu kommunizieren, scheint Merkel zu gefallen. Das Wort »transparent« ist unterstrichen worden. Diese Stelle markiert die Kanzlerin mit zwei grünen Strichen, Kanzlerinnen-Tinte. Dies, soweit, ihre schriftliche Spur.
Wladiwostok. Die Übersetzung lautet: Beherrsche den Osten. Hier, in der Stadt im sehr fernen Osten Russlands, hat Putin per Ukas das »Eastern Economic Forum« ins Leben gerufen, eine Art Davos für diesen Wirtschaftsraum; zur Auftaktkonferenz Anfang September 2015 reist er persönlich an. Es wird ein veritabler energiepolitischer Erfolg für ihn, für Gazprom – und es ist mehr als »back to business« nur ein gutes Jahr nach »der Krim«, wie die Annexion mittlerweile schlicht genannt wird. Sanktionen und Sanktiönchen trotzend, kehrt Gazprom, kehrt Russland ins europäische Geschäft zurück – und weitet seine Marktmacht mithilfe gleich zweier deutscher Großdeals noch weiter aus: Unterschrieben nun der vertagte »Asset-Tausch«576 und unterzeichnet von deutschen Unternehmensvertretern von BASF und E.ON in Wladiwostok auch der Gesellschaftervertrag über ein Projekt, das die europäische Gasversorgung und die deutsche Russlandpolitik nachhaltig verändern wird: Nord Stream 2.577
Dem auf bayerische Initiative im Juli 2014 erwirkten Beschluss des Bundesrates zur Schaffung einer »nationalen Erdgasreserve«578 nach Vorbild der seit Jahrzehnten angelegten Bundesreserven für Roggen und Weizen, für Linsen und Kondensmilch und Erdöl antwortet die Bundesregierung mit Vergabe einer, ja, Studie zur Krisenvorsorge, dem Verweis auf die freiwillige Vorsorge durch Betreiber sowie auf das gute Investitionsklima für ausländische Firmen.579
Anfang Oktober 2015 meldet BASF den Asset-Tausch »mit wirtschaftlicher Rückwirkung zum 1. April 2013«.580 Gazprom kontrolliert nun den landesweit größten Speicher Rehden, auf acht Quadratkilometer verteilt sich hier ein Fünftel des deutschen Speichervolumens.
Noch im Dezember 2021 argumentiert die Fachabteilung im Wirtschaftsministerium trotz beunruhigend niedriger Füllstände: »Speicherverpflichtungen sind keine Lösung.« Vielmehr helfe die »Diversifizierung des Lieferbezugs«. Unter anderem durch: »Inbetriebnahme der Nord Stream 2«.581
Auch dies ändert sich erst nach dem 24. Februar 2022. Innerhalb weniger Wochen wird das Gasspeichergesetz verabschiedet, das die Betreiber verpflichtet, zum 1. November eines Jahres Füllstände von jeweils 90 Prozent zu erreichen.582
Im September 2021 liegt der durchschnittliche Füllstand deutscher Gasspeicher bei 64 Prozent. Auch Rehden ist befüllt: mit vier Prozent.583
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			Am Ende werden sie schon froh sein, wenn zumindest der »Schulfrieden« hält, diese eine Woche nach Ende der Sommerferien ohne ständigen Artilleriebeschuss, manchmal werden sogar zwei daraus. Dann können Kinder und Lehrer ohne Lebensgefahr in ihre Klassenzimmer kommen. Sie werden es als Erfolg werten, wenn sie den Wasserwerkern eine Karte mit den neuesten Informationen zur Lage der Minenfelder in die Hand drücken können. Denn ohne eine solche Karte ist die Fahrt zu den Anlagen ein Himmelfahrtskommando.
Und sie werden sich freuen, wenigstens partielle Waffenstillstände zu vermitteln. An: Kläranlagen. Auch dies gehört zum Überleben in einem Krieg, der nicht enden will. Dort, wo mindestens vier, vielleicht auch fünf Millionen Menschen auf humanitäre Hilfe angewiesen sind.584 Dort, im Südosten der Ukraine, jenem Gebiet, dem Diplomaten einen politisch korrekten Namen gegeben haben: CADLR: »Certain Areas of Donetsk and Luhansk Regions«. Bestimmte Gebiete in den Regionen Donezk und Luhansk. Dort, wo Russland seit 2014 einen unerklärten Krieg führt.
Zwei Worte stehen für das ehrgeizigste, aufreibendste – und am Ende gescheiterte – Bemühen der Bundesregierung, Frieden zu stiften. Oder zumindest einen großen Krieg zu verhindern. Oder wenigstens das Leben in einem nicht enden wollenden Krieg einigermaßen erträglich zu machen: der »Minsker Prozess«, benannt nach der Hauptstadt von Belarus, dem zentralen Verhandlungsort. In keinem diplomatischen Unterfangen engagiert sich die Bundesregierung so sehr. Im Osten Europas will man Friedensmacht sein, um der gefährlichsten militärischen Eskalation in Europa seit Ende des Zweiten Weltkrieges Einhalt zu gebieten und der damit beginnenden Zerstörung der europäischen Sicherheitsordnung.
Der Minsker Prozess oder Minsk II ist eine im Februar 2015 geschlossene, dreizehn Punkte umfassende Vereinbarung, erreicht nach erschöpfenden Verhandlungen, an denen Merkel und Putin persönlich teilgenommen hatten. Das »Maßnahmenpaket zur Umsetzung der Minsker Vereinbarungen« – Minsk II – ist formal die Fortschreibung des Minsk I genannten Waffenstillstandsabkommens aus dem September 2014585, das bereits nach wenigen Tagen gescheitert war. Minsk II soll einen dauerhaften Waffenstillstand absichern, Schritte zur dauerhaften Lösung des Konflikts ermöglichen, die Souveränität der Ukraine in den von Moskau kontrollierten Gebieten wiederherstellen. Es ist diese ritualisierte Hoffnung, die in Wahrheit längst verflogen war, an die Bundeskanzler Scholz noch am 15. Februar 2022 bei seinem Besuch bei Putin in Moskau erinnert: »Alle sollen ihren Beitrag leisten.«586
Nach Putins Annexion der Krim und den ersten Gefechten in der Ostukraine reisen Merkel, der französische Staatspräsident Hollande und der ukrainische Staatspräsident Poroschenko im Juni 2014 zu den Feierlichkeiten zum 70. Jahrestag der Landung der Alliierten in der Normandie. Putin ist dort ebenfalls Gast. Auf deutsch-französische Initiative hin kommt es zu einem kurzen, rund zehnminütigen Treffen in eher angespannter Atmosphäre.587 Man vereinbart, im Gespräch zu bleiben, immerhin. Jetzt gibt es ein Dach für Verhandlungen zwischen Russland und der Ukraine, an denen in den kommenden Jahren auch Deutschland und Frankreich teilnehmen: das Normandie-Format, kurz N-4, so genannt wegen seiner vier Teilnehmer. Die OSZE wiederum ist mit der »Trilateralen Kontaktgruppe«, kurz TKG vertreten. Zu ihr gehören die Ukraine, Russland und die OSZE, die Organisation stellt zudem eine internationale Beobachtermission.
Im Osten der Ukraine aber spitzt sich die Lage weiter zu. Die von russischen Diensten kontrollierten und finanzierten »Separatisten« rücken vor allem an einigen strategischen Punkten weiter Richtung Westen vor, bald auch über die im September 2014 festgelegte »Kontaktlinie« hinaus. Im Januar 2015 ist die ukrainische Armee im Donbass faktisch zusammengebrochen, ganze Einheiten kapitulieren. Der Flughafen von Donezk zerstört und von »Separatisten« eingenommen. »Ich vertraue Ihnen ein Staatsgeheimnis an«, sagt der ukrainische Parlamentsabgeordnete Gennadij Moskal einem deutschen Journalisten: »Bei uns hebt kein Flugzeug mehr ab, und kein Panzer springt mehr an.«588 Korruption hat die Armee zerfressen. Größere Teile des Donbass stehen faktisch unter russischer Kontrolle.
Der Osten der Ukraine ist nur der Anfang.
Seit Jahren wabert der Mythos »Noworossija« in rechtsnationalistischen russischen Zirkeln. »Neurussland«: eine brandgefährliche Mixtur aus vermeintlich heilsbringender Orthodoxie, großrussischer Imperiumsideologie und radikalem Ethnonationalismus. »Neurussland«, dies waren die im 18. Jahrhundert vom zaristischen Russland589 einverleibten und kolonisierten Steppen- und Schwarzerdegebiete im Südosten der Ukraine. Später als Donbass mystifiziert, schwerindustrielles Herz der Sowjetunion, Heimat der Stoßarbeiter, die zum Vorbild für den neuen sowjetischen Menschen werden sollten. Hinter »Noworossija« sammeln sich die Vertreter eines ganz anderen Russlands, das man in Berlin damals noch nicht ausreichend versteht: Stellvertretend für diese »Russische Welt« steht etwa der heutige bekennende AfD-Fan Alexander Dugin, der Russland in einem unausweichlichen existenziellen Kampf gegen den Westen sieht und dessen Buch Grundlagen der Geopolitik an der Generalstabsakademie gelehrt wurde;590 dazu hochrangige Vertreter der Sicherheitsapparate und sogenannte patriotische Gruppen mit offen faschistischer Ideologie.591
»Noworossija« markiert eine russische Zeitenwende – der Südosten der Ukraine wird als Teil eines neuen Russlands sakralisiert, Schlachtfeld des ersten russischen »geopolitischen Gegenangriffs« gegen den Westen. Und ist niemals mehr aufzugeben.592
Immer wieder neue russische Vorschläge, neue, verwirrende Versionen des Minsker Protokolls; im Grunde laufen sie auf das Gleiche hinaus:593 Nach einem Waffenstillstand soll in einem Verhandlungsprozess die aktuelle Frontlinie berücksichtigt werden – damit wären die Geländegewinne im Osten der Ukraine faktisch anerkannt. Putin will zudem eine Verfassungsänderung zugunsten einer weitgehenden Föderalisierung der Ostukraine. Die Regierung in Kyjiw, die er als »Regime« bezeichnet, soll die »Autonomen Republiken« Donezk und Luhansk und ihre »Volkswehr« anerkennen. Von der Wiederherstellung ukrainischer Kontrolle über die ukrainisch-russische Grenze ist nicht die Rede.
Putins Eroberungen, die »Volksrepubliken« im Donbass, sollen also politisch anerkannt und von Dritten – hier Frankreich und Deutschland – akzeptiert werden. In Putins Verhandlungen über die Ukraine spielt die Ukraine keine Rolle.
Eine derartige imperiale Lösung nach Putins Art wollen Merkel und Hollande auf jeden Fall verhindern. Und es ist die Ukraine, die inständig um diplomatische Unterstützung bittet. Die Zeit drängt. Während in Berlin und Paris an einem Gegenvorschlag gearbeitet wird, spitzt sich die militärische Lage weiter zu. Tausende ukrainische Soldaten sind nahe des strategisch wichtigen Eisenbahnknotenpunktes Debalzewe eingekesselt, darunter ein größerer Teil der kampfkräftigeren Truppen. Debalzewe droht zu fallen. Dies könnte, so die Sorge in Berlin und Paris, zu einer Regierungskrise in Kyjiw führen, vielleicht zum Sturz des Präsidenten, dann könnten die hohen Milliardenkredite des Internationalen Währungsfonds IWF594 nicht ausgezahlt werden, müsste die Ukraine den Staatsbankrott erklären. Und Putin würde das Chaos nutzen, um Einfluss und Macht über Kyjiw (zurück)zuerobern.595
Am 3. Februar fällt im Kanzleramt eine ungewöhnliche Entscheidung: Merkel will kurzfristig zu Putin, Hollande wird sie begleiten. »Es war wie der unangemeldete Besuch ungeliebter Verwandter«, erinnert ein Mitreisender. »Quasi eine Überrumpelung.« Ein kalter Freitagabend, ein zügiges Essen im Kreml, Putins schon so bekannter Monolog über die Demütigungen durch den Westen wird – aus Zeitgründen – ohne Replik ertragen. Nach drei Stunden stimmt er einem Gipfeltreffen in Minsk zu. In russischen Medien heißt es, dass die USA andernfalls mit der Lieferung von Defensivwaffen gedroht hätten.596
Diplomaten aus Deutschland, Frankreich, der Ukraine und Russland arbeiten an einem Entwurf für ein »Leaders Paper«, über das die vier Staatschefs am 11. Februar in Minsk beraten wollen, dazu die Mitglieder der Trilateralen OSZE-Kontaktgruppe und auch die »Separatisten«.
Die Delegationen reisen einen Tag vorher an, die Probleme beginnen schon am Eingang zum Verhandlungssaal. »Russisch-Französisch-Deutsche Verhandlungen über die ukrainische Frage« steht auf dem Aushang. Damit würde die Ukraine als Akteur ausgeschlossen. »Dann reisen wir ab«, droht Staatssekretär Ederer. Die russische Delegation bestreitet, dass das Schild von ihnen kommt. Ein belarussischer Diplomat zeigt Ederer sein Handy: Der russische Chefunterhändler Surkow hat ihn gleich dreimal angerufen. Das Schild wird ausgewechselt. Die »Separatisten« haben Zimmer im gleichen Hotel. Als wären sie gleichberechtigte Verhandlungspartner. Auch das wird wegverhandelt. Zu letzten Absprachen treffen sich Deutsche und Franzosen mit den Ukrainern in einem abhörsicheren Raum der französischen Botschaft. Die Zusicherung der Deutschen und Franzosen gilt: Nichts geschieht über eure Köpfe hinweg.
Erst am Morgen des 11. Februar sagt Putin sein Kommen endgültig zu.
Ab 18:30 Uhr verhandeln sie im »Palast der Unabhängigkeit«, es wird 17 Stunden dauern, eine lange Minsker Nacht. Texte, Klammern, dazwischen zieht man sich für Gespräche unter vier Augen in einen Nebenraum oder an kleinere Tische in den Ecken zurück. Ein stetes Hin und Her in dieser Art Ballsaal unter hoher Kuppel, wechselnde Paarkonstellationen, immer ist jemand in Bewegung, manchmal erinnert es an eine altertümliche Tanzgala. Und wenn es ganz vertraulich wird, geht man ohne Handy nach draußen. Die Deutschen haben einen Beamer mitgebracht; die jeweils aktuelle Fassung des Dokuments wird an die Wand geworfen. Doch Änderungen darf ein deutscher Diplomat nur vornehmen, nachdem ihm Ederer per Augenkontakt Zustimmung signalisiert hat. Später lässt ein stellvertretender russischer Außenminister den Deutschen wissen, was er davon hält: »Niemals mehr Verhandlungen mit Mr. Beamer am Tisch!«
Eine lange Nacht, aktiv und stets präsent um jedes Detail ringend, sind am Ende nur zwei: Merkel und Putin, sozusagen die »last men standing«. Merkel studiert die russische Textfassung; weist etwa auf den wichtigen Unterschied zwischen »Einigung« und »Vereinbarung« hin. Und manchmal sitzen auch die beiden nur erschöpft und schweigen resigniert.
Immer wieder betont Putin, Russland sei in dieser »innerukrainischen Krise« ja gar nicht Konfliktpartei, sondern nur hilfsbereiter Vermittler. Nichts könnte falscher sein. François Hollande erinnert eine wütende Auseinandersetzung zwischen Putin und Poroschenko. Mehrmals fordert Putin ihn auf, den Befehl zum Rückzug aus Debalzewe zu geben. Er droht, er könne ihn und die ukrainische Armee »zerquetschen«.597 Es ist zwei Uhr morgens, als Putin seinen Generalstabschef Gerassimow kommen lässt. Wie die Lage in Debalzewe sei: »General, erklären Sie uns, was passiert, wenn der Angriff beginnt?« Gerassimow legt eine Landkarte der Ostukraine auf den Tisch und sagt »10.000 Tote«. Putin zu Poroschenko: »Verstehst du jetzt?«598
Zwar erkennt Putin an, was er nicht anerkennen will: dass die Ukraine ein souveräner Staat ist. Auch soll die russisch-ukrainische Grenze bis Ende des Jahres geschlossen werden. Mit anderen, entscheidenden Forderungen aber setzt er sich durch: die Anerkennung der aktuellen Frontlinie als Demarkationslinie, eine innerhalb weniger Monate zu verabschiedende Verfassungsänderung der Ukraine über weitreichende Dezentralisierung sowie Lokalwahlen im Südosten der Ukraine – dort hatten die »Separatisten« allerdings schon eigene Wahlen mit entsprechenden Ergebnissen abgehalten. Mit keiner Zeile der Vereinbarungen wird Russland de jure als Konfliktpartei behandelt.
Am Ende erreicht Putin die Verschiebung des vereinbarten Waffenstillstands auf den 15. Februar. Dies gibt ihm noch genügend Zeit, Debalzewe zu erobern.599
Am späten Vormittag des 12. Februar 2015 tritt ein blassgesichtiger Wladimir Putin aus dem Minsker Palast der Unabhängigkeit. Er gibt sich aufgeräumt. »Das war nicht gerade die beste Nacht meines Lebens«, wendet er sich an die übermüdeten russischen Journalisten. »Und was habt ihr so gemacht? Ihr hattet hoffentlich Besseres zu tun.«600 Es war vielleicht nicht die beste Nacht seines Lebens – aber auch nicht seine schlechteste.
Als Merkel und Hollande nach den Verhandlungen zum informellen Treffen des EU-Rates in Brüssel eintreffen, applaudiert man ihnen voller Respekt.
»Und wofür darf ich mich heute entschuldigen?«
Minsk II601 ist ein Erfolg – vor allem für Putin, ein Beweis seiner Eskalationsdominanz: Mit der Kontrolle über einen Teil des Donbass, einem erneuten »frozen conflict«, sichert sich Moskau direktes Mitspracherecht über die Zukunft der Ukraine. Auch dieses Muster ist bekannt: Die beiden »Volksrepubliken« sind von den Geheimdiensten kontrollierte koloniale Gebilde, ähnlich derer in den zu Georgien gehörenden Gebieten Abchasien und Südossetien sowie dem zur Republik Moldau gehörenden Transnistrien.
Minsk II, der Minsker Prozess. Birgt das Abkommen eine echte Chance auf Frieden oder vertagt es einen Krieg? Bringt es eine Atempause oder besiegelt es eine Niederlage? Ist es gar Appeasement, vergleichbar mit München 1938?602 Es sind die gleichen Fragen, die sich viele Beobachter schon 2008 in Bukarest gestellt hatten. Damals lautete die deutsche Antwort: Modernisierungspartnerschaft mit Russland. Jetzt wird Minsk zur »Richtschnur für die Neuausrichtung der Russlandpolitik des Westens«.603
Und Putin überlässt es den Deutschen, in der Ukraine eine nationale Einheit wiederherzustellen, die er auf keinen Fall gewähren wird. Auch Merkels Durchhaltewillen, ihr erschöpfend geduldiger Pragmatismus, geben ihm ausreichend Zeit, russische Kontrolle über die Ostukraine zu konsolidieren.604
Minsk, gesteht sich heute einer der damals Beteiligten ein, habe den Krieg verzögert, nicht verhindert. »Mit unseren Möglichkeiten konnten wir ihn nicht aufhalten. Putin spielt auf einem eigenen Spielfeld.«
Die sprichwörtliche Tinte unter der Vereinbarung ist noch nicht trocken, als sie in ihrem zentralen Punkt schon wieder verletzt wird: die Einhaltung des Waffenstillstandes. Der russische Außenminister Lawrow legt sich später für kritische Fragen danach einen seiner berüchtigt zynischen Sätze zurecht: »Und wofür darf ich mich heute entschuldigen?«
Der Prozess aber darf nicht scheitern. Auch um des Prozesses willen. Niemand engagiert sich in den insgesamt acht Jahren für dieses Ziel so wie die deutsche Bundesregierung: Tausende Seiten Akten, Arbeitsgruppen und Arbeitsstäbe, Hunderte Treffen, Dutzende auf Ministerebene; eine ganze Generation deutscher Diplomaten ist geprägt von »Minsk« und der Überzeugung, damit weltpolitische Verantwortung wahrzunehmen. Der bereits im März 2014 gegründete Arbeitsstab Ukraine im Auswärtigen Amt, »AS-UKR«, arbeitet gefühlt rund um die Uhr, nennt sich »Maschinenraum« der deutschen Ukrainepolitik. Es geht um Sanktionen und ihre Aufhebung; um Bedingungen für Lokalwahlen und einen Sonderstatus für die »Volksrepubliken«; um Sicherheit und Fragen der wirtschaftlichen Unterstützung. Also um alles – außer einer möglichen Unterfütterung des Abkommens durch »hard power«. Oft bleibt ihnen nur die Verhinderung von Mikroeskalationen – am Ende verwalten sie den prekären Schwebezustand eines eingefrorenen Konflikts.
Für die Verwaltungsmodernisierung in der Ukraine wird eigens ein Sonderbeauftragter der Bundesregierung berufen, der frühere sächsische Ministerpräsident Georg Milbradt. Deutschland wird größter Geber humanitärer Hilfe für den Osten der Ukraine, etwa für winterfeste Notunterkünfte. Einmal überlegen sie im Stab sogar, UN-Sonderbotschafterin Angelina Jolie auch als Friedensbotschafterin für den Osten der Ukraine einzusetzen. Allerdings nur sehr kurz.
Die Umsetzung des Minsker Prozesses vor Ort obliegt der TKG, der »Trilateralen Kontaktgruppe« mit Vertretern der Ukraine, Russlands und der OSZE. Auf ausdrückliche Bitte der Deutschen wird der österreichische Diplomat Martin Sajdik im Sommer 2015 zum Vorsitzenden berufen. Für fünf Jahre richtet er sich im Kyjiwer Radisson Hotel ein, vier ihm unterstellte Arbeitsgruppen sollen die Probleme lösen – von Sicherheit entlang der gut 400 Kilometer langen »Kontaktlinie« bis zur Frage der Auszahlung von Renten an die Menschen im Osten der Ukraine – sie sind und bleiben ja ukrainische Staatsbürger. Die wichtige »Arbeitsgruppe Wirtschaft« wird kurz vom ehemaligen Präsidenten der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung, dem Hamburger Thomas Mirow, geleitet,605 später übernimmt ein pensionierter deutscher Banker.
Zweimal im Monat reist Sajdik nach Minsk, dort finden die Gespräche mit den »Separatisten« statt. Im Vorfeld kommt es regelmäßig zu heftigeren Artillerie-Gefechten. »Fähigkeitsdemonstrationen als Argumentationshilfe« nennen das westliche Militärs. Die russische Delegation besteht darauf, nur als »Moderator« aufzutreten. Die Ukrainer aber können die »Separatisten« nicht als gleichberechtigte Verhandlungspartner akzeptieren. So kommt es jedes Mal zum Streit, wenn für die »Separatisten« wieder Tischkarten aufgestellt werden. Es ist ein zähes Ringen um Formulierungen, Halbsätze. Immer wieder kommt es zu Verzögerungen, auch durch die ukrainische Seite. Die vereinbarte Verfassungsänderung wird nicht umgesetzt, Termine für Lokalwahlen nach ukrainischem Recht verschoben. Nach gewalttätigen Protesten in Kyjiw wird eine Entscheidung über den Sonderstatus der Ostukraine ausgesetzt.
Entscheidend aber ist: Die Grenze zu Russland bleibt faktisch offen, von Russland kontrolliert. Von den schließlich bis zu 1300 entsandten internationalen Beobachtern der Special Monitoring Mission SMM darf überhaupt nur die Hälfte im Konfliktgebiet patrouillieren. Hunderte Beobachter – so sieht es das Abkommen vor – müssen in anderen Städten stationiert sein, selbst weit weg in Lwiw, im Westen der Ukraine. Offiziell sollen sie dort mögliche Probleme mit Minderheiten beobachten. Die Beobachter der SMM können die ständigen Verletzungen des Waffenstillstandes nur dokumentieren – es sind Hunderte in jeder Woche.606 So geht es Monat um Monat, Jahr um Jahr; am Ende bleiben – vor allem russische – Lippenbekenntnisse. Der an den Verhandlungen so intensiv beteiligte Staatssekretär Ederer verwahrt sich gegen »wohlfeile Kritik, vor allem im Nachhinein. Unser Verhandlungsziel war die Rückgewinnung der Ostukraine bis zur russischen Grenze. Wir haben auf beiden Seiten nur sehr geringe Bereitschaft zur Umsetzung der Schritte dahin gesehen. Auch wenn die russische Seite daran sehr viel höheren Anteil hatte.«
Die Frauen und Männer der TKG erreichen wenig und für die betroffenen Menschen doch immer wieder viel. Sie besuchen Gefängnisse, dokumentieren Namen, begleiten Gefangenenaustausche. Sie kartieren die Positionen der tückischen Landminen. Sie ersetzen die gefährlich schmalen Holzplanken eines Übergangspunktes durch eine Brücke. Sie unterstützen das überlebenswichtige Wassermanagement, pumpen vollgelaufene Kohleschächte leer, verhandeln partielle Waffenstillstände an Kläranlagen. Erfolgreich ist Sajdiks Initiative einer Waffenruhe jeweils zu Beginn des Schuljahres, sein »Schulfrieden«. Dafür hatte er ein Plakat produziert und öffentlichkeitswirksam vor die Fernsehkameras gehalten: »Total cease-fire for the first week of school« stand darauf. »Es war der erste Waffenstillstand, der hielt«, sagt er. Und es sterben bedeutend weniger Menschen.
Heute sagt Sajdik: »Der Minsker Prozess war eigentlich schon drei Tage nach Unterzeichnung der Vereinbarung tot. Von Anfang an wurde der erste Punkt des Abkommens, der Waffenstillstand, nicht erfüllt. Vielmehr hielten die Kämpfe unmittelbar nach dem Minsker Gipfel an, die ukrainische Armee wurde von den von Moskau tatkräftig unterstützten Separatisten verlustreich und schmachvoll aus Debalzewe vertrieben. Aber es blieb ohne Konsequenzen. Das war die Erbsünde. Und dennoch kam die ganze Zeit an die OSZE-Verhandler das Signal aus Berlin: ›Macht weiter!‹ Deutschland war immer die treibende Kraft in diesem Prozess.«607
In den Akten des Arbeitsstabes Ukraine finden sich zwei knappe Seiten, die schon im Oktober 2015 ahnen lassen, woran Hoffnung auf Frieden am Ende scheitern könnte: auch am »Homo sovieticus«.
Die belarussische, auf Russisch schreibende Journalistin und Schriftstellerin Swetlana Alexijewitsch ist gerade »für ihr vielstimmiges Werk, das dem Leiden und dem Mut in unserer Zeit ein Denkmal setzt«, mit dem Literaturnobelpreis ausgezeichnet worden.608 Der nach seiner Identität suchende »Homo sovieticus«, schreibt Alexijewitsch in ihrem herzzerreißenden Buch Secondhand-Zeit, er »wurde 70 Jahre betrogen und danach 20 Jahre bestohlen«. Und sie beschreibt im Gespräch, damals noch in ihrer gemütlichen kleinen Küche in Minsk, diese fatale Sehnsucht der Menschen nach dem schrecklich starken Mann. Sie berichtet von jenem einen glücklichen Moment der Freiheit in den Neunzigerjahren: »Aber sie konnte nicht gedeihen, sie konnte nicht wachsen nur aus unseren Träumen und Illusionen.« Und sie sagt: »Manchmal kann ich es sehen, in den dunklen Gesichtern der Menschen. Die Verzweiflung, die Demütigung, die Hoffnungslosigkeit, die mühsam unterdrückte Aggressivität.«
Ihr scheint, sagt sie, dass die Menschen im Westen gar nicht verstehen, mit wem sie es bei Putin wirklich zu tun haben.609
Alexijewitsch rücke die »laufende Identitätskrise im postsowjetischen Raum ins globale Rampenlicht«, heißt es in diesem knappen »Sachstand ›Homo Sovieticus‹«: Die östlichen EU-Staaten hätten »in den letzten 25 Jahren die Zeit des sowjetischen Machteinflusses durch Eliten- und Politikwechsel abgeschüttelt.« In der Ukraine vollziehe sich der Identitätswechsel gerade erst, sei dort der zentrale Zündstoff. In Russland aber sei die »Option einer national gedanklich fundierten Distanzierung von der Sowjetunion … spätestens mit dem Machtwechsel zu Putin im Jahr 2000« gescheitert. Putin richte seinen Blick in eine auch religiös überhöhte Vergangenheit. »Rosinenpickend bedient er sich ihm angebracht erscheinender imperialer und sowjetischer Machtsymbole.«
Oder, wie Swetlana Alexijewitsch schreibt: »In jedem Homo sovieticus steckt ein Putin.«
Am Ende erstarrt der Minsker Prozess zu einem ritualisierten Versprechen, das mit jedem Jahr, jeder neuen russischen Maximalforderung unrealistischer wird; mit jedem ukrainischen Zögern und Verzögern unwahrscheinlicher. Aber niemand drückt auf die »Stopp«-Taste, niemand fordert ernsthafte Konsequenzen, etwa harte Sanktionen. Deutschland und Frankreich sollten es weiter zusammenhalten, irgendwie. Ein letztes Mal kommen sie auf höchster Ebene im Normandie-Format am 10. Dezember 2019 zusammen, Präsident Selenskyj ist da gerade ein paar Wochen im Amt. Viel zu unbekümmert setzt er sich über das Kleingedruckte all der Vereinbarungen und Zusatzvereinbarungen hinweg; auch in der anschließenden Pressekonferenz lässt ihn Putin spüren, wie angewidert er ist. Welche Zeitverschwendung das alles für ihn ist. Und auch Merkels Körperhaltung spricht Bände.610
Und nie wird eine mögliche Alternative vorangetrieben: eine Friedensmission der Vereinten Nationen, gar der Einsatz von UN-Blauhelmen. Seit dem Frühjahr 2015 von der Ukraine halbherzig propagiert,611 kommt auch der neue deutsche Außenminister Sigmar Gabriel auf diese Idee. Ohne einen neuen Ansatz würde man nicht weiterkommen, sagt er, »das war doch ein ständiger Krieg«. Gegen den Rat seiner Beamten schreibt er zu Hause in Goslar ein Papier mit dem Vorschlag einer robusten UN-Blauhelmmission. Dafür könnten im Gegenzug Sanktionen gegen Russland schrittweise aufgehoben, der Ostukraine beim Wiederaufbau geholfen werden.
Das Papier ist nur eine Seite lang. Gabriel sagt, er könne seine Kopie nicht mehr finden. Er habe, bevor er den Vorschlag machte, bei Merkel sondiert. »Versuchen Sie es«, habe die ihm geantwortet. Dann habe er über seinen Back Channel Matthias Warnig bei Putin vorfühlen lassen und sich, ebenfalls über Warnig, einen Termin beim russischen Präsidenten besorgt.
Gabriels Beschreibung über dieses Treffen Anfang September im Kreml geht so: Es soll »außerordentlich vertrauensvoll« verlaufen sein. Putin habe das Papier gelesen und dann in Gabriels Anwesenheit in seinem privaten Arbeitszimmer in einen Schredder gesteckt. Gabriel will dies als Ablehnung Putins verstanden haben. Nein, habe ihm Putin geantwortet, er wolle nicht dafür verantwortlich gemacht werden, wenn dieser Plan öffentlich werde. Dann könne er, Gabriel, als Minister »politisch Schaden« nehmen.612
Im September 2017 legt die russische Regierung dem UN-Sicherheitsrat einen Resolutionsentwurf vor.613 Später – nach einem Telefonat mit Merkel – kann sich Putin, wie er behauptet, sogar einen Einsatz leicht bewaffneter UN-Friedenstruppen in der gesamten Ostukraine vorstellen, um die Mission der OSZE abzusichern.614 Allerdings: Notwendig dafür sei die Zusammenarbeit mit den Vertretern der »Volksrepubliken«. Dies aber kann die Ukraine nicht akzeptieren.
Im Dezember 2018 präsentiert auch Sajdik von der OSZE ein detailliertes Papier:615 Ein gemeinsamer Repräsentant der Vereinten Nationen und der OSZE solle eine Übergangsverwaltung im Osten der Ukraine leiten, abgesichert durch UN-Blauhelme und UN-Polizeieinheiten, freie und faire Lokalwahlen ermöglichen; die EU wiederum würde eine Wiederaufbauagentur für den Osten der Ukraine leiten. All dies abgesichert durch eine feste Vereinbarung der vier Staatschefs. Das Papier endet im diplomatischen Nichts.616 »Ich verstehe bis heute nicht, warum es niemand aufgegriffen hat«, sagt Sajdik.
Bald ist es zu spät. Millionen Ukrainerinnen und Ukrainer sind aus den besetzten Gebieten geflohen, die wenigsten kehren zurück. Die Eingliederung der »Volksrepubliken« in die russische Welt wird auch durch die »Passportisazija« verfestigt, der Ausgabe von 200.000 russischen Pässen bereits bis 2020. Wahlen legitimieren, was nicht zu legitimieren ist. Die bereits 2014 begonnene Russifizierung der besetzten Gebiete ist eine Einverleibung: »Die Menschen sollen zu unterwürfigen Bürgern Russlands gemacht werden.«617
Und die Bürger Russlands fortan und für immer nur eine Wahrheit kennen, die der »Russischen Welt«, seine Wahrheit. Mit der verbindlichen Einführung neuer Lehrbücher für den Geschichtsunterricht 2023 ist nun festgelegt: Stalins Verdienste seien groß, eine Ära »strahlender humanistischer Ideen«; richtig seine Korrektur der vermeintlich falschen Nationalitätenpolitik Lenins. Der Hitler-Stalin-Pakt wird als »Sieg« dargestellt. Gorbatschows Perestojka habe zum Zusammenbruch geführt. Die »Spezialoperation« im Osten der Ukraine sei nötig, weil in der Ukraine ein neuer »Nazismus« entstanden sei. Und weil der Westen besessen sei von der Idee, Russland zerschlagen zu wollen. Es ist also, wie Putin sagt, »eine Frage von Leben und Tod«.618
Eine internationale Überwachung der russisch-ukrainischen Grenze wird von Russland weiterhin strikt abgelehnt. Am 30. September 2022 verkündet Putin den offiziellen Anschluss von vier ukrainischen Regionen ins Staatsterritorium der russischen Föderation. Inklusive der Krim kontrolliert Russland damit rund ein Fünftel des ukrainischen Territoriums. 
Von Hardware und Software
Generalleutnant des Heeres a. D. Volker Halbauer gehört zu den hochrangigsten deutschen Offizieren. Der Baden-Württemberger ist Fallschirmjäger, international erfahren mit Verwendungen in den USA und Einsätzen in Somalia und im Kosovo. 2016 wird Halbauer, zuletzt Kommandeur des deutsch-niederländischen Korps, mit einem Großen Zapfenstreich in den Ruhestand nach Rheinbach bei Bonn verabschiedet. Er weiß noch nicht, dass die herausforderndste militärische Aufgabe noch vor ihm liegt. Und hätte es sich niemals vorstellen können.
Ein Jahr nach seiner Verabschiedung ist der neue inoffizielle Dienstort Halbauers das Hauptgebäude des Verteidigungsministeriums in Kyjiw. Halbauer berät jetzt den ukrainischen Verteidigungsminister Stepan Poltorak. Dieser außergewöhnlichen Konstruktion haben Auswärtiges Amt und Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen persönlich zugestimmt; als Poltorak seine Kollegin in Berlin besuchte, saß Halbauer mit am Tisch. Der ukrainische Verteidigungsminister erteilt dem deutschen General a. D. Aufträge. Das Honorar für Halbauers Arbeit aber kommt aus dem deutschen Verteidigungsministerium.619
Halbauers »Mission Ukraine« steht für den Versuch westlicher Staaten, die Ukraine nach 2014 auch militärisch zu unterstützen. Jedenfalls ein bisschen.
Mit dem Zusammenbruch der Sowjetunion erbte die Ukraine eine der größten Armeen der Welt, nicht nur, was die Nuklearwaffen anging. Seit Anfang der Neunzigerjahre kooperiert die Nato mit der Ukraine, 1997 wurde die »Nato-Ukraine-Kommission« gegründet. Auf die Bezeichnung »Rat« verzichtete man, um Russland nicht zu brüskieren. Bis 2023. Es war lange eine eher schwierige Beziehung. Amtsträger in der Ukraine galten als eher unzuverlässig und chaotisch und auch als meist sehr geschäftstüchtig. 2002 etwa soll ein hochmodernes Radarsystem an den irakischen Diktator Saddam Hussein verkauft worden sein, die sogenannte »Kolchuga-Affäre«. Auch, dass ein halbfertig gebauter sowjetischer Flugzeugträger – angeblich als schwimmendes Kasino gedacht – an China verkauft wurde, sorgte für Misstrauen. Die Finanzkrise 2008 belastete das Land und seine Streitkräfte noch einmal schwer. Die Verteidigungsausgaben sanken auf 0,79 Prozent des Bruttoinlandsprodukts. 2013 wurde die Wehrpflicht abgeschafft. Und Korruption und Macht der Oligarchen war – und ist – Dauerthema, ein gigantisches systemisches Problem.
Aber immerhin, seit 2008 ist dem Land der Weg in die Nato versprochen, wenn auch nur irgendwann. Zudem haben ukrainische Soldaten an Nato-Missionen teilgenommen, etwa in Afghanistan.620 »Alle waren immer sehr vorsichtig«, erinnert die ehemalige Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer. »Es gab das Versprechen aus dem Jahr 2008. Aber niemand wollte es umsetzen. Die beiden Worte ›Nato‹ und ›Ukraine‹ benutzte man eigentlich immer nur mit einem Sicherheitsabstand von zehn Minuten.«621 Aber so bereitwillig die deutsche Politik mit dem russischen Militär kooperieren wollte, so zurückhaltend war sie gegenüber der Ukraine. Zur bescheidenen deutschen Unterstützung gehörten Generalstabs-Lehrgänge für ukrainische Offiziere an der Führungsakademie der Bundeswehr in Hamburg. Intensiver war die Hilfe im Sanitätswesen: In Krankenhäusern der Bundeswehr wurden schwerverletzte Demonstranten des Majdan behandelt, die Anfang 2014 unter Beschuss durch Scharfschützen der Berkut geraten waren.622 Später wurden Verwundete von der »Kontaktlinie«, der Front in der Ostukraine, in Bundeswehr-Krankenhäuser ausgeflogen.623
Nach der Annexion der Krim geht es um Hardware: Waffen. Am 18. März 2014 hat Putin die Krim offiziell zu russischem Staatsgebiet erklärt. Einen Tag danach übermittelt die Ständige Vertretung der Ukraine bei der Nato eine Liste mit Militärgerät: Man brauche umgehend moderne Funk- und Nachtsichtgeräte, Handfeuerwaffen, Gerät zum Erkennen und Räumen von Minen. Auch Helme und Uniformen. Schwere Waffen wie Panzer oder Luftabwehrsysteme sind – noch nicht auf der Liste.
Die ukrainische Bedarfsliste geht unverzüglich auch an das Berliner Verteidigungsministerium, einige Ausrüstungsgegenstände werden explizit von den Deutschen erbeten. Nein, lautet die Berliner Entscheidung. Man dürfe sich keinesfalls die diplomatischen Spielräume verbauen. Man könne nicht wirkungsvoll einen Frieden für die Ukraine mit Russland verhandeln, wenn man sie zugleich militärisch unterstütze, gar aufrüste.
Diese Position vertritt noch jede Bundesregierung – bis zur Zeitenwende.
In ihrer Skepsis weiß sich Merkel mit US-Präsident Obama einig, wenn auch aus anderen Gründen. Zwar hat die Annexion der Krim das Weiße Haus überrascht, aber als ernsthaftes Problem nationaler Sicherheit sieht man Putin, diesen sich wie ein »hinten im Klassenzimmer lümmelnden gelangweilten Schuljungen«624 und Herrscher einer »Regionalmacht« nicht. Noch im März 2014 entscheidet Obama, die amerikanische Antwort auf die Annexion der Krim müsse »unseren aktuellen Interessen entsprechen«. Eine Eskalation müsse vermieden werden, diese Spirale, in die man durch unglückliche Verkettung von Zufällen, aber auch durch Militärhilfe an die Ukraine geraten könne. Dort sei Russland nun einmal bereit, höhere Risiken einzugehen, dagegen könne man wenig tun: »Wenn ich in Kanada oder Mexiko einmarschieren wollte, könnte mich auch niemand wirklich daran hindern.«625 Den blumigen Reformversprechen des ukrainischen Präsidenten – und Oligarchen – Poroschenko glaubt Obama ohnehin nicht; ausgeprägt auch das Misstrauen gegenüber der ukrainischen Armeeführung. Während der Majdan-Proteste hatte der US-Verteidigungsminister eigens in Kyjiw angerufen und vor einem Eingreifen des ukrainischen Militärs gewarnt.626
Obwohl sich seine Berater mehrheitlich für mehr Militärhilfe an die Ukraine aussprechen, bleibt Obama bei seinem »No«; von Nachtsichtgeräten, Radargeräten zur Mörsererkennung und einigen Humvees abgesehen. Darin ist sich Obama mit Deutschland einig, und mit vielen anderen. Vielleicht gibt es die Möglichkeit einer »off-ramp« für Putin, einer gesichtswahrenden Lösung.
Und die möge Angela Merkel bitte herbeiverhandeln.
Direkte Verhandlungen lehnt Obama ab. Nach einem enttäuschenden Telefonat zwischen Obama und Putin und erfolglosen Sondierungen im Sommer 2014 in Genf627 sieht man wenig Chancen dafür. Obama will Putin auch nicht den von ihm vermeintlich so ersehnten Status einer Supermacht auf Augenhöhe gewähren. Russland ist ein – massiver – Störfaktor, aber keine echte Bedrohung für die USA, glaubt man. Russlands strategischen Abstieg kann man managen. Glaubt man.
Es ist ein Zufall im Terminkalender, dass Angela Merkel Anfang Februar 2015 direkt von ihrem Moskauer »Überrumpelungsbesuch« zur Münchner Sicherheitskonferenz fliegt, die lange Minsker Nacht liegt da noch vor ihr. Nach ihrer Rede im Hotel Bayerischer Hof nimmt sie sich Zeit für Fragen, sie wird persönlich wie selten, es ist ihre realpolitische Botschaft an die Ukraine, aber auch an ihr eigenes Land. Dass sie überzeugt sei, der Konflikt sei militärisch nicht zu gewinnen: »Das ist die bittere Wahrheit.« Und dass der Westen nicht in den Krieg gegen die Sowjetunion gezogen sei, als 1961 die Mauer gebaut wurde. Und wie lange die Menschen in der DDR auf Selbstbestimmung und Freiheit warten mussten, auch sie selbst. Und wie es dann doch geschah. Die Botschaft an ihr eigenes Land und an die Ukraine geht unter im Summen des Saals. Sie mahnt Geschlossenheit an, strategische Geduld und »langen Atem: Wie schnell wir verzagt sind, dass etwas nicht läuft.« So aber, sagt sie noch und schließt für einen Moment die Augen, kann man keine Schlacht gewinnen: »Das ist echt klar.«628
Langer Atem, strategische Geduld, Vernunft – damit möchte Angela Merkel die Ukraine stärken und am Ende auch Putin bezwingen. Dieser politischen Logik, glaubt sie, ihrer Logik, kann man sich auf Dauer nicht entziehen. Auch Putin nicht.
»Sie unterschätzte die Bedeutung schierer Macht«, sagt einer ihrer langjährigen engen Mitarbeiter, »Es schien ihr absurd, dass man Konflikte mit Gewalt, gar militärisch lösen könnte. Sie mokierte sich immer wieder über Männer und deren Hang zu militärischen Dingen.«
US-Vizepräsident Joe Biden glaubt, die Krise um die Ukraine werde auch die Zukunft der ostmitteleuropäischen Staaten bestimmen, für »Jahrzehnte«, sagt er. In München nimmt er an einem Treffen zwischen Merkel und Präsident Poroschenko teil, er will den Ukrainer unterstützen. »Die Kanzlerin wollte Konzessionen von Poroschenko«, so Biden. »Sie drängte uns, Putin brauche einen ›gesichtswahrenden Ausweg‹, er müsse einen ›Sieg‹ erklären können. Und: »Ich war enttäuscht, dass sie sich rundheraus weigerte, Waffenlieferungen an die völlig überforderte ukrainische Armee in Erwägung zu ziehen.« 
Merkel sorgte sich um eine mögliche Eskalation, so Bidens Eindruck – aber sie sei, wie auch Franzosen und Briten, noch besorgter über mögliche innenpolitische Folgen etwa von Sanktionen gewesen. »Keiner von ihnen wollte das eigene politische Kapital dafür einsetzen, eine junge Demokratie zu retten, deren Führungspersonal sich auch durch Korruption und Geschäftemacherei auszeichnete.«629
Wie immer trifft sich die US-Delegation in München mit Journalisten, off the record. Doch ein Bild-Reporter schafft es in den Raum. Der Text »Kalte Füße, Bullshit, Angst – Was US-Politiker WIRKLICH über die Deutschen in der Ukraine-Krise denken« hat es in sich. Verteidigungsministerin von der Leyen, die in ihrer Rede von Waffen als »Brandbeschleuniger«630 gesprochen hatte, wird demnach gleich mehrfach als »deutsche Defätistin« bezeichnet. Und die Russlandpolitik der Kanzlerin als »Merkels Moskau-Zeug« geschmäht.631
Härter und öffentlicher spricht der renommierte republikanische Senator John McCain. Merkels Position erinnere ihn an die »Politik der Dreißigerjahre. Ich würde die Kanzlerin fragen, wie viele Menschen müssen noch in der Ukraine sterben, bevor wir ihnen helfen, sich zu verteidigen? Will sie einfach nur zuschauen, wie ein Land in Europa zum ersten Mal seit dem Zweiten Weltkrieg zerstückelt wird? Wenn man sich die Haltung der deutschen Regierung anschaut, könnte man meinen, sie hat keine Ahnung oder es ist ihr egal, dass Menschen in der Ukraine abgeschlachtet werden.«632
Von Mardern und Musikinstrumenten
Appeasement im Zusammenhang mit Wladimir Putin ist ein gefährliches Wort, nicht nur, weil historische Vergleiche ohnehin hinken und zu falschen Schlüssen führen können. Putin ist nicht Hitler – auch wenn es strukturelle Ähnlichkeiten der Machtsysteme gibt, der sakralisierende Kult um den Präsidenten, auch die Selbstviktimisierung und Radikalisierung.633 Und doch müssen sich deutsche Russlandpolitikerinnen der Frage stellen, ob sie einer fatalen Fehleinschätzung der Absichten Putins erlegen sind, gar »Beschwichtigung«634 und »Empathie mit dem Aggressor«?635 Als »Appeasement reinsten Wassers« bezeichnet der Historiker Jan Claas Behrends den Versuch der Kanzlerin, mit den Abkommen von Minsk Putins Aggression im Osten der Ukraine einzufrieren: »Das war der Weg in den großen Krieg.«636
Der langjährige ukrainische Botschafter in Berlin, Andrij Melnyk, nicht gerade bekannt für diplomatische Höflichkeit gegenüber der Kanzlerin, bezeichnet das Minsker Abkommen als ihr mutiges »Glanzstück« der Diplomatie. Es habe Putins Vormarsch gestoppt. Aber danach habe Merkel mit »Putin weiter gekuschelt« und eben nicht »stahlhart reagiert«, ein fataler Fehler.637
Jedenfalls übte man sich in Berlin in einer Langmut mit einem Autokraten und seinen Feindbildern, die für Joachim Gauck manchmal an nahezu »groteske Realitätsverweigerung« grenzte.638 Und sah dabei geflissentlich darüber hinweg, dass zu den weitsichtigsten Kritikern des Systems Putin von Anfang an gerade die besten Russland-Kenner gehörten.639
Oder war der Versuch der Befriedung eines Machthabers vielleicht doch der einzige realistische Weg, der Ukraine zu helfen, Zeit »herbei zu verhandeln«? Sie habe versucht, »in die Richtung zu arbeiten, dass Unheil verhindert wird«, erklärte Angela Merkel nach Ende ihrer Amtszeit. »Und Diplomatie ist ja nicht, wenn sie nicht gelingt, falsch gewesen.«640
Im Sommer 2022 lädt sie den Historiker Herfried Münkler zu einem Gespräch über Appeasement und die britische Außenpolitik der Dreißigerjahre ein. Die beiden kennen sich, Merkel schätzt Münkler als Analytiker, der in langen historischen Linien denkt. Einmal hatte sie das gesamte Kabinett zu Vortrag und Diskussion mit ihm über sein Buch vom Dreißigjährigen Krieg quasi verpflichtet; Horst Seehofer blieb fern, erinnert Münkler.
Jetzt geht es der Altkanzlerin darum, ob ihre Verhandlungen mit Putin etwa 2015 in Minsk mit dem Appeasement der Briten und Franzosen gegenüber Hitler 1938 verglichen werden könnten. »Ich denke, sie wollte die Argumentationsstrukturen ihrer Memoiren testen.« Zu welchem Ergebnis sie im Gespräch in Merkels Büro kamen? »Hätte Chamberlain nicht behauptet, er habe den Frieden für das Jahrhundert gerettet, sondern nur gesagt: Wir mussten zwei Jahre Zeit gewinnen, um die Produktion von Jagdmaschinen für eine Luftschlacht mit den Deutschen hochzufahren, so stünde er heute historisch anders da.«641
Aber natürlich geht es um mehr als Begriffsauslegungen oder Argumente für Kanzlerinnen-Memoiren.
Oder für Interviews. Das Minsker Abkommen »war der Versuch, der Ukraine Zeit zu geben«, sagt Merkel im Dezember 2022 in der Zeit. »Sie hat diese Zeit auch genutzt, um stärker zu werden, wie man heute sieht.« Selbst Weggefährten und Mitverhandler reagieren verblüfft, das Argument des Zeitgewinns habe damals nicht im Mittelpunkt gestanden.642
Putin reagiert umgehend. »Das enttäuscht. Ich habe, offen gesagt, nicht erwartet, so etwas von der früheren Bundeskanzlerin zu hören. Ich bin immer davon ausgegangen, dass die Führung der BRD sich uns gegenüber aufrichtig verhält.«643
»In Berlin hat man Appeasement als einen Sonderfall der Politik Hitlers betrachtet und nicht als kopierbares Drehbuch für eine Eskalationsdynamik. Genau das aber ist eingetreten«, sagt Münkler. »Putins Drehbuch für die Ukraine war ähnlich dem von Hitler in der sogenannten Sudetenfrage. Er hat sich das deutsche Agieren im Vorfeld des Zweiten Weltkrieges genau angesehen. Bis zur Annexion der Krim, vielleicht noch darüber hinaus, sah man Wladimir Putin zwar als potentiell revisionistischen Akteur, aber dennoch grundsätzlich interessiert an den Grundregeln der internationalen Ordnung. Dabei sollte Nord Stream 2 der Aufrechterhaltung der Vertrauensstrukturen dienen. Man glaubte, man könne Putin saturieren.«
Dabei hätten die Minsker Vereinbarungen durchaus die Möglichkeit eines Zeitgewinns für die Ukraine eröffnet. Man hätte die Ukraine intensiver unterstützen, in Deutschland selbst mehr auf Abschreckung setzen können. »Diese Chance wurde nicht genutzt. Vielmehr galten die Regeln einer Befriedungsgrammatik«, so beschreibt es Münkler. »Und vielleicht auch eine gewisse Vertrauensseligkeit.«
Niemand, auch ihre schärfsten Kritiker nicht, würde Angela Merkel Naivität oder Zynismus im Umgang mit Wladimir Putin unterstellen. Erkenntnisprobleme gab es nie. Zugleich gehörte es zu den Grundannahmen ihrer Russlandpolitik, die längst Putin-Politik geworden war, dass er am Ende einem rationalen Kosten-Nutzen-Kalkül folgen würde: Putin als »Nutzenmaximierer«, ein »homo oeconomicus«, so Münkler. »Wir sahen seine Ressentiments nicht oder nahmen sie nicht ernst genug. Doch für autokratische Führer wie Putin gilt: Mit dem Essen wächst der Appetit.«
Im Grunde hielt Merkel Russland für ein schwaches Land, sagt einer, der mehrere Jahre eng mit ihr arbeitete.
Und immer war es auch die Frage der Mehrheiten im eigenen Land, der jeweiligen Stimmungslage, der Meinungsumfragen, der ökonomischen Interessen, der Wohlstandssicherung, der manchmal auch politisch bequemen Rücksicht auf den jeweiligen Koalitionspartner. Echten Mumm, Risikobereitschaft, Leidensfähigkeit traute die versierte Machttaktikerin Merkel den wiedervereinigten Deutschen im Grunde nicht zu. Den Deutschen müsse es gut gehen, hieß es, wer wollte sie einschwören auf womöglich härtere Zeiten, höhere Verteidigungsetats, auf innenpolitisch unbequeme und umstrittene Entscheidungen? Auf Zeitenwenden?
»DRAB« lautet das Kürzel für westliche Bemühungen, die Ukraine nach 2014 militärisch zu unterstützen, die Armee nach Nato-Standards zu reformieren. Sechs Nato-Staaten haben Vertreter in dieses von den Ukrainern gegründete »Defense Reform Advisory Board« entsandt, darunter Großbritannien und Polen; die USA sogar einen ihrer Stars, den früheren Kommandeur des US Central Command, General John Abizaid. Er wird zum Sprecher der DRAB. Auch Deutschland ist dabei – in Funktion und Person von Volker Halbauer, General a. D., drei Sterne, wie von Kyjiw erbeten. »In unserer Gruppe«, sagt er, »waren wir der Überzeugung, dass wir der Ukraine den Weg in die Nato eröffnen müssen.« Und kaum ein Land hat mehr Erfahrung mit solcher militärischer Transformation als Deutschland. Nach dem Ende des Kalten Krieges übernahm die Bundeswehr die nach sowjetischem Vorbild geformte DDR-Volksarmee.
Politisch gilt die Entsendung Halbauers als heikel, aber machbar, denn seine Ein-Mann-Mission läuft quasi unter dem Radar. Zur deutschen Absicherung gehört auch, dass er – wie andere DRAB-Mitglieder – formal kein Angehöriger der Streitkräfte mehr ist. Zur ganz besonderen deutschen Absicherung zählt, dass Halbauer im DRAB für die Bereiche Logistik und Sanitätswesen zuständig ist. Das klingt jedenfalls ziemlich harmlos.
Die Zahl seiner Beratungsreisen kann Halbauer nicht mehr zählen, er kommt auf »mindestens 33, vielleicht ein paar mehr«. Der Beginn der Mission ist mühsam: Zu Hause in Rheinbach fährt er aus seiner Wohnung in eine nahe gelegene Bundeswehrkaserne, wenn er Vertrauliches empfangen oder versenden muss.
In Kyjiw finden Besprechungen mit dem Verteidigungsminister und dessen Entourage an endlos langen Tischen statt, dann liest der Minister seinen vorbereiteten Sprechzettel ab. Meldungen zur Einsatzbereitschaft im großen Kinosaal des Ministeriums verlaufen in bester sowjetischer Tradition: Immer ist der Plan erfüllt. Oder besser noch: übererfüllt. Kaum anders ergeht es Halbauer bei Treffen mit Offizieren: Einer liest vor, »die anderen saßen mit versteinerten Mienen dabei«. Einmal macht er seinen Frust öffentlich: »Die Generalität schert sich einen Dreck um ihre Soldaten.«644 US-General und DRAB-Sprecher Abizaid meint: »Die Ukrainer sind noch sowjetischer als die Russen.«
Es dauert, bis die Ukraine das in westlichen Demokratien übliche Prinzip der zivilen Kontrolle über das Militär etabliert. Es erfordert einen langen Wodka-Abend, bis es für die DRAB-Berater Hausausweise fürs Ministerium gibt. Es dauert, bis die berüchtigt langen Tische verschwinden, Diskussionen buchstäblich an runden Tischen stattfinden. Einmal droht Halbauer, erst dann den Raum zu verlassen, wenn jeder Anwesende einmal das Wort ergriffen habe.
Im Militär wird heute lieber der Begriff »Einsatzmotivation« statt »Kampfmoral« benutzt. Halbauer erlebt, wie der beständige russische Beschuss die »Einsatzmotivation« der ukrainischen Soldaten befördert. Beim Besuch einer Unteroffiziersschule fällt ihm keine gute Frage ein, so fragt er den kommandierenden General nach dessen drei Wünschen. Der sagt: »Eine Siegesparade auf dem Roten Platz.« Und: »Eine Siegesparade auf dem Roten Platz.« Und: »Eine Siegesparade auf dem Roten Platz.«
Halbauer ist überzeugt, dass die Beratung durch das DRAB entscheidend dazu beigetragen hat, die ukrainische Armee zu dem zu machen, was sie heute ist. Beweglich bis auf die unteren militärischen Ebenen, innovativ und flexibel. »Wir haben Pionierarbeit geleistet. Wir reden heute viel über Waffen, das ist die notwendige Hardware. Aber wir haben die Software geliefert.«645
Doch Halbauer erlebt auch, wie gering die deutsche Hilfsbereitschaft ist. In regelmäßigen Gesprächen mit Vertretern des Verteidigungsministeriums, des Auswärtigen Amts und des Kanzleramts, manchmal sogar auf Staatssekretärsebene, plädiert er für mehr: »Ich habe oft gesagt, wir könnten und sollten mehr tun, aber es war wohl nicht gewünscht.« Die Diskussionen erinnert er als kontrovers, aber ohne nachhaltiges Ergebnis: »Aus der damaligen auch einleuchtenden politischen Logik hieß es immer: Wir müssen doch eine gewisse Neutralität wahren, um in unseren Formaten verhandeln zu können.«
»Manchmal hat man sich als Deutscher schon geschämt«, sagt ein Bundeswehr-Offizier, der damals in Kyjiw Dienst an der Botschaft tat. Vor allem bei der Geschichte mit den Mardern und den Musikinstrumenten.
Die Ukrainer möchten für ihre erbärmlich ausgerüsteten Sanitätseinheiten gepanzerte Fahrzeuge – mit ihnen soll geschützter, sicherer Transport für Verwundete von der Front ermöglicht werden. Ohne jede Bewaffnung, es geht nicht um Kampfeinsätze. 2015 kommt die Bitte zum ersten Mal, im Juli 2016 wiederholt sie der ukrainische Botschafter Melnyk gegenüber dem Bundesverteidigungsministerium. Gemeinsam mit dem Auswärtigen Amt wird die »Bereitstellung von fünf Dingo in der Sanitätsvariante« an die Ukraine vereinbart. Aber die Ukrainer wollen den besser geschützten Marder für ihre Verwundeten, 25 Schützenpanzer sollen es sein.
Weder Dingo noch Marder werden geliefert.646
Geliefert werden dagegen Musikinstrumente aus Orchestern der Bundeswehr. Das ZMilMusBW, das »Zentrum für Militärmusik«, arrangiert die Materialspende an das ukrainische Militär. An der feierlichen Übergabezeremonie von Flöten, Fagott und Waldhörnern, von Röhrenglockenspiel, Maschinenpauke und Trompeten nimmt der Militärattaché der deutschen Botschaft in Kyjiw teil. Auch General a. D. Halbauer ist eingeladen.647
Es hat gedauert, bis die »Transportfrage« geklärt war, und wer die Kosten dafür übernimmt. »Ich habe bei jeder wöchentlichen Besprechung meinen Militärattaché danach gefragt,« erinnert der damalige Botschafter, Andrij Melnyk. »Es war schon ein Running Gag – wo sind die Instrumente?«648
Das heikle Thema Waffenlieferungen steht seit 2015 auf der Agenda des Botschafters, der für seine Regierung Klartext spricht – und bald, bitterböse und bisweilen auch beleidigend zur Reizfigur wird. Heute dient er bei der UN in New York, sein Ton ist verbindlicher: »Ich habe in Berlin ununterbrochen versucht, unauffällige Themen im Militärbereich voranzutreiben, die für die deutsche Seite – trotz grundsätzlicher Ablehnung – doch machbar wären.« Aber es sei nur wenig vorangegangen. 
In Berlin, so Melnyk, wurde die Frage »schnell zum Tabuthema. Die Kanzlerin wollte darüber gar nicht reden.«
Andere Nato-Staaten tun inzwischen mehr, auch außerhalb von DRAB: In geringem Umfang liefern die USA unter Trump ab Ende 2017649 hochmoderne »Javelin«-Flugabwehrraketen. Allerdings in geringen Stückzahlen, und sie bleiben in verschlossenen Containern. Den Schlüssel dafür bekommen die Ukrainer nicht. Auf dem Truppenübungsplatz Jaworiw im Westen der Ukraine, nur zwanzig Kilometer von der polnischen Grenze entfernt, werden schon seit den Neunzigerjahren Ukrainer für UN-Friedensmissionen geschult. 2015 ändert sich der Ausbildungsplan: Vor allem britische und US-Instrukteure trainieren ukrainische Einheiten für den Kampfeinsatz. Die gesamte ukrainische Armee rotiert nach Jaworiw: Bataillon um Bataillon wird von der Frontlinie in der Ostukraine abgezogen, um in Jaworiw vor allem Drohnenabwehr zu üben. Zuständig für die »Joint Multinational Training Group-Ukraine«, kurz JMTG-U, ist die US-Heeresgarnison Bayern. Die Ausbilder kommen von den Nationalgarden in Tennessee, New York oder Oklahoma.
Bis kurz vor dem russischen Großangriff im Februar 2022 werden allein in Jaworiw 26.000 ukrainische Offiziere geschult. Dann verlegen die USA die Ausbilder nach Grafenwöhr, dort wird das Training fortgesetzt. Ab Frühjahr 2022 beteiligt sich auch Deutschland an der militärischen Ausbildung der ukrainischen Armee.
»Ich bin der Meinung, wir haben viel zu wenig gemacht«, sagt Halbauer. »Das war ein strategischer Fehler, wir hätten die Ukraine durchhaltefähig stark machen müssen. Hätten wir uns zu einer entschiedeneren Unterstützung der Ukraine durchgerungen, wären wir überhaupt nicht in diese Situation gekommen. Nirgendwo ist nach 2014 wirklich eine rote Lampe angegangen, es schien doch weit weg, ein weit entfernter Krieg.«
Dieser Krieg aber ist längst viel näher, als man sich in Berlin eingestehen will.
Auf der Suche nach den »Weichmachern«
Im Mai 2021 hockt Robert Habeck vor einer zerschossenen Häuserwand in einem Dorf tief im Osten der Ukraine, die Hafenstadt Mariupol ist nicht weit entfernt. Vor ihm auf dem Boden liegen Patronenhülsen. Habeck trägt schusssichere Weste und Helm, sieht bekümmert aus.
Zu dieser Reise Richtung Krieg hat ihn Selenskyj eingeladen, den Habeck mittlerweile einen »Freund« nennt. Nach seiner Wahl 2019 hatte Selenskyj ihn in der Parteizentrale der Grünen in Berlin besucht, eine ungewöhnliche Konstellation: ein gerade gewählter Staatspräsident und ein Oppositionspolitiker. Habeck wusste, dass viele in Berlin Selenskyj nicht ernst nahmen: ein Fernsehkomödiant, Gewinner des landesweiten »Let’s Dance«-Wettbewerbs und Moderator einer der legendären Silvestergalas im, ja, russischen Staatsfernsehen. Ein singender Show-Produzent, der es mit der Hilfe eines berüchtigten Oligarchen650 und dank der höchst populären Serie »Diener des Volkes« mit ihm als fiktivem Präsident ins Amt geschafft hatte. Einer Serie, in der er sich auch gerne mal über Merkel lustig machte.651
Nach einem langen Gespräch kam Habeck zu dem Schluss, dass Selenskyj sein Land wirklich reformieren wolle. Europa, sagte Selenskyj, bekomme eine neue Generation politisch Verantwortlicher – »und du und ich gehören dazu«.652
Während seiner Reise hört Habeck viele erschütternde Geschichten vom Krieg, den Putin und seine Schergen schon seit sieben Jahren gegen die Ukraine führen. Man erkenne genau, welche russische Scharfschützeneinheit gerade im Einsatz sei, berichtet man ihm. Eine ziele immer auf die Stirn, die andere ins Auge. Noch in der Ukraine gibt Habeck mitreisenden deutschen Journalisten ein Interview. Er spricht sich für die Lieferung von »Defensivwaffen« aus.653 Er nennt Mittel zur Drohnenabwehr und Minenräumgerät, vor allem aber »Panzerfahrzeuge zum Verwundetentransport«, danach hätten ihn die Ukrainer ausdrücklich gefragt.654 Den Wunsch hatte schon Halbauer gehört.
Habeck hat als Schriftsteller eine Erzählung über das Massaker in Srebrenica übersetzt. Die Gräuel des Jugoslawienkrieges waren einst der Grund dafür, dass Außenminister Joschka Fischer die Zustimmung der rot-grünen Bundesregierung zur Nato-Intervention betrieb. Dann traf ihn auf dem Parteitag der Grünen ein Farbbeutel am Ohr.
Habeck sieht es wie Fischer: Solidarität, Unterstützung der Opfer eines militärischen Angriffs gehören für ihn zu den grünen Grundwerten.
In Deutschland bricht ein Sturm los. »Leichtfertig«, kritisiert der SPD-Fraktionsvorsitzende Rolf Mützenich. »Das unterstreicht erneut, wie wenig regierungsfähig und unaufrichtig die Grünen derzeit auftreten.« Er nennt Habeck einen »ehemaligen Landesumweltminister«. Der stellvertretende Fraktionsvorsitzende der Union, Johann Wadephul, nennt Waffenlieferungen den »falschen Weg«; die verteidigungspolitische Sprecherin der FDP, Marie-Agnes Strack-Zimmermann, sieht keinen Anlass zur Diskussion, »nur weil die Grünen sich verirrlichtert haben«.655
Annalena Baerbock, Kanzlerkandidatin von Bündnis 90/Die Grünen, distanziert sich öffentlich von Habecks Vorstoß. Waffenlieferungen in Kriegsgebiete lehne die Partei ab: »Das steht auch in unserem Programm, und das sehen wir als Parteivorsitzende beide so.« Habeck sei falsch verstanden worden.
Das Land steckt mitten im Wahlkampf, Habeck rückt schnell von seiner Aussage ab. Heute sagt er: »Ich konnte meine Position, die ich mir sehr genau überlegt hatte, nicht durchhalten.« Ob er dies bedauert? »Mir ist niemand beigesprungen, niemand aus anderen Parteien, meiner eigenen Partei, der Wissenschaft und übrigens auch der Medien. Fragen Sie diejenigen, die mir nicht beigesprungen sind.«656
Im Frühjahr 2021 endet die Debatte über eine mögliche Bewaffnung der Ukraine, bevor sie auch nur beginnen konnte.
Schwieriger allerdings gestaltet sich die Spurensuche in einer anderen Frage: Warum sich Deutschland angesichts wachsender russischer Aggression nicht einmal selbst bewaffnete, zumindest »Resilienz« entwickelte.
Kluge Fragen werden gestellt, die Antworten fallen eher verdruckst aus. Der CDU-Bundestagsabgeordnete Patrick Sensburg etwa, heute Präsident des Verbandes der Reservisten der Bundeswehr, hatte als Einziger seiner Fraktion 2011 gegen die Aussetzung der Wehrpflicht gestimmt. Die Gründe gab er zu Protokoll: Dadurch werde die Fähigkeit zur »Landes- und Bündnisverteidigung deutlich geschwächt«.657 Ob es wirklich bei der Aussetzung der Wehrpflicht bleiben könne, fragt Sensburg erneut 2014.
Christoph Unger, bis 2020 Präsident des Bundesamts für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe, weist darauf hin, dass man infolge der »Friedensdividende« beim Zivilschutz quasi »blank« sei.658 Bunker zurückgebaut, Sirenen abgeschaltet, die Brücken nicht mehr tragfähig für schweres militärisches Gerät – und überhaupt, wie solle man Truppen und Gerät der amerikanischen Verbündeten per Eisenbahn quer durch das Land Richtung Osten transportieren, wenn es so gut wie keine Flachwagen mehr gibt?
Ohne große Begeisterung haben die USA die »European Reassurance Initiative« verabschiedet, auch »European Deterrence Initiative« genannt. Die über Jahre geschrumpften US-Militärausgaben für Europa werden damit fast vervierfacht,659 erstmals finden wieder Manöver zur Truppenverlegung nach Europa statt: Diese »Reforger« – »Return of Forces to Germany« – Übungen waren bis in die Neunzigerjahre Standard, dann hatten auch die USA ihre Truppenpräsenz in Deutschland von 200.000 auf knapp 40.000 massiv reduziert. Der Kalte Krieg war zu Ende. Geschichte.
Jetzt aber werden US-Kriegsschiffe ins Schwarze Meer verlegt, über der Ostsee patrouillieren Kampfjets, in Polen und im Baltikum finden Manöver statt – an Orten, die heute als »Ostflanke« der Nato beschrieben werden.660
Der Transport von Mensch und Material läuft vor allem über deutsche Häfen. »Herzkammer des Bündnisses« nennt die Bundeswehr das deutsche Staatsgebiet. Im Kalten Krieg hatte sie sogar ein eigenes Berufsbild für »Maßnahmen der baulichen Landesverteidigung«: Ihre »Wallmeister« kannten jeden Tunnel und die Tragfähigkeit jeder Brücke. Jetzt laufen ständig Mahnungen der Nato ein: Deutschland müsse die logistischen Vorbereitungen für große Truppenverlegungen treffen. 2018 installiert die Nato dafür das »Joint Support and Enabling Command« mit Sitz in Ulm. Ein Beamter im Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe notiert: Es »wäre ja peinlich, wenn Deutschland ein Fähigkeitskommando erhielte, dessen Fähigkeiten die BR DEU selbst nicht vollumfänglich erbringen könnte.« Weil die Aufgabe »nur bedingt ernst genommen« werde.
Bedingt ernst genommen wird auch ein 2016 veröffentlichtes Dokument: das »Weißbuch zur Sicherheitspolitik und zur Zukunft der Bundeswehr«, zum ersten Mal seit zehn Jahren herausgegeben. Erstmals wurden externe Expertinnen und Experten – wie die damals noch wenig bekannte Claudia Major – hinzugezogen. Erstmals findet sich wieder das Ziel der Landes- und Bündnisverteidigung. Und erstmals wird ausdrücklich auf hybride Bedrohungen hingewiesen.
Viele »erstmals« begleiten das Weißbuch, der heutige Generalinspekteur der Bundeswehr, Carsten Breuer, leitet den Erstellungsprozess. Heute weiß er: »Es gibt diese deutsche Logik, wenn etwas aufgeschrieben ist, dann ist es vermeintlich auch erledigt. Dabei beginnt dann erst die Arbeit, die Umsetzung. Wir sind damals im Theoretischen geblieben. Wir werden Strategie zukünftig anders verankern müssen.«661
Wie sehr man im Theoretischen stecken bleibt, wie sehr man sich auf eigene Versprechen verlässt, die man aber nicht wahrmachen will, zeigt sich anhand einer kleinen Zahl: zwei Prozent. Die Nato ist ein Verteidigungsbündnis, das auf Vertrauen und Solidarität baut. Der viel zitierte Artikel 5 des Nato-Vertrags – die Beistandsklausel – ist keine vertragliche Pflicht. Er beinhaltet ein Versprechen, sich gegenseitig zur Hilfe zu kommen. Der zweite Pfeiler des Bündnisses aber ist Artikel 3, nach dem die »Parteien einzeln und gemeinsam durch ständige und wirksame Selbsthilfe und gegenseitige Unterstützung die eigene und die gemeinsame Widerstandskraft gegen bewaffnete Angriffe erhalten und fortentwickeln«.
Seit Ende des Kalten Krieges haben viele Nato-Staaten die »Friedensdividende« eingefahren, Verteidigungsetats heruntergefahren, Personal und Technik reduziert, Kasernen in Wohngebiete umgewandelt. Allerdings profitiert von der Friedensdividende kein Land so lange und so gründlich wie Deutschland.
Im Kalten Krieg lagen die westdeutschen Verteidigungsausgaben bei bis zu 4,9 Prozent des BIP. Seine Ostpolitik verankerte Willy Brandt fest in der Nato, die damalige Doppelstrategie der »Harmel-Doktrin« umfasste die Bereitschaft zu Dialog bei gleichzeitiger Abschreckung, also Wehrhaftigkeit. Noch der »Zwei-plus-Vier«-Vertrag erlaubte Deutschland eine Obergrenze von 370.000 Soldaten.
Als Ende der Neunzigerjahre die ersten Staaten Ostmitteleuropas in die Nato aufgenommen werden, drängen die USA unter Präsident Clinton auf verbindliche Regeln zur Finanzierung und nennen zwei Prozent des Bruttoinlandsproduktes in jedem Jahr für alle Mitgliedsstaaten. Die USA kritisieren einen aus ihrer Sicht bedenklichen Trend – die Nato wächst, vor allem durch die neuen Mitglieder in Europa. Aber ihr Anteil an den gesamten Verteidigungslasten sinkt. Auch wenn ein allein auf Prozentzahlen gestütztes Ziel nur wenig darüber aussagt, ob das Geld auch sinnvoll ausgegeben wird. Im März 2001 warnt ein US-Senator namens Joe Biden einen Bundeskanzler namens Gerhard Schröder vor der heftigen US-Kritik. Immer stärker verbreite sich die Auffassung: Was die Amerikaner in Europa tun, sei reine Geldverschwendung. »This is real. Make no mistake.«662 2002 scheitert Präsident Bush mit dem Ziel, die zwei Prozent als verbindliches Ziel zu verankern.
Eine scharfe Warnung kommt bereits ein halbes Jahrzehnt, bevor Donald Trump die politische Bühne betritt. Während seines Abschiedsbesuchs 2011 prophezeit US-Verteidigungsminister Gates der Nato eine »düstere, wenn nicht gar trostlose Zukunft«. Die USA trügen inzwischen 75 Prozent der Kosten. Zu einer derartigen »Zweiklassengesellschaft« sei man in Washington nicht mehr bereit.663
Während des Nato-Gipfels in Wales 2014 sollen die »two percent« als verpflichtend erklärt werden. Zur Vorbereitung hat die Bundesregierung den unerfreulichen Stand der Dinge analysiert: Man steht in Deutschland aktuell bei 1,3 Prozent, aber weitere Kürzungen sind vom Bundestag beschlossen worden. Es geht weiter nach unten, nicht nach oben. Deutschland gilt als Wackelkandidat. Druck kommt auch von der britischen und der französischen Regierung. »Orchestriertes Vorgehen« gegen Deutschland vermuten sie im Kanzleramt, und dies sei »erst der Anfang«. Überlegungen, wie der Etat schnell erhöht werden könnte, gibt es nicht. Argumente oder vielleicht besser: Ausreden, wie man dem Druck politisch die Spitze nehmen könnte, hingegen schon: Deutschland habe doch in der Euro-Krise die Hauptlasten getragen, auch das habe einen »sicherheitspolitischen Wert«.
»Weichmacher« nennen Diplomaten jene einschränkenden Formulierungen in Gipfelerklärungen, die Entschiedenheit vortäuschen – aber auch immer ein politisches Schlupfloch offen lassen. So ist es auch mit dem verabschiedeten DIP – dem »Defence Investment Pledge«, kurz Zwei-Prozent-Ziel. Vereinbart wird, dass die Mitgliedsstaaten »sich innerhalb von zehn Jahren auf den Richtwert von zwei Prozent zubewegen«. Bis 2024 also. Immer unter Berücksichtigung der nationalen Haushaltshoheit. Mit der Kompromissformel von Wales, so ein Teilnehmer des Gipfels, habe man auch Rücksicht auf Deutschland genommen. Für Deutschland entwickeln sich die Zahlen so: 2015 kommt man auf 1,19 Prozent. Nur durch die 100-Milliarden-Sonderschulden der Zeitenwende wird 2025 die Zielmarke erreicht: 2,05 Prozent.664
Um das 2023 auf dem Nato-Gipfel in Vilnius schließlich verbindlich festgeschriebene Ziel auch nur zu halten, müsste die Bundesregierung bereits im Jahr 2028 rund 95 Milliarden Euro für Verteidigungsausgaben aufwenden.665
Nach dem Gipfel von Wales beginnt übrigens jene kreative Buchführung, die auch andere Nato-Staaten gut beherrschen: Spanien etwa rechnet einmal die Kosten der Feuerwehr in Madrid in die Zwei-Prozent ein; Griechenland die Pensionskosten von Militärangehörigen aus Zeiten der Diktatur. Die Bundesregierung wiederum rechnet nicht nur den Haushalt des BND, sondern auch Kindergeldzahlungen an Bundeswehrangehörige ein.666
»Manche sagen, wir sind Putin auf den Leim gegangen«, sagt General Carsten Breuer. »Wir wollten nicht wahrhaben, was da geschieht, zumindest haben wir nicht die aus heutiger Sicht notwendigen Konsequenzen, keine vollständigen Schlussfolgerungen daraus gezogen. Das war der Zeitgeist. Das Militärische wurde weggeschoben, vernachlässigt. Wir haben uns darauf verlassen, verlassen wollen, dass die Nato das schon macht, dass jemand für uns die Kohlen schon aus dem Feuer holen wird. Wir haben eine notwendige Debatte über unsere nationale Führungsfähigkeit vermieden.«
Das gilt auch für die Nachrichtendienste. Nach einer Analyse der Nato liefert Deutschland nur ein Prozent der militärischen Aufklärungsmaßnahmen für die Nato. Norwegen und Großbritannien kommen auf jeweils sechs, die USA auf 76 Prozent.667
In der CDU wird heute immer darauf verwiesen, der Dauer-Koalitionspartner SPD habe das Zwei-Prozent-Ziel verweigert. Dass Gabriel es als »absurd« bezeichnete und Kanzlerkandidat Martin Schulz versprach, es zu »kippen«. Merkel schreibt: »Die anderen Parteien äußerten sich zu dem Ziel entweder zurückhaltend oder empfanden es im Grunde gar als eine politische Zumutung.«668
Richtig ist aber auch, dass sich in der Union kaum jemand für das Versprechen stark machte, auch die Kanzlerin nicht. Damit geht sie heute vorsichtig selbstkritisch um: »Ich habe tatsächlich nicht jeden Tag eine flammende öffentliche Rede dafür gehalten.«669
Merkels Nachfolgerin im Amt der CDU-Vorsitzenden, Annegret Kramp-Karrenbauer, findet mittlerweile klare Worte: »Wir haben jedes Jahr das Versprechen, zwei Prozent unserer Wirtschaftsleistung in die Verteidigung zu investieren, nicht eingehalten und waren wortbrüchig.«670
Nach dem Tod von Helmut Schmidt schrieb Merkel einmal, sie bewundere besonders seine Standfestigkeit und Entschiedenheit in der Nachrüstungsdebatte der Achtzigerjahre. Der Stationierung neuer sowjetischer Nuklearraketen setzte er eine Strategie aus Dialog und Abschreckung entgegen. Die Stationierung von US-Mittelstreckenraketen auch in der Bundesrepublik – gekoppelt mit dem Angebot zu Verhandlungen: der Nato-Doppelbeschluss.
Schmidt vertrat ihn. Gegen den Zeitgeist, gegen Hunderttausende Demonstranten auf den Straßen der Republik. Er trug ihn auch gegen massiven Widerstand in seiner Partei, der SPD.671
Am frühen Morgen des 24. Februar 2022 setzt sich der Inspekteur des Heeres an seinen Computer: »Ich hätte in meinem 41. Dienstjahr im Frieden nicht geglaubt, noch einen Krieg erleben zu müssen«, schreibt Alfons Mais auf seinem Profil bei LinkedIn. »Und die Bundeswehr, das Heer, das ich führen darf, steht mehr oder weniger blank da. Wir haben es alle kommen sehen und waren nicht in der Lage, mit unseren Argumenten durchzudringen, die Folgerungen aus der Krim-Annexion zu ziehen und umzusetzen. Das fühlt sich nicht gut an! Ich bin angefressen!«
Nach diesem Post, glaubt Mais, werde er entlassen.
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			Eines der geheimnisvollsten und verschwiegensten Gremien deutscher Russlandpolitik trug die Bezeichnung »Hohe Arbeitsgruppe für Sicherheitspolitik«. Die »HAGS«, wie sie in der Bundesregierung genannt wurde, wurde bereits 2003 während der deutsch-russischen Regierungskonsultationen im westsibirischen Jekaterinburg – und damit noch von Schröder und Putin – gegründet. Anders als der stets öffentlich zelebrierte »Petersburger Dialog« galt dieses Forum von Beginn an als vertraulicher Ort für die Diskussion über die politisch brisanten Themen, die man öffentlich lieber nicht debattieren wollte.
Die »HAGS« war ein Back Channel auf höchster Ebene.
Plenarsitzungen im sogenannten »großen Format« wurden auf russischer Seite stets von einem Vizeaußenminister, auf deutscher vom Staatssekretär des Auswärtigen Amts geleitet. Drei »Unterarbeitsgruppen«, zuständig für »Strategie«, »Abrüstung« und »Terrorismusbekämpfung«, ergänzten die Runde. So weit gesteckt war der Themenrahmen, dass es nichts gab, was sich nicht besprechen ließ: Raketen und Atomwaffen, Terroristen, Cyberangriffe. Auch die Ukraine und Georgien.672
Hochrangige Militärs und leitende Geheimdienstler saßen mit am Tisch: Niemand konnte behaupten, man kenne leider die Antwort auf eine Frage nicht. »Ganz essenziell« sei diese Runde, erklärte die Bundesregierung.
Die HAGS tagte meist in Berlin oder Moskau, wechselvoll ihre Geschichte. In den Anfangsjahren schwärmten die Teilnehmer über den »hohen Grad des gewachsenen Vertrauens«.
Später lernten einige deutsche Teilnehmer ein paar Brocken Russisch. Es stellte sich heraus, dass offener Austausch bestenfalls noch im kleineren Rahmen möglich war – während der Kaffee- und Raucherpausen.
2014 wurde der »13. HAGS-Zyklus« von deutscher Seite abgebrochen, alle Sitzungen ausgesetzt. Der »privilegierte Dialog« zu Sicherheitsthemen ergab nach der Annexion der Krim keinen Sinn mehr.
Drei Jahre und Dutzende Sanktionen gegen russische Amtsträger später aber tritt sie erneut zusammen. In der Regierung wird dies für sinnvoll, ja, für dringend notwendig gehalten. Spärlich die Dokumentenlage dazu, besonders spärlich im Kanzleramt. Und doch erlaubt die Entscheidung, die HAGS ab 2017, zunächst in Untergruppen, wieder tagen zu lassen, sowie die Ereignisse, die zu diesem Beschluss beitrugen, einen ungewöhnlichen Einblick in die russlandpolitischen Überlegungen der Bundesregierung.673 
Die HAGS ist quasi Ausdruck von Merkels Dialogbereitschaft. Wobei dies, so sagen ihre Mitarbeiter, auch eine Kehrseite hat: Dialog kann auch zum Selbstzweck werden. Vor allem, wenn es die Gegenseite darauf anlegt, dass er Selbstzweck bleibt.
In der vermeintlich schicksalhaften Auseinandersetzung mit dem »kollektiven Westen« gehört es zum »langen Spiel« des russischen Präsidenten, bestehende Konflikte zu schüren und neue zu schaffen: Probleme als politisches Kapital und Verhandlungsmasse, »sie waren ein Asset für ihn«, sagt die deutsche Diplomatin Emily Haber.674
Das Vorgehen dabei ist stets gleich: Hier und da gibt man nach, scheinbar jedenfalls. Und bietet sich immer wieder mal als Partner zur Lösung einer geopolitischen Krise an – gerne auch in solchen, die man selbst geschaffen hat.
»Da gefriert einem das Blut in den Adern«
Der wichtigste Exportartikel Russlands ist jetzt Angst, so die Analyse im Auswärtigen Amt. Seine Eskalationsdominanz demonstriert Putin inzwischen in erschreckend vielen Bereichen zugleich. Etwa auch in einer deutschen innenpolitischen Frage von besonderem Gewicht: der Flucht Hunderttausender verzweifelter Menschen aus dem Bürgerkriegsland Syrien.
Putin lockt damit, die Fluchtbewegung nicht nur zu beenden – sondern in Deutschland aufgenommene Geflüchtete sogar nach Syrien zurückschicken zu können!
In der HAGS ist der syrische Bürgerkrieg vom ersten Moment an Thema. Schon 2013 hat Merkel den russischen Präsidenten persönlich gebeten, Diktator und Massenmörder Baschar al-Assad in Moskau Asyl zu gewähren.675
Die Bundesregierung hatte sich auf eine falsche BND-Analyse verlassen, nach der mit dem Aufstand gegen Assad die »Endphase des Regimes« begonnen habe.676
Putin ist entschlossen, den Assad-Clan zu unterstützen, es sind alte Verbündete; die dortige Luftwaffenbasis und der Militärhafen die einzigen russischen Militärstützpunkte am Mittelmeer. Und al-Assad soll nicht enden wie der libysche Machthaber Muammar al-Gaddafi, der beim Fluchtversuch durch ein Abwasserrohr zu Tode geprügelt wurde. Putin hat sich das Video wieder und wieder angeschaut.677
Sigmar Gabriel hat Putin einmal danach gefragt, »wie er mit einem Verbrecher wie Assad gemeinsame Sache machen könne. Seine Antwort empfand ich als bizarr: Wenn man einen Krieg gewinnen will, müsse man eben alle Mittel anwenden. Das hieß nichts anderes als: Der Zweck heiligt alle Mittel. Da gefriert einem das Blut in den Adern.« Andererseits hatte Gabriel selbst schon 2015 ganz realpolitisch die Aufhebung der gerade gegen Russland verhängten Sanktionen gefordert, um im Fall Syrien zu kooperieren.678
Moskaus Entscheidung zur militärischen Intervention in Syrien hat auch mit dem Aufstieg des sogenannten Islamischen Staates zu tun, einer terroristischen Organisation, der sich auch Tausende Europäer und deutsche Fanatiker angeschlossen haben.679 Und Hunderte Tschetschenen. Tatsächlich bombardiert die russische Luftwaffe bisweilen auch Stellungen von IS-Terroristen, aber sehr viel häufiger die der syrischen Opposition. Assad setzt Giftgas und Fassbomben ein.
Als im Sommer 2015 Hunderttausende vor Assad und dem IS gleichzeitig Richtung Europa fliehen, lädt das russische Verteidigungsministerium zu einem ersten »Briefing« ein. Putin will auch mit Deutschland wieder ins Gespräch kommen. Wie nach 9/11 könne man gemeinsam gegen den Terrorismus vorgehen – und dabei auch das Problem mit den Geflüchteten lösen. »Offenbar zählt er auf den daraus resultierenden innenpolitischen Leidensdruck, der dazu führen soll, dass der Westen mit ihm bezüglich SYR zu einer Einigung kommt«, lautet die Einschätzung der deutschen Botschaft. »Dies soll den Eintritt in eine neue Phase der Beziehungen markieren.«680
Für den deutschen Botschafter von Fritsch ist dies ein »Angebot à la russe«.681
Im späten Sommer 2017 treffen sich die Mitglieder gleich aller drei Unterarbeitsgruppen »Terrorismusbekämpfung«, »Strategie« und »Abrüstung« der HAGS in Moskau. Russische Anfragen, ob Deutschland für »humanitäre Zwecke« zumindest Feldlazarette und Geräte zum Minenräumen nach Syrien liefern könne, werden abgelehnt. Aber zu Besuch ins Kanzleramt kommt nur wenige Monate später ein Mann, der die deutsche Grenze eigentlich nicht übertreten darf: der »sanktionierte« und mit Einreisesperre belegte russische Generalstabschef Walerij Gerassimow. Er wird nach 2022 die Invasionstruppen in der Ukraine kommandieren und ab 2024 wegen mutmaßlicher Kriegsverbrechen per Haftbefehl vom Internationalen Strafgerichtshof ICC gesucht werden.
Auch ist der mit dem Generalstab eng verbundene Militärgeheimdienst GRU verantwortlich für aggressivste russische Operationen – vom Bundestags-Hack bis zur Vergiftung Skripals.
Am 23. Juli 2018 landet auf dem Flughafen Berlin-Tegel eine russische Regierungsmaschine mit der Kennung »RSD008«. An Bord befinden sich Außenminister Sergej Lawrow und Walerij Gerassimow. Eigentlich darf ihn kein Bundespolizist ins Land lassen. Aber Gerassimow kann ein besonderes Schreiben der Rechts- und Konsularabteilung der deutschen Botschaft in Moskau vorweisen: »An die zuständige Grenzbehörde der Bundesrepublik Deutschland – Begleitpapier für die kurzfristige Einreise«. Darin gewährt ihm »die Bundesrepublik Deutschland einen ausnahmsweisen kurzfristigen Aufenthalt«. Auch seine Gesprächspartnerin wird aufgeführt: Bundeskanzlerin Angela Merkel.682
Putin will etwas aushandeln, immer noch: Eine konziliantere deutsche Syrien-, sprich Assad-Politik – gegen russische Hilfe bei der Lösung von Merkels größter innenpolitischer Herausforderung. Er habe sich wie in einem schlechten Film gefühlt, erinnert der damalige Außenminister Heiko Maas, der an dem Treffen in einem der Konferenzräume des Kanzleramts teilnahm: »Gruselig. Sie boten uns Hilfe bei der Rückführung von syrischen Flüchtlingen an, wir sollten im Gegenzug bei unseren Verbündeten die Normalisierung der Beziehungen zu Assad betreiben.«683
Bei diesem »Angebot à la russe« findet Merkels Pragmatismus seine Grenzen. Sie möchte nicht kooperieren. Gabriel nutzt seinen Back Channel Warnig, um Botschaften an Putin übermitteln zu lassen: Es geht um humanitäre Hilfe, Korridore, die Zivilisten die einigermaßen sichere Flucht in die syrische Provinz Idlib erlauben sollen, eine Hochburg der Assad-Gegner.684
Als »nützlicher Idiot«, wie in den Lehrbüchern russischer Desinformations-Technik beschrieben, erweist sich verlässlich die AfD. Einer ihrer Bundestagsabgeordneten reist 2018 nach Moskau, um mit russischen Politikern und Abgesandten des Assad-Regimes zu sprechen. Seine Idee: Syrische Geflüchtete könnten doch – über Russland – nach Syrien abgeschoben werden.685
Russischer Exportschlager Angst. Dies gilt auch für ein Versprechen, was sich nach dem »Supergau« von Tschernobyl nie wiederholen soll: Atomunfälle zu vertuschen, zu lügen.
»Gravierendster Atomunfall seit Fukushima«
Im Herbst 2017 geht eine Eilmeldung des Bundesamts für Strahlenschutz an die Bundesregierung. Messstellen in Mailand und Bergamo haben am 2. Oktober erhöhte Werte in der Luft festgestellt, den Beta-Strahler Ruthenium 106. Das chemische Element Ruthenium – »Russland« – verdankt seinen Namen seiner Entdeckung in sibirischen Platinerzen, es entsteht etwa bei der Spaltung von Uran und ist sehr selten.
Überall in Europa stehen Messstationen, um Radioaktivität in der Luft zu erfassen. Dabei werden gewaltige Mengen Luft angesaugt und durch spezielle Filter gepresst. Die Stationen entstanden im Kalten Krieg zum Nachweis von Atombomben-Tests. Jetzt sollen sie vor nuklearen Unfällen warnen. Den Meldungen aus Italien folgt eine aus Tschechien; den höchsten Wert meldet eine Station aus Rumänien.686
Physiker des Bundesamts für Strahlenschutz beugen sich über die Befunde. Rasch sind zwei Dinge klar: Es handelt sich »nur« um Ruthenium 106; dies schließt einen großen Unfall in einem Atomkraftwerk aus. Dann würden sich auch andere Isotope in der Luft nachweisen lassen. Aber obwohl die bislang ermittelte Konzentration für Menschen ungefährlich ist – zum ersten Mal seit Tschernobyl wird Ruthenium wieder in der Luft gemessen. Der Wert liegt 1000 Mal höher als üblich.
Am 7. Oktober 2017 belegen über 300 Messungen quer durch Europa die Existenz einer radioaktiven Wolke über dem Kontinent. Anfangs besteht der Verdacht, die Quelle könnte im Donbass liegen. Aber inzwischen sind die sogenannten »Rückwärtsrechnungen« abgeschlossen, hochkomplexe Computermodelle, die mithilfe von Wetterdaten den Ursprungsort verfolgen. Das Ergebnis lautet: Die Quelle liegt aller Wahrscheinlichkeit nach östlich des Ural. Hier, bei Tscheljabinsk, befindet sich etwa die berüchtigte Atomfabrik »Majak«, der »Leuchtturm«. Einst trug sie nur Kodenamen: erst Tscheljabinsk-40, dann Tscheljabinsk-65. Auf den Landkarten der Sowjetunion war der Ort nicht verzeichnet, auch für Sowjetbürger nur mit Sondererlaubnis zu betreten. In der Anlage wurde 1948 das Plutonium für die erste sowjetische Atombombe produziert. Immer wieder kam es zu Unfällen, wurden Tausende Menschen und große Gebiete radioaktiv verstrahlt.687 Erst mit dem Ende der Sowjetunion wurde Majak zugänglich.
Noch 2010 hatte Bundesumweltminister Norbert Röttgen die Ausfuhrgenehmigung für 951 Brennelemente aus einem deutschen Kraftwerk dorthin abgelehnt – aus Sicherheitsbedenken.
In diesem Oktober 2017 liegt keine russische Meldung über einen möglichen Strahlenunfall vor, obwohl ein nach der Katastrophe von Tschernobyl verhandeltes Abkommen – die »Convention on Early Notification of a Nuclear Accident« – genau dies vorschreibt. Beim Super-GAU von Tschernobyl hatte das Politbüro anfangs gelogen und vertuscht. KGB-Agenten brachen sogar in das Hotelzimmer eines französischen Journalisten ein, der Bodenproben genommen hatte, und vertauschten die hochkontaminierten Beweisstücke mit harmlosen Erdklümpchen.
Merkel ist inzwischen über den Ruthenium-Vorfall informiert. Sie interessiert sich. Sehr sogar. Als Umweltministerin war sie selbst einmal in Tschernobyl; zum 10. Jahrestag der Katastrophe erklärte sie im Bundestag, man habe »in der nuklearen Sicherheit eine Zusammenarbeit erreicht, die wir vor zehn Jahren noch in den Bereich der Utopie verwiesen hätten«.688
Gilt selbst das unter Putin nicht mehr, die Meldung nuklearer Unfälle? Am Morgen des 7. Oktober klingelt in der Residenz von Botschafter von Fritsch das Telefon, das Auswärtige Amt will, dass von Fritsch der Sache nachgeht. Er lässt im russischen Katastrophenschutzministerium anrufen. Nein, es sei nichts bekannt, heißt es dort. Er schickt eine SMS an seinen Kontaktmann im Außenministerium. Der ruft empört zurück: »Unglaublich! Bloß weil damals Tschernobyl … soll immer gleich Russland. Äußerst unwahrscheinlich.«
Nach einer Stunde meldet sich der russische Diplomat erneut beim Botschafter. Er habe selbst im Netz Berichte über »Vorfälle« in der Region Kyjiw gefunden. »Leider gebe es in der letzten Zeit ja immer wieder Gerüchte und Behauptungen, die Russland schadeten und die sich dann als falsch erwiesen, aber ganz unnötig politisiert würden.«689
Selbst gegenüber der Internationalen Energiebehörde IAEA erklärt die russische Regierung, ihr lägen keine Informationen vor. Dies versichert auch Kremlsprecher Dmitrij Peskow.
Eine von der russischen Akademie der Wissenschaften eingesetzte internationale Untersuchungskommission690 wird Scharade. Russland präsentiert die Ergebnisse angeblicher Bodenproben aus der Umgebung von Majak: keinerlei erhöhte Werte. Einige der Staaten in der Untersuchungskommission steigen daraufhin aus. Die Deutschen bleiben; drängen auf ergänzende Messungen. Es wird sie nie geben.
Das deutsche Umweltministerium bezeichnet den Ruthenium-Vorfall als »gravierendsten Atomunfall seit Fukushima«.691
Fünf Jahre nach diesem Vorfall fällt in der Bundesregierung wieder oft der Name Fukushima, ergänzt durch das Schreckenswort Tschernobyl. Es gibt immer wieder Meldungen, dass das gewaltige Atomkraftwerk im ukrainischen Saporischschja mit seinen sechs Blöcken ebenso wie der von einem Sarkophag umhüllte, explodierte Block Vier sowie die drei stillgelegten Blöcke in Tschernobyl zum atomaren Risiko werden könnten. Tschernobyl war nur kurz, Saporischschja ist dauerhaft von russischen Truppen besetzt. Gleich im März 2022 wurde das Kraftwerksgelände in Saporischschja von russischen Granaten getroffen. »Durch Gottes Gnade ist die Welt knapp einer nuklearen Katastrophe entgangen«, erklärt die US-Botschafterin bei den Vereinten Nationen während einer Dringlichkeitssitzung des UN-Sicherheitsrates.
Atomare Anlagen mitten im oder am Rande eines Kampfgebietes, es ist ein Albtraum. In Deutschland analysiert jetzt das Bundesamt für Strahlenschutz ständig alle einlaufenden Messdaten und Windrichtungen.692
Im September 2022 findet eine Krisenstabsübung statt, die Bundesregierung lässt die deutsche Reaktion auf einen »schweren Notfall« in Saporischschja simulieren, INES-Skala 7, dies steht für »Katastrophaler Unfall«. Im Szenario wird angenommen, dass die Gesundheitsgefährdung in Deutschland aufgrund der großen Entfernung gering sei. Dennoch sollen sich deutsche Staatsbürger in stärker betroffenen Gebieten ein bis zwei Tage in geschlossenen Gebäuden aufhalten und die Fenster geschlossen halten, bis die radioaktive Wolke vorbeigezogen sei. Frisches Gemüse soll nicht verzehrt, Jodtabletten nur nach ausdrücklicher behördlicher Empfehlung eingenommen werden. Das Verkehrsministerium soll Schiffe und Flugzeuge warnen, das Finanzministerium womöglich taumelnde Börsen und Finanzmärkte stützen. Und das Landwirtschaftsministerium wird angewiesen, vor Hamsterkäufen zu warnen.
Falls es zu großen Fluchtbewegungen aus radioaktiv stärker belasteten Regionen nach Deutschland käme, solle am besten »grenznahe Dekontamination« stattfinden. Bund und Länder sind in einer solchen Katastrophe gesetzlich beide zuständig und in der Pflicht, es braucht enge Abstimmung und koordiniertes Handeln, lautet eine der Lehren der Übung. Manche in der Regierung erinnern sich an eine andere Krise, in der die Funktionsfähigkeit des föderalen Systems einem harten Test unterzogen wurde: Corona.693
Im Jahr 2017 hat die Bundesregierung ein Interesse daran, den Back Channel HAGS zu Russland wiederzubeleben. Allerdings wird das Ganze mit einer Bedingung, ja einer Warnung versehen. Es müsse Schluss sein mit aggressiven Operationen gegen Deutschland. Die Realität aber ist: Im Herbst 2017 treffen sich die HAGS-Unterarbeitsgruppen erstmals seit drei Jahren wieder in Moskau. Nur Wochen danach erfährt die Bundesregierung vom laufenden Cyberangriff auf das Russland-Referat des Auswärtigen Amts. Im November 2018 tagt das »große Plenum« in Berlin. Da liegt der Mordanschlag auf die Skripals gerade acht Monate zurück. Es wird verabredet, die Einrichtung von zwei weiteren Unterarbeitsgruppen zu prüfen: Eine soll sich mit Cybersicherheit, die andere mit »Regionalen Fragen« beschäftigen.
Zum letzten Mal tagt die Hohe Arbeitsgruppe für Sicherheitspolitik am 2. und 3. September 2021 in Berlin. Da steht das Urteil im Tiergarten-Mord kurz bevor. Es ist ein Abschied mit Eklat. Manche deutschen Teilnehmer überlegen bis zuletzt, sich entschuldigen zu lassen, wegen schrecklicher Kopfschmerzen oder so. Während des Abendessens im Gästehaus des Auswärtigen Amts kritisiert einer der deutschen Teilnehmer russische Einmischungen in Wahlen. »Putin hört alles«, antwortet das russische Gegenüber. Jetzt drohen die Gäste schon den Gastgebern.694
Im Nachgang zu dieser letzten Sitzung wird noch einmal eine engere Kooperation vereinbart: zu den Themen Klima, Afghanistan und Arktis.
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			Am 5. Februar 2020 ist Markus Ederer mit weiteren hochrangigen Diplomaten ins Moskauer Kurtschatow-Institut eingeladen. Kaum ein anderer deutscher Diplomat hat eine so lange Erfahrung mit Russland wie Ederer: Erste Verwendung an der Botschaft in den Neunzigerjahren, dann abgeordnet zum BND; als Leiter des Planungsstabes verantwortete er 2007 das Papier zur Zukunft Russlands. Das damals noch als »wenig wahrscheinlich« bezeichnete »imperial-autoritäre« Szenario ist inzwischen eingetreten. Auch Ederer vertrat lange die Modernisierungspartnerschaft und den Minsker Prozess, den er maßgeblich mitgestaltete. Als Staatssekretär setzte er die Hohe Arbeitsgruppe für Sicherheitspolitik HAGS wieder ein.
Die letzte große Verwendung führt ihn als Botschafter der Europäischen Union noch einmal nach Moskau, er erträgt Außenminister Lawrow, der ihm im Zusammenhang mit dem Fall Nawalny mit »Ausweisung« droht: »Er setzte nach: ›Es tut mir leid, dies sagen zu müssen. Aber der größte Fehler, den wir gemacht haben, war, dass wir die deutsche Wiedervereinigung zugelassen haben.‹ Und setzte noch einen darauf: Die Deutschen würden die Russen wie Untermenschen behandeln. Er sagte das gleich mehrmals.«
Mehr Demütigung geht kaum. »Es war einer der schlimmsten Tage meines Diplomatenlebens.«695
Als Ederer nach fünf Jahren im späten Sommer 2022 das Land mit Trauer und Wehmut verlässt, lehnt er das förmliche Abschiedsdinner des russischen Außenministeriums ab, möchte sich stattdessen noch einmal mit Kreml-Sprecher Dmitrij Peskow treffen: »Ich komme ausschließlich zu dir«, sagt er ihm, »weil du eleganter lügst als die anderen.« – »Aber lügen wir nicht alle?«, antwortet Peskow nonchalant wie immer. »Nein«, sagt Ederer.696
Das lange nur als »Labor Nr. 2« bekannte Kurtschatow-Institut war eines der geheimsten Forschungsinstitute der Sowjetunion, mitten in Moskau, hier wurde die sowjetische Atombombe entwickelt. Die besten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler arbeiteten hier, die »Kurtschatowzy«. Unter Putin erfuhr das Institut eine besondere finanzielle und persönliche Aufwertung: 2005 wurde der Physiker Michail Kowaltschuk zum Direktor und später zum Präsidenten697 ernannt; eine seiner vielen Aufgaben in der Welt der russischen Wissenschaft.
Michail ist der ältere Bruder von Jurij Kowaltschuk, auch er ein Physiker, beide gehören zu den engeren Freunden, gar Vertrauten Putins. Sie kennen sich aus St. Petersburger Zeiten. Damals war Putin noch im Bürgermeisteramt und Jurij Kowaltschuk suchte die goldene Zukunft im Finanzwesen; er übernahm früh die in Petersburg beheimatete Bank »Rossija«. Diese Bank – und sich selbst – hatte Putin schon in den Neunzigerjahren seinen deutschen Gesprächspartnern empfohlen.698
Jurij Kowaltschuk stieg auf mit Putin, wurde einer der reichsten Männer des Landes, die Bank »Rossija« eine der größten. Inzwischen gehört auch ein Medienimperium dazu, mit dem Kowaltschuk die öffentliche Meinung im Land im Sinne des Kreml beeinflusst und kontrolliert.699 Kowaltschuk gilt als diskret und verschwiegen, ein Mann von strengen orthodoxen Überzeugungen, auch über die angebliche Überlegenheit der »russischen Zivilisation«.
Und weil Familie und Loyalität sehr viel zählen in Putins Welt, hat ein Mann wie Michail Kowaltschuk an der Spitze eines der wichtigsten Forschungsinstitute des Landes wohl Ohr und Unterstützung des Präsidenten. Vor allem, wenn es um grundlegende Aussagen über die Zukunft der Menschheit geht. So wie an diesem 5. Februar 2020.
Die »Goldene Milliarde«
Im Kurtschatow-Institut sitzen die EU-Spitzendiplomaten aufgereiht wie Studenten im Hörsaal. Kowaltschuk präsentiert einen Vortrag über die »Globalen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts«, Folie um Folie, sie können kaum glauben, was sie da hören und sehen. Geistesgegenwärtig zückt einer sein Handy und fotografiert.700
Die »Goldene Milliarde« bereite sich auf einen Überlebenskampf um Rohstoffe vor, erklärt Kowaltschuk. Die »Goldene Milliarde« ist eine auch in russischen rechtsradikal-nationalistischen Kreisen weitverbreitete Chiffre für die »sogenannten Eliten« des Westens und ihre sinistren Absichten. Längst hat sie ihren Weg in den russischen Mainstream gefunden – und auch zu Wladimir Putin.701
Die »Goldene Milliarde« nutze modernste Technologien, darunter die Manipulation des Bewusstseins per Gentechnik, um einen neuen Menschen zu erschaffen: den »unterwürfigen Menschen«.
Seit Jahren propagiert und kolportiert Kowaltschuk diese Theorie, nach der sich eine (westliche) Elite die (russische) Welt untertan machen will. Schon im Dezember 2015 hatte er dies im Russischen Föderationsrat vorgetragen,702 später auch vor Soldaten und im Staatsfernsehen.703
Künstliches Leben, Bewusstseinsmanipulation einzelner »Ethnien«. All das existiere schon, vorbereitet in Labors der USA und in von ihnen finanzierten und kontrollierten Forschungseinrichtungen auf der ganzen Welt. So könne man »Massenvernichtungswaffen« entwickeln: »Immer hat eine Elite versucht, sich die Welt untertan zu machen. Und heute existiert die reale Möglichkeit, eine neue Spezies des Homo sapiens zu züchten: den unterwürfigen Menschen«. Dieser Mensch, referiert Kowaltschuk vor den EU-Spitzendiplomaten, charakterisiere sich unter anderem durch »begrenztes Bewusstsein seiner selbst«. Und um zu illustrieren, um welche »Elite« es sich handelt, wer diesen »unterwürfigen Menschen« schafft und ausbeutet, zeigt er ein Foto, auf dem zu erkennen ist, wie Wehrmachtssoldaten Menschen in einen Eisenbahnwaggon stoßen.
Oft wird argumentiert, dass die Pandemie entscheidend für eine letzte Radikalisierung des Putin-Systems und seiner Machtträger gewesen sei. Der Vortrag an diesem 5. Februar 2020 – vor Lockdown und Isolierung – lässt auch eine andere Deutung zu: Womöglich war zu diesem Zeitpunkt schon nicht mehr viel zu radikalisieren.
Man könnte Vorträge dieser Art abtun als dumpfe Verschwörungstheorie oder Pseudowissenschaft. Doch das Kurtschatow-Institut ist eines der renommiertesten des Landes; seine Wissenschaftler arbeiten auch für die Verteidigungsindustrie. Und solche an nationalsozialistische Rassentheorie erinnernde Dystopien kursieren seit Jahren auch in den russischen Geheimdiensten und der Armee.
Für den bis Mai 2024 amtierenden Sekretär des Sicherheitsrates, Ratgeber Putins und langjährigen FSB-Direktor Nikolaj Patruschew etwa, stammt das Coronavirus aus den Labors des Pentagons. Außerdem, sagt er in einem Interview mit der staatlichen Rossijskaja Gaseta, drohe der Ausbruch des Yellowstone-Vulkans im Westen der USA. Dann wäre Sibirien für Millionen Menschen der sicherste Ort auf der Welt: Dies sei der wahre Grund dafür, warum die USA die Kontrolle über Russland anstrebten. Vor Jahren schon hatte Patruschew die Ausfuhr russischer Blutproben verboten – ausländische Mächte nutzten diese Proben, um »genetische Waffen« gegen Russland zu entwickeln.704 Auch Putin selbst sprach immer wieder davon, dass ausländische Wissenschaftler genetische Waffen entwickelten. Und dass mithilfe künstlicher Intelligenz ein »künstlicher Mensch« geschaffen werden könne, ein »Übermensch«.705
Zusammen mit einer sorgsam konstruierten Lüge wird daraus die Begründung für einen schicksalhaften Überlebenskampf: dass direkt an den Grenzen Russlands, ausgerechnet in Georgien und der Ukraine, bereits mithilfe der USA biologische Waffen entwickelt würden, genetisch manipuliert, um Menschen in Russland zu töten. Dabei spiele, laut Kreml, auch ein biologisches Hochsicherheitslabor am Rande der Hamburger Reeperbahn eine zentrale Rolle: Es gehört zum renommierten Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin.
Ihren Anfang nimmt diese gefährliche Lüge schon 2009. Nach kurzem russischem Feldzug ist Georgien militärisch besiegt; jetzt geht es darum, die Regierung in Tbilisi sowie die USA nachhaltig zu diskreditieren. 2018 verbreitet das russische Verteidigungsministerium die sensationelle Geschichte eines geheimen Biowaffen-Labors in Tbilisi. Es stelle eine »direkte Gefahr« für die Sicherheit Russlands dar, sei nur eines von vielen entlang der Grenzen Russlands und Chinas. Allein in Georgien seien bei »Versuchen« 73 Menschen gestorben. Generalmajor Igor Kirillow, Kommandeur der russischen ABC-Abwehreinheiten, übernimmt das Briefing und präsentiert den Tatort: das »Richard-Lugar-Center for Public Health Research«, benannt nach einem verstorbenen US-Senator, der sich in den Neunzigerjahren für nukleare Abrüstung und finanzielle Unterstützung für die Nachfolgestaaten der Sowjetunion einsetzte. Lugar war ständig in Russland unterwegs, einmal zusammen mit dem damals kaum bekannten jungen Senatskollegen Barack Obama.
Das Auswärtige Amt vermittelt eine »freiwillige Inspektion« des vermeintlichen Biowaffenlabors in Tbilisi. 22 Experten und Diplomaten reisen an, sogar aus dem Irak, wo man seit dem US-Krieg 2003 eine besondere Erinnerung an die Kombination aus Lüge und Massenvernichtungswaffen hat. Auch russische Experten sind eingeladen. Aber die erscheinen erst gar nicht. Die Inspektion ergibt: nichts. Keine Spur von Biowaffen.706
Vermeintlich geheime Forschung an Bio- und anderen Massenvernichtungswaffen, an Krankheitserregern und chemischen Verbindungen, gehören seit Jahrzehnten zu dem Lügenmaterial, aus dem die Geheimdienste in Moskau aktive Maßnahmen und Desinformationskampagnen entwickeln. Bereits in den Sechzigerjahren traf es die Bundesrepublik, die angeblich trotz völkerrechtlich bindender Zusage nach dem Zweiten Weltkrieg – den Pariser Verträgen – heimlich an Raketen und Massenvernichtungswaffen geforscht haben soll. Operation »Verwüstung«, durchgeführt von der Stasi, galt als großer Erfolg. In den Achtzigerjahren folgte KGB-Operation »Denver«: die Behauptung, das HIV/Aids-Virus sei in einer US-Militäreinrichtung entwickelt und unter die Menschheit gebracht worden.707
Unter Michail Gorbatschow hatten gefährliche Lügen dieser Art ein Ende. Aber auch nur vorläufig.
Härter noch als Georgien trifft es die Ukraine. Im Herbst 2021 – pünktlich zum Beginn des erneuten russischen Aufmarsches an der ukrainischen Grenze – präsentiert Russland vor dem UN-Sicherheitsrat neueste Erkenntnisse: Bereits »mehr als 200 Labore« agierten außerhalb der USA in »undurchsichtiger Weise«. China schließt sich der Erklärung an. Im Frühjahr 2022 werden angeblich erbeutete Dokumente des »Kiewer Regimes« vorgelegt, sie sollen die deutsche Verstrickung beweisen: Tödliche Erreger wie Pest, Cholera und Anthrax würden durch genetische Modifikationen gezielt gegen slawische Ethnien einsatzfähig gemacht. Zur Verbreitung sollten, das ist ernst gemeint, Zugvögel eingesetzt werden.
Als Beweis präsentiert General Kirillow ein dreiseitiges »Memorandum of Understanding« zwischen dem ukrainischen Gesundheitsministerium und dem deutschen Bernhard-Nocht-Institut.708 Aber darin geht es um Früherkennung und Diagnostik, um die Abwehr möglicher Pandemien und terroristischer Anschläge mit biologischen Waffen. Die Ukraine ist nur einer von 25 Staaten, mit denen die Bundesregierung seit 2013 solche Vereinbarungen geschlossen hat, nachzulesen auf der Website des Auswärtigen Amts.709
Das russische Parlament aber setzt eine »Sonderkommission« ein und bietet Bundestagspräsidentin Bärbel Bas an, mit dem Deutschen Bundestag »in engste Zusammenarbeit zu treten«. Schließlich gehe es um »massenhafte Verstöße gegen die Menschenrechte«. Erst die »Spezialoperation« des russischen Präsidenten in der Ukraine habe die »gefährliche bioterroristische Tätigkeit«, die »Menschenversuche ausländischer Spezialisten, auch die des Pentagon, gestoppt«, heißt es in einem Bericht der Kommission vom 30. Juni 2022:710 »Wir haben den Monstern in die Augen gesehen.«711
Die Folge: Im Bundestag verlangt ein AfD-Abgeordneter, man müsse über die Ukraine als Aufmarschgebiet der USA sprechen und über die »Biowaffen-Labore«.712 Auch Oskar Lafontaine beteiligt sich an der gefährlich falschen Geschichte über die »Bio-Labore« in der Ukraine.713
Irgendwas bleibt immer hängen: So kassiert man die »Lügendividende«.
General Igor Kirillow lässt ganze Vorträge mit Namen und Fotos des vermeintlichen »Ukrainisch-Militärisch-Biologischen Dossiers« zusammenstellen, wie Steckbriefe. Gemeinsam ist ihnen, dass hinter allen und allem die USA stecken sollen.714 Im Dezember 2024 fällt der wegen möglichen Einsatzes des chemischen Kampfstoffes Chlorpikrin unter Sanktionen stehende General vor einem Wohnhaus in Moskau einem Bombenanschlag zum Opfer, für den der ukrainische Geheimdienst SBU die Verantwortung übernimmt.715
»Sehr viel gefährlicher als der Kalte Krieg«
Nur zwei Tage nach dem erschütternden Besuch im Kurtschatow-Institut schickt Ederer aus der EU-Vertretung gleich gegenüber dem Kreml ein vertrauliches Strategiepapier nach Brüssel. Auch in Berlin wird es sofort gelesen. Es geht um die Zukunft der Beziehungen zu Russland.716 Es ist die kühle Bestandsaufnahme eines Scheiterns: »Das Russland von 2016 und das Russland von 2020 sind nicht dasselbe. Wir sehen ein viel selbstbewussteres und durchsetzungsfähigeres Russland.« In Europa bahne sich eine Entwicklung an, die »sehr viel gefährlicher ist als der Kalte Krieg«.
Die EU sei »geschwächt und zerstritten«, die Sanktionspolitik »ritualisiert«. Russland sei es gelungen, aus der Isolation nach der Annexion der Krim auszubrechen. Es »verwandelt unsere Schwächen in Waffen gegen uns,« dazu gehöre etwa die »Kontrolle über Flüchtlingsströme« aus Syrien und Libyen.
Ederer wirbt für einen »prinzipienstarken Pragmatismus«: Interessengesteuerte Zusammenarbeit, aber zugleich ein klarer Kurs des »push back«, auch härtere Sanktionen, etwa gegen die weltweit agierenden Wagner-Söldner.717 »Es sollte nicht darum gehen, dass man überhaupt miteinander redet, sondern darum, was man zu sagen hat. Dann wird Dialog als Stärke und nicht als Schwäche empfunden.«
Ausgerechnet ein beispielloses Verbrechen wird zum Testfall für eine mögliche neue Strategie. Es wird zur bisher schwersten Belastung auch des persönlichen Verhältnisses zwischen Merkel und Putin. Zum ersten Mal in dreißig Jahren scheint eine radikale Kurskorrektur der deutschen Russlandpolitik möglich, sogar mit einem Baustopp für Nord Stream 2 inklusive.
Der Tatort liegt in Russland, das Opfer kämpft in 10.000 Metern Höhe über Sibirien um sein Überleben. Im Sommer 2020 ist der zu diesem Zeitpunkt vielleicht bekannteste Putin-Kritiker Alexej Nawalny für seine »Stiftung für Korruptionsbekämpfung« in einem regionalen Wahlkampf unterwegs. Am Morgen des 20. August besteigt er mit seinem Team in Tomsk die Frühmaschine zurück nach Moskau. Er freut sich auf ein Wochenende mit seiner Familie. Wie immer, wenn es möglich ist, sitzt Nawalny am Fenster. Um nicht ständig angesprochen zu werden.
Zwanzig Minuten nach dem Start geht es ihm plötzlich sehr schlecht. Neben ihm sitzt seine Pressesprecherin, er sieht, dass sich ihre Lippen bewegen. Aber er versteht nicht mehr, was sie sagt. Nawalny steht auf, legt sich auf den Boden und sagt zu einem Steward: »Man hat mich vergiftet, und ich werde sterben.« Ein Passagier zeichnet seine gequälten Schmerzensschreie mit dem Handy auf.
Nach einer Notlandung wird Nawalny in die »Klinik Nummer 1« in Omsk eingeliefert. Alles deutet auf einen Giftanschlag hin. Seine Ehefrau Julija und sein Team sind überzeugt, dass er sterben würde, wenn er in Russland bleibt. Er muss raus aus dem Land. Aber wie? Und vor allem: wohin?
Zwei Jahre zuvor hatte die deutsche Initiative »Cinema for Peace« den russischen Künstler Pjotr Wersilow nach Berlin ausfliegen können. Er gehörte zu einer Gruppe »Pussy Riot«-Aktivisten, die während der Fußball-WM in Russland als Polizistinnen verkleidet das Spiel Kroatien gegen Frankreich gestürmt hatten. Es gelang ihnen sogar, Kylian Mbappé abzuklatschen. Millionen sahen das im Fernsehen – und Putin live, im Stadion.
Nach einer Gerichtsanhörung kann Wersilow auf einmal weder sehen noch laufen. Eine Vergiftung? »Cinema for Peace« wurde vom gut vernetzten Filmproduzenten Jaka Bizilj gegründet, zu »Pussy Riot« besteht seit Jahren enger Kontakt. Die Entscheidung, Wersilow zu helfen, fällt sofort. Ein Ambulanzflugzeug bringt den Schwerkranken aus Moskau in die Berliner Charité.718 Zu den behandelnden Ärzten gehört Professor Kai-Uwe Eckardt, ein Spezialist für Intensivmedizin. Wersilow wird als geheilt entlassen, die genaue Ursache seiner plötzlichen Erkrankung nie festgestellt.
Als Alexej Nawalny in Omsk um sein Leben kämpft, wird Bizilj von Pussy-Riot-Gründerin Nadja Tolokonnikowa kontaktiert. Ob man nicht auch Nawalny nach Berlin ausfliegen könne? Bizilj sagt sofort zu. Eine auf medizinische Verlegungen spezialisierte Flugfirma hat eine Maschine frei, die sofort starten kann.
Aber die russische Regierung muss die Genehmigung erteilen. Gegen Nawalny läuft – wie eigentlich immer – ein Strafverfahren. Er steht unter Ausreiseverbot. Nur eine Intervention auf höchster politischer Ebene kann etwas bewegen. Bizilj ist seit Langem mit Julia Klöckner befreundet, die CDU-Politikerin und heutige Bundestagspräsidentin ist eine Vertraute von Angela Merkel. Sie vermittelt der Kanzlerin die Bitte um Unterstützung. Merkel erklärt öffentlich, man sei bereit zu helfen, »auch in deutschen Krankenhäusern«.
Ohne Putins Zustimmung wird Nawalny nicht verlegt. Wer soll ihn anrufen? Der finnische Präsident Sauli Niinistö hat einen besonderen Draht zu Putin. Sie kennen sich seit 2012, spielten gemeinsam Eishockey, telefonieren regelmäßig. Der finnische Politiker glaubt wie Merkel an Dialog. Aber er vertritt auch die Politik seines Landes, moderne Kampfjets zu kaufen und die Wehrpflicht beizubehalten: »Andere glaubten vielleicht, dass die Gefahr vorüber sei.« Niinistö zitiert gern das weder politisch noch sonst korrekte Sprichwort: »Der Kosake greift nach allem, was nicht niet- und nagelfest ist.«
Für den 21. August ist ein lange verabredetes Telefonat zwischen Niinistö und Putin geplant. Oft stimmen sich finnische Präsidialkanzlei und das Kanzleramt vor solchen Telefonaten ab. Jetzt bietet Niinistö Hilfe an, Merkel ruft ihn an. Sie vereinbaren, Putin um eine Verlegung Nawalnys nach Deutschland zu bitten. »Ich sollte diese Bitte ausdrücklich auch im Namen der Kanzlerin vorbringen«, sagt Niinistö. Überraschenderweise stimmt Putin zu. »Und keine halbe Stunde nach unserem Telefonat kam die offizielle Meldung, Nawalny könne ausreisen.«719
Das Ambulanzflugzeug startet, eigentlich soll es Nawalny unverzüglich an Bord nehmen. Aber im Krankenhaus in Omsk hat der FSB das Kommando übernommen, der Geheimdienst kontrolliert alles. Das deutsche medizinische Personal darf das Krankenhaus erst gar nicht betreten. Die russischen Behörden spielen auf Zeit. Dutzende, teils verzweifelte Textnachrichten zwischen »Cinema for Peace« in Berlin und Nawalnys Team sind inzwischen hin und her gegangen. »Der Chefarzt erklärte, Nawalny sei nicht transportfähig«, schreibt seine Pressesprecherin, die »Entscheidung der Verwandten« reiche nicht aus. Dann wiederum soll Julija Nawalnaya eine Erklärung unterzeichnen, wonach sie »sehr glücklich mit der Behandlung« sei.
Die Behörden verlangen die ausdrückliche Zusicherung der Charité, dass Nawalny tatsächlich dort behandelt werde.720 Dann verlangen sie eine förmliche »Fit-for-Fly«-Bescheinigung vom deutschen Rettungsteam. Irgendetwas fehlt angeblich immer noch.
Die russische Verzögerungstaktik dient zwei Zielen: Entweder stirbt Nawalny noch in Omsk. Oder seine Verlegung nach Berlin wird so lange herausgezögert, dass man das eingesetzte Gift nicht mehr zweifelsfrei nachweisen kann. In jedem Fall hat einer gewonnen: Wladimir Putin, der sich als barmherziger Präsident zeigen kann, humanitär und hilfsbereit selbst seinen politischen Gegnern gegenüber. Und natürlich bei Gelegenheit eine politische Gegenleistung erwarten kann.
Am 22. August gehen selbst dem FSB die Vorwände aus. Der Omsker Entlassungsbericht diagnostiziert einen »gestörten Kohlenhydratstoffwechsel, Elektrolytstörungen sowie eine metabolische Enzephalopathie«, Funktionsstörungen des Gehirns. Später fügt das russische Innenministerium noch eine chronische Entzündung der Bauchspeicheldrüse hinzu. Daran geglaubt haben die Ärztinnen und Ärzte in Omsk allerdings mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht: In der Charité wird in Nawalnys Körper Atropin nachgewiesen. Bereits seit den 1950er-Jahren wird das Mittel zur Behandlung von Opfern chemischer Waffen angewandt. Vermutlich hat ihm damit ein sehr mutiger Arzt in Omsk das Leben gerettet. Kein Wort über Atropin allerdings im Entlassungsbericht aus Omsk.
Einer der behandelnden Omsker Ärzte verstirbt wenig später plötzlich im Alter von 55 Jahren.721
Auf dem Flughafen in Berlin wartet ein medizinisches Team. Einem Sarkophag gleicht das Spezialbett, in dem Nawalny liegt. Ein Spezialtransporter der Bundeswehr bringt ihn in die Charité, ein Kommando des Bundeskriminalamts sichert den Konvoi. Personenschützer des BKA werden eigentlich nur für ausländische Staatsgäste abgeordnet. Für Putin ist das ein erster von vielen vermeintlichen Belegen dafür, dass Merkel ihn in der Causa Nawalny hintergeht: dass sie seine humanitäre Geste als politische Waffe gegen ihn richtet. Und seinen gefährlichsten politischen Gegner persönlich unterstützt.722
Dabei hat das BKA auf ausdrückliche Bitte des Kanzleramts aus Geheimhaltungsgründen nur den vorübergehenden Schutz übernommen. Später übernimmt das LKA Berlin den Schutz rund um die Uhr, denn in Sicherheit ist Nawalny nicht. Der Verfassungsschutz macht russische Agenten rund um die Charité aus, sie tarnen sich nicht einmal, sondern fahren in Botschaftsfahrzeugen vor. »Show of Force«, nennen sie diese Akte der Einschüchterung beim Verfassungsschutz. Das Klinikpersonal wird vor Ausspähversuchen gewarnt: »Es gab keine abstrakte, sondern eine ganz konkrete Gefährdung für ihn, die uns sehr beschäftigt hat«, sagt Thomas Haldenwang, damals Verfassungsschutzpräsident. »Ich habe mich gefragt, was lässt sich ein deutscher Staat noch alles gefallen?«723
Nawalny liegt auf der Intensivstation, er ist nicht ansprechbar, die Pupillen reagieren nicht auf Licht. Die Anzeichen für eine Vergiftung sind deutlich: Das Herz schlägt langsamer, die Hirnstammreflexe sind reduziert. Die Sorge vor möglicherweise irreparablen Schäden ist groß. Es gibt praktisch keine Erfahrung, keine Literatur über mögliche Behandlungsmethoden. Professor Eckardt entscheidet, weiter Atropin zu geben. Blut-, Gewebe- und Urinproben werden entnommen. Nawalnys Team drängt auf eine Untersuchung in Großbritannien – dort habe man nach der Vergiftung der beiden Skripals mit Nowitschok die größte Erfahrung.
Dass die Deutschen die sensibelsten Nachweismethoden entwickelt haben, wissen sie nicht. Die Proben aus der Charité gehen nach München, das »InstPharmToxBW«, das Institut für Toxikologie der Bundeswehr, übernimmt.
Es ist Nowitschok.
»Hallo, hier ist Nawalny. 
Ich weiß, wer mich töten wollte.«
Merkel erfährt das Ergebnis sofort, auch legen ihr die Geheimdienste ihre Einschätzung vor: Dies sollte eine Hinrichtung werden, kalt und kühl geplant, ein qualvoller Tod des führenden russischen Oppositionellen, für alle sichtbar. Der Einsatz einer Massenvernichtungswaffe aus einem staatlichen Labor. Eine Demonstration der Ruchlosigkeit – und absoluter Macht.
Jetzt muss Merkel die wichtigsten Mitglieder ihres Kabinetts unterrichten, es gilt noch immer strengste Geheimhaltung. Am 2. September 2020 steht offiziell ein Kaffeetrinken im Kanzleramt an, aber tatsächlich wartet ein Oberstarzt aus dem Münchner Institut auf die Minister. Es wird still, als er seine Ergebnisse vorträgt. »Die Information, die wir über seine Vergiftung erhielten, war niederschmetternd und beängstigend zugleich«, erinnert die damalige Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer. »Die absolute Skrupellosigkeit des Vorgehens, der verwendete Stoff, eine schreckliche Waffe. Was man eigentlich nur aus James-Bond-Filmen kannte, wurde auf einmal Realität.«
Dann geht es schnell: Merkel ruft Bundespräsident Steinmeier an, Julija Nawalnaya wird informiert, auch die Fraktionen des Bundestages. Der russische Botschafter wird einbestellt. Professor Eckardt bekommt eine »Einladung zum Kaffeetrinken« ins Verteidigungsministerium. Dort werden ihm die Ergebnisse der toxikologischen Analyse präsentiert.
Noch am gleichen Tag wendet sich Merkel an die Öffentlichkeit. Nawalny »sollte zum Schweigen gebracht werden«. Dies verurteile sie im Namen der Bundesregierung »auf das Allerschärfste. Es stellen sich jetzt sehr schwerwiegende Fragen, die nur die russische Regierung beantworten kann.« Das Verbrechen richte sich »gegen die Grundrechte und Grundwerte, für die wir eintreten«. Nachfragen von Journalisten sind nicht erlaubt.
Aber Nawalny soll kein ausschließlich deutscher Fall bleiben, sondern lieber eine internationale Angelegenheit werden: »Multilateral statt bilateral«, lautet die Linie des Kanzleramts. Und Artikel VIII, Paragraf 38 (e) der Statuten der »Organisation für das Verbot chemischer Waffen« erlaubt den Mitgliedstaaten, »technical assistance« von der OVCW zu erbitten, technische Unterstützung.724
Für ihre Untersuchung muss die OVCW von Referenzlaboren jeweils eine gesonderte Blutprobe von Nawalny nehmen lassen – dies verlangt die strenge »chain of custody«, die Beweiskette. Das aber dauert. Vorsichtshalber bittet die Bundesregierung auch Schweden und Frankreich um unabhängige Analysen. Es gleicht einem filmreifen Schauspiel, als Militärflugzeuge aus Schweden und Frankreich mit hochrangigen Chemiewaffen-Experten an Bord landen. Die Abgesandten der OVCW sind mit dem Auto aus Den Haag gekommen. Für die Operation gilt höchste Sicherheitsstufe. Kommandos von BKA und Bundeswehr eskortieren die Teams zur Intensivstation der Charité. Eckardt ist eingeweiht, die ausländischen Experten müssen die Entnahme der Proben an Patient Nawalny überwachen, damit die Beweiskette lückenlos ist. Der schwedische und der französische Flieger starten sofort mit der brisanten Fracht. Der OVCW-Delegation stellt die Bundespolizei einen Hubschrauber zur Verfügung.
Alle drei Untersuchungen bestätigen das Münchner Ergebnis: Alexej Nawalny wurde mit Nowitschok vergiftet.
Man lotet mögliche juristische Konsequenzen aus, gar ein Strafverfahren. Die Generalbundesanwaltschaft ist eingeschaltet, Experten für Staatsterrorismus und Verbrechen nach dem Völkerstrafrecht beugen sich über den Fall. Aber selbst wenn eine »Urheberschaft« der russischen Geheimdienste und des Kreml nachgewiesen werden könnte – es gebe keine deutsche Zuständigkeit. Anders als etwa beim Mord im Tiergarten sei der Anschlag nicht auf deutschem Boden geschehen und stelle daher keine Gefährdung der deutschen Sicherheit dar. Für einen Verstoß gegen das Völkerstrafrecht wiederum fehle es »an einem Bezug zu einem internationalen bewaffneten Konflikt«. Außerdem seien weder die mutmaßlichen Täter noch das Opfer deutsche Staatsbürger. Im Justizministerium suchen sie nach möglichen Gesetzeslücken für Ermittlungen. Die seien möglich – allerdings nur, wenn Nawalny in Deutschland sterbe. Dann sei ein »Erfolg der Tat« auf deutschem Boden eingetreten.725
Moskau reagiert – wie gewohnt – mit brutaler Härte. Botschafter von Geyr wird einbestellt: Es handle sich um einen »offenkundigen Vorwand« zur »Diskreditierung unseres Landes auf internationalem Parkett,« muss er sich anhören, eine »grobe, feindselige Provokation«. Auch habe man das Vertrauen in die OVCW verloren. Vielleicht auch, weil deren Generalsekretär darauf hinweist, dass »die Vergiftung eines Individuums durch einen Nervenkampfstoff als Einsatz einer chemischen Waffe« zu betrachten sei.726
Bei der OVCW in Den Haag hat man übrigens auch nicht vergessen, dass der russische Militärgeheimdienst GRU seine berüchtigte Hackereinheit 26165 losgeschickt hatte, um noch während der Untersuchungen im Fall Skripal in das Netzwerk der Organisation einzudringen. Der niederländische Geheimdienst erwischte vier russische Agenten, die einen Mietwagen mit Laptops, Batterien und einem WiFi-Router auf einem Hotelparkplatz direkt gegenüber der OVCW geparkt hatten.727
Den russischen Dementis und Schuldzuweisungen folgt, wie üblich, die Verschwörungserzählung, die Konstruktion der alternativen Realität. Irgendwas, so das Kalkül, bleibt immer hängen: die »Lügendividende«.
Der Direktor des russischen Auslandsgeheimdienstes SWR, Sergej Naryschkin, behauptet, Nawalny sei womöglich von einem »Nato-Geheimdienst« vergiftet worden – um eine Proteststimmung in Moskau anzuheizen.728 »Wenn etwas gefunden wurde, dann wurde es höchstwahrscheinlich in der Klinik verabreicht«, erklärt der Duma-Abgeordnete Andrej Lugowoj, als einer der beiden Hauptverdächtigen des Polonium-Mordes an Alexander Litwinenko ein, nun ja, spezieller Sachverständiger. Und wie bei den Ermittlungen der Hamburger Staatsanwaltschaft im Fall Litwinenko 14 Jahre zuvor versucht es der russische Sicherheitsapparat mit der gleichen Methode: scheinbare Bereitschaft zur Zusammenarbeit – um herauszufinden, was die deutschen Behörden beweisen können. Und was nicht.
Vier Rechtshilfeersuchen der »Untersuchungsabteilung der Transportpolizei Omsk« gehen ein, das erste bereits am 27. August, da liegt Nawalny noch im künstlichen Koma. Man verlangt Vernehmungen der behandelnden Ärzte in der Charité, russische Beamte und »Sachverständige« sollen anwesend sein. Man fordert Kopien aller medizinischen Gutachten, auch müssten Nawalny Blut- und Gewebeproben für eine unabhängige Untersuchung in Russland entnommen werden. Und natürlich müssten Nawalny und seine Frau vernommen werden.729
Das Bundesamt für Justiz übernimmt den Grabenkampf mit der Generalstaatsanwaltschaft in Moskau. »Im Krankenhaus in Omsk müssten Blut- und Gewebeproben vorliegen, in denen ein Gift nachweisbar ist«, schreibt das Bundesamt nach Moskau und lehnt die Forderungen ab. Vorliegen müssten auch »die Kleidungsstücke des Opfers, die nach dessen Schilderungen nicht herausgegeben wurden«. Weniger diplomatisch drückt es Staatssekretär Berger in einem Gespräch mit dem russischen Botschafter aus: »Was wollen Sie, Sie haben doch alles.«730
Die Deutschen haben einen sicheren Beweis für den Tatort Russland. Nawalnys Team hatte noch schnell Gegenstände aus dessen Hotelzimmer zusammengesammelt, darunter auch eine kleine Wasserflasche, Marke »Heilige Quelle«, die sie nach Deutschland bringen konnten. Tatsächlich stellen die Münchner Toxikologen minimalste Spuren von Nowitschok am Rand der Flasche fest. Kaum nachweisbar.
»Hallo, hier ist Nawalny. Ich weiß, wer mich töten wollte.« Nawalny selbst recherchiert und publiziert auf sensationelle Weise731 den Beweis, dass GRU-Agenten das Gift in Tomsk auf den Leistenbereich seiner Unterhose aufgetragen hatten. Von dort kam es offenbar auf Nawalnys Hände und dann auf die Wasserflasche Marke »Heilige Quelle«, aus der er trank.
Ein offizielles Ermittlungsverfahren wird in Russland nie eröffnet. Nawalny lehnt die Herausgabe medizinischer Daten ab. Sein deutscher Anwalt hat ihm abgeraten: »Sonst wissen die beim nächsten Mal, welche genaue Dosis sie nehmen müssen.«732
Die Nawalnys, dieser mutige Oppositionelle, seine Frau Julija, die beiden Kinder, sie rühren und berühren die Menschen. Sie verlieren ihr Lachen nicht, weder ihren Humor noch ihren Mut, dies zumindest zeigen ihre Videos und Social-Media-Posts. Ein Foto der Familie am Krankenbett, ein Bild der ersten Gehversuche: »Jetzt bin ich ein Kerl, bei dem die Beine zittern, wenn er die Treppen läuft.« Die Details seiner medizinischen Rettung werden mit Nawalnys Zustimmung im Fachblatt Lancet veröffentlicht.733 Eine Erinnerung an die Dioxin-Vergiftung des ukrainischen Präsidenten Juschtschenko, auch dessen Behandlung wurde dort beschrieben.734
In diesen Monaten scheint in Berlin ein russlandpolitisches Innehalten möglich, vielleicht gar eine Kurskorrektur. Für Außenminister Heiko Maas etwa bedeutet es den Bruch mit Sergej Lawrow. Der soll zu einem Festakt aus Anlass der »deutsch-russischen Themenjahre« nach Berlin kommen, es geht um »Hochschulkooperation und Wissenschaft«. Auf keinen Fall werde er auf der Bühne Urkunden für besondere Leistungen im Bereich der Chemie überreichen, sagt Maas vor Vertrauten, »während nicht weit von hier ein vergifteter Mann um sein Leben kämpft«. Maas ruft Lawrow an: »Ich bitte dich, bleib zu Hause.« Lawrow bleibt zu Hause.
Die Grünen erklären, ein Ende der Pipeline Nord Stream 2 sei jetzt »das Mindeste«. Die FDP fordert ein Moratorium – so lange, bis der Kreml bereit sei, an der Aufklärung mitzuwirken. »Das war der Last Exit«, sagt Christian Lindner 2025. »Wir hätten uns mindestens anderthalb Jahre früher aus der energiepolitischen Abhängigkeit von Russland lösen können und müssen.«735 In der SPD rührt sich weiterhin wenig. In der CDU ist man dafür – und gleichzeitig dagegen: Der Außenpolitiker Röttgen war sowieso schon immer dagegen; Armin Laschet warnt vor vorschnellen Entscheidungen; im Kanzleramt fürchtet man mögliche milliardenschwere Entschädigungsforderungen. Friedrich Merz fordert »einen sofortigen zweijährigen Baustopp. Putin versteht leider nur diese Sprache.« Noch-Parteivorsitzende Kramp-Karrenbauer versucht es mit vorsichtiger Opposition zu Merkel: »Kein Herzensprojekt« sei Nord Stream 2 für sie. »Da gab es ein Momentum für ein Ende von Nord Stream 2, aber am Ende konnten sich die Skeptiker nicht durchsetzen«, sagt sie heute. »Im Nachhinein gesehen war das ein Fehler.«
Merkel besucht Nawalny noch am Krankenbett, nicht einmal engste Vertraute im Kanzleramt sind eingeweiht. So wie sie auch nichts wissen von den regelmäßigen Telefonaten, in denen sich die Kanzlerin bei Professor Eckardt nach dem Zustand des Patienten erkundigt hat. So wie es auch Kanzleramtsminister und Mediziner Helge Braun tut, ein Anästhesist. An Nawalnys letztem Tag in der Charité sitzt Merkel an seinem Krankenbett, fragt nach seinen Plänen. Er antwortet, er werde so schnell wie möglich nach Russland zurückgehen. »Es gibt keinen Grund zur Eile«, sagt Merkel.736
Zu weiteren Treffen kommt es mit Olaf Scholz, Annalena Baerbock und Christian Lindner. Oft agiert der grüne Europa-Abgeordnete und Freund der Familie Sergey Lagodinsky als Vermittler. Auch die AfD sorgt sich um Nawalny – auf ihre Art. Im Bundestag will sie wissen, »wer die enormen Kosten« für seinen Aufenthalt trägt – und wann ihm die Bundesregierung »signalisieren« werde, sich »bitte nicht in innerdeutsche Angelegenheiten einzumischen«.737
Mit öffentlicher Kritik an der deutschen Putin-Politik hält sich Nawalny während seines Aufenthaltes in Deutschland zurück. Sehr dankbar für die Hilfe, bleibt er eher höflich: »Jede Russlandstrategie muss das Stadium des Wahnsinns in den Blick nehmen, das Putin erreicht hat.«738
In nichtöffentlichen Gesprächen allerdings kritisiert er die halbherzige Sanktionspolitik des Westens hart. Es müsse endlich all jene treffen, die wirklich Macht ausüben in Putins Gangsterregime.739 Keine Freibriefe mehr für seine Oligarchen. »Nichts ist frustrierender als die Lektüre einer neuerlichen Sanktionsliste«, sagt er schließlich auch öffentlich, »die mit Obersten und Geheimdienstgenerälen angefüllt ist, die niemand kennt, aber sorgfältig um alle jene bereinigt ist, in deren Interessen diese Obersten handeln.« Putins Oligarchen seien »keine Businessmen«, sondern die Anführer organisierter Verbrechergruppen. »Doch leider benimmt sich das westliche Establishment derzeit wie ein Pawlowscher Hund: Zeigt man ihm einen Geheimdienstobersten, ruft es: ›Verhängt Sanktionen gegen ihn!‹ Zeigt man ihm den Oligarchen, der den Obersten finanziert, ruft es: ›Ladet ihn nach Davos ein!‹«740
Eine Putin-Tochter am Tegernsee
Im Sommer 2020 ist auch Wladimir Kara-Mursa mit dieser Botschaft in Berlin unterwegs. Der Journalist und Politiker hat zwei Giftanschläge überlebt, gemeinsam mit FDP-Chef Lindner und Fraktionsvize Alexander Graf Lambsdorff tritt er in einer Pressekonferenz auf: Es sei erstaunlich, wie lange der Westen bei Putins Clique weggeschaut habe: »Sie wollen in Russland stehlen und dann in den Westen kommen, um das Geld auszugeben.« Deutschland sei »keine Ausnahme«. Kara-Mursa – der nach seiner Rückkehr nach Russland wegen Hochverrats 2023 zu 25 Jahren Straflager verurteilt wird – wirbt für einen deutschen »Magnitsky Act«, Äquivalent des US-Gesetzes, mit dem Verletzungen gegen die Menschenrechte unter anderem mit Einreisesperren gegen Verantwortliche sanktioniert werden741. Die FDP bringt die Forderung in den Bundestag ein. Der Antrag wird in drei Ausschüssen beraten und abgelehnt. Lindner nennt es heute eine »verpasste Chance«.
Berlin sei doch nicht London und schon gar nicht die Côte d’Azur, sagen sie gern im Kanzleramt. Die Pässe, die Villen, die Fußballvereine, die Yachten, die Medien im Besitz russischer Oligarchen, dies alles finde man in Deutschland nicht. Aber sie stehen eben doch da, die Villen im Grunewald und in Grünwald, und noch bis Februar 2022 sponsert Gazprom den Verein Schalke 04, dort sitzt Matthias Warnig im Aufsichtsrat. Die ukrainische Regierung fordert schon 2018, den »weltweit wichtigsten Lobbyisten« mit Sanktionen zu belegen: Schröder, Gerhard.742 Und auf norddeutschen Werften werden sie gebaut und gewartet, die großen Yachten. Mit eigenen OP-Sälen, Weinkeller und Whirlpools, die auch bei hohem Seegang nicht überschwappen.
Im Sommer 2025 sucht die US-Regierung nach einem Käufer für die Megayacht »Amadea«, sechs Decks, ein Becken für Lebend-Hummer in der Nähe des Grills und natürlich, vergoldete Badezimmer-Armaturen. Mindestens 300 Millionen Dollar sei das seit 2022 beschlagnahmte Schiff wert, schätzt das US-Justizministerium. Gebaut wurde die Perle, wie andere russischen Eignern zugeordnete Boote auch, von Lürssen Yachts in Bremen.
Putins Tochter Jekaterina Tichonowa reist seit Jahren immer wieder nach München und weiter an den schönen Tegernsee. Begleitet wird sie, das weiß man auch im Kanzleramt, von einem Kommando des »Föderalen Schutzdienstes«. Der FSO ist ein eigener Geheimdienst, zuständig für den Schutz des Präsidenten. Die meisten Leibwächter haben Diplomatenpässe, wo nötig, in einem klebt ein Schengen-Visum der italienischen Botschaft in Minsk. Die Einreise begründen sie mit »touristischen Zwecken«. Bewaffnete Leibwächter zu Erholungszwecken, das verstößt gegen Gesetz und diplomatische Etikette zugleich. Das Russland-Referat des Auswärtigen Amts und die Abteilung Öffentliche Sicherheit des Innenministeriums brüten über der Causa – aber zu genau hinschauen will offenbar niemand.
Am Tegernsee wiederum hat Alischer Usmanow eines seiner Zuhause gefunden, die Berge erinnern ihn angeblich an seine usbekische Heimat. Ihm stehen gleich mehrere Seegrundstücke in bester Lage zur Verfügung, gerne reist er im Großraum-Airbus an. Zeitweilig galt Usmanow als reichster Mann Russlands. 
Nawalny hat ihm Korruption vorgeworfen, Usmanow klagt vor einem russischen Gericht – und gewinnt. Aber er hat auch per Video auf Nawalny reagiert: »Ich spucke auf dich.« Und: »Von uns beiden bist du der verurteilte Kriminelle.« 
Und da sind die Brüder Rotenberg, Arkadij und Boris, enge Jugendfreunde Putins, sie hatten schon im Petersburger Sambo-Klub gemeinsam trainiert.743 Als »König der Staatsaufträge« stieg besonders Arkadij Rotenberg ins Infrastruktur- und Pipelinegeschäft ein. Seit 2008 kaufte der Milliardär Tochterfirmen des Staatskonzerns Gazprom und führte sie in der Strojgasmontasch-Gruppe zusammen, einem der größten Unternehmen im russischen Pipelinebau, das er – unter Sanktionen stehend – 2019 wieder an Gazprom veräußerte.744 Es verlegte auch einen Teil der Pipeline vom Jamal zur Ostseeküste bei St. Petersburg, durch die das Gas für Nord Stream 2 fließen sollte.
Bei der Ausrichtung der Winterolympiade 2014 in Sotschi sollen die Brüder Staatsaufträge in Höhe von sieben Milliarden Dollar erhalten haben – allein die machten mehr als die Gesamtkosten der Winterolympiade von Vancouver 2010 aus. Und Strojgasmontasch errichtete in staatlich-patriotischem Auftrag innerhalb von knapp drei Jahren auch jene Brücke, mit der die Halbinsel Krim eine von der Ukraine unabhängige Verbindung zum russischen Festland erhielt – ein 3,5-Milliarden-Dollar-Projekt und Erfüllung einer »historischen Mission«. Eigentlich stehen die Brüder unter EU- wie US-Sanktionen745 – und doch ist die Liste der ihnen in Italien und auch in Deutschland als angeblicher Besitz zugeordneten Immobilien recht imposant, sie reicht vom Palais an der Oper in München – eine der teuersten Immobilien Deutschlands – bis zu besten Lagen im Berliner Westen.
Der deutsche Staat kennt viele Wege, ein unfreundliches Gesicht aufzusetzen. Es braucht dafür auch keine Sanktionslisten. Dann prüfen Behörden besonders gründlich, schaut die Polizei sehr genau hin. Der Verfassungsschutz observiert nicht verdeckt, sondern demonstriert Anwesenheit bei Einreise und Luxusshopping. Aber wenn es um russisches Geld geht, scheint man in Berlin ebenso blind wie bei russischem Gas und dieser Pipeline, Nord Stream 2.
Auch im Bundessicherheitsrat wird inzwischen über gefährliche Abhängigkeiten diskutiert. Über die im Mobilfunk. In diesem Bereich ist man abhängig. Von China. Heiko Maas sagt rückblickend: »Es war klar, dass die bisherigen Mechanismen zur Konfliktlösung nicht mehr funktionierten. Ich bin in dieser Regierung nicht in der Lage gewesen, die Veränderungen in der Russlandpolitik durchzusetzen, die ich durchsetzen wollte.«
Ein Blumenstrauß für Frau Schwesig
Im Sommer des Jahres 2020 hört man viel von mehr Härte und Konsequenz. Es geschieht das Gegenteil: Deutsche Politikerinnen und Politiker erhöhen den Einsatz für Nord Stream 2, beteiligt sind Vizekanzler und Finanzminister Olaf Scholz, Ministerpräsidentin Manuela Schwesig aus Mecklenburg-Vorpommern – und wissend und mindestens duldend beteiligt: Angela Merkel.
Die Pipeline ist fast fertig, die letzten Kilometer durch das deutsche Küstenmeer zu verlegen, ist entscheidend für Erfolg oder Scheitern. Die Trump-Regierung und der US-Kongress haben den Druck massiv erhöht. Im August schicken drei US-Senatoren einen Brief an die Fährhafen Sassnitz GmbH, Betreiberin des Hafens Mukran auf Rügen. Hier lagern Röhren für Nord Stream 2, die von einem bereits sanktionierten Verlegeschiff aufgenommen werden. Die Amerikaner drohen mit »zermalmenden Sanktionen«, mit »potentiell verhängnisvollen« Maßnahmen einschließlich Einreisesperren.746 Ministerpräsidentin Schwesig verspricht Hilfe, der Hafen sei »unter Dauerdruck von US-Politikern. Da werden wir uns mit aller Kraft gegen wenden.« In einem Akt der Verzweiflung lädt die örtliche CDU sogar Trump zu einem Besuch ein.
Man versucht es mit zwei Methoden, die helfen könnten, Sanktionen zu vermeiden: »Methode Scholz« versucht es mit Geld, einem Flüssiggas-Deal nach Trumps Geschmack. Scholz bietet an, den Bau von LNG-Terminals in Brunsbüttel und Wilhelmshaven mit bis zu einer Milliarde Euro öffentlicher Förderung zu unterstützen. Damit werde den USA ein lukrativer Zugang zum europäischen Gasmarkt eröffnet. Die Sache wird öffentlich, der Protest groß und ist damit politisch zunächst tot.747
»Methode Schwesig« beschäftigt noch 2025 einen Untersuchungsausschuss. Als Nord Stream 2-Geschäftsführer Matthias Warnig am 11. August 2020 zur Sanktionskrisensitzung in der Schweriner Staatskanzlei eintrifft, bringt er einen Blumenstrauß für die Ministerpräsidentin mit. Warnig kommt am liebsten persönlich vorbei. Einer seiner Mitarbeiter hat die Staatskanzlei wissen lassen, Telefonate schließe Warnig »aus Gründen der nicht gesicherten Vertraulichkeit« aus. Der Mann ist schließlich vom Fach.748
Für spätere Kommunikation mit Schwesig lässt sich Warnig den als sicher geltenden Messenger-Dienst Threema auf seinem Handy installieren.749
Auf den Blumenstrauß-Besuch folgt die Gründung der landeseigenen »Stiftung Klima- und Umweltschutz MV«. Vorsitz: Schwesigs Vorgänger, Ministerpräsident a. D. Erwin Sellering. Angeblicher Hauptzweck: Gutes tun für den Klimaschutz. Vermeintlicher temporärer Nebenzweck: ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb, der als Vermittler zwischen der Nord Stream 2 AG und der am Bau beteiligten Unternehmen fungiert.750 Tatsächlich hat die Rechtsabteilung der Nord Stream AG in der US-Gesetzgebung eine Lücke entdeckt, nach der deutsche staatliche Stellen oder solche mit direktem Staatsbezug nicht sanktioniert werden könnten. Ein Vertreter der Nord Stream 2 AG mailt, es wäre doch gut, wenn man die Stiftung »mit einem Augenzwinkern als ›smarte Antwort‹ auf das Hardliner-Gebaren der USA« positionieren könne.751
Einem umstrittenen Energieprojekt obendrein einen grünen Anstrich unter staatlicher Obhut zu versehen – diese Konstruktion erinnert auffällig an die »Wattenmeer-Stiftung«. Gerhard Schröder hatte sie 1994 als Ministerpräsident genutzt, um Proteste gegen eine geplante Pipeline in der Nordsee und dem Nationalpark Wattenmeer zu brechen. Erfolgreich.752
Das Bundesland Mecklenburg-Vorpommern bringt 200.000 Euro in die Stiftung ein. Zwanzig Millionen, also das Hundertfache, kommen als Schenkung für den Klimaschutz von der Nord Stream 2 AG.753
Die Website zeigt spielende Kinder, Obstbäume und Pusteblumen. Tatsächlich werden auch Projekte für die Rettung von Seegraswiesen und Baumpflanzungen an Kindergärten finanziert.
Für den angegebenen temporären Nebenzweck, den »wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb«, werden in den wenigen Monaten bis zur Fertigstellung der Pipeline Aufträge im Wert von insgesamt 174 Millionen Euro erteilt.754 Das eigentliche Geschäft läuft in der sogenannten »Stiftungsfirma«. Einmal in der Woche wird die Nord Stream 2 AG der Stiftung mitteilen, was gerade benötigt wird, um die Pipeline fertigzustellen, 80 Unternehmen erhalten Aufträge. Die Stiftung kauft sogar ein Spezialschiff für notwendige Steinschütt-Arbeiten. Die Rechnungen werden von der Nord Stream 2 AG beglichen, die Stiftung erhält als Vermittlerin der Geschäfte eine »Management Fee« von jeweils 10 Prozent der Auftragssumme.
Über Jahre hat Gazprom, hat die Nord Stream 2 AG, haben russische Politiker und hohe Beamte geduldig in das Bundesland Mecklenburg-Vorpommern investiert, politisch wie finanziell. Sie haben die gut besuchten »Russlandtage« gesponsert,755 das einschlägig bekannte Ostinstitut Wismar, Partnerschaften und Wirtschaftskontakte gefördert. Gerhard Schröder wettert beim Russlandtag gegen die USA und Sanktionen, outet sich unter Beifall als »Russland-Versteher«.756 Schwesig reist zu den »Tagen der Deutschen Wirtschaft« nach St. Petersburg, trifft sich mit hochrangigen russischen Gesprächspartnern, setzt sich für Dialog und gute wirtschaftliche Beziehungen ein. Und für die Vollendung der Pipeline Nord Stream 2.757
Um Vollendung wirbt auch ein russischer Diplomat namens Pawel Rubtsow, offiziell stellvertretender Leiter des Handels- und Wirtschaftsbüros der Russischen Botschaft in Berlin. Man sieht und hört den Mann bei Podiumsdiskussionen, auch auf einer Ausstellungseröffnung samt eigens aus St. Petersburg eingeflogener Balletttänzerin. Anfang April 2022 muss Rubtsow das Land verlassen – das Auswärtige Amt hat ihn zur »unerwünschten Person« erklärt. Die Nachrichtendienste kennen Rubtsow, seit er in den 90er-Jahren bei der russischen Handelsvertretung in Bonn diente – und halten ihn für einen Spion.
Am 18. September 2020 reist Schwesig nach Berlin, Nawalny liegt noch in der Charité. Die Grünen haben einen Antrag in den Bundestag eingebracht: »Nord Stream 2 die politische Unterstützung entziehen und den Bau stoppen«. Die AfD beantragt das Gegenteil: »Energiesicherheit gewährleisten – Nord Stream 2 unterstützen«.758 Schwesig positioniert sich klar – gegen den Antrag der Grünen: »Sie können jetzt wählen zwischen russischem Gas aus der Ostseepipeline oder – und das forcieren Sie – amerikanischem Fracking-Gas«, sagt sie im Bundestag. Die USA machten den kleinen Hafen Mukran zum Spielball der Weltpolitik. »Und da würde ich von Ihnen Unterstützung für die Bürgerinnen und Bürger in unserem Bundesland erwarten.«759 Die lokale Presse schreibt von einer »Wutrede« und einer notwendigen »Standpauke«, und auch in der Nord Stream 2 AG ist man begeistert: »Vielen Dank für Ihre klare und entschiedene Haltung«, schreibt ein Unternehmenssprecher an Schwesig.
Auch die Sanktionsexperten des Auswärtigen Amts vertreten eine entschiedene Haltung: Sie warnen vor einer Umgehungskonstruktion mittels angeblicher Klimastiftung. Jahrelang habe man argumentiert, dass Nord Stream 2 ein rein privatwirtschaftliches und zudem europäisches Projekt sei. Um es dann mithilfe einer staatlichen Stiftung aus Deutschland zu retten. Der FDP-Abgeordnete Alexander Graf Lambsdorff, später Botschafter in Moskau, vermutet: »Das ist eine Tarnorganisation, die hier aufgesetzt worden ist!« Es handele sich faktisch um eine »Gazprom-Stiftung«.760
Schwesig unterrichtet ihren Parteifreund Scholz und auch Merkel über die Stiftung.761 Heute wollen alle damals maßgeblichen Akteure in Kanzleramt und Ministerien mindestens gegen das abenteuerliche Projekt gewesen sein. Oder sogar entsetzt über diesen politischen Stunt aus Schwerin. Nachvollziehen lässt sich nur, dass sich die Akteure – jedenfalls offiziell – nicht positionieren.
Dass sich Sachverhalte, je heikler sie sind, in Regierungsdokumenten nicht nachvollziehen lassen, ist nicht neu. Schon unter Helmut Kohl hatte der gelbe Klebezettel System. Was auf Vermerken notiert wurde, konnte man so auch mühelos wieder verschwinden lassen. E-Mail und vor allem SMS schaffen ganz neue Möglichkeiten. Mails kommen selten, SMS nie in die Akten. Ganze Mail-Postfächer werden nach Ausscheiden politischer Entscheidungsträger gelöscht. In Mecklenburg-Vorpommern löschte einer der entscheidenden Protagonisten für die Errichtung der Stiftung sein Postfach gleich selbst – angeblich, um Strom und Speicherplatz zu sparen.762
Der Präsident des Bundesarchivs läuft seit Jahren Sturm gegen diese Entwicklung und verweist auf die gesetzlichen Bestimmungen.763
Selbst vollständige Aktenbestände erzählen selten vollständige Geschichten: Im Wirtschaftsministerium finden sich ausführliche schriftliche Vorbereitungen für Gespräche der Ministerinnen und Minister mit Gazprom-Miller, Warnig und Schröder. Aber kein Vermerk über das, was bei den Treffen selbst gesagt, besprochen, verabredet wurde, lässt sich finden. Im Kanzleramt gilt eine ähnliche Minimal-Methode: Merkels Reaktion etwa auf die geplante vollständige Übernahme deutscher Gasspeicher durch Gazprom sind ganze zwei Striche mit grüner Tinte. Sie finden sich neben dem Wort »transparent«.
Der Kohl’sche Klebezettel existiert auch noch in der Merkel-Ära, das ist nachweisbar. Denn es kann aus Versehen passieren, dass vergessen wird, ihn zu entfernen. Damit wird der Klebezettel offiziell Teil der Akten – und fotokopiert, wenn das Kanzleramt unter der Androhung juristischer Schritte Akten herausgeben muss. Und weil es sich um Farbkopien handelt, lässt sich feststellen: Die Klebezettel sind noch immer gelb.764
Im Fall der Umweltstiftung lässt sich gesichert nur nachvollziehen: Niemand stoppt Schwesig. Die Berliner Linie lautet, es handle sich allein um eine Angelegenheit Mecklenburg-Vorpommerns. »Eine Abstimmung zur Gründung der Stiftung mit der Bundesregierung ist nicht erfolgt.«765
Eine der letzten Reisen auf deutschem Boden führt Alexej Nawalny in die Außenstelle der Stasi-Unterlagenbehörde nach Dresden. Trotz der Pandemie hat der Bundesbeauftragte für die Stasi-Unterlagen, Roland Jahn, entschieden, dass Nawalny bei Recherchen unterstützt werden soll. Im Rahmen dessen, was das Gesetz erlaubt. So sitzt Nawalny jetzt im Archiv und zieht, seine Hände stecken in Dokumenten-Handschuhen, Fotos des jungen KGB-Offiziers Wladimir Putin aus einem Karteikasten. Nawalny arbeitet an einem Film über Putins Aufstieg, die Korruption und sein Regime. Unter dem Titel »Ein Palast für Putin« wird er allein in den ersten beiden Tagen mehr als 20 Millionen Mal über YouTube abgerufen.766 Der Film beginnt, womit sich aus Sicht Nawalnys am Ende wohl alles erklären lässt: beim Geheimdienst und in Dresden.767
Auf einer Parkbank sitzend, sagt Nawalny: »Ich möchte wirklich verstehen, wie ein gewöhnlicher sowjetischer Offizier sich in einen Irren verwandeln konnte, der besessen ist von Geld und Luxus und buchstäblich bereit ist, um seiner Goldkiste willen zu töten und das Land zu zerstören.«
Putin nimmt Nawalny schon lange persönlich. Jetzt geht die russische Lesart so: In einer humanitären Geste habe man seine Ausreise nach Deutschland ermöglicht, nur um sich jetzt auf der Anklagebank wiederzufinden. Die Deutschen, Merkel selbst, würden diesem »Figuranten« helfen. Umgehend protestiert die russische Regierung und wirft den Deutschen »Komplizenschaft« vor. Dabei wusste die Regierung nichts von dem Besuch in der Stasi-Unterlagenbehörde. Dann registriert die Firewall der Behörde auffällige Phishing-Mails, wie sie Hacker gerne verwenden. In einer der Mails heißt es: »Ich bitte um Ihre Hilfe. Wir würden gern weiter Verbrechen untersuchen, um uns selbst zu retten.«
Und Gerhard Schröder hat in der Angelegenheit ein Gerichtsverfahren angestrengt. Nawalny hat ihn als »Laufbursche Putins, der Mörder beschützt«, bezeichnet. Er habe keine Beweise, aber auch keinen Zweifel, dass Schröder aus Russland auch »verdeckte« Zahlungen erhalte. So steht es in der Bild-Zeitung. Nawalny ärgert sich, dass Schröder öffentlich dafür plädiert hatte, man solle zur Vergiftung Nawalnys nicht spekulieren, sondern mit der russischen Justiz kooperieren.
Schröder klagt auf Unterlassung gegen die Bild-Zeitung. Das Landgericht Hamburg entscheidet: Nawalny habe selbst gesagt, keine Beweise für mögliche verdeckte Zahlungen zu besitzen. Die Zeitung habe sich diese Äußerung auch nicht zu eigen gemacht. Und Schröder müsse sich »in Bezug auf seine Beziehung zu Russland ein erhöhtes Maß an Kritik gefallen lassen«. Schröder verliert den Prozess.768
»Alles wird gut«, textet Nawalny zum Abschied seinem deutschen Anwalt.769
Alexej Nawalny wird am 17. Januar 2021 bereits bei Einreise nach Russland verhaftet, in schneller Folge mehrerer Schauprozesse zu insgesamt 19 Jahren Lagerhaft verurteilt. Die letzten Bilder zeigen ihn am 15. Februar 2024 im berüchtigten arktischen Straflager Charp, genannt »Polarwolf«, als er per Video ein Gerichtsverfahren verfolgt. Er scherzt mit dem Gefängnispersonal. Wenige Stunden später ist Alexej Nawalny tot.

		
	

	
	
			
				EIN GEWEHR AN DER WAND

			

			Über Hunderte Kilometer zieht sich im Osten der Ukraine ein Gewirr aus schlammigen Gräben, provisorischen Bunkern und Unterständen, an manchen Stellen erinnert die »Kontaktlinie« an Frontverläufe des Ersten Weltkrieges. Im Frühjahr 2020 geht der gegenseitige Beschuss spürbar zurück. Die Beobachter der OSZE sind bald sicher, worin die Ursache für den nicht erklärten Waffenstillstand liegt: ein Virus, SARS-CoV-2. Die wenigen örtlichen Krankenhäuser sind voll mit Infizierten. Sie hätten keinen Platz mehr für Verwundete von der Front. Diese Waffenruhe, der »Corona-Frieden«, hält am längsten.
In Berlin prüft der BND die Frage, ob die Pandemie möglicherweise »Auswirkungen auf militärische Aspekte« habe – etwa auf den Krieg im Osten der Ukraine. Wohl eher nicht: Aufgrund der »niedrigen Letalität« werde Corona als »beherrschbarer Faktor der Operationsplanung« betrachtet. Vor allem das russische Militär ergreife früh Maßnahmen zur »Aufrechterhaltung der Einsatzbereitschaft«. Schließlich sei »die Handlungsfähigkeit der russischen Sicherheitskräfte außen- wie sicherheitspolitisch« sowie für die »Stabilität des ›Systems Putin‹ von größter Bedeutung«.770
So ist es. Im April 2021 sind riesige Militäreinheiten an der russischen und belarussischen Grenze zur Ukraine zusammengezogen worden. Offiziell geht es um »Manöver«. Im Deutschlandfunk mahnt der ukrainische Botschafter Andrij Melnyk: »Dieser Aufmarsch ist viel mehr als Muskelspiel, als Säbelrasseln oder Kriegstrommeln, wie viele glauben hier in Deutschland. Das sind leider sehr reale Kriegsvorbereitungen eines neuen militärischen Angriffs auf die Ukraine, die auch in Berlin ernst zu nehmen sind.« Immer wieder höre er, man müsse eine Eskalation verhindern: »Um Gottes willen, auf keinen Fall die Russen verärgern, provozieren.« Diese »German Angst« könne man in der Ukraine nicht nachvollziehen.
Man brauche jetzt mehr als »nette Worte«. Man benötige »militärische Unterstützung«.771
Im Weißen Haus analysieren sie Satellitenbilder des »Osteraufmarsches«. Sicherheitsberater Jake Sullivan erinnert das Ganze an »Tschechows Gewehr«, eine dramaturgische Technik: Werde im ersten Akt eines Bühnenstücks ein Gewehr an die Wand gehängt, »wird es im letzten Akt abgefeuert«, schrieb der russische Schriftsteller Anton Tschechow.772
Genau das, nämlich einen großen Krieg zu verhindern, ist Ziel der neuen amerikanischen Administration. Ja, Biden hat Putin im Zusammenhang mit der Vergiftung Nawalnys einen »Killer« genannt. Ja, der Kreml hat nach diesem »beispiellosen Affront« seinen Botschafter aus Washington abgezogen – aber jetzt geht es darum, ein Signal zu senden, Putin entgegenzukommen, ihm eine »off ramp« zu bieten, eine Ausfahrt in Richtung Deeskalation. Ein Gipfeltreffen auf der von Putin geforderten »Augenhöhe« im symbolträchtigen Genf – dort, wo sich 1985 Ronald Reagan und Michail Gorbatschow am Kamin näherkamen, ein erster Wendepunkt im Kalten Krieg. Reagans Ehefrau Nancy hatte zur Feststellung der besten Uhrzeit vorab eigens ihren Astrologen befragt.
Am 16. Juni 2021 treffen sich die beiden Präsidenten in der historischen Villa La Grange am Genfer See. Dieses Mal trifft der prinzipiell zu spät kommende Putin ein paar Minuten früher ein als Joe Biden. Gute Laune, Händeschütteln, niemand trägt Maske, Corona-Schutzmaßnahmen sind offenbar auch für Putin nicht wichtig.773 Er glaube nicht, dass Putin Interesse an einem »neuen Kalten Krieg« habe, erklärt Biden nach dem Treffen.
Das eigentliche Thema aber, die Ukraine, spielt keine große Rolle. Im »bilat«, dem Gespräch der Präsidenten, wird es nur kurz erwähnt, in größerer Runde dann gar nicht mehr.774 Die Ukraine kam nur als »Fußnote« vor, so der US-Journalist Bob Woodward. »Später würden sich manche fragen, ob es ein Riesenfehler war, sie nicht in den Fokus zu nehmen.«775
Biden möchte über strategische Stabilität im nuklearen Bereich sprechen, eine Verlängerung des New-START-Rüstungskontrollabkommens776 erreichen, auf Augenhöhe mit Putin; aber wichtigeres Thema werden die jüngsten Hackerangriffe und Erpressungen. Kurz vor dem Gipfel hatte eine offenbar aus Russland heraus operierende Gruppe ein Pipelinenetz entlang der Ostküste der USA lahmgelegt. An den Tankstellen kam es zu gigantischen Staus. Biden will erreichen, dass kritische Infrastruktur künftig nicht mehr attackiert werden dürfe – ein Abkommen dieser Art wäre ein Fortschritt hin zu mehr strategischer Stabilität. Dafür nimmt er die Kritik der Ukrainer, aber auch der Balten und Polen in Kauf, die man vor dem Gipfel erst gar nicht konsultiert hatte.777
Auch das leidige Thema »Nord Stream 2« wird lieber nicht erwähnt.
In den kommenden Monaten bleibt die Ukraine in amerikanisch-russischen Gesprächen so gut wie ausgespart. Die entlang der Grenze konzentrierten russischen Truppen des »Osteraufmarsches« ziehen ab, auch wenn ein Teil des schweren Geräts in der Grenzregion bleibt. Der BND analysiert, militärische Aufmärsche seien wohl Putins Weg, Gespräche zu erzwingen.
»Großes Entgegenkommen«
Ein politisches Signal der USA an Putin nimmt einen Umweg über Berlin und Lubmin: Nord Stream 2, die Reparatur des deutsch-amerikanischen Verhältnisses nach Donald Trump.
»Kill it somehow«, hatte dessen politische Anordnung über das Pipelineprojekt gelautet. Auch Biden sieht die Pipeline als schweren Fehler, aber gute Beziehungen zu Deutschland sind wichtiger. Schließlich weiß sein Außenminister Blinken, wie schnell transatlantische Krisen um sibirische Pipelines eskalieren können. Er muss nur in seinem eigenen Buch nachlesen.
Schon im Mai 2021 ist die Anwendung von Sanktionen gegen Nord-Stream-2-Geschäftsführer Matthias Warnig ausgesetzt worden. Dies liegt, heißt es, »im nationalen Interesse der Vereinigten Staaten von Amerika«.778
»Großes Entgegenkommen«, meldet die deutsche Botschaft aus Washington drei Monate nach Bidens Amtsantritt: »Biden-Regierung hat gegenüber DEU Gesprächsbereitschaft zum Thema signalisiert.«779
Dieses »große Entgegenkommen« hat eine Vorgeschichte. Biden ist gerade erst ins Weiße Haus eingezogen, da erstellen sie in der Bundesregierung schon Papiere mit jedem brauchbaren und weniger brauchbaren Argument, um amerikanischen Widerstand gegen die Pipeline zu brechen. Man weiß, auch Biden ist gegen Nord Stream 2. Und der Kongress sowieso. Eine Investitionsruine auf dem Boden der Ostsee erinnere doch nur ständig an transatlantische Uneinigkeit, die Russland für sich zu nutzen wissen würde. Und profitieren würde vor allem China, es könne die Allianz mit Russland weiter ausbauen. Und schließlich das deutsche Mantra, man dürfe den Einfluss auf Russland nicht verlieren, »leverage« heißt das jetzt. Dafür müsse man das Land als Handelspartner erhalten. Die Staatssekretärin im Auswärtigen Amt und heutige Vertreterin Deutschlands bei den Vereinten Nationen, Antje Leendertse, fügt die Argumente aus Wirtschafts- und Kanzleramt in Non-Paper und mögliche Verhandlungskonzepte ein.
Schließlich geht es ganz schnell. Nur sechs Wochen Verhandlungen in konstruktiver Atmosphäre, für Merkel verhandeln auch ihr außenpolitischer Berater Jan Hecker und Lars-Hendrik Röller, Leiter der Wirtschaftsabteilung im Kanzleramt, ebenso wie Antje Leendertse. Man einigt sich rasch, hochzufrieden die Deutschen, ein »guter Deal für Deutschland« heißt es, »politisch für uns wertvoll«. Immer mal wieder wird Blinkens Pipelinekrisen-Buch zitiert, eine Invasion Russlands in die Ukraine ist kein zentrales Thema.
Am 21. Juli 2021 wird die »Gemeinsame Erklärung der USA und Deutschlands zur Unterstützung der Ukraine, der europäischen Energiesicherheit und unserer Klimaziele« in Washington und Berlin veröffentlicht, knapp vier Seiten lang. Es geht um die Souveränität der Ukraine, gesicherten Gastransit, globale Klimaziele, die Förderung nachhaltiger Energien wird finanziell unterstützt. Aber tatsächlich kommt es auf diese beiden Sätze an: »Sollte Russland versuchen, Energie als Waffe zu benutzen oder weitere aggressive Handlungen gegen die Ukraine begehen, wird Deutschland auf nationaler Ebene handeln und in der Europäischen Union auf effektive Maßnahmen einschließlich Sanktionen drängen, um die russischen Kapazitäten für Exporte nach Europa … auch in Bezug auf Gas, zu beschränken … Diese Zusage zielt darauf ab, sicherzustellen, dass Russland keine Pipeline, einschließlich Nord Stream 2, zur Erreichung aggressiver politischer Ziele einsetzt.«780
Aber auch Biden will sichergehen – und deshalb sitzt in der US-Regierung jetzt ein »Sonderbeauftragter für Energiesicherheit«, der sich offiziell um die »Reduzierung der Risiken« des Projektes kümmern soll. Amos Hochstein war schon in der Obama-Administration für Energiefragen zuständig, zudem ehemaliges Aufsichtsratsmitglied des ukrainischen Gaskonzerns »Naftogaz«. Hochstein weiß viel über Pipelines und Profite, Ende 2020 hatte er seinen Rücktritt verkündet, weil die ukrainische Regierung zurück in die Korruption schlittere.781 Vor allem aber war Hochstein vom ersten Moment an ein erbitterter Gegner von Nord Stream 2, um es höflich zu formulieren. Bis heute ist Hochstein fassungslos über deutsche Politik und Pipeline-Politik.782
Nord Stream 2, die »privatwirtschaftliche« Unternehmung: Putins strategisches Projekt, gerettet durch ein Entgegenkommen der USA und die mindestens dubiose Konstruktion einer landeseigenen »Klimastiftung«. Größer kann ein Schaden eigentlich nicht sein. Nord Stream 2 steht als Symbol und Chiffre einer Politik des Versagens.
Wie wichtig der »Nördliche Strom« für Wladimir Putin ist, zeigt sich noch im September 2022, ein gutes halbes Jahr nach Beginn des Großangriffs. Nord Stream 2 liegt an Deutschland angeschlossen, befüllt und unter Betriebsdruck, alles nach technischer Vorschrift. Es fehlt, aus gutem Grund, die Zertifizierung. Am 20. September 2022 schickt der russische Botschafter Sergej Netschajew ein sechsseitiges »Informationsmaterial zur aktuellen Situation an einigen Gasexportrouten« ins Kanzleramt. Die aktuelle Lage ist aus russischer Sicht angeblich ganz fürchterlich: Ja, man sei bereit, alle Lieferverträge zu erfüllen – doch die Ukraine und Polen würden den ungehinderten Transit durch »unfreundliche Handlungen« erschweren oder verbieten. Die Route Nord Stream 1 sei aus »Gründen der Betriebssicherheit« ausgesetzt – schuld daran seien Sanktionen, wichtige im Ausland gewartete Betriebsteile könnten nicht an die Verdichterstation Portowaja bei Petersburg zurückgebracht werden.
Welch ein Glück, dass da noch eine andere Pipeline liegt, befüllt und startbereit: »Unverzüglich« könne Nord Stream 2 stolze 27,5 Milliarden Kubikmeter liefern! Voraussetzung sei natürlich die offizielle Zertifizierung durch die deutschen Behörden.
So geht Energieaußenpolitik nach Putin-Art.783
Sechs Tage später erschüttern vier Sprengungen den Grund der Ostsee. Drei der vier Stränge der beiden Pipelines werden zerstört. Die Spuren der später durch das Bundeskriminalamt und den Generalbundesanwalt geführten Ermittlungen weisen Richtung Ukraine.
Strang B von Nord Stream 2 bleibt unbeschädigt. Dann könne man doch jedenfalls diese Leitung nutzen, lässt Putin wissen. »Putin hatte immer noch nicht verstanden, dass es nach seinem Großangriff gegen die Ukraine kein ›Weiter so‹ geben kann und geben wird«, sagt Olaf Scholz.784
»Machtpolitisch bist du durch«
Nord Stream 2 trägt jedenfalls dazu bei, dass Angela Merkel in Brüssel eine ihrer größten politischen Niederlagen erfährt. Sie gilt als die erfahrenste, geduldigste, taktisch versierteste Verhandlerin, Europas mächtigste Frau, die mit wenig Schlaf auskommt, auch dies ein strategischer Vorteil. Sie gibt das Gespräch nicht auf, verhandelt geduldig bis an den Rand der Erschöpfung und darüber hinaus. Methode Merkel ist in Europa durchaus respektiert.
Und offenbar möchte sie nicht, dass Methode Merkel mit dem Ende ihrer letzten Amtszeit endet.
Einem, der unter ihr als Minister diente, schien es, als habe sie regelrecht »kokettiert« mit ihrer persönlichen Beziehung zu Putin – damit, dass sie hinter verschlossenen Türen die Dinge ausverhandeln konnte.
In diesem zittrigen Frühjahr 2021 will sie die EU-Staats- und Regierungschefs davon überzeugen, einen hochrangigen Dialog mit Wladimir Putin wieder aufzunehmen. »Es reicht nicht aus, wenn der amerikanische Präsident Joe Biden mit dem russischen Präsidenten spricht«, sagt Merkel im Bundestag. »Die Europäische Union muss hier auch Gesprächsformate schaffen. Anders wird man die Konflikte nicht lösen.«785
Der Minsker Prozess, an dem sie festhält, immer wieder und immer noch, ist »tot«. Das sagt sie selbst.786 Ausgerechnet der ewige Matthias Warnig hatte kurz für die Hoffnung, eher das Gerücht, gesorgt, Putin persönlich wolle Merkel den politischen Abschied versüßen. Merkel könne viel von Putin haben, sehr viel, lässt Warnig einen Gesprächspartner wissen. Der leitet die vermeintliche News ans Kanzleramt weiter. Etwas später jedenfalls kommt es am Flughafen Berlin-Brandenburg zu einem inoffiziellen Treffen. Aus Moskau eingeflogen: Jurij Uschakow, der außenpolitische Berater des russischen Präsidenten. Aus dem Kanzleramt angefahren: Jan Hecker, außenpolitischer Berater Merkels. Vorsichtshalber findet die Begegnung im Transitbereich statt, Uschakow war also offiziell nie im Land. Heraus kommt: nichts.
Am Abend des 24. Juni treffen sich die Staats- und Regierungschefs zum EU-Rat in Brüssel, es ist das erste Gipfeltreffen seit Beginn der Pandemie, zu dem sie wieder persönlich zusammenkommen. Die Punkte für die Abschlusserklärung sind soweit vorab geklärt, ein normales Verfahren. Wenn es in dieser Runde vertraulich wird, meistens abends, gilt ein besonderes Protokoll, »1+1«: Nur die »Heads of State and Government« sowie je ein Delegationsmitglied bleiben im Raum. Die »Listening Rooms« für die Delegationen werden abgeklemmt, die Note Taker verlassen den Raum, Protokoll wird nicht geführt.
Kurz vor Beginn der Sitzung überrascht ein deutsch-französischer Vorschlag, der offenbar auch vom italienischen Premier Mario Draghi unterstützt wird: ein EU-Russland-Gipfel auf höchster Ebene, also mit Wladimir Putin persönlich. Dieser Vorschlag widerspricht den bisherigen Vereinbarungen des EU-Rates.
Ein Tweet des früheren estnischen Präsidenten Toomas Hendrik Ilves macht die Runde: »Merkel und Macron haben entweder keine Ahnung oder haben nichts gelernt aus 80 Jahren Geschichte und von den Ländern, die von den Deutschen betrogen wurden. Ohne auch nur mit anderen EU-Staaten zu sprechen. Genauso wie ihre Vorfahren. Ich weiß genau, was ich hier sage.«787
Tatsächlich hat Merkel ihre Initiative für neue Gespräche mit Putin nur mit Macron abgestimmt. Die beiden können auf Unterstützung einiger anderer Länder hoffen, Italien und Österreich etwa, das bis zu 80 Prozent seiner Gaslieferungen aus Russland erhält. Aber der übliche detaillierte Abstimmungsprozess im Vorfeld, noch dazu bei einem so heiklen Thema, ist ausgeblieben, ein schwerer handwerklicher Fehler.788
Merkel erläutert ihre Position, emotional und hart sind die Reaktionen. Der litauische Präsident Gitanas Nauseda bezeichnet den Vorstoß als »Versuch, den Bären darauf zu verpflichten, einen Honigtopf zu bewachen«. Der holländische Premierminister und spätere Nato-Generalsekretär Mark Rutte erklärt, er werde nicht an einem Gipfel mit Putin teilnehmen. Kategorisch gegen ein mögliches EU-Gipfeltreffen mit Putin auch die estnische Ministerpräsidentin Kaja Kallas, ab 2024 EU-Außenbeauftragte. »Es hätte allen Beschlüssen der vergangenen Jahre widersprochen, Russland politisch rehabilitiert und eine Rückkehr zur Normalität signalisiert – trotz fehlender Schritte Russlands zur Deeskalation«, sagt sie rückblickend. »Wir wären in Putins Falle getappt. Ich konnte dem auf keinen Fall zustimmen. Zu dem Zeitpunkt baute Russland weiterhin seine Militärpräsenz direkt an der ukrainischen Grenze auf.«789
Aufgebracht und sehr verärgert sei Merkel gewesen, erinnern Beteiligte, man konnte ihr ansehen, wie wütend sie war. Schließlich gehen Macron und Draghi auf Abstand zu Merkel: Die Einheit der EU sei wichtiger als ein Gipfel mit Putin.
In der Erklärung wird festgehalten, die Position der EU ändere sich erst dann, wenn Russland das Minsker Abkommen vollständig umsetze. Es bestehe »die Notwendigkeit einer entschlossenen und koordinierten Reaktion der EU und ihrer Mitgliedstaaten auf jede weitere böswillige rechtswidrige und disruptive Aktivität Russlands«.
Das Nachrichtenportal Politico beschreibt die Sitzung als einen der »uneinigsten Gipfel der jüngeren Geschichte«. Er endete mit einem »atemberaubenden Sieg der Länder an der russischen Grenze über Deutschland und Frankreich«.790
Spätnachts tritt Merkel vor die Kameras, sie spricht von einer »kontroversen, aber sehr ehrlichen Diskussion. Ich persönlich hätte mir hier einen mutigeren Schritt gewünscht.«
Merkel bleibt bei ihrer Position. Sie, die doch sagt, dass Putin schon 2014 seinen »Sinn für die Realität verloren hatte«791. Dennoch – oder vielleicht deswegen – war ihre Russlandpolitik richtig, so ihre Argumentation, auch, weil man sich doch in die jeweilige Zeit und Lage hineinversetzen müsse792: »Ich hatte nicht mehr die Kraft, mich durchzusetzen, weil ja alle wussten: Die ist im Herbst weg. Ich hab andere im Rat gefragt: ›Warum meldest du dich nicht? Sag doch mal was.‹ Die eine sagte: ›Das ist zu groß für mich.‹ Der andere zuckte nur mit den Schultern: Das müssten die Großen machen. Wenn ich im September noch mal angetreten wäre, hätte ich da weitergebohrt. So war es auch bei meinem Abschiedsbesuch in Moskau. Das Gefühl war ganz klar: ›Machtpolitisch bist du durch.‹ Für Putin zählt nur Power.«793
»15 Kilometer, das war es dann«
Aber wenigstens ist das mit den Hunden erledigt. Zum Abschiedsbesuch Ende August 2021 im Kreml schenkt er besonders schöne lachsrote Rosen. Dabei lesen sich die Vorlagen des Kanzleramts für das letzte Treffen Merkel-Putin wie der Bericht aus einem Katastrophengebiet. Und das nicht nur, weil es am »ersten Jahrestag des Giftanschlags auf Nawalny« stattfindet, wie ihre Beamten notieren.794
Inzwischen hat Putin die Welt hochoffiziell wissen lassen, was der Ukraine droht. Am 12. Juli erschien auf der Website www.president.ru ein offenbar von ihm persönlich verfasster Aufsatz, knapp 20 Seiten lang: »Über die historische Einheit der Russen und Ukrainer«.795
Schon mehrmals hat der an Historie so interessierte Präsident seine Interpretationen der Vergangenheit dargelegt; Bausteine einer Zukunft nach »Putin-Doktrin«, Russland als siegreiche Ordnungsmacht. Es ist Geschichtspolitik pur, natürlich nutzt er Erinnerung als Waffe. Und seine alternativen Wahrheiten hat er lange vor Trump formuliert.
Das Ende der Sowjetunion beschreibt Putin mittlerweile als »Zerfall des historischen Russland«.796
Und sieht sich im Jahr 2025 als Sammler russischer Erde: »Wohin ein russischer Soldat seinen Fuß setzt, das gehört uns.«797
Russen und Ukrainer ein Volk, sagt er in diesem Sommer 2025: »In diesem Sinne gehört die gesamte Ukraine zu uns.«798
Zum 75. Jahrestag des Sieges im Großen Vaterländischen Krieg 2020 hatte der geschichtswissenschaftliche Autodidakt einen Artikel zur Rechtfertigung des Hitler-Stalin-Paktes von 1939 veröffentlicht, in dem er de facto Polen Schuld und Verantwortung am Ausbruch des Zweiten Weltkrieges zuschob. Den Text über die »gemeinsame Verantwortung vor der Geschichte und für die Zukunft«799 versandte die Russische Botschaft Berlin eigens an deutsche Historikerinnen und Historiker: Man möge ihn bitte künftig bei der »Vorbereitung von historischen Beiträgen nutzen«.800
Angela Merkel erklärt »dramatische« Auslegungen dieser Art damit, dass sich Putin »immer stärker eigene Theorien zu seinen Zielen zusammengebaut« habe, die »historisch mehr als fragwürdig sind«.801
Im Juli 2021 also die »historische Einheit« von Ukrainern und Russen. Die Ukraine als Teil der großen Russischen Welt, dieser »Zivilisation der Zivilisationen«. Es ist ein Traktat aus Wahrheiten, Halbwahrheiten und Verschwörungserzählungen. Die unabhängige Ukraine seit 1991 sei das kriegstreiberische Projekt des Westens: »Anti-Russland«. Dann habe der Westen Kontrolle über die Ukraine gewonnen und Russophobie geschürt, die ethnischen Russen dort seien von ethnischen Säuberungen bedroht, in den Folgen vergleichbar »mit dem Einsatz von Massenvernichtungswaffen gegen uns«. Und immer wieder, immer drängender finden sich die Schlagworte eines »ethno-imperialen Nationalismus«802: Russische Welt – ethnische Säuberungen – Bevölkerungspolitik – Bürgerkrieg – Blutsbande: »Schließlich sind wir ein Volk.«
Die deutsche Botschaft in Moskau schickt eine warnende Beurteilung nach Berlin: »Wer so redet, legt sich Rechtfertigungen auch für militärische Interventionen zurecht – oder will sich bewusst einen solchen Anschein geben. Putin beansprucht ein Recht auf Einmischung in innere Angelegenheiten der Ukraine.« Die EU-Botschaft meldet gen Brüssel, dieser Aufsatz werde »Folgen für die territoriale Integrität der Ukraine« haben. »Aber die Reaktionen waren, wie nicht selten, eher verhalten.«803
»Vorsicht, Kriegsgefahr!«, ruft laut auch der sehr bekannte russische Schriftsteller Wiktor Jerofejew804 nach Lektüre dieses »Freibriefes eines Großangriffs«. Denn »Putin ist zum Krieg bereit, er hat nichts zu verlieren«.
Die Ukraine als »Anti-Russland«: Umgehend erklärt der russische Verteidigungsminister das Werk zur Pflichtlektüre für alle Soldaten.
Die Ukraine als Schlachtfeld: Putins Appetit auf Risiko steigt. Und machtpolitisch ist sie durch, die Bundeskanzlerin, das weiß er.
Formvollendet der Ablauf ihres Abschiedsbesuches, freundlich die Atmosphäre, Mittagessen im prächtigen Katharinensaal des Kreml, die Themen lässt er eher an sich abperlen.805
Die neueste Spielform seiner hybriden Kriegsführung etwa. Merkel wird auf »das Schärfste verurteilen«, dass Putins engster Verbündeter, der belarussische Diktator Lukaschenko, Iraker mit Charterflügen nach Minsk und von dort mit Bussen an die Grenze zum EU-Staat Polen bringen lässt. Sie werden in den Wäldern einfach ausgesetzt. Außenminister Maas bezeichnet Lukaschenko als »Chef eines staatlichen Schleuserrings«. Der Innenminister von Brandenburg spricht von »Menschenhandel der schlimmsten Art«.
Vor gefährlichen Provokationen dieser Art hat eine kleine Arbeitsgruppe von Beamten aus Innen-, Verteidigungs- und Außenministerium schon seit Monaten gewarnt. Die »Aufbaustab Strategie, Analyse- und Resilienz-Zentrum« getaufte Gruppe existiert überhaupt nur, weil einige entnervte Staatssekretäre die deutsche Reaktion auf – russische – hybride Bedrohungen als seit Jahren zu zögerlich und ineffektiv betrachten. Gleich der erste größere Bericht der Arbeitsgruppe behandelt »Szenarien für Migration als Ansatzpunkt hybrider Bedrohungen«. Das sehr »polarisierende Thema« eigne sich für Attacken auf westliche Staaten. Es müssten »Strukturen aufgebaut werden, die insbesondere eine funktionierende ressortübergreifende Zusammenarbeit ermöglichen«.806
Das ist exakt der Befund, der sich schon 2017 nach dem »Fall Lisa« in dem Bericht an das Kanzleramt fand.
Und dann geht es um die Pressefreiheit. Es geht um Russia Today, 2005 gegründet, um »das Monopol der angelsächsischen Medien zu brechen«. Der deutsche Ableger RT DE soll mit einem eigenen terrestrischen Fernsehprogramm an den Start gehen. 200 neue Stellen sind schon ausgeschrieben: »Wenn du beim Programm der Öffentlich-Rechtlichen am liebsten einnickst und bei den Privaten am liebsten wegschauen würdest, dann bist du bei uns genau richtig.«
Eine Lizenz bei der dafür zuständigen Medienaufsicht des Landes Berlin-Brandenburg hat RT DE allerdings nicht beantragt. Der deutsche Rundfunkstaatsvertrag schreibt bei der Zulassung von Sendern »Staatsferne« vor, eine der Lehren aus der Zeit des Nationalsozialismus. In Moskau hat man entschieden, es auf eine Prüfung erst gar nicht ankommen zu lassen, sondern es in Luxemburg zu versuchen. Aus dem Kleinstaat wird die Astra-Satelliten-Gruppe gesteuert. Die Position »19,2 Grad Ost« kennt jeder Antennentechniker, 93 Millionen Kontinentaleuropäer empfangen so ihre Programme. Ein klassischer »Umgehungstatbestand«, da sind sich Medienaufsicht und Bundesregierung einig.807
Aber die russische Regierung droht beständig, man könne deutsche Korrespondenten ausweisen oder gleich das Büro der Deutschen Welle in Moskau schließen, wenn russische Medien in Deutschland weiter »stranguliert« würden, die Pressefreiheit verletzt. Merkel betont, in Deutschland sei die Medienaufsicht unabhängig.
Und da ist Afghanistan: Als Merkel in Moskau eintrifft, haben die Taliban Kabul eingenommen. Die Nato-Streitkräfte halten nur noch den Flughafen Kabul. Viel zu spät hat die Evakuierungs-Operation für deutsche Staatsbürger und Zehntausende afghanische Ortskräfte begonnen. Auch die deutsche Luftwaffe fliegt jetzt rund um die Uhr. Die Maschinen kommen über russisches Gebiet, wie im Abkommen aus dem Jahr 2003 festgelegt. Es hat noch jede deutsch-russische Krise überstanden und wurde stets verlängert.808
Im Kampf gegen den Terrorismus haben Russland und die Nato, Russland und Deutschland für eine Zeit gemeinsame Interessen verfolgt. Inzwischen ist nicht mehr sicher, ob aus Russland nicht auch in diesem Bereich ein Gegner geworden ist. Seit 2020 prüft der BND Berichte der US-Geheimdienste, nach denen ausgerechnet die berüchtigte GRU-Einheit 29155 – die schon für die Vergiftung der Skripals verantwortlich war – bei den Taliban Prämien für getötete Nato-Soldaten ausgelobt habe.809 Merkel hat Putin um Zurückhaltung gebeten. Dass er wenigstens »keine Überheblichkeit über das Scheitern des Westens« zeige.810
Aber genau das lässt sich Putin nicht nehmen. »Die verantwortungslose Politik des Aufzwingens fremder Werte« sei auch in Afghanistan zum Scheitern verurteilt, bemerkt er in der gemeinsamen Pressekonferenz, die eine Stunde später als geplant beginnt.811 Und wendet sich seinem deutschen Lieblingsthema zu: den Wirtschaftsbeziehungen, der Energie – und Nord Stream 2. Bei solchen Auftritten sitzen hochrangige russische Beamte und Regierungsvertreter in den ersten Reihen, der Außenminister, der russische Botschafter, auch Gazprom-CEO Alexej Miller. »Wie viel, Alexej? 15?«, fragt ihn Putin. »15 Kilometer im Meer, das war es dann.«812
Am 6. September 2021 wird an Bord des russischen Verlegeschiffes »Fortuna« das letzte Rohr mit der Nummer 200.858 verschweißt.813 Beide Stränge von Nord Stream 2 sind verlegt; am 18. Oktober ist die Befüllung des ersten Stranges ab-, ist Deutschland angeschlossen.814 Es fehlen nur noch die gesetzlich vorgeschriebene »Versorgungssicherheitsprüfung« und die Zertifizierung. Sollte kein Problem sein.
Am 26. Oktober entlässt Bundespräsident Steinmeier formell Merkel und ihre Minister, sie sind bis zur Wahl einer neuen Bundesregierung nur noch geschäftsführend im Amt. Am letzten ordentlichen Arbeitstag soll auch die Versorgungssicherheitsprüfung des Wirtschaftsministeriums815 an die Bundesnetzagentur gehen – dass sie die »Herrin« des Verfahrens ist, möchte man im Ministerium auch für die Kommunikation nutzen. Eingebunden sind Merkel und auch ihr Nachfolger Scholz. Beide eint das Ziel, Nord Stream 2 rechtssicher zu machen, bevor mit den Grünen Pipeline-Gegner in die Regierung kommen. Kein Ministerium macht Einwände geltend: »Keine Anmerkungen.«816
Über 54 Seiten, eingestuft als Verschlusssache, wird noch einmal das deutsche Mantra ausformuliert. Aus allen acht Kapiteln, unterlegt mit Tabellen und Zahlen, spricht eine Botschaft: Kein Grund zur Beunruhigung. Es gebe Effizienzvorteile, neue Lieferquellen würden erschlossen – und außerdem: Von der Transportnetzbetreiberin könne gar keine Gefährdung der Versorgungssicherheit ausgehen: »Sie ist nur für den Transport zuständig.«
Es ist also amtlich: Nord Stream 2 stellt kein Risiko für die Versorgungssicherheit der EU dar. Eine der politisch und wirtschaftlich teuersten Fehleinschätzungen der Republik.
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			Geschichte kann voller Pointen sein, ziemlich bitteren, wenn es um Krieg und Frieden geht. Beinahe auf den Tag genau einundzwanzig Jahre nach der historischen Schlittenfahrt der Ehepaare Schröder und Putin fährt man mit den Deutschen nahe Moskau wieder Schlitten. Die touristische Tour im Januar 2001 hatte dazu beigetragen, einen Bundeskanzler vom angeblich aufrichtigen Charakter eines ehemaligen KGB-Agenten zu überzeugen. Die Fahrt am 6. Januar 2022817 soll helfen, Putin im letzten Moment an einem großen Krieg zu hindern und den Minsker Friedensprozess wiederzubeleben. Es gliche allerdings der Wiederauferstehung eines Toten.
In der Schlittenkutsche sitzen hinter Pferden deutsche und französische Diplomaten. Jens Plötner, der für Außenpolitik zuständige Chefberater von Kanzler Scholz, ist nur widerwillig in das Gespann eingestiegen. Aber die Gastgeber hier im Ausflugsort Archangelskoje, einem aufwendig und hübsch blau-weiß restaurierten ehemaligen Zarenpalast mit Museum und weitläufigen Grünanlagen gar nicht weit von Putins Residenz, bestehen darauf. Russische Kamerateams stehen bereit, ein paar schöne Bilder, bitte.
Auf russischer Seite verhandelt Dmitrij Kosak, stellvertretender Stabschef im Kreml und Putins Mann für »besondere Aufgaben«, jetzt auch Ukraine-Beauftragter der Präsidialverwaltung. Kosak diente in den Spezialeinheiten des russischen Militärgeheimdienstes GRU, arbeitete als Staatsanwalt im damaligen Leningrad und lernte dort Putin kennen. Kosak folgte ihm nach Moskau, war später zuständig für die Organisation der Olympischen Winterspiele in Sotschi, auch für die Sicherstellung russischer Erfolge. Danach war die Eingliederung der annektierten Krim seine Aufgabe. Kosak ist ein jovial scheinender, aber knallharter Mann mit breitem Lächeln, er kann monologisieren wie Putin. Westliche Diplomaten haben ihm den Spitznamen »Cheshire Cat« verliehen: die »Grinsekatze«, nach einer Figur aus Alice im Wunderland. Kosak raucht viel – und pustet seinem Gegenüber auch gerne mal ins Gesicht.
Der Truppenaufmarsch an der ukrainischen Grenze? Man könne die eigenen Truppen stationieren, wo man wolle, sagt Kosak zu Plötner. Niemand habe die Absicht, einzumarschieren. Und natürlich könne man auch über das Normandie-Format sprechen. Dabei hatte das russische Außenministerium wenige Wochen zuvor 28 Seiten vertraulicher Schreiben zwischen den Außenministern Russlands, Frankreichs und Deutschlands veröffentlicht, die »Lawrow-Leaks«.818 Damit sollte bewiesen werden, dass auch Deutschland und Frankreich die Hinhaltetaktik der Ukraine kritisieren; dass sich nicht Russland, sondern die Ukraine einem neuen Treffen im Normandie-Format verweigere.819 »Todeskuss« nennen sie im Auswärtigen Amt solche diplomatischen Großfouls.
Mit Olaf Scholz ist im Dezember 2021 ein Politiker ins Kanzleramt eingezogen, der wenig Russland- und noch weniger Putin-Erfahrung hat. Nur zweimal ist er ihm kurz begegnet, einmal auf einem Geburtstag Schröders, dann beim G20-Gipfel in Hamburg. Aber Scholz liest viel, auf einem Auslandsflug ist es das Buch In Putins Kopf des französischen Journalisten Michel Eltchaninoff. »Da wird dir schlecht«, sagt Scholz einem seiner Berater.
Im Sommer 2025 sitzt der Bundeskanzler a. D. in seinem Büro im Bundestag, vor dem Fenster sein Stehpult, daneben diese Aktentasche, er lässt die Zeit Revue passieren, auch russlandpolitische Fehleinschätzungen. Etwa, dass Putins Münchner Rede 2007 nicht »ausreichend ernst genommen« wurde. Dass es »nach 2014 richtig gewesen wäre, sich stärker unabhängig von russischen Importen zu machen«. Und dass »es besser gewesen wäre, einige der Sanktionen, die wir nach 2022 verhängt haben, schon damals zu verhängen. Ich bin sicher, das hätte eine Wirkung gezeigt.«820
Andererseits hat er im russlandpolitischen Krisenmonat Dezember 2021 ausgerechnet Christine Lambrecht zur Verteidigungsministerin berufen. Ihr Interesse an Verteidigungs- und Sicherheitspolitik gilt als gering.
Nach der Wahl haben sich Merkel und Scholz mehrfach zum Mittagessen getroffen. Merkel bat ihren Nachfolger dringend, den Minsker Prozess nicht aus dem Blick zu verlieren. Merkel sieht eine direkte Verbindung zwischen der Pandemie und Putins fortschreitender Radikalisierung: Putin sei isoliert, buchstäblich nicht mehr zugänglich.
»Hätte es ohne die Pandemie diesen Krieg gegeben?«, räsoniert sie im März 2025 in einem Interview mit der Berliner Zeitung. »Wenn wir uns öfter gesehen, mehr persönliche Gespräche hätten führen können? Als Putin 2021 seine Truppen an der russisch-ukrainischen Grenze versammelt hatte und Präsident Biden uns beim G20-Gipfel im Oktober 2021 darauf hinwies, hätten ich und andere Putin normalerweise sofort beiseite genommen und gesagt: Was soll das, wo führt das hin? Wegen Corona aber war Putin gar nicht gekommen.«821
»Was soll das, wo führt das hin?« – als ob sie »Wladimir« im persönlichen Gespräch hätte umstimmen, wenigstens von einem Angriffsbefehl abhalten können.
»Ich glaube heute, dass er diesen Krieg schon zwei Jahre vorher geplant und vorbereitet hatte«, sagt hingegen ihr Nachfolger Olaf Scholz. »Das lässt sich natürlich nicht beweisen, aber es ist mein Bauchgefühl. Er dachte sicher, dass er innerhalb von zwei bis drei Wochen einen Sieg erringt.«
Merkel hat ihren Vizekanzler und designierten Nachfolger schon vor der Amtsübergabe eng eingebunden, bei einem G20-Treffen in Rom im Oktober sitzt Scholz auch in einer kleinen Runde mit Joe Biden dabei. Nach US-Angaben warnt der Präsident eindringlich, man kenne jetzt die Pläne für einen russischen Großangriff auf die Ukraine. Die Waffe sei gespannt. Man wisse nur noch nicht, ob Putin wirklich abdrücken wolle. »Das war der wohl wichtigste Weckruf«, so Außenminister Blinken.822
Merkel erinnert die Mahnung aus dem Oktober 2021. Scholz allerdings nicht.
Am Abend setzen sich Merkel, Scholz und ihre engsten Vertrauten im edlen Hotel de la Russe auf ein Glas Rotwein zusammen. Merkel macht sich über Lawrow lustig, der trage diese teuren Louboutin-Schuhe mit den roten Sohlen. Und sie klagt: Ginge es nach den Medien, dann dürfe man nur noch mit den Guten reden.
Was auf Putins Schreibtisch liegt
Die Informationen, die Biden in Rom mit Merkel und Scholz geteilt hat, stammen vor allem von der CIA. Ihr Direktor ist der renommierte ehemalige Diplomat William Burns, der lange Jahre Botschafter in Moskau war und Putin aus vielen Begegnungen persönlich kennt. Er hat ein lesenswertes Buch auch über diese Zeit geschrieben, Back Channel. Merkel schenkt es Scholz und lässt ihn wissen, welche Stellen er lesen solle. In diesem Oktober 2021 ist Burns, wie sein Geheimdienst auch, zunehmend überzeugt: Putin wird einen Großangriff auf die Ukraine befehlen. »Die Details der eintreffenden Informationen waren außergewöhnlich«, sagt Burns, »sowohl die der technischen als auch der menschlichen Quellen. Die Präzision der russischen Planungen auf jeder Ebene. Wir hatten greifbare Beweise für eine Invasion.«823
In diesen Planungen war bereits festgelegt, wer am Tag nach dem Sieg in den jeweiligen ukrainischen Regionen die Macht übernehmen sollte.
Am 2. November 2021 reist Burns mit einer persönlichen Nachricht von Präsident Biden nach Moskau. Direkt vom Flughafen fährt er zum Vorsitzenden des Sicherheitsrates Nikolaj Patruschew. Im Fall einer Invasion wären die Konsequenzen für Russland gravierend. Im Detail legt ihm Burns dar, man werde das Land wirtschaftlich und politisch isolieren. Er hat allerdings den Eindruck, die russische Führung bereitet sich aktiv auf einen Feldzug vor. Und scheint überzeugt, die Ukraine schnell erobern zu können.
Mit Putin selbst spricht Burns nur per Video, der Präsident weilt in Sotschi am Schwarzen Meer. Während des Gesprächs schaut Putin aus dem Fenster. Am Horizont sei ein amerikanisches Kriegsschiff zu sehen, behauptet er. Dessen Raketen könnten ihn innerhalb von Minuten töten.
Burns kehrt sehr beunruhigt aus Moskau zurück. Im November informieren amerikanische und britische Geheimdienstvertreter die Nato über eine bevorstehende Invasion. Putin habe die Entscheidung getroffen. Aber viele, auch Deutsche und Franzosen, bleiben skeptisch. »Wir teilten so gut wie alle Informationen. Aber die Schlussfolgerungen waren unterschiedlich. Es hieß, Putin würde rational handeln. Es hieß, es handle sich beim russischen Militäraufmarsch um ein taktisches politisches Spiel«, sagt Burns. »Man warf uns vor, wir seien alarmistisch. Nur die Briten waren auf unserer Seite. Es war eine ziemlich einsame Zeit für uns, die CIA.«824
Noch im November bittet der Gesandte der Berliner US-Botschaft den Scholz-Vertrauten und designierten Kanzleramtsminister Wolfgang Schmidt um ein Treffen. Im Hinblick auf »eine mögliche künftige Rolle in der neuen Regierung« habe man die Freigabe, ihn zu briefen. Der Diplomat hat den CIA-Residenten dabei, sie öffnen Taschen mit Spezialverschluss, berichten über den russischen Militäraufmarsch. Die Emissäre würden gerne auch Scholz direkt informieren. Aber der will erst einmal hören, was der BND sagt.825
Der Bundesnachrichtendienst ist in Bezug auf die Russland-Aufklärung eine Macht.826
Stolz verweist man darauf, die Arbeit nach dem Ende der Sowjetunion auch dann weitergeführt zu haben, als andere Staaten schon keine Bedrohung aus dem Osten mehr sahen. Sehr früh habe man über Putins imperiale Gelüste berichtet: Hatte doch der langjährige, inzwischen pensionierte Chef der Russland-Aufklärung – »Ich-bin-ein-Kalter-Krieger« – Golo Hartwig schon nach der Annexion der Krim gewarnt, dies sei erst der Beginn von Putins Aggression.
Die im bayerischen Gablingen installierte riesige Antennenanlage für das Abhören russischen Militärfunks wurde nie demontiert.827 BND-Präsident Kahl ist ehemaliger Angehöriger der Frontnachrichtenlehrkompanie 300. Der Oberst der Reserve hatte Anfang der Achtzigerjahre das »Sprachleistungsprofil« der Nato absolviert, um im Kriegsfall Gefangene zu verhören. 15 Monate lang hatte er intensiv russische Vokabeln und Grammatik gebüffelt. Gut ein Jahr im Amt, warnte Kahl 2017 öffentlich vor Russlands »machtpolitischen Ambitionen«. Die Politik müsse entscheiden, »ob die eigenen Wehr- und Rüstungsfähigkeiten ausreichen«.828
Von Kahls Vorgänger Gerhard Schindler stammt das Bonmot, ein echter Nachrichtendienstler benutze eher eine fremde Zahnbürste, als vorbehaltlos der Analyse eines anderen Dienstes zu trauen. Der BND will sich von niemandem sagen lassen, wie man Russland lesen muss. Und in dieser sehr selbstbewussten Einschätzung gleicht er den deutschen politischen Akteuren.829
Für die Beobachtung des russischen Aufmarsches gilt ein Standardverfahren, eine Art militärischer Checkliste mit Dutzenden Indikatoren:830 Da ist »Capability«. Diese militärischen Fähigkeiten sind vergleichsweise leicht nachzuvollziehen. Ob Schiffe mit Seeminen beladen, vorgeschobene Positionen besetzt, Feldlazarette mit Blutkonserven versorgt sind.
»Intent« aber, Absicht und Entscheidung zum tatsächlichen Angriff, ist schwerer zu beantworten: Welches Risiko will und wird Putin eingehen? Glaubt er an einen raschen Sieg? Denkt er, dass er es sich nicht leisten kann, zu verlieren? Es sich nicht leisten will?
William Burns hat Putin über die Jahre immer wieder getroffen, er kennt seine Monologe, das scheinbar gelangweilte Desinteresse, mit dem der Präsident seine Besucher mustert, seine Breitbeinigkeit, die bissigen, manchmal wütenden Ausfälle; er war dabei, als Putin US-Außenministerin Rice wegen Georgien mit erhobenem Zeigefinger abkanzeln wollte. Sie aber stand auf hohen Absätzen vor ihm, größer als er. »Putins Risikobereitschaft ist im Lauf der Jahre gestiegen«, sagt Burns. »Diese sehr explosive Mischung aus tiefem Groll, Ambition und Unsicherheit. Die Ukraine gehört zu seinen größten Obsessionen. Man konnte die Macht dieser Obsessionen leicht unterschätzen. Nach seiner Weltanschauung kann Russland ohne eine ehrerbietige Ukraine keine Großmacht sein. Er glaubt, dass er das Recht hat, die Ukraine zu kontrollieren, über ihre Zukunft zu entscheiden. Mehr noch: dass er vom Schicksal dazu bestimmt sei. Und er glaubt, die Zeit ist auf seiner Seite.«831
Geheimdienste beschäftigen auch Psychologen und Mediziner, die an der Erstellung einer »psychologischen Einschätzung« beteiligt werden. Wie weit sind sie bereit zu gehen, was muss und kann man ihnen zutrauen? Ferndiagnosen dieser Art haben Tradition. Im Kalten Krieg wurden zu Staatsbesuchen in Toiletten schon einmal spezielle Auffangeinrichtungen installiert, um staatsmännische Ausscheidungen auf mögliche Erkrankungen und eventuell daraus folgendes Verhalten zu untersuchen. Putin hat sich in der Pandemie buchstäblich isoliert: Die wenigen Besucher, die überhaupt zugelassen wurden, mussten zuvor in einer zweiwöchigen Quarantäne warten und sich PCR- sowie Antikörpertests unterziehen. Selbst nach mehrfacher Impfung hat Putin dieses Gesundheitsregime nicht gelockert. Ist das – wenn auch übertriebene – Vorsicht, oder ist er krank?
Der BND legt dem Kanzleramt seine Einschätzung vor: Trotz aller Gerüchte gebe es keine Hinweise auf lebensbedrohliche Erkrankungen. Das geschwollene Gesicht sei vermutlich nicht auf die Behandlung mit Botox zurückzuführen. Er sei schnell zu kränken, habe kein Schuldbewusstsein und einen Mangel an Selbstreflexion. So weit, so bekannt. Am Ende zähle für Putin nur Stärke – dies habe er auf der von ihm selbst so bezeichneten »Straßenuniversität« gelernt; seine Politik-Methode habe er sich vermutlich von den Hebeltechniken seiner Sportart Judo832 abgeschaut: Schnell in die Offensive gehen und den Gegner aus dem Gleichgewicht bringen. So weit, ebenso bekannt.
In Bezug auf eine Invasion bleiben die Analysten des BND skeptisch: Ja, der Kreml sei grundsätzlich bereit, »die Kosten eines auch militärischen Konflikts mit dem Westen zu tragen«. Putin sehe ein günstiges Zeitfenster. Und in die Fünfte Hauptabteilung des FSB, zuständig für die Ukraine, sei sehr viel Geld geflossen. Aber dennoch: Ein Großangriff ergebe militärisch wie politisch eigentlich keinen Sinn. Das Ganze könne auch nur eine »Druck- und Drohkulisse« sein.
Am 9. Dezember 2021 übergibt Merkel offiziell ihr Amt an Scholz. Da haben die Briten zu einem besonderen, eher diskret gehaltenen Termin nach London eingeladen, zur »Reinforced Quad«. Will sagen: Ein Treffen hochrangiger Diplomaten der vier »Quad-Staaten« Großbritannien, Frankreich, USA und Deutschland wird durch hochrangige Geheimdienstvertreter »verstärkt«. Es findet beim britischen Geheimdienst statt.
Man sehe, dass die Kriegspläne in Moskau in der Schublade liegen, sagt ein Vertreter des BND. »No«, erwidert ein Kollege des britischen Auslandsgeheimdienstes MI6: »Sie liegen auf Putins Schreibtisch.« Und »center of gravity«, Ziel des Angriffs, werde Kyjiw sein.
Die US-Geheimdienste kennen inzwischen die Pläne zur Installierung einer russischen Marionettenregierung in Kyjiw. Sie wissen von Listen mit den Namen derer, die nach der Besetzung der Ukraine verhaftet werden sollen. Und »Speznas«, Spezialeinheiten, würden Präsident Selenskyj verhaften oder töten.
Er habe angenommen, die Ukraine sei Putins »Köder«, um Verhandlungen in seinem Sinne zu erzwingen, notiert der finnische Präsident Sauli Niinistö im Dezember in sein Tagebuch. »Aber vielleicht möchte Russland den Köder selbst verspeisen?«833
Ein letztes Mal telefoniert er am 14. Mai 2022 mit Putin. Um ihm mitzuteilen, dass Finnland ein Beitrittsgesuch an die Nato gerichtet hat.
Es gehört zu den Mysterien der Berliner Politik: Noch bis in den Januar 2022 hinein stehen Themen wie die Proteste gegen die Coronamaßnahmen nach Erinnerung von Teilnehmenden auf der Tagesordnung der allwöchentlich im Kanzleramt stattfindenden nachrichtendienstlichen Lage ganz oben. Russland und die Ukraine folgen erst danach.
Handelt es sich wirklich nur um eine »Druck- und Drohkulisse«, wie vom BND für möglich gehalten? Die Abbrucharbeiten im Bereich der Rüstungskontrolle, betrieben von den USA und Russland gleichermaßen, erschweren eine Überprüfung. Das »Open Skies«-Abkommen von 1992 hätte Überflüge des Aufmarschgebiets mit speziellen Kameras erlaubt. Aber die USA hatten es unter Trump gekündigt, dann folgte Russland. Wenigstens formal gilt weiterhin das »Wiener Dokument über vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen« der OSZE. Es verlangt den regelmäßigen Austausch von Informationen über die Stärke von Armeen und Waffensystemen und erlaubt die Beobachtung von Manövern. Für die Überwachung dieser Vereinbarungen hat die Bundeswehr in Geilenkirchen das »Zentrum für Verifikationsaufgaben« eingerichtet. Anfang 2022 stehen lettische Inspekteure bereit, um nach Brjansk und Smolensk zu reisen. Russische Offiziere wiederum warten in einem Landgasthof bei München, um die Gebirgsjägerbrigade 23 in Garmisch-Partenkirchen zu überprüfen.834 Doch unter Verweis auf die neue SARS-CoV-2-Variante »Omikron« verweigert Russland die Inspektion. Man setze das Verfahren aus – zunächst bis zum 28. Februar 2022. Und auch die Russen aus dem Landgasthof fliegen nach Hause.835 »So sieht russische ›Transparenz‹ inmitten der größten Sicherheitskrise der jüngeren europäischen Geschichte aus«, urteilt das lettische Außenministerium.
Neue Ordnungen
Am 15. Dezember 2021 kommt die Abteilungsleiterin im US-State Department Karen Donfried zu Gesprächen ins russische Außenministerium. In der US-Administration sucht man sicherheitspolitische Schnittmengen mit Russland, gemeinsame Interessen, etwa im Bereich strategischer Stabilität, man will im Gespräch bleiben. Überraschend legt ihr Vizeaußenminister Sergej Rjabkow »auf Bitte von Präsident Putin« zwei auf Russisch verfasste Vertragsentwürfe über eine neue Sicherheitsordnung vor: Einer behandelt die Beziehungen zwischen Russland und den USA, der andere die zwischen Russland und der Nato. Damit verbunden eine »Einladung«: Bereits zwei Tage später, am 17. Dezember, sollen Verhandlungen über diese »rechtsverbindlichen Sicherheitsgarantien« in Genf beginnen.
Donfried ist sprachlos, aber sie wahrt, wie immer, ihre höfliche Contenance. Verhandlungen über existenzielle Sicherheitsfragen auf der Grundlage von Dokumenten, die man noch nicht einmal gelesen oder auch nur übersetzt habe? Beginnend in zwei Tagen? Die Sicherheit Russlands sei durch die Nato bedroht, behauptet Rjabkow. Die Lage drohe außer Kontrolle zu geraten. Alles könne in einer Krise wie Kuba 1962 enden. Es ist eine kaum verhüllte Drohung mit nuklearer Eskalation.
In Washington interpretiert man die Schriftstücke als Ultimatum. Putin habe Biden den Mittelfinger gezeigt: »GFY«, »Go f… yourself.«836
Am 17. Dezember 2021 um 13:26 Uhr Ortszeit veröffentlicht das russische Außenministerium die beiden Entwürfe einer neuen Sicherheitsordnung à la russe. Die russische Antwort auf die »Weltordnung nach dem Kalten Krieg« soll deren Ende besiegeln: Die USA müssten den Nato-Beitritt eines jeden Staates der ehemaligen Sowjetunion ablehnen. Sie sollen ihre militärische Präsenz in Europa, aber auch in Ländern wie Japan und Südkorea substanziell verringern. Nuklearwaffen sollen fortan ausschließlich auf dem Territorium der USA stationiert sein. Es wäre das Ende der »nuklearen Teilhabe«, auf die Nato-Staaten wie Deutschland als Teil des nuklearen Schutzschirmes der USA seit Jahrzehnten setzen.837
Auch die neun Paragrafen eines »Sicherheitsabkommens zwischen der Russischen Föderation und der Nato« haben es in sich: Rücknahme der Gipfelerklärung von Bukarest 2008. Eine rechtsverbindliche Zusicherung, es werde keinerlei Erweiterung der Nato in Richtung Osten geben. Rückzug aller nach 1997 stationierten Nato-Einheiten sowie aller westlichen Waffensysteme aus Ostmitteleuropa. Militärischen Schutz durch die Nato gäbe es damit faktisch nur noch für das vereinte Deutschland – immerhin einschließlich der ehemaligen DDR. Es handle sich um eine »Revision von Kernprinzipien der europäischen Sicherheitsordnung«, lautet die Einschätzung der deutschen Botschaft Moskau.838
Eine Woche später, am Tag vor Heiligabend, hat EU-Botschafter Ederer einen Termin bei Vizeaußenminister Rjabkow. Er hat ihn als meist umgänglichen, in der Regel verbindlichen Diplomaten der alten Schule kennengelernt: »Doch so hatte ich ihn noch nie erlebt. Blass, regelrecht erschüttert, verzweifelt. Wie eine Geisel, der man eine Waffe an den Kopf hält. Wenn unsere Forderungen nicht innerhalb kürzester Zeit erfüllt werden, sagte er, dann werden wir uns auf ein Gebiet bewegen, auf dem wir nie zuvor waren.«839
Die Reaktionen in Brüssel auf Ederers alarmierenden Bericht fallen eher verhalten aus.840
Dabei müsste längst klar sein: Es geht bei Weitem nicht »nur« um die Ukraine. Putin ziele auf eine neue Teilung Europas, hatte der Militärattachéstab der deutschen Botschaft Moskau schon 2017 notiert.841 Auf ein neues Jalta, eine russische Einflusssphäre entlang der politischen Grenzen, die einst in einem Kurort auf der Krim gezogen wurden, als sich im Februar 1945 der siegesgewisse Generalissimus der Sowjetunion Iossif Stalin mit den westlichen Alliierten traf, dem sterbenskranken US-Präsidenten Franklin D. Roosevelt und dem britischen Premier Winston Churchill, um eine neue europäische Ordnung festzulegen, es war seine Sicherheitsordnung: Jalta. Bereits 2013 hatte Putin das Abkommen von Jalta auf der Waldai-Konferenz öffentlich gelobt: Die Sowjetunion – also Russland – als siegreiche und ordnende Macht, die den Besiegten gegenüber Gnade walten ließ.842
»Manchmal scheint es mir, als ob der Zweite Weltkrieg für ihn in Wahrheit nie zu Ende gegangen ist. Und dass er persönlich den Sieg erringen will«, meint Friedensnobelpreisträger Dmitrij Muratow, Chefredakteur der 2022 faktisch verbotenen Nowaja Gaseta.843
Die alljährliche Waldai-Konferenz spiegelt Putins Sicht auf die Welt, seinen Blick auf den vermeintlich neoliberalen Totalitarismus der gierigen Eliten des Westens, die nur Chaos provozieren, das ukrainische Volk als Kanonenfutter nutzten, um das Projekt »Anti-Russland« voranzutreiben.844 Seine Auftritte sind längst »Zeugnisse magischen Sprechens«.845 Er, 72, nimmt sich Zeit, viel Zeit, für Ansprache und anschließende joviale Diskussion mit russischen Funktionsträgern und internationalen, eher wohlgesonnenen Experten, viele aus dem globalen Süden. Im November 2024 etwa sind es vier Stunden und sieben Minuten, bis in den sehr späten Abend, die erschöpften Teilnehmer gähnen. Thema der Konferenz: »Dauerhafter Frieden – auf welcher Grundlage?« Putin spricht lange auch über – Helmut Kohl. Wie er 1993 bei einem Treffen Kohls mit dem Petersburger Bürgermeister Sobtschak gedolmetscht habe – er, der KGB-Offizier, »ich hatte den Kopf voller Kalter-Kriegs-Klischees«. Doch dann habe der Kanzler seine Vision erläutert: Wenn Europa ein »unabhängiges Zentrum der Weltzivilisation« bleiben wolle, dies habe Kohl gesagt, dann könne dies nur gemeinsam mit Russland geschehen. »Da fiel mir die Kinnlade runter.«846
Helmut Kohl als Kronzeuge für Putins Konzept einer unabhängigen Weltzivilisation? Auch so werden alternative Realitäten konstruiert.
Und heute? Was fehlt Europa? »Es fehlt ihnen an Hirn«, antwortet er fast im Plauderton auf eine freundliche Frage des Schweizer Journalisten Roger Köppel. Kaum noch Integrität und Weitsicht, bestenfalls noch eine Handvoll Politiker vom Schlage eines Schröder, der die Interessen des deutschen Volkes auch gegen die USA vertreten habe. Und was passierte? »Er wurde davongejagt.«847
Für den 21. Dezember um 15 Uhr deutscher Zeit ist ein erstes Telefonat zwischen Kanzler Scholz und Putin angesetzt, sozusagen ein Antrittstelefonat. Es falle in eine »Zeit schwerer Belastung der bilateralen Beziehungen«, heißt es im Kanzleramt, aber Scholz soll auch Positives beleuchten, Anknüpfungspunkte ermöglichen. Das Deutschlandjahr in Russland etwa, auch das bis Ende 2022 laufende Themenjahr Wirtschaft, es geht um »Dialogfenster«, die offengehalten werden müssten und die Aussicht, ob ein baldiges Treffen Scholz-Putin vielleicht gar einen frischen Start in den Beziehungen ermöglichen könne. Es gebe keine Alternative zu stabilen Beziehungen zwischen Moskau und Berlin. Doch die Frage laute: Wohin steuert Russlands Präsident mit seinen Drohgebärden und aggressiver Rhetorik? Warum fühlt sich Russland von der Nato bedroht? Eine Erweiterung stehe derzeit nicht auf der Tagesordnung. Aber zugleich stehe die Unabhängigkeit und Souveränität der Ukraine »nicht zur Disposition«. Scholz solle ein »klares Signal der Deeskalation« von Putin fordern.
Ende des Jahres 2021 bleibt umstritten, wie wahrscheinlich eine russische Großoffensive ist. Aber immerhin suchen die USA und Europäer jetzt gemeinsam nach Wegen, die Bedrohung abzuwenden. Etwa, indem man Putins Absichten entlarvt, mögliche Lügen und Falschbehauptungen kontert, bevor sie sich in Köpfen und Seelen festsetzen können: »Prebunking«. 2014, nach der Annexion der Krim, war man russischen Desinformationskampagnen und Propaganda nicht entschlossen genug entgegengetreten. Dieses Mal soll es keine Lügen-Dividende für Putin geben. Bis unmittelbar vor Kriegsausbruch machen US- und britische Geheimdienste Erkenntnisse zu Aufmarsch, Kriegszielen und auch zu »False-Flag-Operationen« öffentlich, mit denen sich Russland zum Opfer angeblicher ukrainischer Angriffe erklären und damit einen Vorwand zum Einmarsch erfinden würde. Umfang und Frequenz sind beispiellos. CIA-Chef Burns sagt: »Wir haben dazu beigetragen, die Waffe zu entschärfen, die für Putin in der Vergangenheit so nützlich war.«848
In Berlin, in BND und Kanzleramt bleibt man in dieser Frage an der Seitenlinie: Nachrichtendienste seien schließlich keine Nachrichtenagenturen.849
In einem anderen Feld dagegen spielt Deutschland eine der Hauptrollen: Sanktionen. Zur deutschen Russlandpolitik gehörte, spätestens seit Steinmeiers »Annäherung durch Verflechtung«, stets die Überzeugung, dass die wachsende ökonomische Verflechtung selbst für den Typus Putin einen großen Bruch zu riskant und zu kostspielig mache. Jetzt muss diese These getestet werden.
Die USA und die EU verhängen seit 2014 Sanktionen gegen Russland. Sie waren weder konsequent noch schmerzhaft genug. In der EU fand sich immer jemand, der für Ausnahmen oder Abschwächungen votierte. Die Italiener hatten den Export von Luxusgütern in Moskauer Edelboutiquen, die Franzosen bei möglichen Einreisesperren umsatzbringende Villenbesitzer entlang der Côte d’Azur im Blick850. Gestritten wurde bis zuletzt auch um »Goldene Pässe«, mit denen sich Russen mit viel Geld eine Staatsbürgerschaft in der EU erkauften, etwa auf Zypern oder Malta. Merkel kämpfte stets darum, zumindest ein Minimum an Konsens aufrechtzuerhalten, das erwies sich als schwer genug. Dieses Mal aber soll Konsens von Anfang an herrschen. »Wir antworten mit dem mächtigsten Hebel, den wir haben«, erklärt Ursula von der Leyen.851
Im November 2021 besucht die EU-Kommissionspräsidentin den US-Präsidenten im Oval Office. Ihr Kabinettschef Björn Seibert studierte in den USA und Großbritannien; für von der Leyen arbeitete er schon im Planungsstab des Verteidigungsministeriums. Sicherheitspolitik ist seit jeher sein Thema. Im Weißen Haus überlegt der stellvertretende Nationale Sicherheitsberater Daleep Singh seit Jahren, wie sich Sanktionen gegen Russland schärfer und wirkungsvoller gestalten lassen – schließlich ist das Land einer der weltweit größten Energieproduzenten. Die größten russischen Banken vergleicht Singh »in Größe und Komplexität« mit der US-Bank Lehman Brothers, deren Kollaps 2008 die Weltfinanzkrise auslöste.852
Der Ökonom und ehemalige Goldman-Sachs-Banker Singh will Härte mit Vorsicht kombinieren – auf keinen Fall sollen Sanktionen den verhängenden Ländern mehr schaden als Russland. Zur »Daleep-Doktrin« gehört auch der Grundsatz, dass es bei Sanktionen ähnlich wie bei Waffen um Abschreckung geht: Am besten ist es, wenn man sie nie einsetzen müsse.
Was für Singh gilt, gilt für viele in der Biden-Administration. Sie haben mit und unter Obama gearbeitet, Syrien, Krim, die russische Manipulation der US-Präsidentschaftswahlen 2016 erlebt. Die Debatten über harte Gegenmaßnahmen, etwa Waffenlieferungen an die Ukraine, wurden im Oval Office heftiger. Aus Sorge vor Eskalation nicht schnell genug auf Provokationen reagiert zu haben – diesen Fehler will man nicht wiederholen.
Von deutscher Seite kommt Staatssekretär Jörg Kukies dazu, der frühere Deutschland-Chef von Goldman Sachs soll für die deutsche Seite die »roten Linien« definieren. Bald beraten Kukies, Singh und Seibert ständig über verschlüsselte Telefon- und Videoschalten. Wenig wird aufgeschrieben, nichts darf nach außen dringen. Auch andere EU-Staaten werden einbezogen. Seibert gelingt es, die endlosen Debatten über die Frage, wie wahrscheinlich oder unwahrscheinlich ein Großangriff Russlands sei, mit einem geschickten Zug zu beenden: Man könne sich doch vorab darauf verständigen, was man tun werde, wenn »es« passiert. »Wir müssen die Naivität rauskriegen«, heißt es in der EU-Kommission.
Tatsächlich einigt man sich schnell auf fünf Sanktions-Kategorien, sie umfassen Finanzmärkte, Exportrestriktionen – etwa für die Luftfahrtindustrie –, auch die Energiemärkte. Hinzu kommen »Individualsanktionen« gegen Putins Machtclique. Umstritten bleibt der Ausschluss aller russischen Banken vom internationalen Zahlungsabwicklungssystem SWIFT, der Lebensader der Finanzmärkte. Wie etwa sollten die Deutschen dann die Rechnungen für die Gaslieferungen begleichen? Darauf möchte man auf keinen Fall verzichten. Auch nicht auf Öl. Und russisches Uran wollen auch die USA weiter haben.
»Berlin, wir haben ein Problem«
Bei der Nato berichten US-Experten, wie akribisch sich Russland ökonomisch auf eine große Auseinandersetzung vorbereitet hat. »Fortress Russia«, russische Festung, nennen sie die enormen Währungsreserven der russischen Zentralbank: Hunderte Milliarden Euro liegen vor allem auf Banken in Europa, das Gros bei »Euroclear« in Brüssel. »Seize« or »freeze« – konfiszieren oder einfrieren – gehört sofort zu den umstrittenen Fragen. Die Bundesregierung gehört entschieden ins »freeze«-Lager – alles andere sei eine Verletzung der Staatenimmunität. Der ehemalige Finanzminister Scholz fürchtet, dass Konfiszieren womöglich gar zu einem Ende des Euro führen könne, weil auch Potentaten am Golf oder China das Vertrauen in die Währung verlieren könnten. 2024 wird ein vorläufiger Kompromiss gefunden, die Zinserträge der eingefrorenen russischen Gelder kommen der Ukraine zugute.853
Allerdings wird zunächst nicht ausreichend beachtet, dass Sanktionen auch durchgesetzt werden müssen. Zum Beispiel gegen Oligarchen und ihre Yachten. Im Februar 2022 schreien sich Berliner und Hamburger Beamte an, ob der Zoll oder die Wasserschutzpolizei das Auslaufen von Superyachten verhindern müsse. Als Eigentümer dieser »Pleasure Boats« in Kriegsschiffgröße firmieren beinahe ausschließlich Briefkastenfirmen, wem gehören sie also wirklich? Das BKA meldet in Richtung Berlin, »man solle einen Gedanken daran verschwenden«, dass nicht wenige der heutigen Eigentümer »ehemalige KGB’ler sind«. Auch auf dem Wasser, immer vom Fach. In ihrer Verzweiflung weisen hochrangige Vertreter des Finanzministeriums einmal den Zoll an, auf einer der Yachten zu prüfen, ob der Alkohol in der Bord-Bar ordnungsgemäß verzollt wurde. Wenigstens dafür existiert eine klare Rechtsgrundlage.
Großes Geld ließ sich schon immer leichter in Sicherheit bringen als Menschen. 

Im März 2022 wird eine »Task Force Sanktionsdurchsetzung« gegründet, im Mai ein erstes »Sanktionsdurchsetzungsgesetz« verabschiedet, um Lücken zu schließen.854 Auch als im frühen Sommer 2025 über das 18. Sanktionspaket der EU verhandelt wird, bleiben Lücken, selbst geschaffene Ausnahmen und die Blockade durch einzelne Mitgliedsstaaten, allen voran Ungarn.
»Berlin, wir haben ein Problem«, lautet am 25. Januar 2022 der erste Satz eines alarmierenden Kabels der deutschen Botschaft Washington. Es laufe eine massive Diskreditierungskampagne gegen Deutschland: »In bed with Putin!« Man setze den Spin, dass sich Berlin keinesfalls an harten Sanktionen beteiligen werde: »Der Schaden kann massiv werden.« Als Urheber werden vor allem die Republikaner ausgemacht.855
Immer wieder und immer noch geht es um Nord Stream 2.
Auch in der Biden-Regierung erinnert man den Besuch zweier hochrangiger Berliner Beamter Ende November 2021. Angereist der Abteilungsleiter Energiepolitik im Wirtschaftsministerium, Thorsten Herdan, und der Abteilungsleiter für Wirtschaft und nachhaltige Entwicklung im Auswärtigen Amt, Michael Klor-Berchtold. Der US-Sondergesandte für Energiesicherheit, Amos Hochstein, hat sie empfangen. Es gibt »Meinungsverschiedenheiten« angesichts der russischen Truppenkonzentration an der ukrainischen Grenze, lässt er die Herren wissen. Hochstein ist eher selten diplomatisch, schon gar nicht beim Thema Nord Stream 2. Von Anfang an wollte er den Bau der Pipeline verhindern, stoppen, wenigstens verzögern. Über Jahre trieb er die Reverse-Flow-Projekte für Pipelines Richtung Osteuropa voran, verhandelte den Bau von LNG-Terminals in Südosteuropa. 
Die beiden deutschen Besucher treffen sich auch mit US-Abgeordneten, auch deren Botschaft ist klar: Es gehe jetzt nicht mehr nur um Deutschland, »sondern um Osteuropa« sowie um die »nationale Sicherheit der USA«. Die Antwort der beiden deutschen Emissäre aus Wirtschaftsministerium und Auswärtigem Amt lautet: Man solle doch keine »Verbindung der Truppenbewegungen mit dem weiteren Umgang mit N 2«, Nord Stream 2, herstellen. Ausgerechnet.856
Im Weihnachtsurlaub hat Wirtschaftsminister Habeck zu Hause in Flensburg die positiv beschiedene Versorgungssicherheitsprüfung zu Nord Stream 2 gelesen. Er hat viele Fragen. Am zweiten Feiertag um 18:50 Uhr schickt er eine Mail an enge Vertraute, listet gleich 25 Blöcke auf: Ob die »geopolitische Situation« nicht in die Bewertung einbezogen werden müsse? Oder die auffällig niedrig gefüllten Gasspeicher? Und warum eigentlich das Ministerium die Frage, was ›Versorgungssicherheit‹ bedeute, einfach selbst definiere.
Einmal, es war im Jahr 2018, wären Fragen wie die von Habeck beinahe laut gestellt worden – bei der großen Bund-Länder-Krisenübung, Thema »Gasmangellage in Süddeutschland«. Die »Lükex« getauften »Exercises« sind die wichtigste Vorbereitung auf Krisen, die das deutsche System kennt. Aber aufgrund des Widerstandes aus dem Wirtschaftsministerium wird die Frage der extremen Abhängigkeit von russischem Gas als Ursache von Lieferengpässen im Übungsszenario gänzlich ausgeklammert, erinnern damalige Organisatoren. Im Auswertungsbericht Lükex 18 darf dann auch nur stehen: »Weil die Ursache der Lieferengpässe für die Übung nicht relevant war, wurden im Szenario hierzu keine Angaben formuliert.«857
Er glaube nicht, schreibt Habeck in seiner Weihnachtspost drei Jahre später, dass der Nord-Stream-2-Prüfbericht die Versorgungssicherheit belegt. »Sie infrage zu stellen, ist natürlich eine politische Bombe. Ich vermute, wir müssen den Koalitionsausschuss und das Kabinett damit befassen.«
Und wünscht »frohe Tage«.858
Am Tag vor Weihnachten bekommt die Bundesregierung Post vom Energiekonzern Uniper. Die E.ON-Ausgründung ist einer der größten deutschen Gashändler und Importeur russischen Gases. Schon jetzt sind die Preisausschläge am Energiemarkt enorm. Der Uniper-Vorstand bittet »sehr kurzfristig« um eine Liquiditätshilfe: zwei Milliarden Euro – »noch vor Ende dieser Woche«.859
Staatssekretär Kukies, zuständig für Wirtschafts- und Finanzfragen, warnt den Kanzler, eine Insolvenz könne eine Kettenreaktion auslösen, aus der Krise um die Energiepreise könne sich eine Versorgungskrise entwickeln.
Scholz zweifelt an der Zuverlässigkeit russischer Gaslieferungen. So fragt er Habeck, Kanzleramtsminister Schmidt und Kukies nach Notfallplänen. Aber in der Regierung lässt sich dazu nichts finden. Irritiert ruft Schmidt den gerade erst ausgeschiedenen Staatssekretär Andreas Feicht an, der im Wirtschaftsministerium für Energiefragen zuständig war: »Mensch, habt ihr noch irgendwas, was jetzt unsere Leute nicht finden?«, fragt er. Nein, lautet die Antwort, »ernsthaft, wir haben mit einem solchen Szenario nicht geplant«. Das Gas sei doch immer geflossen – selbst auf dem Höhepunkt des Kalten Krieges.860
Ab dem 20. Januar tagt im Kanzleramt ein neues Gremium. Offiziell als »Energieversorgungssicherheitsrunde« geführt, nennt man sich selbst »Bunkerrunde«. Denn getagt wird in einem fensterlosen und abhörsicheren Raum des Kanzleramts, Handys müssen draußen bleiben. Scholz, Lindner und Habeck nehmen teil, zudem die Präsidenten des BND und der Bundesnetzagentur, die Versorgungssicherheit gewährleisten soll. Vorab hatte man Elemente eines »Gesamtnotfallplans« erarbeitet: Ob mehr Gas aus den Niederlanden und Norwegen bezogen werden könne, ob man Kohle- und Atomkraftwerke hochfahren solle? Scholz will auch eine Antwort auf die politisch sensibelste Frage: Wer im Fall einer Versorgungslücke kein Gas mehr erhalte – und für wie lange eigentlich? Und ob man die ohne große Diskussion verkauften Gasspeicher in jetzt russischem Besitz auch gegen den Willen der Eigentümer auffüllen könnte?
Zum Vortrag in der Bunkerrunde erscheint ein Experte des BND, angesichts der Lage hat er seine Pensionierung verschoben. Seit 20 Jahren beschäftigt er sich mit Energiemärkten, die wachsende Abhängigkeit von Russland sah er stets kritisch. Dies wollte aber keine Bundesregierung so genau wissen. Also suchte er einen Umweg, indem er über die zunehmende Kritik aus osteuropäischen Staaten an der deutschen Energiepolitik berichtete. Er weiß auch, dass im Spätsommer 2021 beim BND Hinweise eingegangen waren, nach denen Gazprom Export größere Gasmengen nach Europa pumpen wollte, auch zum Auffüllen der Speicher. Aber der Kreml habe dies blockiert.861
Vor der Bunkerrunde referiert der BND-Mann über Spotmärkte und LNG-Kapazitäten. In Deutschland steht noch immer kein einziges Flüssiggas-Terminal. Von ihm kommt ein entscheidender Hinweis zu Spezialschiffen: Schwimmenden LNG-Terminals gleich können sie das verflüssigte Gas an Bord umwandeln und direkt ins Netz einspeisen. Umgehend mietet das Wirtschaftsministerium vier dieser Schiffe. 2024 wird der BND-Experte für seine Arbeit in der Energiekrise mit dem Bundesverdienstkreuz ausgezeichnet.
Für die Bunkerrunde gilt strikte Geheimhaltung, jedes Gerücht kann zu Ausschlägen an den Märkten führen. Hier werden die ersten der vielen multimilliardenschweren Entscheidungen getroffen, um zu erreichen, dass die Fabriken nicht stillstehen, die Lichter nicht ausgehen und die Heizungen nicht kalt bleiben. Die Bunkerrunde erfährt schnell, was bald das ganze Land zu spüren bekommt: Nicht einmal die Geschichte vom »billigen Russengas« stimmt, jedenfalls nicht mehr. Den Preis einer über Jahre, wenn nicht Jahrzehnte, verfehlten Politik zahlen Verbraucher jetzt doppelt: direkt über explodierende Preise und indirekt als Steuerzahler über milliardengroße staatliche Hilfs- und Stützungsmaßnahmen wie Strom- und Gaspreisbremse und das bald überaus populäre Neun-Euro-Ticket. Über Monate beschäftigen Fragen wie Windstärke (mehr Windenergie) oder Minustemperaturen (erhöhter Verbrauch) das Kanzleramt. Immerhin, die befürchteten und von russischen Propagandakanälen mit gefakten Bildern vermeintlich (er)frierender deutscher Rentner illustrierten »Wut-Winter« bleiben aus.862
Fragt man im Sommer 2025 das Ministerium für Wirtschaft und Energie nach den Gesamtkosten, kann nur ein »Zwischenstand« gemeldet werden, die Endabrechnungen laufen noch, und eventuelle Rückzahlungen stehen noch aus. Allein die insgesamt drei Preisbrems-Gesetze haben 35,2 Milliarden Euro an Zuschüssen gekostet, Bau und Betrieb der vier LNG-Terminals 4,06 Milliarden, das Stabilisierungspaket für den 2022 vor der Insolvenz stehenden Energieriesen Uniper bis zu 15 und die Darlehen für die unter dem Namen SEFE verstaatlichte Gazprom Germania noch einmal neun bis zehn Milliarden Euro.863 So viel zur Mär vom billigen Gas.
Die Gaskrise führt dazu, dass die Bundesregierung ihren Umgang mit russischer Desinformation überdenkt – der Kanzler selbst übernimmt eine Hauptrolle. Im Juni 2022 sinken die russischen Gaslieferungen durch Nord Stream 1 plötzlich dramatisch. Dies liege an technischen Problemen, behauptet Gazprom, darunter an einer fehlenden Turbine für eine Verdichterstation, die im Ausland überholt werden musste und nun angeblich wegen der Sanktionen nicht zurück nach Russland könne. An der Meldung stimmt so gut wie nichts. Die Turbine ist überholt, sie wartet bei Siemens Energy auf ihren Abtransport ins russische Portowaja. Scholz reist zu der Siemens-Fabrik in Mülheim an der Ruhr und lässt sich mit und vor der Turbine fotografieren. Es müsse sie nur jemand haben wollen – »dann ist sie ganz schnell da«, erklärt Scholz.
Am 12. Januar 2022 tagt auf russischen Wunsch an rundem Tisch und unter Maskenpflicht in Brüssel zum ersten Mal seit längerer Zeit wieder der Nato-Russland-Rat, es wird das letzte Mal sein. Über Jahre hatte Russland die Teilnahme verweigert – die Nato hatte stets das Thema Ukraine auf die Tagesordnung gesetzt. Jetzt legen der russische Vizeaußenminister und der Vizeverteidigungsminister die Moskauer Dezember-Vorschläge einer neuen Sicherheitsordnung vor. Sie hoffen darauf, die Nato zu spalten.864 Auf der von ihnen präsentierten Karte der Nato-Staaten fehlt Dänemark. Wohl nur eine Nachlässigkeit, der knappen Zeit geschuldet. Zuvor endeten bilaterale Gespräche zwischen den USA und Russland in Genf ohne konkrete Ergebnisse.865
Seit Herbst 2021 gehen geheime, umfangreichere US-Waffenlieferungen in die Ukraine: Stinger und Javelins, Flug- und Panzerabwehrraketen.866 Für die 40.000 Mann der seit 2002 bestehenden Nato Response Force NRF schließt die Nato ihre zum Teil erheblichen Fähigkeitslücken – vor allem durch Nachmeldungen der USA. Anfang 2022 gilt die NRF als »mission capable«. »Missionstauglich«.
Am 19. Januar bringt die Fraktion der Kommunistischen Partei in der russischen Staatsduma eine Beschlussvorlage ein, nach der der Staatspräsident angerufen und gebeten werden soll, die beiden »Volksrepubliken« Donezk und Luhansk als unabhängige Staaten anzuerkennen. Dies müsse geschehen, um einen »Völkermord« zu stoppen.
Die Sonderbeobachter der OSZE melden die tägliche weitere Erosion der Minsk-II-Vereinbarungen. Die Kampfhandlungen entlang der Kontaktlinie nehmen deutlich zu, insbesondere mit schweren Waffen. Jeden Tag werden Hunderte Verletzungen des Waffenstillstands gemeldet. Die Sonderbeobachter haben so gut wie keinen Zugang zu den von den »Separatisten« kontrollierten Gebieten. Die sieben Übergänge entlang der Kontaktlinie sind seit nahezu einem Jahr fast durchgängig geschlossen. Die humanitäre Lage bleibt katastrophal.
In den »Volksrepubliken« Donezk und Luhansk sind rund eine Million russischer Pässe ausgegeben. Die russische Nationalgarde patrouilliert, der russische Geheimdienst FSB kontrolliert die örtliche Polizei; sogenannte »Anti-Sabotage-Maßnahmen« sind nur Umschreibung für Willkür und Repression.
»Das Schweigen gebrochen«
Die beiden Unterhändler Jens Plötner und Dmitrij Kosak treffen sich noch zweimal, einmal am 26. Januar über acht Stunden in Paris, zuletzt am 10. Februar in der Borsig-Villa, dabei ist auch Selenskyjs enger Vertrauter Andrij Jermak. Die Deutschen wollen Zeit gewinnen, immer noch, verweisen auf den Minsker Prozess, immer noch. Nach neun Stunden gehen sie ohne Ergebnis auseinander. Plötner verabschiedet Kosak kühl: »Du hast hier alles verhindert. Du reist mit schwerer Verantwortung auf deinen Schultern ab.«867
Am 3. Februar geht im Verteidigungs- und im Außenministerium eine Verbalnote der ukrainischen Botschaft ein. Die Bundesregierung hat gerade die Lieferung von 5000 Helmen versprochen, die feierliche Übergabe für ein von Deutschland finanziertes Feldlazarett steht an. Für 2022 ist außerdem ein bilaterales militärisches Kooperationsprogramm mit 53 Teilnehmern geplant, Schwerpunkt: »Aufbau rechtsstaatlicher Strukturen«. Die Ukrainer fordern stattdessen Waffen, vor allem zur Flugabwehr und Drohnen-Bekämpfung: »Die akute Kriegsgefahr sollte auch von der Bundesregierung ernst genommen werden.«868 Der Druck kommt noch aus einer anderen Richtung. Die Esten möchten neun aus DDR-Beständen stammende Haubitzen an die Ukraine liefern, dafür braucht es Berliner Zustimmung. Militärisch macht das alte Gerät keinen großen Unterschied, aber im Kanzleramt versteht man das politische Signal: Deutschland soll über diesen Umweg gezwungen werden, seine ablehnende Haltung aufzugeben. Die Genehmigung wird erteilt: Am 26. Februar 2022.869
In der Frage möglicher Waffenlieferungen ist es zu einer echten Auseinandersetzung gekommen. Aus deutscher Sicht versucht die ukrainische Regierung, die Nato in den Konflikt hineinzuziehen, wenn auch nur symbolisch. Aus Kyjiwer Sicht wollen die Deutschen verhindern, dass sich die Ukraine notwendige Waffen beschafft. 
Der Vorgang trägt das Nato-Aktenzeichen AC/338-D (2021) 0045 und betrifft die Beschaffungsagentur NSPA mit Sitz in Luxemburg. Die NSPA dient Nato-Mitgliedsstaaten und Partnern zur Beschaffung von Waffen und Dienstleistungen, vor allem im Bereich Logistik. 
Zu Beginn des Jahres 2021 hat der Partnerstaat Ukraine einen Antrag auf den Kauf von 90 Scharfschützengewehren des Herstellers Heckler & Koch bei der NSPA gestellt. Eigentlich ein Standardverfahren, Bestellungen dieser Art werden auf Expertenebene abgewickelt, »schweigend«, wie es heißt. Nur bei Bedenken oder Ablehnung wird das »Schweigen gebrochen«.
Dann aber schickt der deutsche Vertreter eine »Break of Silence«-Nachricht, rasch gefolgt von der niederländischen Regierung. Die Unterstützung der Nato für die Ukraine beschränke sich auf »nicht-tödliche« Unterstützung« wie etwa Drohnenabwehrsysteme. 90 Scharfschützengewehre aber hätten »Auswirkungen auf den bewaffneten Konflikt mit Russland in der Ostukraine«. Wolle man die Waffen über die Nato liefern, müsse dies politisch diskutiert werden, verlangen die Niederländer.870
»In Kyjiw herrschte Empörung über diese deutsche Blockade,« erinnert Botschafter Melnyk. »Auch der Präsident war mehr als verärgert. Es wurde zu einem der wichtigsten Themen des Abschiedsbesuches der Bundeskanzlerin in Kyjiw im August 2021, und es war ein heißes Gespräch. Sie war über Berlins Torpedierung dieser Lieferung bestens informiert und hat diese Blockadehaltung sogar gerechtfertigt. Präsident Selenskyi war danach echt wütend.«871
Im September 2021 erreicht der Vorgang, ungewöhnlich genug, den Nordatlantikrat NAC, das höchste politische Entscheidungsgremium der Nato.
Die Bundesregierung bleibt in diesem Jahr 2021 bei ihrem doppelten »No«: Deutschland liefert selbst keine Waffen an die Ukraine – und besteht darüber hinaus darauf, dass Unterstützung durch die Nato »nicht-kinetisch« bleiben muss. »Das ist sehr unfair«, kritisiert der ukrainische Verteidigungsminister Oleksij Resnikow, »sie bauen immer noch an der Nord Stream 2 Pipeline und blockieren zur gleichen Zeit, dass wir Defensivwaffen erhalten.«872
Scholz übernimmt Merkels »Nein« – bis zuletzt. Die niederländische Regierung unter Mark Rutte, später Nato-Generalsekretär, gibt am 18. Februar 2022 ihren Widerstand auf: Neben – Helmen – liefert sie auch 100 Scharfschützengewehre sowie Boden- und Artillerieortungsradare. In einem Telefonat mit Rutte bezeichnet Scholz Waffenlieferungen als falsches Signal. 
Am 5. Februar findet im belarussischen Retschyza nahe der ukrainischen Grenze ein »Tag der offenen Tür« für die örtliche Bevölkerung statt, das Militär hat eingeladen. Auf dem Übungsplatz in offenem Gelände herrscht Volksfestatmosphäre, die Besucher spazieren durch ein gigantisches Feldlager der russischen Armee, seit Wochen sind die Soldaten hier. Man freut sich über Buchweizengrütze aus der Gulaschkanone; Militärgerät wird ausgestellt, junge Soldaten lachen und rauchen, offenbar ahnungslos. Ihre Einheiten werden Spitze des Vorstoßes Richtung Kyjiw sein.873
Am 7. Februar verlässt eine Yacht in aller Eile den Hamburger Hafen und nimmt durch den Nord-Ostsee-Kanal Kurs auf Kaliningrad. Die »Graceful« war zum Aufhübschen in der »Blohm + Voss«-Werft, die Farbe ist kaum trocken. Putin dient sie als schwimmende Residenz, das soll offenbar so bleiben.
Am Flughafen Berlin-Brandenburg hingegen darf ein luxuriöser Privatjet nicht starten. Die Hawker mit der Kennung T7-KSN soll Jewgenij Prigoschin gehören, dem berüchtigten Anführer der Wagner-Söldner. Seit Monaten besteht der Verdacht, dass Prigoschin etliche seiner Maschinen – auch solche, die seine Marodeure ins jeweilige Einsatzgebiet transportieren – am Hauptstadt-Airport überholen lässt. Prigoschins Wagner-Gruppe steht inzwischen unter Sanktionen. Die US-Regierung hat die Bundesregierung gedrängt, wenigstens dieses Flugzeug festzuhalten.874
Am 13. Februar tritt der gerade wiedergewählte Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier an das Rednerpult, an dem Wladimir Putin 21 Jahre zuvor so beeindruckt hatte. Steinmeier wollte lange nicht glauben, dass Putin den völligen Bruch riskieren würde, auch er unterstützte Nord Stream 2. Wer ›Ja‹ zu Minsk sage, lautete sein Argument, könne Nord Stream 2 nicht ablehnen. Aber er hat seinen Redenschreibern den Auftrag erteilt, nicht – wie ursprünglich geplant – die Pandemie an den Anfang seiner Rede zu stellen, sondern die drohende Kriegsgefahr. »Lösen Sie die Schlinge um den Hals der Ukraine«, appelliert er an Putin. Bläser spielen die Nationalhymne. Singen ist wegen der Pandemie nicht erlaubt. Aber es darf gesummt werden.
Nach dem 24. Februar spricht Steinmeier von einer »bitteren Bilanz« der Russlandpolitik, von Scheitern und von »Fehlern«, nennt ausdrücklich das Festhalten an Nord Stream 2.875 Merkel lässt ihn – und nicht nur ihn – wissen, dass sie das Einräumen von Fehlern für einen Fehler hält.876
Im neunten Kriegsmonat, im November 2022, nennt es Wolfgang Schäuble »bemerkenswert«, dass Merkel »auch jetzt in Bezug auf Russland nicht sagen kann, das wir Fehler gemacht haben.« Schäuble verweist auf Annegret Kramp-Karrenbauer und ihren seiner Ansicht nach so richtigen Tweet, den sie am Mittag des 24. Februar 2022 in einer, wie sie sagt, »tiefen emotionalen Reaktion« schreibt: »Ich bin so wütend auf uns, weil wir historisch versagt haben.«877
Am 15. Februar fliegt Scholz zu Putin, offiziell ist es sein Antrittsbesuch beim russischen Präsidenten. In den jüngsten BND-Berichten steht, der Aufmarsch sei abgeschlossen, es gebe nun »keine nachrichtendienstliche Vorwarnzeit« mehr. Ein Militäreinsatz werde »immer wahrscheinlicher«, doch man könne nicht sagen, ob Putin ihn bereits befohlen habe. Aber eine solche »politische Entscheidung könnte unverzüglich umgesetzt werden«.878
Auf die Reise hat sich Scholz akribisch vorbereitet und externen Rat eingeholt. Fiona Hill war aus Washington zugeschaltet; der Politologe Ivan Krastev gab zu bedenken, dass man Putin vielleicht schlicht beim Wort nehmen müsse. Diesen Satz merkt sich Scholz. Lange sitzt er jetzt auch mit CIA-Direktor Burns zusammen. Burns meint, man habe in Moskau inzwischen Angst, Putin die Wahrheit zu sagen: »Das befördert eine Karriere eher nicht.«879 Scholz bestärkt das in seinem Entschluss: Dann muss wenigstens er Putin die Wahrheit sagen.
Gehen deutsche Regierungschefs auf Reisen, haben sie die »Kanzlermappe« dabei, ein umfangreiches Dossier mit Informationen und Gesprächsführungsvorschlägen. Die Kanzlermappe für Putin umfasst Appelle an seine Rationalität. Habe es doch »schwerwiegende politische, wirtschaftliche und auch geostrategische Folgen«, wenn Russland »eine weitere Aggression« gegen die Ukraine vornehmen würde: »Beispiellose Sanktionen, tiefgreifend und umfassend. Und machen Sie sich bitte keine Illusionen: Wir sind bereit, selbst hohe Kosten zu tragen.« Zu Nord Stream 2 heißt es: »Folge eines RUS Angriffs auf UKR ist Ihnen sicherlich klar …« Zum »RUS-UKR-Konflikt«: »Sofortige Deeskalation einfordern. Zusage, UKR nicht anzugreifen.«
Zugleich könnten mögliche »Landezonen« für Kompromisse ausgelotet werden: Eine russische Gegenleistung, wenn die Ukraine zusage, »erstmal auf Nato-Beitritt zu verzichten?«. Ein Nato-Beitritt der Ukraine »steht überhaupt nicht auf der Tagesordnung«. »Wir wollen Frieden und Stabilität – nicht gegen, sondern mit RUS.«
Bis zuletzt also der Versuch, »Landezonen« zu finden. Und der große Bargaining Chip, Verhandlungsmasse, dabei bleibt, so scheint es, die Nato-Mitgliedschaft der Ukraine. Damit weiß sich Scholz mit anderen (west)europäischen Staaten einig, auch mit den USA.
An diesem Tag nimmt die russische Duma mit 95 Prozent der Stimmen880 die Resolution an, in der Putin gebeten wird, die »Volksrepubliken« Donezk und Luhansk anzuerkennen.
Merkel kannte Putins Vorwurfskatalog quasi auswendig. Für Scholz hat man auf acht Seiten eine Art »Best-of« russischer Selbstviktimisierung zusammengestellt: »Typische russische Vorhaltungen.« So etwa der Vorschlag einer Replik auf Putins Behauptung, dass Russland in der Ostukraine keine Konfliktpartei sei, sondern nur vermittle. Da solle Scholz dem Präsidenten dessen Lügen vorhalten: »RUS ist eine Konfliktpartei. … Wollen Sie mir etwa sagen – dass Russland die Anwesenheit von kleinen grünen Männchen auf der Krim zunächst nicht geleugnet hat? Dass Flug MH17 nicht durch ein Buk-System aus Russland zum Absturz gebracht wurde? Dass die Separatisten sich bis heute nicht auf Waffen-, Geheimdienst- und Kommandostrukturen aus Russland verlassen und diese nutzen?«
Unter dem Punkt »RUS Vorwürfe gegen Nato« finden sich all die Fakten und Argumente aufgelistet, die in Putins Klage-Narrativ nie vorkommen: etwa, dass dem Eingreifen der Nato im ehemaligen Jugoslawien intensive diplomatische Verhandlungen vorangingen – dass damit massive Menschenrechtsverletzungen gestoppt werden sollten. Gleich 16 Punkte listet dieses Dossier für einen SPD-Kanzler auf, der weiß, wie gut selektive Geschichtsschreibung à la Putin auch bei manchen in seiner eigenen Partei ankommt.
In Moskau, an der hohen Mauer des Kreml, legt Scholz einen Kranz am Grabmal des Unbekannten Soldaten nieder. So wie am Tag zuvor schon in Kyjiw schaut der Bundeskanzler in die Gesichter der jungen Ehrengardisten. Auf deren Knochen geht das, denkt Scholz.
Nach dem Gespräch an diesem Sechs-Meter-Tisch im Kreml absolvieren Präsident und Bundeskanzler einen kurzen gemeinsamen Auftritt: »Gerade vor der Pressekonferenz haben mich die Mitarbeiter der Präsidialadministration über den teilweisen Abzug unserer Truppen aus den Gebieten unterrichtet, wo Übungen stattgefunden haben«, sagt Putin. »Was gibt es hier zu kommentieren?«881 Dann bittet er Scholz noch auf ein Glas Sekt.
»Niemand kann in seinen Kopf schauen«, sagt Scholz während des »Debrief« vor den versammelten EU-Botschaftern. Und nutzt die Gelegenheit für eine Spitze: Die EU habe in gewissem Maße die Chance verpasst, mit Russland ins Gespräch zu kommen, meint er. Dies zielt auf Merkels Niederlage im EU-Rat im Juni 2021.882
Nukleare Erpressung als Methode
Kaum im Amt, erfährt Scholz von einer beunruhigenden Analyse des BND. Dort hatte man Flugmuster russischer Kampfjets vom Typ MIG-31 K über der Ostsee analysiert. Die Maschinen simulierten den Start der Hyperschallrakete »Kinschal«, »Dolch«. BND und Bundeswehr überprüften, welche Orte auf den theoretischen Flugrouten der Raketen liegen könnten: Es sind der US-Luftwaffenstützpunkt Ramstein, der deutsche Fliegerhorst Büchel in der Eifel, auf dem auch die letzten US-Atombomben auf deutschem Boden gelagert werden – und die deutsche Hauptstadt, Berlin. Die Kinschal-Rakete kann auch Nuklearsprengköpfe tragen.
Da ist es wieder. »Es«.
Die Verletzung des nuklearen Tabus, das offene oder verdeckte Drohen mit Atomschlägen bis hin zur Vernichtung der Welt ist seit Langem eine Waffe im russischen Arsenal. Sie soll dafür sorgen, dass sich die verängstigten Menschen für »Frieden mit Russland« einsetzen, für die Interessen des Systems.
Heute ist russisches nukleares Säbelrasseln beinahe an der Tagesordnung, dröhnend verstärkt durch die widerwärtigen Posts des einstigen Übergangspräsidenten und Hoffnungsträgers Dmitrij Medwedjew. Niemand droht so regelmäßig mit dem Ende der Welt, von Kim Jong Un und seiner Hungerdiktatur in Nordkorea einmal abgesehen. Die Bombe taugt nicht nur zur Massenvernichtung: Aus russischer Sicht ist sie auch ein geeignetes Mittel zur Masseneinschüchterung. Die Dosis wird ständig erhöht.
An Tag 1000 des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine wird per Präsidialerlass Nr. 991 die neue Nukleardoktrin Russlands verkündet.883 Man kann sie als Doktrin erweiterter nuklearer Abschreckung beschreiben – oder erweiterter nuklearer Drohung. Zum ersten Mal wird festgeschrieben, dass sich Russland – in erster Linie der Präsident – das Recht vorbehält, mit Nuklearwaffen auch auf einen konventionellen Angriff zu antworten, wenn der eine »kritische Bedrohung« der Souveränität und territorialen Integrität Russlands darstellt. Zuvor galt die »Bedrohung der Existenz« des russischen Staates als Schwelle zum Einsatz von Nuklearwaffen. Und ausdrücklich wird nun auch formal festgeschrieben, dass Nuklearwaffen auch gegen ein Land eingesetzt werden können, das keine Nuklearwaffen besitzt – aber von einer Nuklearmacht unterstützt werde. Wie etwa die Ukraine.
Ein Festtag für Sergej Karaganow, Ehrenvorsitzender des Rates für Außen- und Verteidigungspolitik, Dekan an der Hochschule für Ökonomie, seit Jahrzehnten Apologet imperialer Großmachtpolitik. Er war in der Vergangenheit Gesprächspartner auch für das Auswärtige Amt, provokant und scharfzüngig, ebenso flexibel wie aggressiv, er selbst eine Waffe im hybriden Krieg gegen den Westen. Schon 2023 hatte Karaganow unter dem Titel »Der Einsatz von Atomwaffen könnte die Menschheit vor einer globalen Katastrophe bewahren« gefordert, nuklear gegen den Westen vorzugehen: »Indem wir den Willen des Westens zur Aggression brechen, werden wir nicht nur uns selbst retten und die Welt endlich von dem westlichen Joch befreien, das fünf Jahrhunderte lang gedauert hat, sondern wir werden auch die gesamte Menschheit erretten.« Der Westen müsse ein und für alle Mal zu einem strategischen Rückzug gezwungen werden – mithilfe der Waffe aller Waffen, die Russland, »Zivilisation der Zivilisationen«, bereit sei, einzusetzen. … »Entweder wir gewinnen diesen Krieg, oder wir gehen unter.«884 Karaganow geißelt den nuklearen Abrüstungswillen Gorbatschows, dessen von Ronald Reagan öffentlich geteilte Überzeugung, ein Atomkrieg sei nicht zu gewinnen und dürfe niemals geführt werden.885 »Amoralisch« sei dies angesichts der Millionen sowjetischer Opfer im Zweiten Weltkrieg gewesen! Und damit habe Gorbatschow den Weg zur Nato-Osterweiterung überhaupt erst freigemacht: »Es war ein Verbrechen.« Vielmehr sei es »Verpflichtung und Verantwortung Russlands, den nuklearen Faktor in der Weltpolitik massiv zu verstärken«. Und natürlich müsse – und könne – man den wohldosierten Einsatz nuklearer Waffen planen. »Wir müssen klarmachen, dass wir dazu bereit sind, auch denen gegenüber, die die Aggression der Nato in der Ukraine unterstützen.« Und als ob das nicht schon genug sei, schickte Karaganow, Miteigentümer einer kleinen Wohnung im Berliner Prenzlauer Berg886, noch eine Drohung hinterher: Die von Deutschland unterstützte Ukraine schicke Drohnen Richtung Kreml? »Warum nicht als ersten Schritt einen ganz normalen Raketenangriff auf den Reichstag starten? Soll er ruhig brennen.«
Mit dem kalkulierten Bruch des nuklearen Tabus experimentiert Putin schon früh: Im August 2008 hatte der stellvertretende russische Generalstabschef Anatolij Nogowizyn nach Unterzeichnung eines Abkommens zwischen den USA und Polen über »Strategische Kooperation« in der Raketenabwehr erklärt, »durch diese Stationierung macht sich Polen selbst zum Ziel«. Die russische Sicherheitsdoktrin erlaube es, Nuklearwaffen auch gegen nicht atomar bewaffnete Verbündete von Atomwaffen-Staaten einzusetzen.887 Der Nato-Generalsekretär erklärt den Affront damals noch zu »armseliger Rhetorik«.888
Zum nuklearen »Signaling« gehört das drohende Raunen des russischen Präsidenten. Wenige haben auf diesem Gebiet mehr Expertise als er: Bereits Ende der Neunzigerjahre beaufsichtigte Putin die Überarbeitung der russischen Nuklearstrategie. Wenn »es« geschehe, gelangten die Russen als »Märtyrer ins Paradies, die Angreifer aber werden einfach verrecken, weil sie nicht einmal Zeit haben werden, zu bereuen«.889 In einer russischen Fernsehdokumentation zur »Heimkehr« der Krim erklärt Putin seelenruhig, fast nebenbei, man hätte im Fall einer militärischen Reaktion des Westens auch Nuklearwaffen eingesetzt: »Wir waren bereit, es zu tun.« Bereit, sich der »schlimmsten Wendung zu stellen, welche die Ereignisse hätten nehmen können«.890 Und natürlich seine Fernsehansprache am frühen Morgen des 24. Februar 2022, als er unverhüllt mit Konsequenzen droht, die »Sie noch nie in Ihrer Geschichte erlebt haben«, falls der Westen in seinen Krieg eingreife. »Für unser Land ist es eine Frage von Leben und Tod.«891
Drei Tage später, es ist der Tag, an dem Scholz seine Zeitenwende-Rede im Bundestag hält, ordnet Putin »erhöhte Alarmbereitschaft« für die Nuklearstreitkräfte an.
Daraufhin melden sich Landesregierungen in Berlin und bitten um Einschätzung. Man sorgt sich um eine mögliche Beunruhigung der Bevölkerung, befürchtet Hamsterkäufe.
Die Bundesregierung findet eine Sprachregelung für solche Anfragen: Wie die Nato halte man Putins Äußerungen für »unverantwortlich«. Ansonsten beobachte man »die weitere Entwicklung sehr eng und steht dazu in einem dauerhaften und intensiven Austausch mit unseren Alliierten«.892
Senkt Putin damit die Schwelle zum Nuklearkrieg und erhöht zugleich die Ambiguität, die von ihm beabsichtigte Mehrdeutigkeit in der Frage, wann er Nuklearwaffen einsetzen würde? Signalisiert er, dass er in der Ukraine bereit ist, den Einsatz zu erhöhen, seinen Einsatz?
Westliche Militärs unterscheiden in der russischen Militärdoktrin seit Langem zwischen der »Methode Oben« und der »Methode Unten«. ›Unten‹ rangiert der nicht erklärte, hybride Krieg mit Cyberangriffen und Einflussoperationen. ›Oben‹ hingegen steht die ständige Drohung mit dem Einsatz des nuklearen Arsenals. Einer der Vordenker dieser Form der Kriegsführung ist Generalstabschef Walerij Gerassimow. Der Mann, der 2018 trotz verhängter EU-Sanktionen Merkel im Kanzleramt besuchen durfte, mit Sondergenehmigung.
Nukleare Erpressung dieser Art hat ein klares Ziel – Abschreckung durch die Herstellung von Unsicherheit, Angst und Schrecken.
Die Möglichkeit eines begrenzten Nuklearkrieges wird von russischen Militärs seit Jahrzehnten in Betracht gezogen. Offenbar gehen sie in ihren Planungen auch davon aus, dass der kalibrierte Einsatz konventioneller und nuklearer Waffen nicht in unkontrollierter Eskalation enden muss – sondern im Gegenteil möglich ist und zu erfolgreicher Abschreckung führt.893 Man könnte es als Versuch von Eskalationsmanagement beschreiben.
Niemand weiß, wo nukleares Bullying oder Bluff enden. Und wann man vielleicht hinter die eigenen Drohungen nicht mehr zurückkommt.
Das hat auch mit der – verglichen mit dem gesamten Potenzial der Nato – relativen Schwäche der russischen konventionellen Streitkräfte zu tun. So zumindest war es früher. Dies könne, fürchten westliche Militärs seit langer Zeit, die nukleare Schwelle absenken: die Bereitschaft, als Erster Nuklearwaffen in einem konventionellen Krieg einzusetzen, wenn das System seine existenziellen Interessen bedroht sieht.894 Russland besitzt noch immer Tausende taktischer Nuklearwaffen, die im Gefecht und auf begrenztem Gebiet eingesetzt werden können. Deren verheerende Sprengkraft umfasst zwar bis zu einem Vielfachen der Hiroshima-Bombe – aber sie stellen keine echte Bedrohung des strategischen Gleichgewichtes zwischen den USA und Russland dar. In Europa und im eigenen Land hatten die USA in den Neunzigerjahren ihre Bestände drastisch reduziert. Russland behielt Tausende taktische Atomwaffen. Für Europa stellen sie eine existenzielle Bedrohung dar – und ein massives Eskalationsrisiko.895
Er hat sich vorgenommen, nicht als Erster aufzustehen; er möchte auf jeden Vorwurf eine klare Entgegnung haben, nichts unwidersprochen zu lassen. Als Scholz am 15. Februar rund vier Stunden an Putins langem Tisch sitzt und ihn hört, seine Sprache des Imperiums, ist schon lange klar, wie gefährdet das fragile nukleare Gleichgewicht inzwischen ist, dieses über Jahrzehnte ausgehandelte Vertragswerk zwischen den beiden Supermächten.
An den Abbrucharbeiten sind beide Seiten beteiligt: Die verhängnisvolle Kündigung des Vertrages über strategische Raketenabwehr (ABM) durch die USA – und das schon 2002. Dazu gehört die konsequente Modernisierung des nuklearen Arsenals beider Staaten hin zu Waffen mit geringerer Reichweite. Dazu gehört auch der Bruch des INF-Vertrags über das Verbot von Mittelstreckenraketen durch Russland, der dann von den USA unter Trump gekündigt wurde.896
Und die wichtigste noch geltende Rüstungskontrollvereinbarung über die Reduzierung strategischer Atomwaffen mit ihren Inspektionen und vertrauensbildenden Maßnahmen, New START, ist seit 2023 von Russland ausgesetzt und läuft 2026 aus, Verlängerung mehr als ungewiss.
In der Frage militärischer Unterstützung der Ukraine beeinflusst das Risiko nuklearer Eskalation von Anfang an Denken und Handeln von Scholz und Biden. »Wie erhalten und stärken wir die internationale Ordnung« gegen eine Atommacht, »ohne im Dritten Weltkrieg zu enden«, hat US-Generalstabschef Mark Milley bereits in einem ersten Briefing für Präsident Biden im Oktober 2021 formuliert.
Warnend liest sich die Analyse, die EU-Botschafter Ederer mit großem Verteiler zwei Wochen nach Kriegsausbruch nach Brüssel schickt: »Putin at War.« Ederer warnt vor dem »Eskalationspotenzial« des Konflikts, eines Präsidenten auf »Kreuzzug«, der seinen »Platz in der Geschichte als Sammler russischer Erde« suche. »Eine gefährliche Mischung. Der russische Präsident kann es sich nicht leisten zu verlieren.«
Es gelte, die russischen »nuklearen Drohungen« sorgsam zu analysieren, bevor man sie als im 21. Jahrhundert unvorstellbar erklärt. Insbesondere dann, wenn es »um den Einsatz von taktischen Atomwaffen geht.«897
In einem Gespräch mit der estnischen Premierministerin Kaja Kallas vergleicht Scholz die Situation mit der instabilen und dann so dramatisch eskalierenden Lage des Jahres 1914 und ihren unvorsichtigen Akteuren. Wieder und wieder hören seine Mitarbeitenden im Kanzleramt von ihm: »Ich will nicht dafür verantwortlich sein, den Dritten Weltkrieg auszulösen.« Öffentlich sagt er: »Es darf keinen Atomkrieg geben.«898
Daraufhin unterstellt man ihm Halbherzigkeit und Inkonsequenz bei der Unterstützung der Ukraine – oder, je nach Lager, Angstmacherei.
Scholz findet einen echten Scholz-Satz, der sein Denken umreißt: »Russland darf diesen Krieg nicht gewinnen. Die Ukraine muss bestehen.«899 Auch in einem Gespräch mit Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg sagt er, Russland dürfe das Ziel der Unterwerfung der Ukraine auf keinen Fall erreichen, dieses strategische Ziel müsse scheitern. Aber die Formulierung, Russland »besiegen« zu wollen, sei riskant.
Russland darf nicht gewinnen, die Ukraine nicht verlieren – es ist sein Versuch eines Eskalationsmanagements im Umgang mit dem unberechenbaren Oberkommandierenden einer nuklearen Supermacht, der nach seiner Überzeugung nicht aus Furcht handelt. Bis heute hält es Scholz für richtig, in dieser Frage öffentlich nur knapp und kompliziert zu argumentieren: »Wir schaden unserer außenpolitischen Handlungsfähigkeit, wenn das, was wir sagen, gesprochen wird, um in der innenpolitischen Debatte zu punkten. Das ist ein richtiges Problem. Der Bundeskanzler kann nicht alles öffentlich ausbuchstabieren, was er denkt. Die Folgewirkungen jeder Äußerung müssen bedacht werden.«
Atomdiplomatie in Peking
Es gibt einen Moment in diesem Krieg, in dem möglicherweise der Einsatz von Nuklearwaffen droht, es wäre der erste seit Hiroshima und Nagasaki. Im Spätsommer 2022 läuft die erfolgreiche Gegenoffensive der Ukraine von Charkiw im Nordosten bis in die Region Cherson im Süden. Russische Besatzer drohen nahe und in der Großstadt Cherson am rechten, westlichen Dnipro-Ufer eingekesselt zu werden.
Seit Beginn des Krieges tauschen sich BND und CIA eng über ihre Einschätzungen zu einer möglichen nuklearen Eskalation aus. Die Antwort lautete bislang, es gebe keinerlei Hinweise. Jetzt aber, Ende September, liegen den US-Geheimdiensten Informationen vor, dass der Einsatz einer taktischen Nuklearwaffe erwogen wird. Abgehörte Funksprüche legen nahe, dass russische Kommandeure darauf drängen, einer der hochrangigsten Militärs sogar schon die Frage der Logistik diskutiert. Dies kann ein Hinweis darauf sein, dass es sich um konkrete Planungen handelt.900
Das nukleare Risiko ist sprunghaft gestiegen, so sieht es auch der BND. In der Bundesregierung nennt man es eine »sehr besorgniserregende Entwicklung«.
Die endgültige Rückeroberung Chersons durch die ukrainischen Streitkräfte im November 2022 ist nach dem Scheitern der Angriffe gegen Kyjiw und Charkiw die dritte große, demütigende Niederlage Putins in seinem Krieg. Da hatte er nach der Krim am 30. September Donezk und Luhansk und zwei weitere ukrainische Regionen zu russischem Staatsgebiet erklärt, Saporischschja und Cherson, insgesamt knapp 20 Prozent des ukrainischen Staatsgebietes. Und hatte kurz zuvor gedroht, man werde »ohne jeden Zweifel alle verfügbaren Mittel nutzen«, um Russland zu schützen, »das ist kein Bluff.«901
Für US-Präsident Biden ist die Lage offensichtlich so besorgniserregend, dass er während eines New Yorker Spendendinners das Schreckenswort »Armageddon« ausspricht. Putin »scherzt nicht«, sagt er.902
Es gibt keine Hinweise darauf, dass Nuklearwaffen aus ihren Lagerstätten verlegt werden. Doch sollten die ukrainischen Streitkräfte eine Offensive Richtung Krim beginnen, warnt die CIA, könne das Risiko des Einsatzes einer Atomwaffe auf 50 Prozent steigen.
Schon vier Tage nach Kriegsbeginn hat sich im Weißen Haus ein »Tiger Team« formiert, eine kleine, geheim tagende Gruppe hochrangiger Experten, dabei auch Jake Sullivan, Bidens Nationaler Sicherheitsberater. Dreimal in der Woche analysieren sie, bewerten Eskalationsszenarien, auch Ergebnisse der »war games« des Pentagons. Was passiert, wenn Putin biologische, chemische oder taktische Nuklearwaffen einsetzt? Müsste sich Europa auf weitere Millionen Flüchtlinge einstellen? Würde Putin weiter eskalieren? Wann wäre eine militärische Antwort der USA, der Nato nötig? Und wie würde die aussehen?
Unter nahezu allen Umständen will Biden eine Eskalation vermeiden, weder die USA noch die Nato sollten in einen Krieg mit Russland gezogen werden. Man entscheidet, Putin ein paar unmissverständliche Botschaften zu senden. Sullivan spricht mit dem russischen Sicherheitsberater Patruschew; Verteidigungsminister Austin Ende Oktober gleich zweimal mit seinem russischen Counterpart Schoigu.903
Der US-General und ehemalige CIA-Chef David Petraeus erklärt öffentlich, wie eine – konventionelle – US-Reaktion aussehen »könnte«: die komplette Ausschaltung der russischen Einheiten in der Ukraine sowie die Versenkung der russischen Schwarzmeerflotte.904
In Ankara wiederum erläutert CIA-Chef Burns dem ob der dargelegten Fakten offenbar völlig überraschten Chef des russischen Auslandsgeheimdienstes SWR, Sergej Naryschkin, die »katastrophalen Konsequenzen« eines russischen Nuklearschlags. Naryschkin hatte geglaubt, Burns wolle über einen »Friedensplan« für die Ukraine sprechen. Bis heute sagt Burns, damals habe »das echte Risiko« des Einsatzes taktischer Nuklearwaffen bestanden.905
Aber man sieht auch, dass Putin das Risiko einer offenen Konfrontation mit der Nato offenbar scheut. Ob er da eine »rote Linie« akzeptiert? 
Olaf Scholz wiederum hat mit dem Weißen Haus abgesprochen, während seiner geplanten China-Reise Staats- und Parteichef Xi Jinping davon zu überzeugen, auch China solle das nukleare Tabu bekräftigen – öffentlich und unmissverständlich. Plötner verhandelt darüber, der chinesische Botschafter in Berlin, Wu Ken, ist sein Counterpart. Textentwürfe gehen hin und her. Eine gemeinsame Erklärung lehnt die chinesische Seite zwar ab, aber man könne auf eine Erklärung von Xi hoffen. Aus deutscher Sicht muss sie aber auf jeden Fall öffentlich erfolgen. Russland und China sind eng verbunden, in Peking setze man auf den Juniorpartner, urteilt die deutsche Botschaft in der Volksrepublik. Und die größte Bedrohung für sein eigenes Regime sehe Xi – wie Putin – in sogenannten Farbrevolutionen.
Das Auswärtige Amt hat noch versucht, die Kanzler-Reise auf einen späteren Zeitpunkt zu verschieben. Man arbeite schließlich noch an der neuen China-Strategie. In einem ungewöhnlichen Schritt hat das Amt das Kanzleramt wissen lassen, dass man eine Reise derzeit für nicht passend halte. Öffentlich steht Scholz unter Druck, gegen Widerstand in der eigenen Regierung hat er einen Einstieg des chinesischen Staatskonzerns Cosco in ein Containerterminal im Hamburger Hafen durchgesetzt. Eine umstrittene Entscheidung.
»Absurd« nennt Scholz die Kontroverse über seine Reise. »Ich war ziemlich sicher, dass die chinesische Seite sich sehr wegen der Gefahr einer nuklearen Eskalation sorgte und den Einsatz von Atomwaffen auch öffentlich ablehnen wollte. Deshalb bin ich gefahren.«
China ist die drittgrößte Nuklearmacht der Welt, das Arsenal wächst schnell.
Scholz reist am 4. November nach Peking, elf Stunden dauert der Besuch, allein die Flüge addieren sich auf 22 Stunden. Xi Jinping bekräftigt die Botschaft von 1985, den Grundsatz, ein Atomkrieg könne niemals gewonnen und dürfe daher niemals geführt werden, den »Einsatz oder die Drohung« mit Nuklearwaffen lehne man ab. Xi sagt dies im Gespräch mit Scholz, die Sätze finden auch Eingang in das offizielle Kommuniqué, das vom chinesischen Außenministerium veröffentlicht wird. Plötner unterrichtet, zurück in Berlin, die EU-Botschafter: Diese Erklärung sei »bemerkenswert und beispiellos«, sagt er nach Erinnerung von Teilnehmenden.
Und US-Außenminister Antony Blinken sagt kurz vor seinem Ausscheiden aus dem Amt: »Wir haben Grund zu der Annahme, dass sich China einschaltete und Russland deutlich machte: ›Tut es nicht.‹«906
Umgehend nach seiner Rückkehr ruft Scholz den US-Präsidenten an, er nennt ihn Joe oder »Mr. President«. Sie bleiben einig. Die Ukraine muss weiter unterstützt werden, militärisch, finanziell und politisch. Aber das Eskalationsrisiko dürfe man keinesfalls aus dem Blick verlieren.907
Was passiert, wenn Russland ein empfindlicher Rückschlag oder gar eine militärische Niederlage in der Ukraine drohe?
»Ich bin davon überzeugt«, sagt Scholz, »dass auch diese mit Joe Biden abgesprochene Reise dazu beigetragen hat, einen noch größeren Krieg zu verhindern.«
Diese Frage wird mutmaßlich Generationen von Historikern und Militärexperten beschäftigen. War die Vorsicht, die Zurückhaltung richtig? Oder hätte eine um Jahre frühere und entschiedenere Unterstützung des Westens der Ukraine zu einem Sieg über die russischen Invasoren verhelfen können? Oder gar den Großangriff verhindern? Waren vor allem die Deutschen zu zögerlich, zu unsolidarisch, zu »scholzing«, wie es der britische Historiker Timothy Garton Ash spöttisch nennt? Beste Absichten kommunizieren, um dann alle möglichen Gründe zu finden, doch zu wenig zu tun?908 
Im Rückblick bedauert Jens Stoltenberg im Herbst 2024, »dass die Nato-Verbündeten und die Nato selbst nicht mehr getan haben, um die Ukraine früher zu stärken. Jetzt rüsten wir die Ukraine im Krieg aus, damals hätten wir die Ukraine ausrüsten können, um einen Krieg zu verhindern.« Stattdessen habe man darum »gerungen«, ob man Scharfschützengewehre liefern solle.«909
Der Kanzler a. D. verweist darauf, dass Deutschland zum größten europäischen Unterstützer der Ukraine geworden ist. Eine Unterstützung, deren Notwendigkeit er in einem langen Zeitraum bemisst – in Jahrzehnten.
Sein Vize-Kanzler a. D., Robert Habeck, kommt zu einem anderen Schluss: »Wir haben viel geliefert, aber dennoch zu wenig – und immer zu spät. Sich im Nachhinein damit zu schmücken, wie groß die Unterstützung doch sei, ist kläglich. Wir müssen uns stattdessen die Frage stellen, ob frühere Lieferungen nicht dazu beigetragen hätten, dem Krieg einen anderen Verlauf zu geben.«910
Kanzler Friedrich Merz meint, er sei heute »mehr denn je der festen Überzeugung«, der Krieg wäre schon zu Ende, wenn man gleich zu Beginn mehr Waffen geliefert hätte.911
»Putin will Krieg, und keiner stoppt ihn«
Am 18. Februar 2022 beginnt in München die Sicherheitskonferenz. Das traditionelle Abendessen für die angereisten Direktoren der Geheimdienste im ersten Stock des Spatenhauses wird »Icebreaker« genannt. Kanzleramtschef Schmidt hält die Rede, er übt sich in bitterem Humor. »Solange hier nicht alle Handys klingeln, weiß ich, dass es keinen Angriff gab.« Nach einem Treffen mit Vitali Klitschko, dem Bürgermeister von Kyjiw, fragt er sich, ob er ihn je wiedersehen wird.
Nahezu tragisch-skurril die Debatten im Bayerischen Hof. Politiker, Expertinnen, Diplomatinnen, Militärs und Geheimdienstlerinnen treffen die unterschiedlichsten Voraussagen. Sie sind entweder überzeugt von einem unmittelbar bevorstehenden Angriff. Oder halten ihn für unwahrscheinlich. Oder gehen von einem begrenzten Angriff auf die Ostukraine aus. Im Lager der Zweifler aber auch ausgerechnet die ukrainische Delegation, angeführt von Präsident Selenskyj, man will keinesfalls Panik schüren. Allerdings ist er von den USA über die Erkenntnisse der CIA zu einem Großangriff gebrieft. Auch darüber, dass er selbst getötet werden soll.
Die russische Delegation hat abgesagt, aber der Oligarch Oleg Deripaska ist angereist. Er sei noch vor drei Tagen »beim Chef« gewesen, verbreitet er: Es werde keinen Krieg geben. Scholz trifft den britischen Premierminister Boris Johnson, der ihm sagt: »Meine Leute sagen mir, dass es passiert.« Scholz sagt öffentlich: »Jeder, der sich hier hinstellt und sagt, er könnte das prognostizieren, wie es sein wird, der ist mit irgendeinem Hybris-Virus infiziert worden.«
Ohne jede Öffentlichkeit findet in München zwischen den Geheimdiensten eine andere Debatte statt: Wie lange die Ukraine sich überhaupt gegen die russische Armee verteidigen könne? Das Debakel, die Taliban unterschätzt und die Kampfkraft der afghanischen Truppen überschätzt zu haben, steckt der Branche noch in den Knochen. Jetzt muss wieder eine Prognose abgegeben werden.
Der BND hat die Kräfteverhältnisse in internen Runden mit einem Lastwagen verglichen, der über einen Igel rolle. Da mache die Anzahl der Stacheln auch keinen Unterschied mehr. Die Ukraine werde verlieren und das schnell. In diesem Punkt herrscht einmal weitgehende Einigkeit mit den Geheimdienst-Partnern, ähnlich sieht es sogar die CIA.
Am Tag nach dem Beginn der Invasion schreibt der BND in einer Lageeinschätzung: »Selenskyj bisher nicht zur Kapitulation bereit.«912 In Sitzungen des Sicherheitskabinetts prognostiziert der BND nach Erinnerung von Teilnehmenden den schnellen Fall von Kyjiw. Und auch mit dieser Fehleinschätzung ist der BND nicht allein.913
Als sicher gilt: Es wird nicht vor dem 20. Februar beginnen. An diesem Tag findet die Abschlussfeier der Olympischen Winterspiele in Peking statt. Im neuen Kalten Krieg sind Russland und China inzwischen Verbündete. Für die Illustration ihrer Berichte benutzen die Analysten des BND zwei Bären: Der russische trägt Uniform, hält ein Scharfschützengewehr und hat die Ukraine im Fadenkreuz. Der chinesische Bär ist ein Panda im Outfit der Volksbefreiungsarmee und zielt auf Taiwan.
Seit dem 17. Februar nehmen die Feuergefechte an der Kontaktlinie im Osten der Ukraine massiv zu. Am 20. Februar notieren die OSZE-Beobachter 1536 Verletzungen des Waffenstillstands, vor allem durch den Einsatz schwerer Waffen. Eine Pumpstation wird getroffen, die Wasserversorgung für eine Million Menschen ist gefährdet. Russische Medien berichten in schrillen Tönen über die angebliche Evakuierung Hunderttausender Menschen.
Am Abend des 20. Februar spricht Emmanuel Macron mit Wladimir Putin, der Videomitschnitt des Telefonats wird vom Elysée Monate später freigegeben.914 Selenskyj? »Er lügt«, sagt Putin. Dessen Regierung? »Ist über einen Staatsstreich an die Macht gelangt.« Die russischen Manöver? »Die Manöver laufen laut Plan.« Sie sind heute Abend beendet?, fragt Macron. »Ja, wahrscheinlich heute Abend«, antwortet Putin. Und: »Um dir nichts zu verheimlichen, ich möchte jetzt Eishockey spielen, ich spreche mit dir aus der Sporthalle, wo ich mit dem Training beginne.«
Am Tag darauf erkennt Putin die beiden »Volksrepubliken« Donezk und Luhansk im Osten der Ukraine als unabhängige Staaten an. Russische Truppen sollen entsandt werden, um einen »Genozid« zu verhindern.
Er hat Scholz und Macron vorab angerufen und informiert.
In der belarussischen Hauptstadt Minsk führt der Chef des Generalstabs ein Briefing zur weltpolitischen Lage für die Militärattachés westlicher Botschaften durch. Die tauschen neueste Informationen aus. An der Grenze zur Ukraine sind russische Militärfahrzeuge mit einem merkwürdigen Zeichen aufgetaucht: »Z«. Einige erinnern die Fotos aus Prag 1968, den sowjetischen Einmarsch: Dort waren die Panzer der Roten Armee mit einem dicken weißen Strich markiert, um nicht mit tschechischen Panzern aus ebenfalls sowjetischer Bauart verwechselt zu werden.
Am Mittag des 22. Februar macht Habeck öffentlich, was in seinem Ministerium unter Geheimhaltung vorbereitet wurde: Der Bericht zur Versorgungssicherheit wird zurückgezogen. Durch Nord Stream 2 wird kein Gas fließen. »Wenn sich die Realität ändert, muss sich auch die Beurteilung der Realität ändern.«
Im Wirtschaftsministerium wird bis zuletzt vor möglichen Schadensersatzforderungen gegen die Bundesrepublik Deutschland gewarnt. Möglichkeiten für einen Ausstieg aus Nord Stream 2 werden nicht aufgezeigt. »Im Ministerium hieß es zunächst, ein Ausstieg würde zu riesigen Schadensersatzforderungen führen«, erinnert Franziska Brantner, damals Habecks Parlamentarische Staatssekretärin und heutige Vorsitzende von Bündnis 90/Die Grünen. Brantner glaubt nicht, dass es keinen Weg geben kann. So wendet sie sich Anfang Februar 2022 an die Unternehmensberatung EY. Sie will Optionen. Die Gespräche finden in Berlin unter größter Diskretion statt, im Besprechungsraum gilt Handyverbot. »Die Zurücknahme des Versorgungssicherheitsberichts stellte sich als gangbarer Weg heraus«, so Brantner. »Wir haben nie einen Cent Schadensersatz bezahlt.«915
Auch für die US-Regierung hat sich die Realität geändert, der Erste, der davon erfährt, ist Scholz’ Wirtschaftsberater Kukies. In den frühen Morgenstunden des 22. Februar hat ihn Daleep Singh aus dem Weißen Haus angerufen. Er habe mit Biden gesprochen und sei sich so gut wie sicher, dass die Sanktionen gegen Nord Stream 2 am folgenden Tag wieder in Kraft gesetzt würden.916 Darunter auch die gegen Matthias Warnig. Seine Kreditkarte ist dann erst einmal wertlos.
»Willkommen in der schönen neuen Welt, in der die Europäer sehr bald 2000 Euro für 1000 Kubikmeter Gas zahlen werden«, twittert der unvermeidliche Medwedjew.
Am gleichen Tag werden bei der UBS Europe SE in Frankfurt zwei Konten leer geräumt. Rund fünf Millionen britische Pfund und 500.000 Euro werden in die Schweiz überwiesen. Die Konten gehören Alischer Usmanow, dem Oligarchen mit Liebe zum Tegernsee. Seine Anwälte erklären die Überweisungen damit, dass die UBS Europe SE die Kontenbeziehung im Januar beendet habe – intern sei dies mit »angeblich fehlender Rentabilität« begründet worden.917
Nach Kriegsausbruch verhängt die EU Sanktionen gegen Usmanow, gegen die er sich juristisch zur Wehr setzt. Sie seien unter anderem »politisch motiviert« und »rechtsstaatswidrig«. Der Ost-Ausschuss der Wirtschaft protestiert schriftlich bei der Bundesregierung. Usmanow stamme aus Usbekistan, er sei ein »Brückenbauer«. Die wirtschaftlichen »Potenziale« dieser Region dürfe man nicht chinesischen Wettbewerbern, »aber auch nicht zu vergessen, anderen EU-Partnerländern« überlassen.918
Der letzte offizielle deutsche Besucher vor Kriegsbeginn in Kyjiw ist BND-Präsident Kahl, er reist am 23. Februar an. Sein ukrainischer Amtskollege hat ihn gebeten, einen lange geplanten Besuch nicht abzusagen. Auch ein Termin mit Außenminister Kuleba ist angefragt. Kahl soll einige Botschaften aus Berlin übermitteln. Etwa, dass die von der Ukraine übermittelte Liste mit Defensivgütern weiter geprüft werde. Zugleich soll er noch einmal die restriktive deutsche Linie zu Waffenlieferungen betonen. Und fragen, wie man eine »Eskalation« an der »LoC« in den kommenden Tagen vermeiden könne. Die »Line of Contact«, Kontaktlinie, bezeichnet seit 2014 die Front in der Ostukraine.
Aus Sicherheitsgründen fliegt die BND-Maschine sofort zurück. Kahl trifft sich gerade mit Botschafterin Anka Feldhusen zum Abendessen, als aus Berlin das Kommando zur Evakuierung der Botschaft kommt.
Der BND hat fast zeitgleich mit dem Besuch des Chefs über Erkenntnisse berichtet, nach denen sich Einheiten des russischen »Militärbezirks Ost« ab 28. Februar auf die Einrichtung von »Kontrollstellen« in Kyjiw vorbereiten sollen.
Kahl möchte das verabredete Gespräch aber auch jetzt nicht absagen. So wacht er am Morgen des 24. Februar im Krieg auf. Dann hilft er in der Botschaft noch, Akten zu schreddern, Technik zu zerstören, der Rest wird verladen. Die deutsche Fahne wird eingeholt. In einem Auto-Konvoi machen sich Präsident und Agenten dann auf den Weg nach Westen, für alle Fälle haben sie eingeschweißte Salami und Schokolade eingepackt. Bald stecken sie unter den vielen Flüchtenden fest. Die Reise zur 600 Kilometer entfernten polnischen Grenze dauert gut 35 Stunden. Ein Geheimdienstchef im Megastau – für CIA und MI6 ist es ein weiteres Indiz dafür, dass »die Deutschen« den Ernst der Lage nicht verstanden hatten. Für manche in der Bundesregierung ist es ein Indiz dafür, dass ihr eigener Geheimdienst, der BND, den Ernst der Lage nicht verstanden hatte.
Robert Habeck, als Vizekanzler ständig über die Lage gebrieft, urteilt harsch über die Arbeit des Nachrichtendienstes: »Rückblickend sind viele der Informationen, die mir gegeben wurden, falsch.«919
In einem ungewöhnlichen Schritt weist Kahl Kritik an der Arbeit des BND später öffentlich zurück. Amerikaner und Briten hätten sich beim konkreten Angriffsdatum »drei Mal geirrt«, beim vierten Mal habe es dann gestimmt.920
Am 23. Februar um 18:50 Uhr bekommt Kanzleramtsminister Schmidt eine Textnachricht von einem US-Journalisten. Jetzt handele es sich nur noch um Stunden, »mir wurde gesagt, heute nicht schlafen zu gehen«. Schmidt lässt sofort bei BND und der CIA-Station in der US-Botschaft nachfragen und antwortet: »CIA hier weiß von nix. Auch meine ND-Leute nicht.« Im Lagezentrum des BND geht eine Bitte des Kanzleramts ein: Außerhalb der Dienstzeiten soll bei jeder bedeutenden Veränderung der Lage – oder einer Invasion sofort angerufen werden.
An diesem 23. Februar steht für 18 Uhr ein Treffen mit der US-Handelsbeauftragten Katherine Tai und Angehörigen der US-Botschaft in Habecks Kalender. Er bekommt einen Umschlag mit einem Geheimdienstbericht überreicht. »Heute Nacht geht es los«, sagen die Besucher. In den russischen Einheiten an der Grenze zur Ukraine würden die Blutkonserven aufgetaut – um sofort einsatzbereit zu sein.
Es ist nicht die erste Warnung. Bereits drei Wochen zuvor hatte sich Habeck auf dessen Ersuchen diskret mit Amos Hochstein im Bundestag getroffen, man sprach im Büro und in Gegenwart von Franziska Brantner. Sie kennt Hochstein lange und hat das Gespräch vermittelt. Der US-Sondergesandte für Energiesicherheit hatte zwei Botschaften: Deutschland habe sich beim Gas in eine fatale Abhängigkeit von Russland begeben, jetzt müsse schnell gehandelt werden. Das wusste Habeck schon. Die zweite Botschaft Hochsteins war beunruhigender: Es werde zum Krieg kommen – und Habeck solle sich nicht auf die Prognosen des BND verlassen.921
»Wir bleiben in Kyjiw«
Es gleicht einer kleinen Ironie der Geschichte, dass der letzte offizielle deutsche Besucher vor Kriegsbeginn in Moskau am 21. Februar Ronald Pofalla ist, er hat einen Termin beim Außenminister. Als deutscher Vorsitzender des Petersburger Dialogs sollte Pofalla ein bisschen mehr Zivilgesellschaft in den Dialog bringen. Aber der Dialog ist nun auch formal ausgesetzt, nachdem drei deutsche zivilgesellschaftliche NGOs als »unerwünschte Organisationen« gelistet wurden – und damit in Russland faktisch verboten sind. Moskau verweigert eine offizielle Erklärung zu den Gründen. Inoffiziell heißt es: »Herbeiführen eines Regime Change« und »Gegnerschaft zu Projekten wie Nord Stream 2«.
Der Petersburger Dialog galt einst als deutsch-russisches Prestigeprojekt, Symbol einer gemeinsamen demokratischen Zukunft, aber das ist wirklich lange her.922 An diesem 21. Februar – an den Grenzen zur Ukraine stehen mehr als 100.000 russische Soldaten – will Merkels ehemaliger Kanzleramtsminister Möglichkeiten sondieren, den Stillstand aufzuheben, Pofalla ist mit Zustimmung der Scholz-Regierung nach Moskau gereist. Ohne russische Zugeständnisse sei der Dialog tot, lautet die deutsche Verhandlungslinie. Man solle Putin daran erinnern, dass er das Format einmal selbst mitbegründet habe. Offenbar hält man für möglich, dass ihn das noch interessieren könnte. Pofalla trifft Lawrow im Gästehaus des Außenministeriums. Lawrow bekommt während des Gesprächs einen Zettel gereicht, er verabschiedet sich eilig.923
Der Petersburger Dialog wird 2023 auf deutscher Seite aufgelöst.
Später trifft man sich im aserbaidschanischen Baku, auch Pofalla ist dabei, ebenso neutral wie diskret mehrmals mit hochrangigen Emissären aus Moskau, darunter der mit Sanktionen belegte russische Menschenrechtsbeauftragte sowie der Gazprom-Aufsichtsratsvorsitzende Wiktor Subkow, einst Ministerpräsident. Er leitete von russischer Seite und mit Putins Segen den Petersburger Dialog, in dem es immer weniger um kritische Zivilgesellschaft und immer mehr um den Einfluss des Kreml ging und wohl auch ums Geschäft.
Private Treffen waren es in Baku, erklären die Reisenden, auch gehöre Kontaktpflege doch zu den »Grundsätzen guter Außenpolitik« – und Zuhören sei schließlich kein Straftatbestand. Und senden »unter den Augen des Kreml«924 dann doch ein fatales Signal: dass man die alten Netzwerke pflegen möchte und in stets bester Absicht zum »Weiter so« beiträgt; sich zum Empfänger der Botschaften eines »alternativen« Friedens machen lässt – für den, wie es in Baku hieß, »Tag danach«. Als »aktive Diplomatie« wiederum bezeichnet im Sommer 2025 der langjährige Vorsitzende des Deutsch-Russischen Forums und ehemalige SPD-Vorsitzende Matthias Platzeck seine regelmäßigen privaten Reisen nach Moskau, die er auch nach dem Februar 2022 unternahm. Das Deutsch-Russische Forum gilt als besonders handzahm – und Russland setzt ohnehin auf Formate, in denen die kritische Zivilgesellschaft »weniger prominent« auftritt.925 Platzeck ist 2022 vom Vorsitz des Forums zurückgetreten: »Ich habe mich getäuscht.«
Er wolle der wichtigen Frage nachgehen, erklärt er seine Moskau-Reisen in den Jahren nach 2022, ob der »Ansatz ›Wandel durch Annäherung‹ wirklich für alle Zeiten ausgedient hat«.926
Am Abend des 23. Februar fährt Habeck ins Studio der ARD-Sendung »Maischberger«. Er denkt an seinen Besuch in Kyjiw und im Osten der Ukraine ein Jahr zuvor. Im Studio sagt er: »Wir stehen kurz vor einem massiven Landkrieg in Europa.«
Um 3:46 Uhr deutscher Zeit meldet dpa einen Appell von UN-Generalsekretär António Guterres an Putin: »Halten Sie Ihre Truppen davon ab, die Ukraine anzugreifen, geben Sie dem Frieden eine Chance.«
Im Lauf der Nacht927 kommen Nachrichten aus dem Osten der Ukraine, dem Süden, dem Norden – Beschuss von Grenzorten und Flughäfen, Raketeneinschläge. Der Frachtflughafen Hostomel nordwestlich von Kyjiw soll Einfallstor für den russischen Siegesmarsch auf das nur 35 Kilometer entfernte Regierungsviertel werden. Vor der winzigen, aber strategisch wichtigen Schlangeninsel im Schwarzen Meer liegt das Flaggschiff der russischen Schwarzmeerflotte, die »Moskwa«, es ist fast halb so lang wie die ganze Insel, und fordert die ukrainischen Soldaten zur Kapitulation auf.
Um 4:11 Uhr deutscher Zeit kommt die Eilmeldung, Putin habe den Militäreinsatz angeordnet. Gerade sendet das russische Fernsehen seine Ansprache, offenbar vorab aufgezeichnet.
Um 5:57 Uhr folgt die Nachricht, der ukrainische Präsident hat im ganzen Land den Kriegszustand ausgerufen. Wenig später stimmt das ukrainische Parlament zu, die Sitzung dauert gerade einmal zehn Minuten.
An diesem frühen Morgen erklärt Putin den Krieg, der ganz Europa in eine Gefahrenzone928 verwandelt. Ein Krieg, der nicht Krieg, sondern »Militärische Spezialoperation« heißen muss, bald unter dem so neutral technisch klingenden russischen Kürzel »SWO« verbrämt. Ein eigens verabschiedetes Gesetz stellt das Wort »Krieg« unter Strafe, so wie Verbreitung angeblich falscher oder schädlicher Informationen über die russischen Streitkräfte: bis zu 15 Jahre Lagerhaft. Damit müssen die letzten verbliebenen kritischen Medien verstummen, Proteste werden niedergeknüppelt.
Das Wort »Krieg« kehrt bald zurück, auch offiziell: als »permanenter Krieg«, den der »sogenannte« Westen gegen Russland führe. Die ganze Gesellschaft wird militarisiert. »Arbeiter und Kämpfer« lobt Putin die neue Elite des Landes, sie ist loyal und barmherzig und opferbereit für die »Front« und die »Helden« und den Sieg.929
Die deutsche Botschaft meldet gen Berlin, Putins »Hybris« wirke »geradezu pathogen«, in ihrem »diabolischen Potenzial brandgefährlich. Putin will Krieg und keiner stoppt ihn.«
Gegen sechs Uhr meldet das Lagezentrum des Kanzleramts, der ukrainische Präsident wolle dringend mit Olaf Scholz sprechen. Zur gleichen Zeit werden letzte Änderungen an einer Erklärung vorgenommen, die der Bundeskanzler abgeben soll: Das »R-Day-Statement«. R steht für Russland. Das Wort, das diesen Zeiten seinen Namen gibt, findet sich darin nicht. Scholz verwendet es drei Tage später im Bundestag. Davor hat er es und die dazugehörende Rede seinen engsten Mitarbeitern in der Sofaecke seines Büros vorgelesen: Zeitenwende.
Scholz ist noch zu Hause in Potsdam, als um 6:32 Uhr Selenskyj in der Leitung ist. »Ein Angriff auf uns ist ein Angriff auf die Welt«, sagt der Präsident.
Scholz verspricht volle Solidarität. »Wir stehen an der Seite des ukrainischen Volkes.« Und sagt: »Das ist der schlimmste Fall, den wir befürchteten und erwarteten.«
Am Abend dieses Tages, der so lange kein Ende finden wird, versucht Robert Habeck, den ukrainischen Außenminister Dmytro Kuleba zu erreichen. Zu seiner Überraschung geht er ans Handy. Sein Präsident habe es entschieden, sagt Kuleba. »Wir bleiben in Kyjiw.« Er verabschiedet sich. »Ich weiß nicht, was aus uns wird«, sagt er noch. »Aber irgendwann lade ich dich zum Eis bei uns in Kyjiw ein.«
Kulebas Stimme zittert.
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			Dieses Buch war für uns eine besondere Reise. Unsere beruflichen Biografien sind eng verwoben mit dem Ende des Kalten Krieges. Katja kennt die ehemalige Sowjetunion schon seit Studienzeiten, sie lebte und arbeitete lange für den Stern in Moskau, war dort zu Hause. Georg war für Spiegel-TV in der Nacht des Mauerfalls am 9. November 1989 am besten Platz, an dem ein Journalist nur sein konnte – am Grenzübergang Bornholmer Straße, Ost-Berlin.
Die Diskussion, ein Buch über deutsche Russlandpolitik in der Ära Putin zu erarbeiten, begann bereits vor dem 24. Februar 2022. Schnell fiel die Entscheidung, dass wir einen tieferen Einblick in das Handeln der Akteure gewinnen wollten, Bruchpunkte identifizieren, Entscheidungen – und auch Fehlentscheidungen – verstehen, zumindest nachvollziehbar zu machen.
Über viele der im Buch beschriebenen Ereignisse berichtet oder sie auch selbst erlebt zu haben, schuf – hoffentlich – die Voraussetzung, einen journalistischen Fehler zu vermeiden: im Nachhinein das meiste besser zu wissen. Es half dabei, auch eigene Einschätzungen zu hinterfragen, Träume und Hoffnungen. Dazu gehört, lange – vielleicht zu lange – die Hoffnung gehegt zu haben, dass Frieden in Europa niemals gegen Russland möglich sei. Dass die Menschen – auch in Russland – die Dämonen ihrer Geschichte besiegen können. Und dass es ein selbstverständliches, einander wohlgesonnenes Miteinander gibt, eine gemeinsame europäische Erzählung. Keine Mauern mehr, keine eisernen Vorhänge.
Wir danken allen, in Berlin und anderswo, die uns in diesem Prozess begleitet und unterstützt haben. Die uns nicht nur mit ihren Erinnerungen, sondern auch mit Schriftstücken und Aufzeichnungen halfen und für all die ständigen Nachfragen zur Verfügung standen. Hoffentlich bleiben sie uns gewogen. Ohne sie wäre dieses Buch nicht möglich gewesen. Viel öfter als Rechtfertigungen oder Verteidigungshaltung ist uns bei den Gesprächen jene bedrückende Frage begegnet, die auch uns zu dieser Recherche bewegte: Warum haben wir es nicht gesehen? Wollten wir es nicht sehen?
In diesem Buch bemühen wir uns um größtmögliche Transparenz, dies gilt für Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner wie für das verwendete umfangreiche Aktenmaterial. In der Natur einer solchen Recherche liegt es, dass dies nicht an allen Stellen möglich ist. Dies betrifft Dokumente ebenso wie einige, die mit uns sprachen, aber auf Vertraulichkeit bestanden. Oder bestehen mussten.
Wir bedanken uns bei unserem unermüdlichen und kundigen Literaturagenten Matthias Landwehr, bei unserem Verlag, dessen fürsorgliches Team und Verleger Karsten Kredel vom ersten Moment unbedingt an die Notwendigkeit dieses Projektes glaubten. Auch dann noch, als das Buch umfangreicher wurde, als wir selbst anfangs dachten.
Die Zusammenarbeit mit der erfahrenen Lektorin Maria Barankow und ihrem ebenso präzisen wie umsichtigen Kollegen Ulrich Wank war eine Freude. So wie wieder einmal die mit Mino Elkholy, der uns dabei half, hoffentlich alle Fehler und Ungenauigkeiten zu vermeiden.
Wo dies nicht gelang, gilt das Verursacherprinzip: Es liegt bei Autorin und Autor.
Unsere Freunde haben unsere endlosen und leidenschaftlichen Diskussionen über Deutschland und Russland, über Vergangenheit und Zukunft, über Krieg und Frieden, geduldig begleitet und ertragen. Wir waren wohl immer wieder eine Zumutung. Ihre kritischen Fragen, ihre Anregungen und ihr Zuspruch haben uns sehr geholfen.
Noch verständnisvoller waren und bleiben unsere Familien, allen voran unsere beiden wunderbaren, schon so erwachsenen Töchter Mara und Hannah, die uns ebenso behutsam wie konsequent vor kleinen und größeren Irrwegen bewahren.
Wie dankbar wir ihnen auch dafür sind.

		

	
	
	
			
				
			

			
		Anmerkungen
		Aus den für dieses Buch freigegebenen Akten des Politischen Archivs des Auswärtigen Amts (PA AA) zum Staatsbesuch des russischen Präsidenten in Berlin 2001, unter anderem: PA AA, B 41-ZA/389340 sowie PA AA, B 63-ZA/487863. In dem Vermerk »Evtl. Rede Putins vor dem Deutschen Bundestag« heißt es: »Einziger ›kritischer‹ Punkt derzeit: Rede Putins vor dem Bundestags-Plenum. Hier noch keine Position des BT-Präsidiums, … wir halten uns nach außen bewusst zurück … Bundespräsident hat keine Position bezogen; BK positiv zu Putins Wunsch.«
An anderer Stelle heißt es: »Man sieht also die Möglichkeit, dass sich BK dem negativen Votum der Arbeitsebene nicht anschließen wird.« ↑

		Zur bemerkenswerten Entstehungsgeschichte des Briefes s.: Bundestagsfraktion AK IV Besuch von Wladimir Putin. In: Archiv Grünes Gedächtnis, B II 4 BTF 1998–2002, Nr. 21. Zu den Unterzeichnern des Briefes gehört auch Cem Özdemir. ↑

		Im Oktober marschieren russische Truppen erneut in die nach Unabhängigkeit strebende und von Clans regierte nordkaukasische Autonome Republik ein – nur wenige Jahre nach Ende des von Russland verlorenen ersten Tschetschenienkrieges mit Zehntausenden Toten und Hunderttausenden Geflüchteten. Im Oktober 1999 ist Putin gerade zum russischen Ministerpräsidenten ernannt worden. Zuvor war er Direktor des Inlandsgeheimdienstes FSB – undenkbar, dass diese über Monate geplante militärische Invasion ohne sein Wissen und Zutun geschah. Zuvor hatten Sprengstoffanschläge auf Wohnhäuser in Russland Hunderte Opfer gefordert – angeblich die Tat tschetschenischer Terroristen. Rasch fällt Verdacht auf den FSB. Der Zweite Tschetschenienkrieg endet erst 2009. Seitdem regiert Ramsan Kadyrow die Russische Teilrepublik auf diktatorische Art, von Moskau finanziert. Immer wieder kommt es zu schweren Menschenrechtsverletzungen. ↑

		So in einer Nachricht ihres Büros, 29. 04. 2025. Auf einen detaillierten Fragenkatalog antwortete Merkels Büro, man solle sich an das Kanzleramt wenden, »da amtliche Unterlagen, die die Amtszeit von Bundeskanzlerin a. D. Dr. Merkel betreffen, nicht im Büro der Bundeskanzlerin a. D. veraktet sind, sondern im Bundeskanzleramt«. Auskunft v. 23. 06. 2025 ↑

		Weisung des Bundeskanzleramts, Referat 722, an das Historische Büro des BND, 04. 08. 2020 ↑

		S. a.: Stephen Kotkin: The Weakness of the Despot. In: The New Yorker, 11. 03. 2022 sowie: Russland stellt sich selbst eine geopolitische Falle. In: Der Spiegel, 07. 04. 2022. Lilia Shevtsova: Putin’s Russia (Washington, D. C. 2003). Und die wegweisenden Werke von Karl Schlögel wie etwa: Karl Schlögel: Das sowjetische Jahrhundert. Archäologie einer untergegangenen Welt (München 2017) ↑
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		S. etwa PA AA, B 41-ZA/222046; Vermerk v. 09. 06. 1993. B 41-ZA/184047; Vermerk v. 30. 01. 1992. Anfang 1992 verbiegt sich die Protokollabteilung des Bundespräsidialamts, um den ukrainischen Präsidenten Leonid Krawtschuk nicht mit militärischen Ehren empfangen zu müssen – man will Boris Jelzin nicht brüskieren. ↑

		Anwesend und detailreich beschreibend: Kozyrev, Firebird, S. 54 ff. ↑

		Auf der Krim stimmen 54 Prozent für die Unabhängigkeit, dort ist die russische Schwarzmeerflotte stationiert ↑

		S. a.: Die erschütternden Fotografien von Igor Kostin, Dokumente der Zeitgeschichte: Tschornobil. Spowid Reportjera (Kyjiw 2002, engl. Ausgabe: Chernobyl. Confessions of a Reporter, 2006). Kostin und die Autorin berichteten aus Block Vier von Tschernobyl.
Am Streben nach Unabhängigkeit kann auch der US-Präsident nichts ändern. Am 1. August 1991 trifft George Bush in Kyjiw ein – es ist der zweite Besuch eines amerikanischen Präsidenten überhaupt in der Ukraine. »Freiheit ist nicht dasselbe wie Unabhängigkeit«, warnt er in seiner Rede vor dem Parlament, die USA würden weder diejenigen unterstützen, die »Unabhängigkeit suchen, um eine weit entfernte Tyrannei durch lokalen Despotismus zu ersetzen« noch »selbstmörderischen Nationalismus, der auf ethnischem Hass beruht«. https://bush41library.tamu.edu/archives/public-papers/3267; Zit. nach: Plokhy: Angriff, S. 64 ff. Im amerikanischen Interesse liegt eine stabile, kontrollierte Auflösung der nuklearen Supermacht Sowjetunion. ↑

		PA AA, B 41-ZA/170617; Vermerk über den Besuch von Präsident Jelzin in Bonn, 21.–23. 11. 1991. Die Idee einer Union, formuliert hinter Gorbatschows Rücken und mit der klaren Absicht, Gorbatschow zu entmachten, hat Jelzin am 30. November 1991 auch in einem Telefonat mit US-Präsident Bush erläutert. Auch eine unabhängige Ukraine müsse Teil einer neuen Union sein. Und Gorbatschow dürfe von diesem Gespräch nichts erfahren. S.: The White House. Memorandum of Telephone Conversation with President Boris Yeltsin, 30. 11. 1991.
Über den »russischen Raum« und die schon früh propagierten russischen nationalistischen Konstrukte eines neuen »eurasischen« Kontinents: Karl Schlögel: Grenzland Europa. Unterwegs auf einem neuen Kontinent (Frankfurt 2015), S. 175 ff. ↑

		So der in Breslau geborene Historiker Fritz Stern. S. a.: »Da schämte ich mich meines Hasses auf die Deutschen.« In: Stern, 16. 09. 2007 ↑

		Stephen Kotkin: Armageddon Averted. The Soviet collapse 1970–2000 (New York 2008). Zur Gründung der GUS: https://ru.wikisource.org/wiki/Соглашение_о_создании_Содружества_Независимых_Государств; 
Formal endet die Sowjetunion am 21. Dezember 1991 mit der Erklärung von Alma Ata.
Es gehört zu den eher surrealen Zufällen der Geschichte, dass am 20. Dezember der neu gegründete Nato-Kooperationsrat zum ersten Mal tagt, unter Teilnahme Russlands. Der (noch sowjetische) Botschafter Afanasjewskij wird während des Treffens herausgerufen. Eine halbe Stunde später kommt er zurück, leichenblass im Gesicht – er gibt zu Protokoll, dass die Sowjetunion formal aufgehört habe zu existieren. https://www.nato.int/cps/fr/natohq/declassified_136619.htm 
Die deutsche Botschaft aus Moskau meldet: »Es handelt sich um den Versuch eines Staatsstreichs auf kaltem Wege.« Bericht der Botschaft Moskau, 09. 12. 1991. In: Akten zur Auswärtigen Politik der Bundesrepublik Deutschland (AAPD) 1991 (Berlin, Boston 2022), Dokument 420 ↑

		Das von Wladimir Putin später zur Legitimierung seines Angriffskrieges benutzte toxische Konstrukt wird schon damals von Alexander Solschenizyn propagiert. Der ehemalige politische Gefangene und Literaturnobelpreisträger ist weltberühmt vor allem für sein Werk über die furchtbaren Wahrheiten des Archipel GULag. In seinem 1990 verfassten Traktat Wie wir Russland umbauen müssen zeichnen sich die Konturen von Putins Welt: antiwestlich, reaktionär, autoritär-orthodox und radikal national, imperial. Als 1998 sein Buch Russland im Absturz erscheint, soll Boris Jelzin persönlich angeordnet haben, ihn mit dem höchsten russischen Orden auszuzeichnen. Er lehnt ab: Er könne keine »Auszeichnung von einer Staatsmacht annehmen, die Russland an den Rand des Ruins getrieben hat«.
Im Juni 2007 ist das anders: Da besucht Präsident Putin den alten Mann in seiner Wohnung im Moskauer Vorort Troize-Lykowo und gratuliert ihm persönlich zum höchsten Staatspreis der Russischen Föderation. ↑

		PA AA, B 41-ZA/184113; Über die Politik gegenüber der Ukraine, Schrift aus dem Europa-Institut der Russischen Akademie der Wissenschaften, Juni 1992. Russische PR-Manöver diskreditieren die Ukraine, geleakte russische Strategiepapiere – ob echt oder nicht – skizzieren ein angeblich autoritär-nationalistisches Regime in Kyjiw, das auf Schwächung und Isolierung Russlands aus sei. ↑

		Mariana Budjeryn: Inheriting the Bomb. The collapse of the USSR and the nuclear disarmament of Ukraine (Baltimore 2023), S. 34 ff. Einer der Direktoren von Juschmasch, Leonid Kutschma, wird 1992 Ministerpräsident und von 1994 bis 2005 Präsident der Ukraine. In seine Amtszeit fällt der Mord an dem Journalisten Heorhij Gongadse. Eine Verwicklung Kutschmas wird nie bewiesen. ↑

		Dies macht auch US-Außenminister James Baker in einer Rede an der Princeton-Universität am 12. Dezember 1991 klar. Allerdings gibt es in der US-Administration anfangs unterschiedliche Positionen. Das Pentagon etwa favorisiert eine nuklear bewaffnete Ukraine – sie wäre eine Art »Versicherungspolice« gegenüber Russland. S.: Goldgeier, McFaul, Power and Purpose, S. 41 ff. ↑

		Boris Jelzin hat Bush – »Gorbatschow weiß von diesen Vorgängen nichts« – bereits am 8. Dezember 1991 aus der Belowescher Heide angerufen und ihm versichert, die Mitglieder der nunmehr neuen Staatengemeinschaft würden die Nuklearwaffen auf ihrem Territorium einem vereinten (russischen) Kommando unterstellen. Es handelt sich um eine ebenso komplizierte wie geheime Kommando- und Kontrollstruktur, nach dem georgischen »Kasbek«-Berg benannt, dazu eine Kommunikationsstruktur unter dem Namen »Kawkas«, Kaukasus; der nach dem »Tscheget«-Gipfel benannte Aktenkoffer – angeblich ein modifizierter schwarzer Samsonite – mit dem »Atomknopf« stets in Nähe des Oberkommandierenden – und der heißt noch bis Ende 1991 Michail Gorbatschow. ↑
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Spaltbares Material aus ukrainischen Nuklearwaffen wird über Russland auch in die USA verkauft, die es zur Verwendung in US-Atomkraftwerken nutzen.
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		PA AA, B 41-ZA/184062; Papier des Planungsstabes: Ukraine: Einige Überlegungen, Mai 1993 ↑

		PA AA, B 41-ZA/184060; Vermerk über den Bericht von Außenminister Kinkel in der Sitzung des Bundeskabinetts am 17. 02. 1993 ↑
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Die dort formulierten negativen Sicherheitsgarantien beinhalten das Versprechen, dass Nuklearmächte atomwaffenfreie Staaten nicht mit Nuklearwaffen angreifen wollen. Und falls dies doch passiere, müsse der UN-Sicherheitsrat angerufen werden. ↑
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		Ein vernichtender Bericht des britischen Parlaments, das der EU Elemente des Schlafwandelns zuschreibt: https://publications.parliament.uk/pa/ld201415/ldselect/ldeucom/115/115.pdf. Zu Janukowytsch und dem gescheiterten Gipfel in Wilnius Anfang 2014, s. a.: Merkel, Freiheit, S. 466 ff.: »Die Angst strebte durch jede Pore seiner Haut.« ↑

		https://www.bpb.de/themen/europa/ukraine-analysen/208863/analyse-missverstaendnisse-der-euromaidan-ukraine-von-der-sozialen-revolution-der-wuerde-zur-neukonfiguration-des-reformkontextes/  ↑

		https://www.spiegel.de/politik/ausland/steinmeier-in-ukraine-marathon-diplomatie-fuer-kompromiss-a-955029.html  ↑

		https://www.nytimes.com/2015/01/04/world/europe/ukraine-leader-was-defeated-even-before-he-was-ousted.html  ↑
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Putin sei regelrecht wütend auf Merkel gewesen, berichtet der Cellist Sergej Roldugin (ein enger Freund der Familie aus Petersburger Zeiten) über ein Gespräch mit Putin, weil sie seine Sorgen über Radikale in der neuen ukrainischen Regierung nicht ernst genommen habe und auch nicht die Verbrechen, die die ukrainische Armee an russischen Zivilisten verübe. Putin wolle jetzt keine Kompromisse mehr. S.: Steven Lee Myers: The New Tsar. The Rise and Reign of Vladimir Putin (New York 2015), S. 474 f. Zu Roldugin und einem Milliarden-Vermögen s. Panama Papers: https://panamapapers.sueddeutsche.de/articles/56eff9f22f17ab0f205e636a/  ↑
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		https://www.theguardian.com/world/2022/oct/02/us-russia-putin-ukraine-war-david-petraeus  ↑

		Gespräch mit William Burns, 30. 05. 2025. So auch in einem gemeinsamen Auftritt mit MI6-Chef Richard Moore im September 2024 in London. Burns sagt, niemand solle das Risiko einer Eskalation abtun, aber man dürfe sich auch nicht über Gebühr einschüchtern lassen. Das sei Putins Methode. ↑

		China has been trying to have it both ways. In: Financial Times, 03. 01. 2025 ↑

		Das Telefonat findet am 6. 11. 2022 statt. S. a.: https://www.nytimes.com/2022/05/31/opinion/biden-ukraine-strategy.html 
Kurz nach der China-Reise von Scholz kommt es auf dem G20-Gipfel auf Bali zu einer mit großer Mehrheit verabschiedeten Erklärung: »Der Einsatz oder die Androhung des Einsatzes von Atomwaffen ist unzulässig.« ↑

		»Scholzing«: Anfang 2023 wird ein Retweet des britischen Historikers millionenfach geklickt. Garton Ash gefällt ein Meme, das offenbar aus der Ukraine stammt. https://www.theguardian.com/commentisfree/2023/feb/03/germany-olaf-scholz-twitter-ukraine  ↑
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		Gespräche mit Robert Habeck, u. a. 21. 07. 2025 ↑

		So Merz in der ARD-Sendung »Maischberger« am 01. 07. 2025. Merz sagt auch, die finanzielle Unterstützung hätte von Beginn an umfangreicher sein müssen. ↑

		So die BND-Berichterstattung am 25. 02. 2022 ↑

		»In den USA beschäftigt sich später der US-Kongress mit dieser Fehleinschätzung. In Frankreich muss der Chef des französischen Militärgeheimdienstes wegen Fehlleistungen im Vorfeld der Invasion seinen Posten räumen. https://www.theguardian.com/world/2022/mar/31/french-military-spy-chief-eric-vidaud-quits-ukraine-failings  ↑

		Eine der seltenen Filmaufnahmen solcher Telefonate; gefilmt von dem französischen Dokumentarfilmer Guy Lagache für »Un Président, l’Europe et la Guerre«. Ausschnitte: Putin: »Du siehst doch selbst, was passiert. Du und Kanzler Scholz. Ihr habt mir gesagt, Präsident Selenskyj sei bereit zu einer Geste guten Willens, er habe ein Gesetz vorbereitet, um das Minsker Abkommen umzusetzen. Aber unser lieber Kollege Selenskyj macht nichts. Er lügt. Ich weiß nicht, ob du gestern seine Erklärung gehört hast, in der er sagt, die Ukraine müsse Atombomben bekommen.«… »Es handelt sich nicht um eine demokratisch gewählte Regierung. Sie ist über einen Staatsstreich an die Macht gelangt, es gab Leute, die bei lebendigem Leib verbrannt wurden, es war ein Blutbad, und Selenskyj ist einer der Verantwortlichen.«
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		Am Tag darauf wird die Entscheidung offiziell bekannt gegeben. Das Weiße Haus erklärt gegenüber der Bundesregierung, der innenpolitische Druck aus dem Kongress sei einfach zu stark geworden, der Stopp des Zertifizierungsverfahrens in Deutschland allein habe nicht ausgereicht. Aber öffentlich habe man der deutschen Seite doch den Vortritt gelassen. ↑

		So Rechtsanwalt Joachim Steinhöfel in einer Mail an die Autoren vom 10. 06. 2025 ↑

		Der Brief stammt vom 09. 08. 2022 und geht an Robert Habeck. Der Premierminister von Usbekistan, Abdulla Aripov, hat kurz zuvor bereits an Olaf Scholz geschrieben und sich für die Aufhebung der Sanktionen eingesetzt. ↑
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		Bundesakademie für Sicherheitspolitik: Sicherheitspolitisches Gespräch mit BND-Präsident Dr. Bruno Kahl, 22. 05. 2023 ↑
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		Zum Petersburger Dialog s. a.: Gemma Pörzgen: Dringend reformbedürftig. Der Petersburger Dialog auf dem Prüfstand. In: Osteuropa, 10/2010, S. 59–82 ↑

		Es ist der Tag, an dem Putin die »Unabhängigkeit« der »Volksrepubliken« im Osten der Ukraine anerkennt. Gespräch mit Ronald Pofalla, 14. 10. 2024 ↑

		Die vorzügliche Recherche dazu kommt von der Zeit und dem ARD-Magazin »Kontraste«; zu den Reisenden gehören 2024 und 2025 auch Matthias Platzeck, Martin Hoffmann, der langjährige Geschäftsführer des Deutsch-Russischen Forums und des Petersburger Dialogs, dazu Ronald Pofalla, der ehemalige Europaminister von NRW, Stephan Holthoff-Pförtner und einmal auch Ralf Stegner von der SPD, Unterzeichner des umstrittenen SPD-Manifests zum Frieden. S.: Die Baku-Connection. In: Die Zeit, 16. 10. 2024, sowie: Unter den Augen des Kreml. In: Die Zeit, 07. 05. 2025 ↑

		Zu dieser Einschätzung kommt das Auswärtige Amt nach einem Gespräch zwischen Baerbock und Außenminister Lawrow im Januar 2022. Lawrow weigerte sich, die Listungen der deutschen Nichtregierungsorganisationen zurückzunehmen, aber verwies als Gesprächsformat auf die »Potsdamer Begegnungen«, eine Veranstaltung des Deutsch-Russischen Forums. ↑

		https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/platzeck-russland-moskau-100.html  ↑

		Eine gute Chronologie in: Ein Tag ohne Ende. In: Süddeutsche Zeitung, 11. 02. 2023 ↑

		So Gerd Koenen in seinem Buch Im Widerschein des Krieges. ↑

		Putins Rede vor der Föderalen Versammlung am 29. 02. 2024 erinnert in Duktus und Rhetorik und Vergleichen an Stalins Ansprachen. http://kremlin.ru/events/president/news/73585  ↑
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